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Freie Aufwertung nach Wegfall der Hypothek. 


Von Oberlandesgerichtsrat Probſt, Stuttgart. 


19 Der Gläubiger einer Hypothek hat die Zahlung im Mai 
8 ohne Vorbehalt angenommen und die Hypothek am 
„Juni 1922 löſchen laſſen. Aufwertung der Hypothek nach 
5 14 oder 15 AufwöG. iſt ausgeſchloſſen. Dagegen läßt RG. 
16. Juni 1926: AufwRkſpr. 1926, 461 JW. 1926, 2358 — 
re 1926 Nr. 1855 die Aufwertung der Forderung gemäß 
0 2 AufwG. zu. Denn weil die Hypothek vor Inkrafttreten 
ber Aufwertungsgeſetze weggefallen ſei, muͤſſe die Forderung 
zinſichtlich der Aufwertung als eine ungeſicherte be 
handel 0 2 g, 5 05 9 
kei elt werden. Das wirkt ſich natürlich nur dann aus, wenn 
ine Vermögensanlage vorliegt, denn ſolche wäre auch un⸗ 
Sefichert nach 8 63 Abſ. 1 den Vorſchriften der 88 14 und 15 
din Dorfen; deshalb wurde im ſtreitigen Fall die Prüfung 
leſer Frage angeordnet. Die Entſcheidung hat im Schrifttum 
vor 9 Intereſſe erweckt, dagegen erwarten die Gläubiger, die 
ar dem 15. Juni 1922 Zahlung auf hypothekariſche Forde⸗ 
en aus gegenjeitigen Verträgen erhalten haben, jetzt rück⸗ 
kur nde Aufwertung. Dadurch, daß die Rückwirkungsgrenze 
fin ungeſicherte Forderungen, die nicht Vermögensanlagen 
ad, vom Rich. nunmehr auf Anfang 1920 zurückgeſetzt wurde, 
ächſt die Bedeutung der Entſcheidung. 
ve auf dieſe Entſcheidung hin ſolche Aufwertung zu⸗ 
illigt wurde, iſt nur vom LG. München bekannt; Urt. vom 
Fuli 1927, VII A 342. Dagegen finden ſich in AufmRfpr. 


1652 und ferner II 427 = JW. 1927, 1866 ein Beſchluß 
G., deren Begründung mit der RGentſch. nicht über- 
Dieſe Beſchlüſſe betreffen nicht den Fall einer 


Au 
war 
1924 
durch 
Bei. aufgewertet werden, ohne weiteres zu bejahen. Die 
punundung der Beſchlüſſe geht jedoch über dieſen Stand⸗ 


unkt hinaus. 
imm Nach Anſicht des OLG. Karlsruhe iſt eine Forderung 


et dann als hypothekariſch zu behandeln, wenn fie bei 
Bezahlung durch Hypothek geſichert war. Das wird 


nach dem Vorgang von Mügel und Levis aus 8 14 Satz 2 
Aufw®. geſchloſſen, der den Fall ſetzt, daß der Gläubiger bei 
Annahme der Leiſtung ſeine Rechte hinſichtlich der perſönlichen 
Forderung ſich vorbehalten, auf Aufwertung der Hypothek 
aber ausdrücklich verzichtet hat. Das Geſetz wolle nämlich den 
im Fall des § 14 Satz 2 übrigbleibenden Anſpruch immer 
als hypothekariſch behandeln, und dieſe Regelung müſſe auch 
dann Platz greifen, wenn der Fall des § 14 Satz 2 nicht vor⸗ 
liegt, ſondern Rückwirkung gemäß $ 15. Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus, daß die dingliche Sicherung zur Zeit der Zahlung 
entſcheidet, wäre auch für den erwähnten reichsgerichtlichen 
Fall die hypothekariſche Behandlung gegeben. Die Beweis⸗ 
führung des OLG. Karlsruhe führt jedoch über zwei Brücken, 
deren Tragfähigkeit zu gering iſt. Die erſtere Folgerung kann 
weder aus dem negativen Wortlaut noch aus dem Zuſammen⸗ 
hang oder aus der Entſtehungsgeſchichte begründet werden. 
Das Geſetz wollte den Streit um $ 11 der III. Steuer Not VO. 
beendigen und beſtimmen, daß der Vorbehalt Forderung und 
Hypothek gleichzeitig rettet oder keine von beiden. Davon ließ 
man eine Ausnahme zu für den konſtruierten Fall, daß der 
Gläubiger auf Aufwertung der Hypothek verzichtet. Daß die 
übrigbleibende Forderung der hypothekariſchen Aufwertung 
unterliege, iſt nirgends angedeutet und wird von Lehmann 
8 14 Anm. 7 verneint. Es fällt bei der Art des Zuſtande⸗ 
kommens des Geſetzes ſchwer, anzunehmen, daß ſich die Ge⸗ 
ſetzgeber darüber Gedanken gemacht haben. Jedenfalls iſt die 
zweite Folgerung abzulehnen, daß der angeblich in 8 14 Satz 2 
verborgene Rechtsſatz auf ähnliche Fälle auszudehnen ſei. 
Das verbietet ſich ſchon deshalb, weil dieſer Gedanke un⸗ 
möglich von allgemeiner Art ſein kann. Es iſt ein höchſt 
ſingulärer Fall, und es iſt, ſoweit bekannt, überhaupt nie 
vorgekommen, daß ein Gläubiger ſich hinſichtlich der Forde⸗ 
rung ſeine Rechte vorbehalten, dagegen „ſich ſeiner Rechte 110 
Aufwertung der Hypothek ausdrücklich begeben hat“. Hiernach 
iſt mit Lehmann 89 Anm. 2 feſtzuhalten, daß die Forde⸗ 
rung nach § 62 AufwG. zu behandeln iſt, wenn vor dem 
14. Febr. 1924 ein Dritter das Grundſtück gutgläubig nach 
Löſchung der Hypothek erworben hat. So auch OLG. Stutt⸗ 
gart: AufwRſpr. J, 600 und Boeſebeck: JW. 1926, 2637. 

Das OLG. Karlsruhe ſpricht wie das KG. davon, daß die 
Hypothek durch das AufwG. wieder aufgelebt ſei, weil fie 
unter § 15 fällt. Nimmt man an, daß die Forderung durch 
die PM.⸗Zahlung getilgt wurde und nur durch das AufwG. 
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wieder zum Leben erweckt werden konnte, fo iſt natürlich auch 
in dem reichsgerichtlichen Fall eine Aufwertung der im Mai 
1922 gezahlten Forderung unmöglich, weil dieſe vom AufwG. 
nicht wieder erweckt wurde. Richtigerweiſe wäre zu ſagen, die 
Hypothek habe außerhalb des Grundbuchs fortbeſtanden. Es 
zeigt ſich gerade an dieſen Fällen, daß die vielfach vertretene 
Auffaſſung, die Hypothek ſei durch die PM.⸗Zahlung in der 
Rückwirkungszeit erloſchen und erſt durch das AufwG. wieder 
aufgelebt, nicht zum Ziele führt. Denn dann hat ſie weder 
unter der III. Steuer NotVO. noch unter dem AufwG. be⸗ 
ſtanden und konnte unmöglich von letzterem erfaßt werden; 
das Wiederaufleben am 15. Juli 1925 war ja durch den vor⸗ 
herigen Eintritt des gutgläubigen Erwerbers abgeſchnitten. 
Nur die Auffaſſung, daß die Hypothek trotz Löſchung außer⸗ 
halb des Grundbuchs in Höhe des Aufwertungsbetrags fort⸗ 
beſtanden hat, bietet eine Grundlage dafür, daß die Forderung 
als hypothekariſch in die Geltungszeit der Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung hineinwuchs und von ihr erfaßt werden konnte. Dieſe 
Auffaſſung, die das RG. ſtets vertreten hat (Aufwꝗſpr. I, 34, 
166, 460), müßte alſo auch den genannten drei Beſchlüſſen 
zugrunde gelegt werden. 

Das KG. beruft ſich in zweiter Linie auf Art. 118 Abſ. 1 
Satz 2 DurchfVoO., wonach das AG., in deſſen Bezirk das be⸗ 
treffende Grundbuch geführt wird, für die Aufwertung der 
perſönlichen Forderung auch dann zuſtändig iſt, wenn eine 
Wiedereintragung des dinglichen Rechts nicht ſtattfindet. Nun 
handelt aber Art. 118, wie auch aus Abſ. 2 hervorgeht, nur 
von der örtlichen Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle, wäh⸗ 
rend in dem Fall des KG. die ſachliche beſtritten war. Die 
ſachliche Zuſtändigkeit, nämlich die Frage, ob eine Forderung 
als hypothekariſch zu behandeln iſt, beſtimmt ſich nach §8 69 
und 9 AufwG. Daß ſachliche Zuſtändigkeit vorliegt, iſt in 
Art. 118 vorausgeſetzt. Unter den perſönlichen Forderungen 
des Satz 2 können nur die geſicherten des Satz 1 verſtanden 
werden. Man kann daher aus Satz 2 nicht entnehmen, daß 
jedesmal, wenn keine Wiedereintragung der einmal beſtan⸗ 
denen Hypothek geſchieht, die Forderung der Aufwertungs⸗ 
ſtelle unterſteht. b 

Hiernach können die von den genannten OLG. entwickelten 
Gründe die eingangs erwähnte Anſicht des RG. nicht wider⸗ 
legen. Gebilligt wird dieſe Anſicht von Nadler, GBi u. A. 
3. Aufl. S. 28 Note. 

Von den Kommentaren hält gegenüber der RGE. vom 
16. Juni 1926 Mügel 5. Aufl. S. 589 an ſeiner Folgerung 
aus § 14 feſt und nimmt daran Anſtoß, daß der Gläubiger, der 
keinen Vorbehalt gemacht hat, günſtiger ſtehen ſoll, da in den 
Fällen des 810 fein Anſpruch gegenüber 88 62 u. 63 beſchränkt 
ſein kann. Schlegelberger 5. Aufl. führt S. 249 die 
RGE. v. 16. Juni 1926 nur dafür an, daß die hypothekariſche 
Sicherung als fortbeſtehend gilt, wenn nach den Vorſchriften 
über Vorbehalt oder Rückwirkung eine Hypothek trotz Löſchung 
aufgewertet iſt. Er geht nicht darauf ein, ob aufgewertet wird, 
wenn die Hypothek vor der Rückwirkungszeit bezahlt wurde. 
Ausführlich beſchäftigt ſich damit Quaſſowski 5. Aufl. 
S. 169. Er nimmt als Stichtag den 14. Febr. 1924 an, läßt 
ihn aber dann nicht gelten, wenn die dingliche Sicherung da⸗ 
durch gegenſtandslos geworden iſt, daß das dingliche Recht 
nach den Vorſchriften des AufwG. nicht aufgewertet wird, 
m. a. W.: Die Forderung wird immer als hypothekariſch be⸗ 
trachtet, wenn ſie zur Zeit der Zahlung dinglich geſichert war. 
Dem RG. wirft er einen circulus vitiosus vor: man könne 
nicht auf Grund der Zahlung einen Fortfall der dinglichen 
Sicherung annehmen, das hieße die geſetzliche Vorausſetzung, 
nämlich das Beſtehen einer hypothekariſch geſicherten Forde⸗ 
rung beſeitigen. Auf dieſer Vorausſetzung würde ſich die 
Folgerung aufbauen, daß die dingliche Sicherung fehle. Ein 
ſolch ſtarker Widerſpruch kann nun aber in den Gründen des 
NG. nicht gefunden werden. Dort iſt nur gejagt: die Hypo⸗ 
thek ſei lange vor Inkrafttreten der III. Steuer Not VO. ge⸗ 
löſcht und nicht von der Rückwirkung erfaßt worden; daher 
könne die perſönliche Forderung nach keinem der beiden Stich⸗ 
tage als durch Hypothek geſichert gelten. Hier muß aber 
allerdings die Frage aufgeworfen werden: Inwiefern bleibt 
bei dieſer Sachlage eine Forderung ohne Hypothek übrig, und 
feit wann beſteht ſie? Hat doch die III. Steuer Not VO. in 811 
die Aufwertung vorbehaltslos bezahlter Hypotheken und der 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


zugehörigen Forderung verboten. Ging alſo durch die Zah⸗ 
lung die Hypothek unter, dann auch die Forderung. Blieb 
trotz der Zahlung die Forderung teilweiſe beftehen, etwa bis 
zum 14. Febr. 1924, ſo blieb auch die Hypothek ſolange. Ging 
dann an dieſem Tag die Hypothek unker, warum nicht auch 
die Forderung? 

Die Anſicht des RG. findet ohne weiteres ihre Stütze, 
wenn man die Stichtage aufgibt und die hypothekariſche Auf 
wertung nur da anwendet, wo die Hypothek zur Zeit der 
Entſcheidung beſteht, im Grundbuch oder außer dem- 
ſelben. Die Regel, daß die Sachlage zur Zeit der Entſcheidung 
maßgebend iſt, gilt in allen Rechtsgebieten und iſt von mir in 
JW. 1925, 2216 und 2589 auch für das Aufwertungsrecht 
empfohlen worden. Was dagegen eingewendet wurde, ge 
dahin, daß die von der III. Steuer NotVO. ergriffenen Ur 
ſprüche mit dem Glockenſchlag des 14. Febr. 1924 „erſtarrt 
und einer weiteren Entwicklung nicht mehr fähig gemelen 
ſeien; Nadler: ZW. 1925, 2574; ähnlich S. 2533 u. 2544. 
Aber der Gedanke einer Erſtarrung iſt dem heutigen Rechte 
fremd und ſollte bei der Aufwertung von perſönlichen Forde 
rungen, die ja nur eine Ausgeſtaltung des Grundſatzes von 
Treu und Glauben bedeutet, beiſeite bleiben. Tatſächlich konn⸗ 
ten noch unter dem Aufiw®. die Parteien der Aufwertung der 
Forderung durch allerlei Rechtsakte Geſtalt geben: Antrag 
auf Herabſetzung, Anmeldung der Rückwirkung ), Einſpruch, 
Härtemilderung, Beteiligung des früheren Gläubigers nach 
§ 17, Antrag auf Abweichung vom normalen Höchſtſatz gemäß 
§ 12, Vereinbarung gemäß 8 67 Abſ. 3. Dazu kommt nach 
der Novelle die Befugnis des Gläubigers, die Umwandlung 
der Hypothek in eine Grundſchuld herbeizuführen. Iſt die 
Aufwertung nicht an 8 4 gebunden, jo kommt dazu das freie 
richterliche Ermeſſen hinſichtlich der Höhe. Es iſt Nadler 
zuzugeben, daß der Richterſpruch nur deklarativ wirkt; aber 
deklariert wird der heutige Zuſtand. Das Geſetz hat die Furl 
wirkung von Treu und Glauben in die Hände des Richters 
gelegt und kann deshalb keine Erſtarrung des Zuſtands vom 
14. Febr. 1924 oder v. 15. Juli 1925 wollen, ſo wenig, als 
z. B. in Mietſachen der Zuſtand beim Inkrafttreten des 
RM. maßgebend iſt. Vielmehr muß der Richter die Dinge 
in dem Zuſtand berückſichtigen, wie fie zur Zeit der Ente 
ſcheidung liegen. Um fo mehr muß der Richter beachten, ob 
die Forderung zur Zeit dinglich geſichert iſt oder nicht; er 
kann unmöglich die Umſtände des Einzelfalls pflichtgemäß 
würdigen, wenn er bei einer der wichtigſten Fragen von 
einem nicht mehr beſtehenden Zuſtand ausgeht. 

Dabei erhebt ſich bei Annahme von Stichtagen auch 
folgende Schwierigkeit: Im Fall der oben behandelten Be⸗ 
ſchlüſſe AufwRſpr. I, 543 und 652 und II, 427 war die Hypo 
thek vor Inkrafttreten des AufwG. durch Eintragung des 
gutgläubigen Grundſtückserwerbs endgültig untergegangen. 
Folglich kann, wenn die Forderung als hypothekariſch gelten 
ſoll, als Stichtag nur das Inkrafttreten der III. Steuer Not⸗ 
VO. in Betracht kommen. Es iſt aber gerade nicht die 
III. Steuer NotVO., welche die rückwirkende Aufwertung ohne 
Vorbehalt eingeführt hat, ſondern erſt das AufwG. an 
mag dieſes als Fortbildung der III. SteuerNotVO. anſehen, 
welche nach dem Ausſpruch von Neukirch die Hypotheken- 
aufwertung faſt in übereinſtimmender Weiſe mit dem AufwG. 
geregelt hatte; aber in dieſem beſonderen Punkt hat 8 11 der 
III. Steuer Not VO. gerade das Gegenteil vom Aufm®. vor 
geſchrieben und die Rückwirkung ohne Vorbehalt verboten 
Man kann daher unmöglich jagen: dadurch, daß die Hypothel 
von der III. Steuer NotVO. erfaßt wurde, jet fie der Rück⸗ 
wirkung ohne Vorbehalt teilhaftig geworden und mache da⸗ 
durch die Forderung zu einer hypothekariſchen i. S. des Aufm®- 
Man darf in dieſer Frage nicht mit Fiktionen arbeiten und 
etwa ſagen: Die Hypothek und die Forderung ſind durch die 
Zahlung als untergegangen anzuſehen, aber nach $ 15 rück 
wärts wieder zur Entſtehung gekommen und ſo zu ber 
urteilen, als ob fie die ganze Zeit über beſtanden hätten. 
Solch unbeſtimmte Ausdrucksweiſe kann dazu führen, daß das“ 


1) Daß nach Verſäumung der Anmeldung ein Verzicht auf je 
Hypothek die Forderung nicht rettet, liegt daran, daß bie Forderung 
durch die Versäumung erloſchen iſt (OLG. Karlsruhe: Dot V. 
1927, 486). 
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ſelbe Gericht bald annimmt, das Grundbuch ſei durch die 
RI k.⸗Löſchung unrichtig geworden, bald das Gegenteil (Aufw⸗ 
pr. II, 19 und 26). 
— Für die letztere Frage wie die Frage des Stichtags iſt 
chtig, wie man ſich das Verhältnis der III. Steuer Rot VO. 
zum Aufwöh. vorſtellt. Es iſt die Meinung vertreten worden, 
— 5 Grundbuch ſei bei der Löſchung in der Rückwirkungszeit 
u chtig geworden, während der Geltung der III. Steuer⸗ 
dien richtig geweſen und durch das Aufw c. wieder un⸗ 
ichtig geworden. Daß ein ſolches Hin und Her nicht der Ab— 
icht des Geſetzes entſprechen kann, liegt auf der Hand. Das 
17 06. hat die proviſoriſchen Aufwertungsbeſtimmungen der 
„Steuer Not VO. verbeſſert und ſich dabei völlig an ihre 
— geſetzt. Es wollte die Dinge von Anfang an regeln, 
0 daß die III. Steuer Not VO. objektiv ausſcheidet und das 
rundbuch immer unrichtig geblieben iſt. Eine ſolche „rück— 
tiende Kraft“ des AufivG. bedeutet keine Fiktion, wie 
mar ſchwald: JW. 1927, 759 annimmt; die Sache wird 
at ſo angeſehen, „als ob“ das AufwG. ſchon zur Zeit der 
aöſchung Geltung gehabt und „als ob“ die gelöſchte Hypothek 
außerhalb des Grundbuchs fortbeſtanden hätte, ſondern das 
hat weg, deklariert, daß die Hypothek tatſächlich fortbeſtanden 
14. Ohne dieſe Feſtſtellung kann auch der Stichtag des 
5 Febr. 1924 nicht feſtgehalten werden, denn er kann nur 
wſteben, wenn das Verbot der Rückwirkung ohne Vorbehalt, 
e es in 8 11 der III. Steuer Not VO. ausgeſprochen iſt, 
ie zur Wirkung kam. 
(ei Hält man dies feſt, ſo ift der reichsgerichtlichen Ent- 
i eidung auch dann beizutreten, wenn man mit der herr⸗ 
Alten Meinung den 14. Febr. 1924 als Stichtag für die 
aaliche Wirkungsmacht des Aufw®. gelten läßt. Nadler 
gt S. 1 der GB. u. A.: 


bi „Nach der herrſchenden Meinung iſt die Aufwertung 
te von ſelbſt eintretende Einwirkung der Geldentwertung 
auf den Inhalt des Schuldverhältniſſes. Die Gläubiger 
hatten nach dem allgemeinen bürgerlichen Recht aufgewertete 
Anſprüche erlangt, deren Höhe nach den Grundſätzen der 
Individualaufwertung hätte bemeſſen werden müſſen. Die 
II. Steuer Not VO. und das AufwG. gaben dem Gläubiger 
nicht etwa was er noch nicht hatte, ſondern ſie entzogen und 
beſchränkten die Rechte, die ihm nach dem allgemeinen 
bürgerlichen Recht erwachſen waren.“ 


ſprü Demnach war die im Mai 1922 bezahlte Forderung ur⸗ 
5 nglich nach bürgerlichem Recht aufgewertet. Forde⸗ 
teach und Hypothek blieben trotz der Zahlung zu einem Be⸗ 
gag beſtehen, der nach Treu und Glauben durch die PM.- 
Gahlung noch nicht getilgt war. Die III. Steuer NotVO. in 
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88 3 und 12 und das AufwG. in 8 62 haben dieſe nach all- 
gemeinen Vorſchriften eingetretene Aufwertung grundſätzlich 
anerkannt, jedoch wurden für Hypotheken Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen getroffen, die teilweiſe auch die geſicherten Forde⸗ 
rungen umfaßten. Dieſe Ausnahmen traten am 14. Febr. 1924 
in Kraft, und die Vorſchriften des AufwG. wirkten auf dieſen 
Tag zurück. So ſtand nach $ 15 AufwG. dem Gläubiger, der 
die Zahlung in der Rückwirkungszeit vorbehaltlos an⸗ 
genommen hatte, ſchon am 14. Febr. 1924 die Hypothek zum 
Aufwertungsbetrag von 25 % abzüglich des Goldmarkbetrags 
der Zahlung zu, weil ſie zu dieſem Betrag außerhalb des 
Grundbuchs fortdauerte; dagegen keine Hypothek mehr, wenn 
die vorbehaltloſe Annahme im Mai 1922 geſchehen war. 
Die perſönliche Forderung wurde im erſteren Fall als 
hypothekariſch aufgewertet, im zweiten lag zu ſolcher Bin⸗ 
dung an die Hypothek kein Grund vor, nachdem die Hypo⸗ 
thek am 14. Febr. 1924 weggefallen war. Vielmehr blieb 
hier die Forderung eine unter den allgemeinen Vorſchriften 
ſtehende; denn ſie fand im neuen Recht keine Sonderbeſtim⸗ 
mung vor, insbeſ. nicht das Verbot einer Aufwertung der 
vor dem 15. Juni 1922 bezahlten Anſprüche. Dieſes Verbot 
wirkte nur auf die am Stichtag geſicherten Forderungen ein, 
aber nicht weiter zurück. Somit trat die Löſung der Forde⸗ 
rung von der Hypothek nicht etwa bei der Zahlung ein, und 
damit erledigt ſich wohl der Einwand von Quaſſowski: 
es ſei nicht angängig, auf Grund der Zahlung einen Fortfall 
der dinglichen Sicherung anzunehmen. 

Ohne weiteres zuzugeben iſt, daß es ſich hier um Fragen 
handelt, die ſich niemals reſtlos beantworten laſſen. Um das 
Aufwertungsproblem zu bezwingen, mußte eben der Geſetz⸗ 
geber durchgreifen, ohne lange nach der rechtlichen Geſtaltung 
und nach dem Verhältnis zum bürgerlichen Recht zu fragen. 
Eben deswegen ſoll aber der Richter in das Geſetz nicht mehr 
hineinlegen als daraus deutlich hervorgeht. Fragt man nach 
einem wirtſchaftlichen Grund für die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung, jo genügt es, darauf hinzuweiſen, daß das AufwG. 
dazu neigt, den Grundbeſitz zu ſchonen. Dem Gläubiger, der 
auf das Grundſtück losgeht, gebietet es weitgehend Einhalt, 
und die perſönliche Schuld kann den Druck der Hypothek ver⸗ 
ſtärken. Dem bloßen Forderungsgläubiger ſoll dagegen der 
bekannte Grundſatz zugute kommen, daß das Geſetz eng aus⸗ 
zulegen iſt, wo es die Gläubigerrechte beſchränkt. Von dieſer 
Unterſcheidung aus kann es auch hingenommen werden, daß 
eine Kaufgeldforderung manchmal durch Befreiung von den 
hypothekariſchen Vorſchriften bei der Aufwertung gewinnt; 
jedenfalls wäre es noch weniger billig, die Forderung des⸗ 
halb, weil ſie früher einmal dinglich geſichert war, ſchlechter 
zu ſtellen als andere ungeſicherte Forderungen. 


dur Tragweite des 87 des Aufwertungsgeſetzes. 


A. 
Von Juſtizrat Dr. Albert Breslauer, Breslau. 


Na Es ift beſtritten, ob der durch 8 7 AufwG. geſchaffene 
Ge; Vorbehalt nur zu Laſten der bei Inkrafttreten dieſes 
den des beſtehenden oder kraft Aufwertung wieder aufleben⸗ 
Rech Hypotheken gilt oder auch zu Laſten ſpäter eingetragener 
gte, ob er alſo nur relative oder abſolute Wirkung hat. 
rtlaut, Entſtehungsgeſchichte und wirtſchaftlicher Zweck des 
ergeben die abſolute Geltung des Rangvorbehalts. 
1. 8 7 Abſ. 1 und 3 ſprechen ohne jede Einſchränkung von 
in „„nachgehenden Rechten“. In denjenigen Beſtimmungen, 
ordnerchen das Geſetz den Rang behandelt und ihn relativ 
Der a vill, iſt dies ausdrücklich gefagt, fo in 88 6, 20, 21. 
Aug 22 trifft beſondere Beſtimmungen über eine zeitliche 
Wenn altung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. 
it f auch die Redaktion des Geſetzes vielfach mangelhaft 
95 0 gilt dies am wenigſten vom § 7, obwohl er feine Faſ⸗ 
balken han der zweiten Leſung des Reichstagsplenums er⸗ 


Abſ. 4 des 8 7 läßt den wertbeſtändi 
gen Rechten den 
Rangvorbehalt an Stelle des Eigentümers zugute kommen. 


Nach allgemeiner Meinung gilt Abſ. 4 nur für die am 16. Juli 
1925 bereits beſtehenden Rechte. Da ſpäter eingetragene 
Rechte das Einrückungsrecht nicht haben, ſo rangieren ſie an 
der Stelle ihrer Eintragung und folgerichtig hinter dem 
Rangvorbehalt. Sollte letzteres nicht gelten, ſo mußte es 
mindeſtens hier zum Ausdruck kommen. 

2. Im Ausſchuß war in der zweiten und dritten Leſung 
des Geſetzes eine zeitliche Grenze der Befugnis in Ausſicht 
genommen. Seine jetzige Faſſung hat § 7 Abſ. 3 erſt in der 
zweiten Leſung des Reichstagsplenums erhalten. Dabei wurde 
der bisherige Standpunkt bewußt verlaſſen; in der Antrags⸗ 
begründung zu der ſchließlich zum Geſetz erhobenen Faſſung 
heißt es: 

Dieſe Eintragung einer Eigentümerhypothek wirkt auf 
die ſpäteren Eintragungen und deren Rang zurück. Das 
Recht, die Befugnis des Eigentümers auf Eintrag dieſer 
Eigentümerhypothek beſteht, ohne daß die Befugnis in das 
Grundbuch eingetragen iſt, und ſoll auch in Zukunft be⸗ 
ſtehen, ohne daß dieſe Befugnis eingetragen wird. Nach 
der bisherigen Faſſung ſoll eine Nötigung für den Eigen⸗ 
tümer beſtehen, dieſe ſeine Befugnis bis zum 1. Jan. 1926 
eintragen zu laſſen. Dieſe Nötigung wollen wir durch 
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unſere neue Faſſung wegfallen laſſen. Dadurch wird der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht alteriert; denn das 
Grundbuch gilt nur in Verbindung mit dem beſtehenden 
Geſetze, und aus dem beſtehenden Geſetze geht hervor, daß 
die Eigentümergrundſchuld eben ex lege beſteht. 

Die Bemerkung, daß der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs „nicht alteriert“ werde, iſt freilich unrichtig. Aber das 
Geſetz iſt eben über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
durch §7 bewußt hinweggeſchritten. 

3. Der Rangvorbehalt gilt nach der herrſchenden, vom 
RG. und KG. gebilligten Meinung als ein ausgeſonderter 
Teil des Eigentumsrechts. Da das Ganze ein abſolutes Recht 
iſt, muß es auch der ausgeſonderte Teil ſein und bleiben. Die 
Abſolutheit des Rangvorbehalts iſt alſo ſchon begrifflich 
gegeben. 

4. Der Zweck des Geſetzes iſt, dem Eigentümer die Mög⸗ 
lichkeit des Realkredits zu verſchaffen. Dieſe Möglichkeit ſetzt 
voraus, daß dem Gläubiger ausreichende dingliche Sicherheit 
gewährt werden kann. Das iſt aber nur im Rahmen der 
Sicherheitsgrenze für Mündelgeld denkbar. In Anbetracht der 
rechtlichen und tatſächlichen Schwierigkeiten, welche bei der 
Feſtſtellung und Eintragung eines Rangvorbehalts zu über⸗ 
winden find, kann es ſehr wohl vorkommen, daß der Eigen- 
tümer gezwungen iſt, ſich Geld unter läſtigen Bedingungen 
an letzter Stelle zu beſchaffen oder daß in der Zwiſchenzeit 
durch einen perſönlichen Gläubiger die Eintragung einer, 
Zwangshypothek herbeigeführt iſt. Wenn ſolchen Belaſtungen 
der Vorrang gebührt, jo iſt der Rangvorbehalt wertlos ge- 
macht. Andererſeits iſt der Geldgeber, welcher nach Inkraft⸗ 
treten des Aufwertungsgeſetzes das Grundſtück an bereiter 
Stelle beliehen hat, nicht benachteiligt, wenn ihm eine Hypo⸗ 
thek oder Grundſchuld auf Grund des Rangvorbehalts vor- 
geht; denn er mußte mit der Einſchiebung einer Belaſtung 
auf Grund des 8 7 rechnen. Iſt der Rangvorbehalt, und zwar 
— wie erforderlich — ziffermäßig eingetragen, ſo iſt nicht 
abzuſehen, warum die Wirkung eine andere ſein ſoll, als im 
Fall des 8 881 BGB. Da aber Abſ. 3 des §7 ausdrücklich 
beſtimmt, daß die Wirkung kraft Geſetzes ebenſo wie bei Ein⸗ 
tragung eintritt, ſo iſt der Rückſchluß geboten, daß dasjenige, 
was zweifellos bei Eintragung gilt, auch ohne ſie eintritt. 

Sit der Vorbehalt gemäß 87 durch Eintragung einer 
Hypothek oder Grundſchuld ausgenutzt und wird unmittelbar 
danach eine Belaſtung an bereiteſter Stelle beſtellt, ſo kann 
durch dieſe Beſtellung der bereits begründete Rang der Be⸗ 
laſtung aus 87 nicht beeinträchtigt werden. Wie, wenn die 
Belaſtungen gleichzeitig erfolgen? Eine uunterſchiedliche 
Behandlung dieſer einzelnen Tatbeſtände wäre unbefriedigend 
und iſt ſicher vom Geſetz nicht gewollt. 

5. RG.: IW. 1927, 21052 hat entſchieden, daß der 
Rangvorbehalt nur den bei Inkrafttreten des Geſetzes be= 
ſtandenen Rechten vorgeht, nicht den erſt ſpäter begründeten. 
Auf Grundlage obiger Ausführungen muß dieſer Beſchluß 
als rechtsirrig bezeichnet werden. Seine Begründung iſt in 
allen Stücken unhaltbar. 

a) Das RG. beruft ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes auf den Ausſchußbericht S. 7. Dieſer Paſſus des Be⸗ 
richts bezog ſich aber auf die Faſſung erſter Leſung im Aus⸗ 
ſchuſſe, die eine dem Abſ. 3 des $ 7 entſprechende Beſtimmung 
überhaupt noch nicht enthielt. Die weitere Entwicklung iſt oben 
zu 2 und von Harmening in der Anm. A a. a. O. ge⸗ 
ſchildert. Es iſt befremdlich, daß das RG., wenn es auf die 
Geſetzesmaterialien überhaupt einging, die allein weſentlichen 
Stücke außer acht ließ und ſich für ſeine Entſcheidung auf die 
Materialien berief, während ſie tatſächlich nur für das Gegen⸗ 
teil verwertbar ſind. 

b) Hieraus und aus dem zu 4 Geſagten ergibt ſich, daß 
der Zweck des Geſetzes durch den Beſchluß des RG. ver⸗ 
eitelt wird. 

c) Die Auslegung der Worte „nachgehendes Recht“ iſt 
gezwungen (vgl. oben zu 1). Dasſelbe gilt von der Aus⸗ 
legung des 8 7 Abſ. 3. Er konnte nicht die Beeinträchtigung 
des Rangvorbehalts durch die Vorſchriften über den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs zum Gegenſtand haben, denn 
dieſe waren ſchon durch Abſ. 1 ausgeſchaltet. 
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d) Daß die Analogie des § 881 trotz der Verſchieden⸗ 
heiten der beiden Geſetzesbeſtimmungen beachtlich erſcheint, iſt 
oben zu 4 erörtert. 

Nach alledem iſt der Kritik Harmenings a. a. O. bei⸗ 
zutreten, während die zuſtimmenden Außerungen Abrah ams 
(daſelbſt zu B), der den RGBeſchl. als „klar und überzeugend 
charakteriſiert, einer Nachprüfung nicht ſtandhalten. Wenn er 
das RG. lobt, weil es mit dankenswerter Beſchleunigung dieſe 
Rechtsfrage noch vor den Gerichtsferien entſchieden habe, ſo 
iſt darauf zu entgegnen, daß die Richtigkeit über die Fixigkeit 
geht. Daß aber die Entſcheidung in ihrem ſachlichen Gehalt 
nicht Klärung, ſondern Verwirrung bringt, hebt Har me⸗ 
ning a. a. O. zutreffend hervor. 


Hoffentlich kommt das RG. bald in die Lage, ſeine An⸗ 
ſicht zu revidieren. 


B. 
Von Staatsſekretär a. D. Wirklicher Geheimer Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Breslauer greift ebenſo wie Harmening in ſeiner 
Anmerkung S. 2105 den Beſchluß des RG. v. 7. Juli 1927 
ſcharf an. Harmening will aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes nachweiſen, daß die Auslegung des RG. mit dem 
Zwecke des Geſetzes in „kraſſem Widerſpruch“ ſteht. Die Ent⸗ 
ſchiedenheit, mit der dieſe Behauptung aufgeſtellt wird, ſteht 
nicht im Einklang mit der Beweiskraft der dafür aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes beigebrachten Gründe. Wenn 
das RG. ſich auf S. 7 des Ausſchußberichts beruft, ſo kann 
dem nicht entgegengehalten werden, daß die Stelle ſich auf die 
Faſſung erſter Leſung beziehe, in dem eine dem 8 7 Abf. 3 
entſprechende Beſtimmung nicht enthalten geweſen ſei. Denn 
die Vorſchrift des $ 7 Abſ. 3 hat nur das in Abf. 1 begründete 
Recht des Eigentümers gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ſicherſtellen wollen, hat aber im übrigen an 
dem Zweck des Geſetzes nichts geändert. Die entſcheidende 
Frage iſt die, welches der Inhalt der Befugnis iſt, die ſicher⸗ 
geſtellt werden ſollte. Für dieſe Frage iſt aus den von Har- 
mening angezogenen Geſetzesmaterialien nichts Ausſchlag⸗ 
gebendes zu entnehmen. Wenn es in dem Bericht S. 42 zur 
Begründung des Beſchluſſes, die in der zweiten Leſung be’ 
ſchloſſene Eintragungsfriſt v. 1. Okt. 1925 bis zum 1. Jan. 
1926 zu verlängern, heißt, daß die Friſt v. 1. Okt. 1925 nicht 
ausreiche, den Rang für die Kredithypothek des Eigentümers 
gegenüber „Neueintragungen“ zu erhalten, jo können Hier 
unter Neueintragungen ſehr wohl Eintragungen verſtanden 
werden, die ſich auf ein bereits bei Inkrafttreten des Geſetzes 
eingetragenes Recht beziehen, und die Stelle muß fo ver 
ſtanden werden, wenn man ſie mit dem Wortlaut des Be⸗ 
ſchluſſes des Ausſchuſſes vergleicht. Denn dieſer lautet dahin: 


„Die Befugnis, an der vorbehaltenen Rangſtelle eine 
Hypothek oder Grundſchuld einzutragen, wird, auch 10 
lange die Befugnis nicht eingetragen ift, dadurch nicht be⸗ 
rührt, daß ein im Range nachgehendes aufgewertetes 
Recht vor dem 1. San. 1926 von einem Dritten ex 
worben iſt.“ 


Geſichert werden ſollte alſo nur der Vorrang vor einem 
aufgewerteten Rechte gegenüber einem Dritten, der dieſes 
Recht in gutem Glauben erworben hat. 


Was ſodann die Ausführungen anlangt, die Abgeordneter 
Dr. Heinze in der zweiten Leſung im Reichstagsplenum 9% 
macht hat, ſo ergeben ſie nur, daß die Friſt des 1. Jan. 192 
beſeitigt werden ſollte, und daß die Befugnis des Eigen“ 
tümers, auch wenn ſie nicht eingetragen war, dauernd ohne 
Beeinträchtigung durch den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs fortbeſtehen ſollte. An dem Inhalt des Rechts wurde 
aber durch den Antrag, den der Abg. Dr. Heinze begründete, 
nichts geändert. Der dauernde Schutz gegen den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs hat auch dann einen guten Sinn, 
wenn als Inhalt der Befugnis das Recht angeſehen wird, 
Hypotheken oder Grundſchulden mit Vorrang vor den bis zum 
Inkrafttreten des Aufwertungsgeſetzes begründeten Rechten 
eintragen zu laſſen. Daß aber eine Auslegung des Geſetzes, 


8. Jahrg. 1927 Heft 44] 


welche den Inhalt der Befugnis in dieſer Weiſe auffaßt, 
durchaus mit den Geſichtspunkten übereinſtimmt, mit denen 
die Rangbefugnis des Eigentümers begründet worden iſt, er⸗ 
gibt folgende Erwägung. Trotz aller Anderungen, welche die 
Faſſung des § 7 im Laufe der Beratungen erfahren hat, iſt 
der Grundgedanke der Vorſchrift derſelbe geblieben, wie bei 
dem in erſter Leſung gefaßten Beſchluſſe. Zur Begründung 
dieſes Beſchluſſes heißt es auf S. 7 des Ausſchußberichts: 


„Bei allgemeiner Abwertung auf 25 v. H. erhalten 
die zweiten und folgenden Hypotheken möglicherweiſe Rang⸗ 
ſtellen, die beſſer find als ihr Rang zur Zeit der Rechts⸗ 

egründung. Andererſeits beſteht für den Eigentümer land⸗ 
wirtſchaftlichen Beſitzes — aber auch für den Hausbeſitzer 
— ein Kreditbedürfnis, das um ſo ſchwerer zu befriedigen 
iſt, je mehr alte Hypotheken der neuaufzunehmenden vor⸗ 
gehen. Unter Wahrung des Grundſatzes, daß das auf⸗ 
gewertete Recht möglichſt den alten Rang behält, erſcheint 
deshalb eine Rangverteilung empfehlenswert, bei der der 

Eigentümer an kreditfähiger Stelle einen kreditfreien Platz 
erhält, der Hypothekengläubiger aber nicht ſchlechter im 
Range ſteht als zur Zeit der Begründung ſeines Rechts.“ 


„Hiernach iſt der Zweck des Geſetzes geweſen, dem Kredit- 
bedürfnis des Eigentümers zu dienen. Die Gewährung eines 
borrangs, für eine von ihm zu beſtellende Hypothek vor be⸗ 
ſtehenden Rechten, iſt aber deshalb für zuläſſig erachtet wor⸗ 
en, weil bei der Eintragung dieſer Rechte damit gerechnet 
werden mußte, daß die vorgehenden Rechte höher als auf 
5 9% aufgewertet werden und fie daher eine unberechtigte 
erbeſſerung ihres Ranges erfahren, wenn ihnen nunmehr 
orgehende Rechte nur mit einem Aufwertungsbetrage von 
% vorgehen. Dieſe Erwägung trifft aber nur zu für Rechte, 
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die eingetragen find, ehe durch das Aufwertungsgeſetz die 
Frage des Aufwertungsſatzes entſchieden war. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſpricht daher nicht 
gegen, ſondern für die Auslegung des RG. Nur ſie iſt aber 
auch aus inneren Gründen gerechtfertigt. Gewiß führt der 
Beſchluß des RG. gegenüber der abweichenden Praxis vieler 
Gerichte dazu, daß Berichtigungen des Grundbuchs vorge⸗ 
nommen werden müſſen, und daß auch von Amts wegen, 
worauf die Verfügung des preuß. Juſtizminiſters v. 19. Sept. 
1927 (JM Bl. 303) hinweiſt, gemäß $ 54 GBO. Widerſprüche 
eingetragen werden müſſen. Solche Berichtigungen oder 
Widerſprüche kommen aber doch nur in Frage, wenn Neuein⸗ 
tragungen vorgekommen find, ſei es auf Grund einer Ber 
willigung des Eigentümers, ſei es als Zwangshypotheken, und 
im erſteren Falle das Rangverhältnis zum Rangvorbehalt 
nicht durch Vereinbarung geregelt iſt. Denn, wenn bei der Be⸗ 
willigung der Eintragung einer Hypothek zum Ausdruck ge⸗ 
bracht wird, daß ſie den Rang hinter der Befugnis des Eigen⸗ 
tümers haben ſolle, ſo behält es dabei natürlich ſein Be⸗ 
wenden. Inwieweit hiernach Berichtigungen des Grundbuchs 
notwendig werden, vermag ich nicht zu überſehen. Sollte es in 
großem Umfange der Fall ſein, ſo wäre dies bedauerlich. Die 
ſich hieraus ergebenden Nachteile müſſen aber m. E. in Kauf 
genommen werden, weil der Rechtszuſtand, der bei Annahme 
einer abſoluten Wirkung des Rangvorbehalts eintreten würde, 
mit ſchweren Unzuträglichkeiten verknüpft ſein würde. Die Be⸗ 
fugnis des Eigentümers iſt nicht pfändbar, und es würde da⸗ 
her der Eigentümer die Möglichkeit haben, ſein Grundſtück 
zum Nachteil ſeiner Gläubiger mit einem ihnen auch im Falle 
der Eintragung von Zwangshypotheken vorgehenden Rechte zu 
belaſten. Das RG. bezeichnet mit Recht dies Ergebnis als un⸗ 
annehmbar. 


die Eigentümergrundſchuld im Fuſammenhang mit dem Tilgungsfond bei 
den Amortiſationshypotheken der preußiſchen Landſchaften und Ritterſchaften. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Rohlfing, Berlin. 


wi In Preußen ſind die Landſchaften und Ritterſchaften die 
Kun ften Träger des langfriſtigen landwirtſchaftlichen Real⸗ 
Pe its. Die dem Kreditverband angeſchloſſenen Grundbeſitzer 
erhalten von der Kreditanſtalt Pfandbriefe, bei den hannvver⸗ 
Keen Ritterſchaften Schuldverſchreibungen, deren wirtſchaft⸗ 
achen Wert fie durch Verkauf erlangen. Zur Sicherung der 
ſlandbriefſchuld muß zugunſten der Landſchaft eine Hypothek 
5 Grundbuch innerhalb der Beleihungsgrenze eingetragen 
Die Hyvotheken find als Tilgungshypotheken zu 
10 Dabei werden neben den Zinſen und dem Ver⸗ 
rüdtungszuſchlag jährlich immer gleichbleibende Beträge zu⸗ 
gezahlt, die das Darlehn abbürden ſollen. 
8 Während bei den Tilgungshypotheken der Sparkaſſen, 
zaßtſicherungsanſtalten und Hypothekenbanken in Höhe der ge⸗ 
en ten Tilgungsbeiträge jeweils eine Eigentümergrundſchuld 
Luſteht, war dieſes bei den in der Vorkriegszeit zugunſten der 
noichaften eingetragenen Hypotheken während der laufenden 
ſch gungszeit ausgeſchloſſen. Bei den älteren und neuen Land⸗ 
anten und den Ritterſchaften wurden die Tilgungsbeiträge 
mtlicher Kreditverbundenen im Tilgungsfonds der Land⸗ 
u angeſammelt. Der einzelne Beitrag wurde dem Guts⸗ 
Nen im Spezialkonto gutgeſchrieben, ſodaß er nur eine 
die nliche Forderung in Höhe feines Guthabens beſaß, gegen 
Sa die Landſchaft am Ende der Tilgungszeit oder, ſoweit die 
Neem den eine frühere Abhebung des Guthabens zuließen, an 
leh em ſatzungsgemäß beſtimmten Zeitpunkt mit ihrer Dar⸗ 
nsforderung aufrechnete ). 
ſind Die Pfandbriefe, die vor dem Kriege ausgegeben waren, 
Ei ebenſo wie die Hypothekenforderungen von der Geld- 
95 Land e Sr haben infolge der Ablöſungspflicht 
en heute keine praktiſche Bedeutung. Seit 1925 


1) Sachs: 


576 fl. Ihering J. 57, 323 ff.; Leweck: Gruch Beitr. 42, 


Brünneck, Pfandbrieſſyſtem der preuß. Landſchaften, 1910. 


gingen die Landſchaften dazu über, Goldpfandbriefe, die han⸗ 
noverſchen Ritterſchaften Goldſchuldverſchreibungen auszugeben, 
durch deren Verſilberung die Grundſtückseigentümer die Dar⸗ 
lehnsſumme erlangen. Nach dem Stande v. 30. Juni 1927 
befanden ſich über 600 Millionen Goldpfandbriefe und etwa 
5 Millionen Goldſchuldverſchreibungen der preußiſchen Land⸗ 
ſchaften und Ritterſchaften im Umlauf. Bei der Bedeutung 
der Goldpfandbriefe im heutigen wirtſchaftlichen Verkehr er⸗ 
ſcheint eine Unterſuchung über den jetzigen Rechtszuſtand in 
der Behandlung der Tilgungsbeiträge, insbeſondere des Til⸗ 
gungsfonds nach den Satzungsänderungen erſprießlich. 

J. Der Tilgungsfond im allgemeinen. 

1. Die neue ſtatutariſche Regelung. 


Die Deckung der Pfandbriefgläubiger beſteht in dem Ver⸗ 
mögen der Landſchaft, ihrem Sicherheitsfond und der Geſamt⸗ 
heit der Hypothekenforderungen. Für jedes Pfandbriefdarlehn 
muß eine Hypothek nach dem Geſetz über wertbeſtändige Hypo⸗ 
theken in gleicher Höhe eingetragen werden. Die Zinſen der 
Pfandbriefe und die zur Einlöſung der ausgeloſten Pfand⸗ 
briefe erforderlichen Beträge werden zunächſt aus den Zins⸗ 
eingängen und den Tilgungsbeiträgen beſtritten. Jeder Pfand⸗ 
briefſchuldner iſt verpflichtet, außer den Zinſen und dem Ver⸗ 
waltungskoſtenbeitrag einen Tilgungsbeitrag, in der Regel 
½ % jährlich, zu entrichten. Bei der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
und dem Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtitut iſt die Til⸗ 
gungspflicht auf den Betrag der Hypothek beſchränkt, der die 
Hälfte der zuläſſigen Beleihung überſchreitet?). Bei den älte⸗ 
ren preußiſchen Landſchaftens) und den neueren Land⸗ 


2) 8 8a des Stat. v. 30. Aug. 1869 i. d. Faſſ. des Nachtrags 
von 1926: Neues Brandenburgiſches Kreditinſtitut. 

3) Oſtpreuß. Landſch. 8 7, Nachtr. Va von 1926, und Teil 5 
87 von 1925; Kur⸗ u. Neum. Ritterſch., Nachtr. 1925 8 7: Schlef. 
Landſch., Nachtr. 1925, 1927 56, 
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ſchaften⸗), ſowie den Ritterſchaften von Hannovers), werden 
die gezahlten regelmäßigen Tilgungsbeiträge zu einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Fond vereinnahmt, der von dem übrigen Ver⸗ 
mögen des Kreditinſtituts getrennt gehalten wird. Die ge⸗ 
zahlten Tilgungsbeiträge werden halbjährlich in Goldpfand⸗ 
briefen angelegt, die teils durch Ankauf im freien Verkehr, 
teils durch Einziehung gekündigter Pfandbriefe beſchafft wer⸗ 
den. Entſprechend der Höhe der Beiträge werden auf das 
einzelne Grundſtückskonto die Goldpfandbriefe nach ihrem 
Nennwert verteilt. Während bei den Hypothekenbanken jeder 
Tilgungsbeitrag die Hauptforderung in der gezahlten Höhe 
tilgt, der Zinsbetrag von Jahr zu Jahr ſich ändert, und da⸗ 
durch der Tilgungsbeitrag immer größer wird, bleiben Zinſen 
und Tilgungsbeiträge bei den Landſchaften konſtant. Die 
Landſchaft verzinſt zwar dem Eigentümer ſein Guthaben in 
Höhe von 4%. Bei der Sächſiſchen Landſchaft erhöht ſich das 
Guthaben noch um den Anteil an den Verwaltungsüber⸗ 
ſchüſſen. Neben dieſen Zwangstilgungsbeiträgen kann ſich der 
Eigentümer zu einer höheren Tilgungsrate verpflichten, ſo 
insbeſondere bei dem Kursdifferenzdarlehn der Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaft. Bei der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
werden die höheren Tilgungsbeiträge zu einem freiwilligen 
Tilgungsfond angeſammelt, der dem Zwangstilgungsfond ent⸗ 
ſprechend geſtaltet iſt. Dagegen ſchreiben die Landſchaften die 
freiwilligen, nicht vereinbarten, früheren Rückzahlungen dem 
Tilgungskonto zu, verrechnen ſie aber ausſchließlich am Ende 
der Tilgung. 

Sie geben vor dieſem Zeitpunkt dem Eigentümer kein 
Recht, ſelbſt wenn der ſatzungsgemäß beſtimmte Bruchteil er⸗ 
reicht iſt, die Verfügung über dieſen Bruchteil zu erlangen. 


Im Gegenſatz zu dieſen Landſchaften ſchließen die ab⸗ 
geänderten Satzungen der Pommerſchen Landſchaft s) und der 
Neuen Pommerſchen Landſchaft für Kleingrundbeſitz ) die 
Bildung eines Tilgungsfonds aus, geben aber kein Ver⸗ 
fügungsrecht über den frei gewordenen Teil der Hypothek vor 
gänzlicher Tilgung. In der Höhe der Tilgungsbeiträge ent- 
ſteht jeweils materiell eine Eigentümergrundſchuld, wie bei 
den Tilgungshypotheken der Hypothekenbanken. 


II. Die rechtliche Bedeutung der ſtatutariſchen 
Regelung. 


Die abgeänderten Statuten der Landſchaft nehmen teils 
ausdrücklich auf die früheren Beſtimmungen über die Bildung 
eines Tilgungsfonds Bezug !), teils verweiſen fie allgemein 
auf die früheren Satzungen, ſoweit der Nachtrag nicht ent⸗ 
gegenfteht?). 

Nach dieſen nunmehr aufrechterhaltenen Satzungen iſt 
das Guthaben am Tilgungsfond untrennbarer Beſtandteil des 
Grundſtücks, das mit dem Eigentumsübergang auf den neuen 
Erwerber mit übergeht, das nicht ſelbſtändig vom Eigentümer 
abgetreten oder verpfändet und das nicht gerichtlich in Be⸗ 
ſchlag genommen werden kann. Allein dem Zugriff der Pfand⸗ 
briefgläubiger und der Landſchaft ſelbſt iſt das Guthaben ſelb⸗ 
ſtändig unterworfen. Infolge der Untrennbarkeit vom Grund⸗ 
ſtück kann jede einzelne Tilgungsrate in ihrer Höhe nicht die 
Hypothekenforderung tilgen. Der Grundſtückseigentümer er⸗ 
langt in Höhe ſeines Guthabens einen perſönlichen Anſpruch 
gegen die Landſchaft, daß dieſe gegen das Guthaben, wenn es 
die Höhe des Pfandbriefdarlehns oder den ſatzungsmäßigen 


4) Sächſ. Landſch. 8 133; Weſtf. § 126; Schlesw.⸗Holſt. 88 105, 
106 i. Verb. m. 88 52, 54, 58; Landſch. Kreditverb. f. Schlesw.⸗Holſt., 
Nachtr. 1927 8 78. 

5) Calenberg⸗Grubenhagen⸗Hildesheimſches ritterſchaftliches Kredit⸗ 
inſtitut, Art. III Beſchl. v. 27. März 1925; ritterſchaftliches Kredit⸗ 
inſtitut des Fürſtentums Lüneburg, Nachtr. 8 13. 

6) LandſchO. 8345 i. Verb. m. 88 288— 294. 

7) Satzung Abſchn. J 8 84 i. Verb. m. 88 23—25. 

8) Oſtpreuß. Landſche O., Nachtr. I, § 14 i. Verb. m. 8 178 Abſ. 1 
bis 4, 7—12, 5178 ad; 5 126 des Weſtf. Stat. i. Verb. m. § 40 
Abſ. 2; Sächſ. LandſchO., Ausgabe Juni 1927, 88 128133 i. Verb. m. 

50 Abſ. 2 Satz 4—5, 88 50a, 51, 52—52 b; Stat. d. Schlesw.⸗ 
Holſt Landſch. 88 105—106 i. Verb. m. 88 53, 54, 59; Stat. des 
Landſch. Kreditverb. f. Schlesw.⸗Holſt. § 78 i. Verb. m. 88 27—29. 

9) Schleſ. Landſch., Nachtr. von 1925 8 25. 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Bruchteil erreicht hat, mit der Darlehnsforderung aufrechnet. 
Erſt die Aufrechnung tilgt die Hypothekenforderung und 
läßt materiell eine Eigentümergrundſchuld entſtehen (8 1163 
BGB.). Teils wird ſogar noch nach der Aufrechnung die 
Entſtehung einer Eigentümergrundſchuld verneint 10). Dieſe 
Regelung widerſpricht den Beſtimmungen des BGB., wonach 
durch Zahlung an den Hypothekengläubiger deſſen Forderung?” 
recht erliſcht, und materiell das Hypothekenrecht als Eigen⸗ 
tümergrundſchuld auf den Eigentümer übergeht. Der an ſi 
zuläſſige vertragliche Ausſchluß, es ſolle keine Eigentümer? 
grundſchuld entſtehen, iſt ohne dingliche Wirkung. Die älteren 
preußiſchen Landſchaften und Ritterſchaften haben ihre Ver⸗ 
faſſung in dem vom König von Preußen genehmigten Regle⸗ 
ment. Infolge der landesherrlichen Genehmigung haben ſie 
innerhalb ihres provinziell abgegrenzten Rechtskreiſes Ge⸗ 
ſetzeskraft erlangt. Die gleiche Bedeutung einer Rechtsquelle 
kommt auch den Beſtimmungen der neuen Landſchaften über 
die Bildung eines Tilgungsfonds, die auch in die Rechts⸗ 
verhältniſſe mit Dritten eingreifen, zu. Bei Inkrafttreten des 
BGB. waren die in den Reglements und Statuten der Land- 
ſchaften enthaltenen Normen als partikulares, d. h. auf den 
Geſchäftsbereich der Kreditanſtalt beſchränktes Landesrecht an⸗ 
erkannt und wurden durch Art. 167 EGBGB. aufrecht 
erhalten. Beim Inkrafttreten des BGB. waren die Pfand⸗ 
briefe in Reichswährung ausgeſtellt. Ihnen entſprach die 
Hypothek des BGB. (8 28 Abſ. 2 GBD.), deren Forderung” 
betrag ebenfalls in Reichswährung eingetragen werden mußte. 
Die jetzt auf Feingoldmark lautenden, beſtellten Hypotheken 
find gemäß den Beſtimmungen des Geſetzes über wertbeſtän⸗ 
dige Hypotheken begründet worden. Das Geſetz über wert 
beſtändige Hypotheken iſt als materielles Abänderungsgeſetz 
zum BGB. aufzufaſſen. Grundſätzlich bricht Reichsrecht Lan⸗ 
desrecht, und ſpätere Reichsgeſetze entkräften frühere Reichs“ 
geſetze. Infolgedeſſen erſcheint es zweifelhaft, ob der Fort⸗ 
beſtand des in den Statuten enthaltenen neuen Landesrechts 
noch mit dem Reichsrecht vereinbar iſt. 

Die Landſchaften und Ritterſchaften wurden zum Zweck 
der Vermittlung des landwirtſchaftlichen Realkredits zwiſchen 
den geldbedürftigen Landwirten und den eine ſichere Geld⸗ 
anlage ſuchenden Geldgebern ins Leben gerufen. Urſprünglich 
iſt ihre Zuſammenſetzung ſtändiſch. Bei den neueren Land- 
ſchaften wird Mitglied jeder Grundbeſitzer, deſſen Gut einen 
beſtimmten Taxwert erreicht, durch Beitritt und Beleihung 
durch die Kreditanſtalt. Die Gewährung von langfriſtigen 
Pfandbriefdarlehn mit der Verpflichtung einer allmählichen 
Zurückzahlung ſichert den Mitgliedern die Erhaltung des 
Grundbeſitzes und führt zur Entſchuldung des Bodens. Die 
Landſchaften ſelbſt gewinnen die Mittel durch Ausgabe von 
Pfandbriefen, die durch Hypothekenforderungen ſowie de 
Reſerve⸗ und Tilgungsfond gedeckt werden. Zur Sicherung 
der Pfandbriefgläubiger erhält die Landſchaft gegenüber dem 
Mitglied beſondere Vorzugsrechte (ſofortige Vollſtreckbarkeit, 
Vorzugsrecht am Tilgungsfond). In gleicher Weiſe iſt der 
Eigentümer auch beſonderen Beſchränkungen unterworfen. Die 
Sicherheit der Pfandbriefgläubiger iſt um jo größer, je mehr die 
Deckungsmaſſe, insbeſondere auch die Grundſtücke nachteiligen 
Verfügungen des Eigentümers entzogen ſind. Hieraus erklärt 
ſich die Untrennbarkeit des Tilgungsguthabens vom Eigentum 
am Grundſtück, die mangelnde Veräußerungs⸗ und Ver⸗ 
fügungsbefugnis am Guthaben, der Ausſchluß der Eigen? 
tümergrundſchuld. Wegen ihrer beſonderen Sicherheit ſind die 
Pfandbriefe ſehr beliebte Wertpapiere geweſen. Während 
einerſeits die Statuten dem Eigentümer die Verfügung über 
die frei gewordene Grundbuchſtelle entzogen, kamen 1 m 
dieſe Beſchränkungen andererſeits dadurch zugute, daß bei der 
ſtarken Nachfrage nach Pfandbriefen der Kreditanſtalt die 
Darlehnsgewährung ſehr erleichtert wurde. Die Ritterſchaften 
und Landſchaften, die bei Inkrafttreten des BGB. auf eine 
teils 80—100 Jahre lange Tätigkeit zurückblickten, haben be 
deutſam zur Förderung der Landwirtſchaft beigetragen. Sie 
in ihrer Eigenart zu erhalten und zu ſtärken, war der Zwec⸗ 
des Art. 167 EGBGB. Auch der Reichsgeſetzgeber der neun 


10) § 15, Nachtr. v. 20. Dez. 1925 der Kur⸗ u. Neum. Ritten, 
ſchaft; 8 25 BeleihungsO. für das nichtinkorporierte Grundeigentu⸗ 
der Schleſ. Landſchaft. 
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ziger Jahre ging wie der König von Preußen 11) von einem 
Bebernden Beſtand der Landſchaften aus und verſtärkte die 
lledeutung der Landſchaften und Ritterſchaften durch die Er⸗ 
rung der Pfandbriefe als mündelſichere Anlage. Aus dieſer 
Ech ichtlichen Entwicklung und der Bedeutung des Art. 167 
GB. müſſen die abgeänderten Normen der Satzungen, 
de im Zuſammenhang mit der Sicherheit der Pfandbrief⸗ 
gläubiger ſtehen, alſo die Normen über die Regelung des Til⸗ 
gungsfonds, die Verfügungsbefugnis des Eigentümers über 
lein Guthaben und die Abänderungen, die fi) den Beſtim⸗ 
mungen des Reichsgeſetzes über wertbeſtändige Hypotheken 
angepaßt haben, als noch gültige Landesgeſetze angeſehen wer⸗ 
"a Gerade weil der Geſetzgeber der neunziger Jahre den 
tale der Währung nicht vorausſah, ebenſo wie der König 
10 Preußen 11) die Kreditanſtalten als eine Dauereinrichtung 
ehandelte, iſt dieſer Schluß gerechtfertigt. 
5 Die entgegengeſetzte Anſicht, die dieſe Normen für un⸗ 
Cereinbar mit dem Reichsrecht hält, würde zu unhaltbaren 
„gebniffen führen. Wenn auch der Eigentümer zwar nicht 
inglich über die entſtandene Eigentümergrundſchuld verfügen 
konnte, fo könnten feine Gläubiger die entſtandene Eigentümer⸗ 
grundſchuld pfänden und ſich überweiſen laſſen. Hat insbeſ. 
e Landſchaft dem Eigentümer einen Teil der Pfandbriefe 
becausgegeben, ſo wäre die Landſchaft wegen des neuen Dar⸗ 
lehns nicht dinglich geſichert. Der Anſpruch auf Aufrechnung 
iſt nach den Beſtimmungen der älteren Landſchaften nicht im 
derchtsweg verfolgbar. Von der Verneinung der Wirkſamkeit 
er landesrechtlichen Normen würden auch dieſe Beſtimmungen 
etroffen. Erkennt die Landſchaft ſatzungsgemäß eine perſön⸗ 
iche Forderung in Höhe ſeines Guthabens an, gehört dieſe 
zum Vermögen des Mitglieds und iſt daher pfändbar. Es be⸗ 
lebt deshalb die Möglichkeit, daß vor der Aufrechnung durch 
rien Landſchaft der Eigentümer ſowohl die entſtandene mate⸗ 
08 Eigentümergrundſchuld als auch die perſönliche Forde⸗ 
9 ng am Guthaben ausnutzt, obwohl er nur einmal gezahlt 
5 Dieſes würde aber die Sicherheit der Pfandbriefgläubiger 
ah ſchwerſte erſchüttern. Gerade aus dem Umſtand, daß 
Rite wiederum die Goldpfandbriefe der Landſchaft und 
dietterſchaft für mündelſicher erklärt worden find, ergibt ſich 
die ſtillſchweigende Anerkennung durch den Geſetzgeber, daß 
e landesrechklichen Normen der Satzungen der Landſchaften 
nd Ritterſchaften noch weiter beſtehen. 
di Die Gültigkeit des Landesrechts der Landſchaften, das 
= Beſtimmungen des BGB. ausſchließt, iſt aber nur inſoweit 
zu bejahen, als dieſe Normen im Zuſammenhang mit dem 
5 des Art. 167 EGBGB,, der Erhaltung der Sicherheit 
li. Pfandbriefgläubiger und des Bodenbeſitzes ſeiner Mit⸗ 
— 982 ſtehen. Alle dieſem Zweck nachteiligen Verfügungen 
w en von der Norm des Landesrechts erfaßt. Es müſſen 
halb als gültig angeſehen werden insbeſ. die Normen, die 
8 Bildung und Anlage des Tilgungsfonds regeln, das Gut⸗ 
G7 en am Tilgungsfonds als untrennbaren Beſtandteil des 
guthadſtücks beſtimmen, die Verfügungen über das Tilgungs⸗ 
5 haben und Entſtehung der Eigentümergrundſchuld während 
beſtiaufenden Tilgungszeit vor Erreichung des ſatzungsgemäß 
lu uimmten Bruchteils ausſchließen. Nicht mit dieſer Entwick⸗ 
Aug ſteht der Ausſchluß der Eigentümergrundſchuld nach 
ſche rechnung gemäß den Satzungen der Kur- und Neumärki⸗ 
nich Ritterſchaft, der Schleſiſchen Landſchaft hinſichtlich des 
icht inkorporierten Grundeigentums in Einklang. Hier führt 
— Kreditanſtalt die Löſchung der Hypothek im Grundbuch 
rü Amts wegen herbei. Nachſtehende Hypothekengläubiger 
E. en nach, ohne daß es einer Löſchungsbewilligung des 
wiſentümers bedarf. Dieſe Regelung iſt eine Eigenart der er⸗ 
en Kreditanſtalten, kommt aber weder der Landſchaft 
ch dem Eigentümer noch den Pfandbriefgläubigern zugute. 
a werden ſolche Hypotheken, die einer Hypothek der Kur⸗ 
ri Neumärkiſchen Ritterſchaft unmittelbar nachgehen, von 
Tülcatgläubigern bevorzugt, weil ſie infolge der laufenden 
Gt damit rechnen können, einmal in die erſte Grundbuch⸗ 
1 ) Vgl. Sanktion zum ſchleſ. Reglement v. 15. Juli 1770: 
eit ſetzen, ordnen und wollen, daß ſelbiges nun und zu ewigen 
ed als ein von der Schleſ. Landſchaft und allen derſelben Inker⸗ 
gehalten vollgültiges und verbindliches Geſetz feſt und unverbrüchlich 
16 ten werde:“ ... Vgl. chenfo Beſtätigung zum Reglement vom 
„Febr. 1788 der Oſtpreuß. LandſchO. 
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ſtelle einzurücken. Zwiſchen dem Eigentümer und einem drit⸗ 
ten Gläubiger, der in keinem Zuſammenhang mit der Kredit⸗ 
anſtalt ſteht, liegt keine Verbundenheit mit der Landſchaft. 
Inſoweit muß jedoch der Fortbeſtand des Landesrechts unter 
der Einwirkung des Geſetzes für wertbeſtändige Hypotheken 
nerneint werden. 


III. Die Verfügung über das Guthaben 

am Tilgungsfond im einzelnen. 

1. Während der laufenden Tilgungszeit: 

Während der Tilgungsperiode iſt die Entſtehung einer 
Eigentümergrundſchuld und eine ſelbſtändige Verfügung des 
Grundſtückseigentümers über das Guthaben ausgeſchloſſen. 
Jedoch iſt während der Tilgungsperiode dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Verpfändung ſeines Guthabens an die Land⸗ 
ſchaftsbank bei der Sächſiſchen, Oſtpreußiſchen, Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteiniſchen, Schleſiſchen Landſchaft und bei der Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaft an die Ritterſchaftskaſſe geſtattet. Im 
Sondertilgungskonto wird auf Bewilligung des Schuldners 
ein Sperrvermerk eingetragen. Dadurch wird die Landſchaft 
ermächtigt und verpflichtet, das Guthaben der Landſchafts⸗ 
bank zu ihrer Befriedigung auszuhändigen. Die Landſchafts⸗ 
bank⸗kann jedoch nur unter denſelben Bedingungen wie der 
Eigentümer die Herausgabe ſeines Guthabens verlangen. 

Wenn das Guthaben am Zwangstilgungsfond des Eigen⸗ 
tümers bei der Oſtpreußiſchen, Sächſiſchen Landſchaft 20 v. H., 
dem Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtitut, der Kur⸗ und 
Neumärkiſchen Ritterſchaft, der Schleſiſchen Landſchaft 25 v. H., 
dem Landſchaftlichen Kreditverband für Schleswig⸗Holſtein 
und der Schleſiſchen Landſchaft hinſichtlich des nicht⸗inkorpo⸗ 
rierten Grundeigentums 10 v. H., das Guthaben am frei⸗ 
willigen Tilgungsfond der Oſtpreußiſchen Landſchaft 5 v. H. 
des Pfandbriefdarlehns erreicht, hat der Eigentümer das Recht, 
löſchungsfähige Quittung oder Abtretung oder, ſoweit nach 
Aufrechnung die Entſtehung einer Eigentümergrundſchuld be⸗ 
jaht wird, Krediterneuerung zu verlangen. Hingegen ſchließen 
jetzt die Satzungen der Weſtfäliſchen und Schleswig-Holfteini- 
ſchen Landſchaft die vorzeitige Verfügungsbefugnis des Eigen⸗ 
tümers aus 12). Ohne Rückſicht auf die Höhe des Bruchteils 
kann die Landſchaftsdirektion die Verfügung über das Gut⸗ 
haben zulaſſen, wenn das Grundſtück im Erbgang oder durch 
Vertrag unter Lebenden mit Ehegatten, Verwandten auf⸗ 
und abſteigender Linie oder Geſchwiſtern den Eigentümer 
wechſelt 15). 


a) Abhebbarkeit zum Zwecke der Löſchung. 


In Höhe des durch 50 teilbaren Bruchteils werden die 
Pfandbriefe aus dem Sonderfond herausgenommen. In der 
Herausnahme der Pfandbriefe mit dem Willen, die Löſchungs⸗ 
bewilligung zu erteilen, liegt die ſtillſchweigende Aufrechnungs⸗ 
erklärung. Dadurch mindert ſich die Pfandbriefforderung um 
den Betrag, der dem Tilgungsguthaben entnommen iſt. Ver⸗ 
nichtet die Landſchaft die Pfandbriefe oder ſetzt ſie ſie wieder 
in Umlauf, ſo iſt ſie verpflichtet, dem Eigentümer die 
Löſchungsbewilligung zu erteilen. Denn mit der Aufrechnung 
war der getilgte Teil der Hypothek auf den Eigentümer über⸗ 
gegangen. Für dieſen Fall beſtimmen die meiſten Satzungen, 
daß der Eigentümer für den Überreft der Landſchaft noch den 
Vorrang einräumen muß. Bei der Sächſiſchen Landſchaft, 
dem Landſchaftlichen Kreditverband für Schleswig⸗Holſtein 
und dem Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtitut hat der 
Eigentümer den Vorxang für alle Anſprüche der Landſchaft, 
ſelbſt aus einer nachgehenden weiteren Hypothek, einzuräumen. 
Die Löſchung kann der Eigentümer ſelbſt beantragen. Bei dem 
Landſchaftlichen Kreditverband für die Prov. Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein ſtellt die Landſchaft ſelbſt den Löſchungsantrag, muß aber 
vorher den Eigentümer benachrichtigen. In dieſer Satzung 
liegt daher eine Ermächtigung der Landſchaft, den Löſchungs⸗ 
antrag an Stelle des Eigentümers zu ſtellen. Unberührt davon 
davon bleibt aber die Verpflichtung des Eigentümers zur Zu⸗ 
ſtimmung der Löſchung in der Form des § 29 GBO. 


12) Schlesw.⸗Holſt. Landſch., Arg. aus § 105, in dem 8 88 nicht 
zitiert iſt. Weſtf. Landſch. LO., Arg. a 8 126 Abſ. 2, der nur 8 40 
Abſ. 2, nicht aber 8 39 zitiert. 

13) 8178 Abſ. 7 Oſtpreuß. LandſchO.; 840. des Stat. des 
Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtituts. 
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Hingegen ſoll nach den Satzungen der Kur- und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaft, der Schleſiſchen hinſichtlich des nicht⸗ 
inkorporierten Grundeigentums die Kreditanſtalt die Löſchung 
von Amts wegen herbeiführen, ohne daß es der Zuſtimmung 
des Eigentümers bedarf. Dieſer Ausſchluß der Eigentümer⸗ 
grundſchuld nach Aufrechnung iſt aber mit dem heutigen 
Reichsrecht, wie ich oben ausgeführt habe, nicht mehr ver⸗ 
einbar. 

b) Abtretung. 


An Stelle der Löſchungsbewilligung kann der Eigentümer 
die Abtretung der Hypothek verlangen 10). Die Abtretung er⸗ 
folgt ohne Gewähr und kann ſich auf das dingliche Recht be⸗ 
ſchränken. Bei der neueren Landſchaft iſt der Eigentümer ſtets 
perſönlicher Schuldner. Er erlangt das Guthaben am Til⸗ 
gungsfond, nur wenn er die Schuld perſönlich übernimmt. 
Mit der Vereinigung von Schuld und Forderung erliſcht die 
Forderung, während die Hypothek ſich in eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld umwandelt. Soweit dieſe Satzungen den Sinn 
einer Abtretung an den Eigentümer haben, ſo ſind ſie neben 
der Verpflichtung der Landſchaft zur Erteilung der Löſchungs⸗ 
bewilligung bedeutungslos. Soll das perſönliche Recht weiter 
beſtehen, ſo muß es ſich um die Abtretung an einen Dritten 
handeln. Mit der Abtretung erlöſchen die Vorzugsrechte der 
Pfandbriefhypothek, ſo daß die Tilgungshypothek den allge⸗ 
meinen Beſtimmungen unterliegt: alſo keine Bildung eines 
Tilgungsfonds, kein Ausſchluß der Eigentümergrundſchuld. 

c) Krediterneuerung. 


Die Krediterneuerung findet nur ſtatt, wenn die regel- 
mäßigen Tilgungsbeiträge den ſatzungsgemäßen beſtimmten 
Bruchteil der Darlehnsforderung erreicht haben. Wenn auch 
heute dieſe Beſtimmungen bei den Goldmarktilgungshypotheken 
noch nicht praktiſch geworden iſt, jo werden doch in einigen 
Jahren die Landſchaften mit der Krediterneuerung zu rechnen 
haben. Die Krediterneuerung hat den Zweck, dem Eigentümer, 
der ordnungsmäßig die Tilgungsbeiträge gezahlt hat, weitere 
Betriebsmittel an die Hand zu geben und ihm auf dieſe Weiſe 
die Erhaltung feines Grundbeſitzes zu erleichtern. Die Oſt⸗ 
preußiſche Landſchaft macht die Krediterneuerung von einer 
neuen Tanxfeſtſetzung abhängig. Bei dem Landſchaftlichen 
Kreditverband für Schleswig-Holſtein haben die Schuldner bei 
Anſammlung von 10 % des Tilgungsfonds keinen Anſpruch 
auf Krediterneuerung. 

Die Herausnahme der Pfandbriefe zum Zwecke der 
Krediterneuerung hat nicht die rechtliche Bedeutung einer Auf— 
rechnung. Die Annahme einer Aufrechnung führt zu untrag⸗ 
baren Ergebniſſen. Infolge der Aufrechnung wäre eine Eigen⸗ 
tümergrundſchuld entſtanden. Die Herausgabe und Übergabe 
der Pfandbriefe läßt einen neuen Darlehnsvertrag entſtehen. 
Das Darlehn bedarf einer neuen Grundbucheintragung. Da 


14) Oſtpreuß. LandſchO. § 174; Landſch. Kreditverb. f. Schlesw.⸗ 
Holſt. 8 24; Schleſ. Landſch., Regulativ von 1858 8 11. Abtretung 
iſt aber nicht bei den nichtinkorporierten Gütern zugelaſſen. 


Grundbuchordnung für das Dentſche Reich nebſt den preuß. 
Ausführungsbeſtimmungen. Handausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter. Von Dr. Otto Fiſcher, 
o. planm. Profeſſor der Rechte an der Univerſität Breslau. 
und Dr. Norbert Fiſcher, Rechtsanwalt am Oberlandes⸗ 
gericht Breslau. Neunte, durchgearbeitete und ergänzte 
Auflage. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Bd. 42.) Taſchenformat. 322 Seiten. Berlin und 
Leipzig 1927. Verlag Walter de Gruyter & Co. Geb. 5 . 

Eine der äußerlich kleinen, inhaltlich vortrefflichen alteinge⸗ 
führten Handausgaben der Guttentagſchen Sammlung, bei der ſchon 
die Auflagenziffer — 9. Aufl. — für die Brauchbarkeit in der 

Praxis ſpricht. Ohne Anderung der Anlage und Form iſt das Werk 

auf den neueſten Stand von Geſetzgebung und Rſpr. geführt. Nach 
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die erſte Darlehnsforderung getilgt iſt, kommt die Form der 
Forderungsauswechſelung (8 1180 BGB.) nicht in Betracht. 
Daraus folgt die Notwendigkeit einer Neubewilligung der Ein⸗ 
tragung, die durch die doppelte Umſchreibung: Übergang der 
Pfandbriefsforderung auf den Eigentümer als Eigentümer⸗ 
grundſchuld und Umwandlung dieſer Grundſchuld in eine neue 
Pfandbriefhypothek ſich vollzieht. Hierbei erſpart der Eigen⸗ 
tümer die Zuſtimmung der nachgehenden Hypothekengläubiger, 
die infolge der Löſchung einer Teilpoſt erforderlich iſt. Die 
Umſchreibung in eine Eigentümergrundſchuld darf erſt erfolgen, 
wenn die Beſcheinigung der Kontrollbehörde vorliegt, es ſei 
ein entſprechender Betrag in Goldpfandbriefen aus dem Ver⸗ 
kehr gezogen und kaſſiert oder durch richterliches Ausſchluß⸗ 
urteil ausgeſchloſſen. Die Landſchaften aber ſehen von einer 
Neubewilligung des Darlehns gerade ab, jo daß das neug 
Darlehn nicht mehr hypothekariſch ſichergeſtellt iſt, während 
der bisherige Bruchteil dem Eigentümer als Grundſchuld Au 
ſteht. Dies Ergebnis iſt mit der Sicherheit der Pfandbrieſ⸗ 
gläubiger nicht vereinbar. Darum iſt die Herausnahme zum 
Zwecke der Krediterneuerung nicht als Aufrechnung anzuſehen. 
Die Herausnahme und Übergabe der Pfandbriefe führt zu 
einer Minderung der perſönlichen Forderung des Eigentümers 
am Tilgungsfond. Da der Tilgungsfond nicht im Eigentum 
der Landſchaft ſteht, dieſe mit der Herausnahme der Pfand⸗ 
briefe keine Aufrechnung erklärt hat, ſo bleibt die alte Pfand⸗ 
brieſſchuld unverändert beſtehen. Eine Eigentümergrundſchuld 
kann daher bei der Krediterneuerung nicht entſtehen. 8 

Von dieſer Krediterneuerung muß die erneute Kredit- 
bewilligung der Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaft geſchie⸗ 
den werden. Die Satzungen verlangen hierzu eine förmliche 
Neubeleihung des Grundſtücks und erfordern vor Eintragung 
der neuen Pfandbriefſchuld die vorherige Löſchung. Daraus 
ergibt ſich aber, daß hier im Gegenſatz zu den übrigen Land⸗ 
ſchaften die Herausnahme die Bedeutung einer Aufrechnung 
hat. Damit entſteht zugunſten des Pfandbriefſchuldners im 
Grundbuch eine Eigentümergrundſchuld. Der Ausſchluß der 
Eigentümergrundſchuld iſt nach meinen obigen Ausführungen 
mit dem heutigen Reichsrecht nicht mehr vereinbar. Zur New 
eintragung iſt zwar infolge der vorherigen Löſchung die Zu⸗ 
ſtimmung der nachgehenden Hypothekengläubiger erforderlich. 
Dieſer Weg läßt ſich jedoch durch Umſchreibung der enb⸗ 
ſtandenen Eigentümergrundſchuld auf die Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſche Ritterſchaft umgehen. 

2. Nach Beendigung der Tilgungszeit: 

Erreicht das Guthaben die Höhe der Pfandbriefſchuld, jo 
kann der Eigentümer die Herbeiführung der Aufrechnung dur 
die Landſchaft und die Löſchungsbewilligung verlangen. Da 
neben geben ihm die Satzungen entſprechend wie bei der Ver⸗ 
fügungsbefugnis über den Bruchteil des Tilgungsguthabens 
das Recht auf Abtretung oder Krediterneuerung. Fuͤr die 
rechtliche Beurteilung der Löſchungsbewilligung, der Abtretung 
und Krediterneuerungen ſowie der Neubewilligung bei der 
Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritterſchaft gelten dieſelben Aus- 
führungen wie unter II. 1. a bis c. 


wie vor iſt ſomit das vorl. Buch ein vortrefflicher Wegweiſer und 
Berater für den, der ſich über die wichtigſten von Theorie und Praxis 
entwickelten Auslegungsſätze kurz unterrichten will. D. S. 


Die Arbeitsordnung in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft⸗ 
Von Dr. jur. et phil. Carl Koehne, Profeſſor an der 
Techniſchen und an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule. 
(Schriften des Inſtituts für Arbeitsrecht an der 
Univerſität Leipzig. Herausgegeben von Prof. Dr. 
Erwin Jacobi, Leipzig. 12. Heft.) Berlin 1927. 
Verlag Reimar Hobbing, Berlin SW 61. Preis 4,60%. 

Koehne bringt eine außerordentlich eingehende und ſorgfältige 

Unterſuchung der landwirtſchaftlichen Arbeitsordnung. Von ihrer OP 

ſchichte ausgehend, beſpricht er die Frage, ob es für die Landwirte 

ſchaft eine obligatoriſche Arbeitsordnung gibt, und erörtert weiter 
den Rechtscharakter derſelben, die Vorausſetzungen, unter denen nie 
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n erlaſſen iſt, den Gang der Entſtehung, ihren Inhalt, ihre Wir⸗ 
ungen, die Möglichkeit ihrer Abänderung und ihr Ende. Den Schluß 
ildet eine Unterſuchung der freiwilligen landwirtſchaftlichen Arbeits⸗ 

ordnungen. Die Darſtellung iſt klar, im weſentlichen erſchöpfend und 

fuhrt im allgemeinen zu zutreffenden Ergebniſſen. M. E. würde es 
lch jedoch empfohlen haben, auch die Frage der Befugniſſe des 

Schlichtungsausſchuſſes, der bei einem Scheitern der Verhandlungen 

zwiſchen Arbeitgeber und Betriebsvertretung den Inhalt der Arbeits⸗ 

ordnung feſtſetzt, einer eingehenderen Erörterung zu unterziehen, denn 

88 iſt klar, daß der Schlichtungsausſchuß nicht all und jedes, was 

er vielleicht für erwünſcht hält, bindend den Parteien vorſchreiben 

Rann. Dies gilt insbeſ. für ein Abweichen von beſtehenden geſetz⸗ 

lichen Beſtimmungen, auch z. B. für eine Abänderung der Kündi⸗ 
gungsfriſten. 

„Bedenklich erſcheinen mir die Ausführungen S. 15, in denen 

Koehne aus 8 10 II 17 ALR. das Recht der Polizei herleitet, 

durch Polizeiverfügung dem Arbeitgeber den Erlaß einer Arbeits⸗ 

ordnung anzubefehlen und ihm für den Fall eine Geldſtrafe an⸗ 
zudrohen, daß der Befehl nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt be⸗ 
folgt wird. Wenn der Polizei fo weitgehende Rechte zuſtehen ſollten, 
dann ift eigentlich die geſetzliche Regelung der Arbeitsordnung nicht 
recht zu verſtehen, da die gleichen Gründe, aus denen Koehne der 

olizei das erwähnte Recht einräumen will, auch für die Betriebe 
zutrifft, für die die Geſetze den Zwang zum Erlaß einer Arbeits⸗ 
ordnung nicht vorſehen. Eine weitere Folgerung wäre z. B. die, 
daß die Polizei die Arbeitnehmerſchaft eines Betriebes durch Straf⸗ 
androhung zur Vornahme einer Betriebsratswahl oder gar zur Über⸗ 
nahme des Betriebsratsamts zwingen könnte, denn die gleichen von 
ihm angeführten Gründe laſſen die Wahl der Betriebsvertretung als 

im Intereſſe des Vermögens der Arbeitnehmer geboten erſcheinen. 
Weiter bedauere ich, daß Koehne in der Frage der Aus⸗ 

legung des 8 80 Abf. 2 BetrRch. der Auffaſſung zuneigt, die die 

Betriebsvertretung für berechtigt hält, bei der Feſtſetzung jeder ein⸗ 

zelnen Strafe mitzuwirken; abgeſehen davon, daß er hier die gegen 

leine Auffaſſung ſprechenden Gründe nicht erſchöpfend aufführt und 
ſie deshalb auch nicht widerlegt, überſieht er die praktifche Un⸗ 
möglichkeit ſeiner Auffaſſung. Derartige Strafen werden meiſt außer⸗ 
ordentlich niedrig ſein. Man ſtelle ſich nun einmal vor, daß in der 
andwirtſchaft wegen der Verhängung einer Strafe von 1% mangels 
inigung mit der Betriebsvertretung der Schlichtungsausſchuß an⸗ 
gerufen werden muß! Der drohende Zeitverluſt wird jeden Arbeit⸗ 
geber davon abhalten, dieſen Weg zu beſchreiten, und er wird lieber 
auf die Strafverhängung verzichten. Das kann aber zur Folge haben, 
daR er zu dem ſchärferen, für ihn aber bequemeren Mittel der friſt⸗ 
loſen Kündigung ſchreitct. Auch im Intereſſe der Arbeitnehmerſchaft 
ceint mir daher die Mitwirkung der Belriebsvertretung bei der 
erhängung von Einzelſtrafen nicht zu liegen. 

2 Schließlich möchte ich zur Anm. 129 bemerken, daß Koehne 

im Gegenſatz zu der Auffaſſung von Feig⸗Caeſar, Günther 

und v. Karger⸗Hahne die in 8 13 der vorl. LandarbeitsO. 
enthaltenen Worte „Verwendung der Strafgelder, die nur zum 

ſi eſten der Arbeiter des Betriebes zuläſſig ſind“, nicht für ein offen⸗ 
ichtliches Verſehen hält, das durch die Umwandlung des Wortes 

„find“ in das Wort „iſt“ berichtigt werden muß. Koehne unter 
äßt es, darzulegen, wie dieſer Satz grammatikaliſch zu verſtehen iſt, 

wenn ſeine Faſſung nicht als Verſehen aufzufaſſen iſt; intereſſant iſt 

aber, daß er ſelbſt im Text ſchreibt: „Zuläſſig iſt aber nur Ver⸗ 
wendung zum Beſten der Arbeiter des Betriebes.“ Im Text hat er 

A ſelbſt die Berichtigung vorgenommen, die er in der Anm. als 
wegig bezeichnet. RA. Dr. v. Karger, Berlin⸗Lankwitz. 


Ehriſtian Meisner, Rechtsanwalt in Würzburg: Das Vieh⸗ 
gewährſchaftsrecht. Dritte, vollſtändig neu bearbeitete Aufl. 
287 S. München, Berlin und Leipzig 1927. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis 10 &. 


2 Meisner hat in der neuen Auflage ſeines Viehgewährſchafts⸗ 
echts die bisherige Art der Kommentierung nach den einzelnen Para⸗ 
graphen des BGB. verlaſſen, ſo daß das Buch in ſeiner jetzigen 
— eine ſyſtematiſche Darſtellung des Viehgewährſchafts⸗ 
echts iſt. Man kann darüber ſtreiten, was beſſer iſt, Kommentar⸗ 
orm oder ſyſtematiſche Darſtellung. Die letztere läßt ſich für das 
5 iehgewährſchaftsrecht wohl deshalb vertreten, weil für die Erläute⸗ 
rung desſelben nicht bloß die 88 481 ff., ſondern insbeſ. auch die 
88 459 ff. und ſonſtige Beſtimmungen des BGB. heranzuziehen find, 
S Inhaltlich iſt das Buch wieder vollſtändig auf den neueſten 
tand der Wiſſenſchaft und Rſpr. gebracht. Meisner geht keiner 
treitfrage aus dem Wege, er vertritt abweichende Anſichten in 
weiperamentvoller Weiſe, jo insbef, ſeine von der meinigen ab- 
5 ende Anſicht über Zuſicherung der Trächtigkeit ohne Verein⸗ 
ng einer Gewährfriſt: Meisner iſt der Anſicht, daß in der 
au pährleiſtung für Trächtigkeit der Natur der Sache nach zugleich 
auch eine ſtillſchweigende Vereinbarung über entſprechende Hinaus⸗ 
unttebung des Beginnes der Verjährungsfriſt liege, 
nd zwar um die Höchſtträchtigkeitsdauer. Dieſe Anſicht ift ab⸗ 


Sacheist kam 


2489 


zulehnen, denn der Verkäufer hat nie den Willen, ſo lange für 
Trächtigkeit zu haften, da er, wenn das Tier aus dem Stalle iſt, 
dasſelbe nicht mehr in ſeiner Gewalt hat, er nicht weiß, wie es be⸗ 
handelt wird, er es nicht mehr beobachten kann, da das Tier verwerfen 
Kann, der Käufer aber dieſes Verwerfen dem Verkäufer verſchweigt u. a. 
Ich kann hier nicht alle die Gründe anführen, die die Meis ner ſche 
Anſicht als nicht zutreffend erſcheinen laſſen. 

Daß Meisner als Juriſt auch die Haupt⸗ und anderen 
Mängel erörtert hat, halte ich für eine etwas gewagte Sache. Eine 
Kritik in dieſer Beziehung muß ich den Fachleuten überlaſſen. Ein 
Hauptvorzug des Meisner ſchen Buches iſt die Einfachheit und 
Klarheit der Sprache, ſo daß auch der Laie das Buch verſtehen kann, 
ohne daß dadurch die wiſſenſchaftliche Höhe des Buches in irgendeiner 
Weiſe beeinträchtigt wäre. 

Das Viehgewährſchaftsrecht iſt eine durchaus nicht einfache 
Materie. Man erſieht aber, daß durch Wiſſenſchaft und Rſpr. dieſes 
Gebiet fo gefördert worden iſt, daß — von der Trächtigkeitsfrage, 
die ihrer Natur nach bei der jetzigen Regelung der Frage immer eine un⸗ 
ſichere bleiben muß, abgeſehen — nur verhältnismäßig wenig Streitfragen 
vorhanden ſind, es hat ſich im allgemeinen eine feſte und klare Praxis 
gebildet, ſo daß man auf dieſem Gebiete auch von einer gewiſſen 
Rechtsſicherheit und Rechtsentwicklung ſprechen kann. Um ſo 
bedauerlicher iſt es, daß Rechtsſicherheit und Rechtsentwicklung jetzt 
ganz weſentlich gehemmt werden durch die Einführung der Schieds⸗ 
gerichte in Viehhandelsſachen. Das Schiedsgericht iſt meiſt in 
der Weiſe zuſammengeſetzt, daß Vorſitzender ein Tierarzt ift, Bei⸗ 
ſitzer ſind ein Bauer und ein Viehhändler. Alſo im ganzen Ge⸗ 
richt iſt die Rechtswiſſenſchaft überhaupt nicht ver⸗ 
treten! Ja, es gibt ſogar Schiedsgerichtsordnungen, die die An⸗ 
wälte überhaupt ausſchließen. In Nr. 26 der Zeitung „Der Baye⸗ 
riſche Viehhandler“ v. 1. Juli 1927 berichtet der Kreisvorſitzende von 
Oberbayern über die erſten Verhandlungen des Schiedsgerichts zwiſchen 
Landwirt und Viehhändler in Oberbayern und verlangt: „Geht mit 
Eurem Streitfalle unter Ausſchluß des ordentlichen Gerichts und 
ganz beſonders unter Ausſchluß jedes juriſtiſchen 
Beraters an Euer zuſtändiges Schiedsgericht und laßt Euch dort 
von Fachleuten und Freunden beraten und beſtimmen, die Angelegen⸗ 
heit durch Vergleich oder im äußerſten Falle durch Schiedsſpruch 
aus der Welt zu ſchaffen.“ Wie ſoll hier das Recht ſich weiter⸗ 
entwickeln, wenn die Juriſten ausgeſchaltet werden?, wenn die 
ordentliche Gerichtsbarkeit und überhaupt die Rechtswiſſenſchaft ges 
radezu ſabotiert wird? Im gleichen Augenblicke, in dem wir Rechts⸗ 
angleichung und Rechtseinheit mit Oſterreich erſtreben, geſchieht bei 
uns alles, um die Rechtseinheit im Deutſchen Reich zu zer⸗ 
ftören. Eine Reform des Schiedsgerichtsweſens iſt dringendſt not⸗ 
wendig, und zwar muß eine der Hauptforderungen ſein, daß Vor⸗ 
ſitzender eines Schiedsgerichts nur ein Juriſt fein darf, der die Be⸗ 
fähigung zum Richteramt erlangt hat. 

IR. Dr. Hans Stölzle, Kempten im Allgäu. 


Dr. Alfons Moritz, Oberregierungsrat im Reichsminiſterium 
für Ernährung und Landwirtſchaft: Futtermittelgeſetz mit 
den Beſtimmungen des Verbandes landwirtſchaftlicher Ver⸗ 
ſuchsſtationen im Deutſchen Reich über die Unterſuchungs⸗ 
methoden für Futtermittel. 129 S. Mit den Ausführungs⸗ 
vorſchriften vom 21. Juli 1927, 24 S. Berlin 1927. Carl 
Heymanns Verlag. Preis 6 h. 

Das Geſ. über den Verkehr mit Futtermitteln v. 22. Dez. 1926 
(RGBl. I, 525) verfolgt den Zweck, im Intereſſe der bäuerlichen Kreiſe 
und der Kleintierhaltungen den Verkehr mit Futtermitteln zu regeln. 
Das Gef. hat 16 Paragraphen und behandelt: 81: Sachlicher 
Geltungsbereich (Futtermittelbegriff); 8 2: Anmeldezwang; 883, 11 
Abſ. 1: Benennungspflicht; Futtermittelbuch; 88 4, 5: Deklaration im 
geſetzlichen Sinne; Bezeltelung; 8 6: Reinheitsvorſchriften; 88 7—9: 
Techniſches Unterſuchungsverfahren; Vorſchriften über Probeentnahme 
und Unterſuchungsmethoden; 88 1 Abf. 2, 10: Ausnahmen für Eine 
fuhr, Ausfuhr und Durchfuhr; Sonderſtellung beſtimmter bedeut⸗ 
ſamer Futtermittelgruppen (Miſchungen, Getreide); 8 11 Abſ. 2: Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen; 88 12—15: Strafrechtliche Vorſchriften; 8 16: 
Inkrafttreten des Geſetzes. 

Die Vorarbeiten zum Futtermittel G. haben vier bis fünf Jahre 
gedauert, fo daß wir ein Geſetz haben, von dem man wenigſtens ſagen 
kann, daß es nicht überſtürzt iſt. Moritz hat an allen Vorverhand⸗ 
lungen teilgenommen und kennt deshalb Entſtehungsgeſchichte und 
Tendenz des Geſetzes. Wertvoll für das Verſtändnis des Geſetzes iſt 
die allgemeine Einführung in das Geſetz, und zwar I. Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes. II. Gründe und wirtſchaftliche Aufgaben des 
Geſetzes. III. Innerer Aufbau des Geſetzes. 

Die Erläuterungen von Moritz zu den einzelnen Paragraphen 
ſind ſcharf gegliedert, klar und verſtändlich; die zum Teil analog 
anzuwendende Rſpr. des RG. zum Nahrungsmittel. iſt berückſichtigt. 
Das Buch ift für den, der mit dem Futtermittel. zu tun hat, ein 
wertvoller Berater. JR. Dr. Hans Stölzle, Kempten im Allgäu. 
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Die Dicher, Oberlandesgerichtspräſident: Geſetz über die 
Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 
mit dem Geſetz über ein vereinfachtes Enteignungsver⸗ 
fahren vom 26. Juli 1922. Im Anhang: Verordnungen, 
Vertrags muſter, das Fluchtliniengeſetz und das 
Waſſerſtraßengeſetz. Textausgabe mit Anmerkungen 
und Sachregiſter. Dritte Auflage. Berlin und Leipzig 1927. 
Walter de Gruyter & Co. (Nr. 37 der Guttentagſchen 
Sammlung Preußiſcher Geſetze.) 


Die Handausgabe gehört zu den beſten der Guttentagſchen 
Sammlungen, die alle wichtigeren Geſetze in zuverläſſigem Abdruck 
und mit muſtergültigen Erläuterungen wiederzugeben beſtrebt ſind. 
Klarheit, Schärfe und Kürze, mit denen die höchſtrichterlichen 
Entſch, wiedergegeben find, können nicht übertroffen werden. Von 
ſinnentſtellenden Druckfehlern iſt mir nur einer aufgefallen. Anm. I 
zu 81 heißt es: Art. 153 gilt nur für Enteignungen, die vor ſei⸗ 
nem Inkrafttreten ſtattgefunden haben (RG. 109, 11). Die Ent⸗ 
ſcheidung betrifft den bekannten Rechtsſtreit des Prinzen Sizzo 
von Schwarzburg gegen das Land Thüringen (vorm. Freiſtaat 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt). Dem Kl. hätte für die Entziehung ſeines 
Anwartſchaftsrechts auf das Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Kammer⸗ 
gut ein Entſchädigungsanſpruch gegen den Staat zugebilligt werden 
müſſen, wenn nicht vor dem Inkrafttreten der Reichsverfaſſung 
das Landesgeſetz vom 22. Nov. 1918 ergangen wäre. Das RG. 
erwägt, das in Rede ſtehende Rechtsgebiet ſei von der Reichsver⸗ 
faſſung durch Art. 109 EGBGB. ausdrücklich der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen geweſen. Abgeſehen von der prozeßrechtlichen 
Beſtimmung über die Eröffnung des Rechtsweges bez. der Höhe 
der Entſchädigung könnten mithin die neuen Rechtsgrundſätze des 
Art. 153 RVerf. auf frühere Enteignungen Reine Anwendung 
finden. Es muß alſo in der Anm. I „nicht“ ſtatt „nur“ geſetzt 
werden. — Im Sachregiſter genügt es bei dem Stichwort „Be⸗ 
weis“, auf S. 144 (ſtatt S. 139 ff.) zu verweiſen. 


OLGPräſ. Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Reichsheimſtättengeſetz vom 10. Mai 1920 nebſt den preußi⸗ 
ſchen und anderen landesrechtlichen Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen (Das deutſche Heimſtättenrecht, Teil 1). Erläutert in 
Verbindung mit Regierungsrat Dr. jur. Fritz Wenzel, 
Berlin, von Hans Krüger, Regierungspräſident in Lüne⸗ 
burg. Zweite vermehrte Auflage. 220 S. 8°. Berlin 1927. 
Verlag von Reimar Hobbing. Preis in Ganzleinenband 
6 h. 


Seitdem die landesrechtlichen Ausführungsvorſchriften zu dem 
NHeimftätt®. erlaſſen ſind, iſt das allgemeine Intereſſe an dieſem 
bisher praktiſch noch weniger wichtigen Geſetze erheblich gewachſen. 
Um ſo mehr, als auch nunmehr ſowohl vom Reich wie den Ländern 
die Anſiedlung abgebauter Beamter auf geſetzlichem Wege eine Rege⸗ 
lung gefunden hat, welche die Anwendung des RHeimſtättG. vorſieht. 


Es iſt daher ſehr zu begrüßen, daß von dem vorliegenden Buche 
wieder eine neue Auflage herausgebracht iſt, die in beſonderem Maße 
der Bedeutung, die das Geſetz für die Praxis gewonnen hat, Rech⸗ 
nung zu tragen ſucht. 

Nach einer eingehenden, 42 Seiten langen Darſtellung der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung des Heimſtättengedankens — in der eine 
kurze und klare Überſicht über die ausländiſche Heimſtätten⸗ 
geſetzgebung beſonderes Intereſſe erregt — bringt das Buch eine 
ausführliche Kommentierung des Geſetzes ſelbſt. Daran anſchließend 
gelangt das ſonſtige Material, deſſen Kenntnis für die Anwendung 
des Geſetzes unerläßlich iſt, insbeſ. die preuß. Ausführungsvorſchrif⸗ 
ten uſw. zum Abdruck. Für die Praxis beſonders wertvoll ſind die 
beigegebenen Muſter zu Heimſtättenverträgen, der Beurkundung der⸗ 
ſelben ſowie für den Erlaß von Ortsſatzungen über die Einrichtungen 
von Heimſtättengebieten, ſowie eine Zuſammenſtellung der örtlichen 
Gliederung der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſämtlicher deutſcher 
Länder. 

Das ſeit dem Erſcheinen der 1. Aufl. erſchienene Schrifttum iſt 
mit großer Vollſtändigkeit berückſichtigt und im Anhange nochmals 
ſyſtematiſch zuſammengeſtell' 

Das ſorgfältig bearbeitete Werk wird der Praxis gute Dienſte 
0 aber auch für wiſſenſchaftliches Arbeiten ſich als brauchbar 
erweiſen. 


Wie der Verf. im Vorwort ankündigt, beabſichtigt er, die 
ſämtlichen, das Beamtenſiedlungsrecht enthaltenden, geſetzlichen, mini⸗ 
ſteriellen und ſonſtigen Vorſchriften in einem Ergänzungsbande: 
„Beamtenſiedlungsrecht im Reich und in Preußen“ zu behandeln. 
Auch dieſem Bande darf man mit Spannung entgegenſehen. D. S. 
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Chriſtian Meisner, Rechtsanwalt in Würzburg, und Hein⸗ 
rich Stern, Rechtsanwalt und Notar in Berlin: Das 
in Preußen geltende Nachbarrecht. München, Berlin, 
Leipzig 1927. Schweitzer Verlag. 616 S. Preis geb. 19 ,. 


Die Verf., von denen Meisner das bay. Nachbarrecht i. J. 
1923 in 3. Aufl. hat erſcheinen laſſen, haben das in Preußen gel⸗ 
tende Nachbarrecht ſyſtematiſch bearbeitet. Da das BGB. für das 
Nachbarrecht grundlegende Vorſchriften gegeben hat, durch die Art. 122 
bis 124 EGBGB. aber die dieſe Materie betr. Beſtimmungen der 
Landesgeſetze in weitgehendem Maße für unberührt erklärt, und die 
diesbezüglichen ausführlichen Vorſchriften des Pra Odi. ſowie des 
rhein. Rechts durch den Art. 89 ABGB. im weſentlichen aufrecht⸗ 
erhalten ſind, ſo iſt zur Klarſtellung des Rechtszuſtands, wie er ſich 
aus dem Verhältnis des Reichsrechts zum Landesrecht in Preußen 
ergibt, eine zuſammenhängende Darſtellung ein Bedürfnis. Die Verf. 
haben es ſich zur Aufgabe gemacht, die geſamten, das Nachbarrecht in 
Preußen betr. Vorſchriften (mit Ausnahme des Waſſerrechts), wie ſie 
ſich unter der Herrſchaft des BGB. geſtaltet haben, und dem ſich 
daraus ergebenden Rechtszuſtand in überſichtlicher, klarer Weiſe vor⸗ 
zutragen. Dieſer Aufgabe ſind ſie in ſehr anerkennenswerter Weiſe 
gerecht geworden, indem fie, überall von großen, prinzipiellen Ge, 
ſichtspunkten ausgehend, die geſamte Materie bis ins einzelnſte verfolgt 
haben. Mit wiſſenſchaftlicher Durchdringung haben ſie auf der Höhe 
der Rechtſprechung und Literatur, deren Ergebniſſe ſtets angeführt 
ſind, den Rechtsſtoff ſcharfſinnig erörtert und jede Frage mit prak⸗ 
tiſchem Verſtändnis beantwortet. Die aufgeſtellten Rechtsſätze ſind 
eingehend und meiſtens überzeugend begründet. Der 8 14 über die 
Notſtandshandlungen, der 8 16 über die Immiſſionen, der 821 über 
das Überbaurecht, der 8 27 über das Notwegsrecht, die 88 35—37 
über die Servituten, die 88 38, 39 über die Eigentumsfreiheitsklage 
haben mir vorzugsweiſe gefallen. — Ein reichliches Sachverzeichnis 
erleichtert die Benutzung des Werkes. f 

Zu den beſtehenden Streitfragen haben die Verf. mit meiſt ein⸗ 
gehender Begründung Stellung genommen, nicht ohne dabei die Be⸗ 
gründung der gegenteiligen Anſicht dergeſtalt vorzuführen, daß der 
Leſer imſtande ift, die beiderſeitigen Gründe gegeneinander abzuwägen. 
Daß die Verf. nicht ausnahmslos in allen Fragen, welche ein ſo 
großes Rechtsgebiet aufweiſt, allſeitige Zuſtimmung fordern dürfen, 
iſt ſelbſtverſtändlich. So kann ich z. B. ihrer, gegen die herrſchende 
Meinung (ſ. auch meine Ausführungen im Recht 11 Nr. 21) vertretenen 
Anſicht (8 7) nicht beitreten, daß den Nachbaren an einer Grenz⸗ 
anlage, an der ihnen der 8 921 BOB. für den Regelfall ein gemein⸗ 
ſchaftliches Benutzungsrecht zuſpricht, das Miteigentum zuſtehe, und 
ebenſowenig kann ich der Umwandlung des Eigentumsverhältniſſes 
(S. 97) beipflichten, die eintreten ſoll, je nachdem der eine Nachbar 
oder beide Nachbaren an eine Grenzmauer anbauen oder ein an“ 
gebautes Gebäude wieder entfernt wird. Als richtig kann ich auch 
die Anſicht (825 S. 306) nicht anerkennen, daß der im Art. 59 
Ausf. ausdrücklich aufrechterhaltene Art. 675 Code civil, der die 
Anbringung von Tenftern in einer gemeinſchaftlichen Mauer ver 
bietet, „zweifellos“ dem Reichsrecht gegenüber als ungültig anzuſehen 
ſei, weil nach 8 922 BGB. jeder der beiden Nachbaren die Grenz“ 
anlage ſo weit benutzen dürfe, als nicht die Mitbenutzung des anderen 
beeinträchtigt werde; denn die Befugnis, Fenſter nach dem Nachbar⸗ 
grundſtück anzubringen, gehört nicht, wie die Verf. zu meinen 
ſcheinen, zum Mitbenutzungsrechte des 8922, ſondern kann immer 
nur ein Ausfluß des Eigentumsrechts ſein, und deshalb bleibt nach 
dem, auch von den Verf. an dieſer Stelle erwähnten Art. 124 
EGBGB. der Art. 675 als nachbarliche Eigentumsbeſchränkung in 
Geltung. — Zu der Anm. 2 auf S. 232 darf ich, wenn die Verf. 
auch das Waſſerrecht abſichtlich von ihren Erörterungen ausſcheiden, 
darauf hinweiſen, daß der 8 130 ALR. 1,8 durch den 8399 Ziff. 1 
des Waſſerch. v. 7. April 1913 ausdrücklich aufgehoben ift (ſ. zu der 
Frage der Anm. 2 den 8 200 dieſes Geſ.). 

Einzelne, im Verhältuis zu den zahlloſen Fragen des großen 
Rechtsgebiets nur wenige Differenzen hindern mich nicht, den ſehr 
großen Wert anzuerkennen, den die bedeutende Schrift für Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis hat, und ſie als ein ſehr nützliches Werk zu 


empfehlen. 
Geh. JR. Dr. TH. Wolff, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Reichsverband Deutſcher Einigungsämter. Beiträge zur 
künftigen Entwicklung des Mietrechts, unter beſonderer Ve 
rückſichtigung der Regierungsentwürfe zum MSchch. und 
RMG. II. Sonderdruck der Verbandszeitſchrift „Das 
Mietgericht“. 66 S. Berlin W 15, Kurfürſtendamm 48/49. 
1927. Preis 2 . g 

Der Reichsverband, deſſen vorzüglich geleitete Zeitſchrift ſich in 
den noch nicht zwei Jahren ihres Beſtehens weithin Anerkennung 
erworben hat, hat die Regierungsentwürfe zur Abänderung DE 

NAME. und des MSHG. (abgedr. Miet. 1927, 77) zum Anlaß ge 

nommen, in einem Heft eine Reihe von Auſſätzen zuſammenzuſtellen, 


56. Jahrg. 1927 Heft 44] 


die ſich nicht nur mit dieſen Entwürfen, ſondern vornehmlich mit 
der weiteren Zukunft des Mietrechts beſchäftigen. Gerade dadurch 
erhält der Sonderdruck über das Weſen einer für die nächſte Ge⸗ 
ſetzgebung hoffentlich einflußreichen Schrift von Sachkennern hin⸗ 
aus die bleibende Bedeutung für lange Zeit. Dieſe Bedeutung wird 
er um ſo länger behalten, als es dauert, die Wohnungsnot zu be⸗ 
ſeitigen und damit die Vorbedingungen für eine endgültige Rege⸗ 
lung des Mietrechts zu ſchaffen. Das Heft kann gar nicht genug 
Intereſſenten in die Hände kommen, denn ſein bedeutſamſter Zweck 
muß fein, einen befruchtenden Meinungsaustauſch über die Fragen 
des künftigen Mietrechts im weiteſten Umfange anzubahnen. 

In dem Heft finden ſich folgende Aufſätze: Richter Dr. Max 
Boeck, Hamburg, Die Wirkungen des Mieterſchutzabbaues auf 
alte Erſatzraumklauſeln (Streitfragen des geltenden Rechts und Kri⸗ 
tik des § 52 J des neuen MSchch.⸗Entwurfs nebſt Verbeſſerungs⸗ 
vorſchlag). RA. und Notar Walter Groß J, Dresden, 2. Vorſ. 
es Bundes Deutſcher Mietervereine E. V., Das deutſche Wohn⸗ 
und Mietrecht der Zukunft. Dr. Wolfgang Hein, ord. Prof. 
der Rechte und Vorl. des MEA. in Halle, Mieterſchutznovelle und 
Heimrecht. Stadtrat Joſef Humar, München, Mitgl. des RWR. 
und Präs. des Zentralverbandes deutſcher Haus⸗ und Grund» 
beſitzervereine E. V., Freie Wirtſchaft — freies Recht! SenpPräſ. 

übſchmann, Berlin, Die Geſetzentwürfe zur Anderung des 

NG. und des MSchc ö. SenPräſ. i. R. Geh. DIR. Dr. Mar⸗ 
witz, Berlin, Das Kündigungsverfahren des Geſetzentwurfs zur 
Anderung des MSH®. Dr. Ruth, ord. Prof. der Rechte in Halle, 
Entwicklungslinien des Mietrechts. Reg. Helmut Tormin, 
Lübeck, Die Zukunft des Mieterſchutzes. 

Auf eine Behandlung der Regierungsentwürfe haben ſich 
Boeck, Hübſchmann und Marwitz beſchränkt. Sie behan⸗ 
deln beſonders eingehend die beabſichtigte Novelle zum Mech., 
zeigen, daß der Entw. in ſeiner jetzigen Faſſung die erforderliche 
larheit und Einfachheit vermiſſen läßt. Beſonders Hübſch⸗ 
mann, der ſich über die Notwendigkeit von Übergangsvorſchriften 
ſchon mehrfach an anderen Stellen ausgeſprochen hatte, trägt mit 
großer Genauigkeit und Gründlichkeit das Material zuſammen, um 
auf dieſer Grundlage Verbeſſerungsvorſchläge zu machen, die als 
wirkliche Verbeſſerungen ohne weiteres erkennbar ſein dürften. 

ie ein roter Faden zieht ſich durch ſämtliche Beiträge eine un⸗ 
bedingte Ablehnung des Verſuchs, für die Aufhebung der Miet⸗ 
verhältniſſe eine neue Form, den Räumungsbefehl, einzuführen. 
s wird nachgewieſen, daß dieſe Einrichtung nicht nur wertlos, 
ſondern ſchädlich ſein würde, da ſie Verteuerung und Verſchleppung 
der Entſcheidung zur Folge hätte. Es bleibt zu hoffen, daß das 
fortwährend durch Novellen beunruhigte Notrecht vor dieſem Pro⸗ 
dukt des grünen Tiſches bewahrt bleibt. 

Hein fordert von der Neuregelung des MSchG., daß es die 
Kennzeichen eines Gelegenheitsgeſetzes abſtreife und für die noch 
auf etwa ein Jahrzehnt zu ſchätzende Notzeit eine organiſch durch⸗ 
eier Regelung ſchaffe In dieſer Regelung müſſe der Weg ge⸗ 
unden werden, die privatrechtliche Geſtaltung des Rechts, insbeſ. 
des Verfahrens der Mietaufhebung, mit den öffentlichen Inter⸗ 
eſſen, die die Raumnot zur Folge hat, in Einklang zu bringen, 
endlich dem Gegeneinanderwirken der Gerichte und der Wohnungs⸗ 
amter ein Ende zu machen. Hein, der verſchiedene Möglich⸗ 
Ketten, dieſes Ziel zu erreichen, angibt, trifft mit ſeiner Forderung 
unbedingt etwas Richtiges. Auch wenn man mit ihm, der die 
öffentlichen Anforderungen bei jeder Gelegenheit auf Koſten des 
Eigentums in den Vordergrund ſchiebt, nicht in allen, vielleicht ſo⸗ 
gar in vielen Punkten nicht übereinſtimmt, muß man den jetzigen 
wieſpalt in der Rechtsordnung als unerträglich, als für das 
Kechtsbewußtſein und das Anſehen des Staates ſchädlich betrachten. 
Jeder Verſuch, hier Abhilfe zu ſchaffen, verdient Unterſtützung von 
allen Seiten. Es wird auch möglich ſein, ihn unter ausreichender 
erückſichtigung der privaten Rechte zu einem tragbaren Erfolge 
zu führen. 

Groß, Ruth und auch Hein behandeln ferner die Frage, 
was zu geſchehen hat, um den jetzigen Zuſtand der Not zu be⸗ 
ſeitigen. Von der Neubautätigkeit erwarten ſie übereinſtimmend die 

öſung. Doch kann dieſe Löſung erſt gelingen, wenn die Mieten in 
en Alt⸗ und den Neubauten einheitliche Höhe erreichen. Wäh⸗ 
rend in der Regel verlangt wird, die Altmieten auf die Höhe 
er Neumieten zu bringen, ſtellt Groß die Forderung, um⸗ 
gekehrt die Neumieten auf den Stand der Altmieten zu ferken, in⸗ 
dem der Staat die öffentlichen Mittel zur Verbilligung der Bau⸗ 
gelder ganz anders als bisher verfügbar macht. Dieſe Ausführun⸗ 
gen, deren Notwendigkeit aus wirtſchaftlichen Gründen belegt wird, 
durften weiteſtes Intereſſe verdienen. ob man mit Groß trotz 
der allgemeinen Teuerung die Senkung der Mieten auf die Frie⸗ 
densmiete für möglich hält, hat mit der Bedeutung ſeiner Aus⸗ 
führungen nichts zu tun. 
5 Auch die Verdinglichung des Mietrechts wird von mehreren 
der Verfaſſer behandelt. Hein hält ſie für nötig und führt als 
Hrund für die Notwendigkeit beſonders den Geburtenrückgang an. 
Vieſe Behauptung erſcheint ſehr anfechtbar. Es iſt nicht einzufchen, 
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weshalb der Geburtenrückgang, der ſelbſtverſtändlich durch den Woh⸗ 
nungsmangel nicht wenig beeinflußt iſt, nur durch ein dingliches 
Recht an der Wohnung bekämpft werden könnte, warum er nicht 
ebenſo günſtig beeinflußt würde, wenn wieder genug Wohnungen 
nach altem Recht zu mieten wären. Das Geſchoßeigentum lehnt 
Hein ab. Er tritt für eine neue Rechtsart ein, das Heimrecht an 
der Wohneinheit. Ruth tritt der Verdinglichung mit wirtſchaft⸗ 
lichen und vor allem rechtlichen Gründen überhaupt entgegen. 
Tormin unterſcheidet zwiſchen den Altbauten und denjenigen Neu⸗ 
bauten, zu deren Finanzierung der Mieter ſelbſt beigetragen hat. 
Bei dieſen Neubauten hält er ein ſtärkeres Recht des Mieters an 
der Wohnung für nötig, was nicht ohne weiteres von der Hand zu 
weiſen ſein dürfte. Er wünſcht deshalb Wiedereinführung des Stock⸗ 
werkseigentums und der Erbmiete neben dem auszubauenden Wohn⸗ 
recht des $ 1093 BGB. Auf dieſe Fragen im einzelnen einzugehen, 
iſt hier nicht der Raum. Man wird aber vor dem Experiment der 
Verdinglichung in jeder Form warnen müſſen, wenn man des gänz⸗ 
lichen Mißerfolges gedenkt, den der mit ſo großen Hoffnungen be⸗ 
gonnene Verſuch hatte, durch die VO. von 1919 das Erbbaurecht 
zu beleben. Es iſt faſt ganz ſo unbeliebt und unbenutzt geblieben, 
wie es zuvor war. 4 

Auch die Beſchränkung des Kündigungsrechtsides Vermieters 
wird für die Zeit nach Behebung der Not ins Auge gefaßt. Ruth 
warnt wohl mit Recht davor, ungleiches Recht für Vermieter und 
Mieter zu ſchaffen. Darüber hinaus wird allgemein die Warnung 
am Platze ſein, an dem Recht des BGB., das ſich bis zum Kriege 
im allgemeinen durchaus bewährt hatte, ſchon jetzt erhebliche Ande⸗ 
rungen vorzunehmen. Es beſteht in unſerer Zeit unbedingt die Ge⸗ 
fahr, daß Anderungen vorgenommen werden, nur weil man die 
Empfindung hat, es müſſe etwas geſchehen. Mag man noch ſo 
feſt davon überzeugt ſein, bei dem Ausblick auf eine Zukunft ohne 
Raumnot unbefangen zu urteilen, man ſteht dennoch allzuſehr in 
der Not der Gegenwart, um die Gedanken vom Einfluß dieſer Not 
völlig zu löſen. Erſt ſoll man uns aus dieſer Not befreien, bevor 
man ändert, was früher gut genug war. 

Es kann nicht Aufgabe dieſer Anzeige fein, auf die Einzel⸗ 
heiten der in dem Heft geſammelten Beiträge einzugehen. Viel 
wird geſchrieben und geſprochen werden, bevor der ganze Wert 
dieſer Arbeiten ausgeſchöpft iſt. Daß die Goldader, die ſich durch 
das Heft zieht, abbauwürdig iſt und Recht und Wirtſchaft neue 
Kraft zuführen kann, verbürgen ſchon die Namen der ſachkundigen 
Verf. An uns anderen iſt es, den rechten Gebrauch von dem Buche 
zu machen. KR. Dr. Günther, Berlin. 


Amtsgerichtsrat Wilhelm Coermann: Rechtstaſchenbuch für 
das Ban- und Wohnungsweſen. Stuttgart 1926. Ver⸗ 
lag für Wirtſchaft und Verkehr. 


Im Bauweſen fehlt eine umfaſſende reichsrechtliche Regelung. 
Reichs⸗, Landes⸗ und Ortsrecht greifen unüberſichtlich ineinander. 
Findet der Juriſt ſich ſchon ſchwer durch die mannigfachen Rechts⸗ 
vorſchriften hindurch, ſo iſt es dem Laien noch viel weniger möglich. 
Den begrüßenswerten Gedanken, hier eine Überſicht zu ſchaffen, hat 
der Verf. in nicht immer glücklicher Form verwirklicht. Das in 
Form eines kleinen Handwörterbuches gehaltene Werkchen will den 
Angehörigen des Baugewerbes, den Hauseigentümern ſowie allen 
ſonſtigen Intereſſenten des Bau⸗ und Wohnungsweſens eine gemein⸗ 
verſtändliche Erläuterung der dieſes Gebiet betreffenden Rechtsvorſchriften 
vermitteln. Aber gerade bei Berückſichtigung dieſer Zweckbeſtimmung 
erheben ſich in mancher Hinſicht Bedenken gegen den Juhalt der Er⸗ 
läuterungen. Soweit der Verf. ſich darauf beſchränkt, den Gejeges- 
inhalt unter Verweiſung auf die Geſetzesſtelle wiederzugeben, gibt er 
eine klare und verſtändliche Erklärung der behandelten Begriffe und 
Fragen. Nur erſcheint die Zitierung der Geſetzesſtelle in jedem 
Falle wünſchenswert; bedauerlich iſt es daher, daß in den meiſten 
Fällen die Abdruckſtellen der Entſcheidungen fehlen; dieſe vielmehr 
ſind grundſätzlich nur nach dem Datum zitiert, ſo daß es ſogar dem 
Juriſten nicht möglich iſt, auf die Quellen zurückzugehen. Damit 
entfällt die Möglichkeit, eine derart zitierte Entſch. zu verwerten oder 
nachzuprüfen. Überdies ſind einige Fragen, die für weite Kreiſe des 
Grundbeſitzes von größtem Intereſſe ſein dürften, nicht behandelt, ſo 
z. B. der Schwarzkauf und die Genehmigungsbedürftigkeit auf Grund 
des preuß. GrSperrGG. Auch um den Untertitel „Für das Woh⸗ 
nungsweſen“ zu rechtfertigen, ſcheint eine reichere Ausgeſtaltung ge⸗ 
boten, um die Hausbeſitzer tatſächlich „über die Fragen des Miets⸗ 
rechts“ — insbeſ. auch des Mietnotrechts! — „eingehende Auskunft 
finden zu laſſen“. D. S. 


Dr. jur. Friedrich⸗Karl Suren und Dr. jur. Adolf von Heu⸗ 
finger: Die Hauszinsſtener und die Finanzierung des 
Wohnungsbaues in Preußen. Vierte erweiterte Auflage. 
Berlin 1927. Verlag von Georg Stilke. Preis 8 . 

Das Buch, deſſen 3. Aufl. JW. 1927, 1918 eine eingehende 

Würdigung gefunden hat, liegt heute — ein Jahr nach Erſcheinen 
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der vorigen Auflage — in 4., erweiterter Aufl. vor. Auch hier ift 
die nämliche Beobachtung zu machen, wie im geſamten juriſtiſchen 
Schrifttum unſerer Tage: ſtarke Vermehrung des Stoffes; während 
die vorjährige Auflage 288 Seiten umfaßte, iſt der Umfang des 
Werkes nach knapp einem Jahre auf 420 Seiten angewachſen. 

Wie bereits aus dem veränderten Titel des Buches hervorgeht, 
iſt bei der vorliegenden Auflage nunmehr die Darſtellung der „Finan⸗ 
zierung des Wohnungsbaues“ gleichwertig neben die Behandlung der 
Hauszinsſteuer getreten. 

Das Buch gibt nunmehr ſämtliche Beſtimmungen des Reichs 
und Preußens, die für die Finanzierung des Wohnungsbaues irgend⸗ 
wie von Bedeutung ſind, wieder. 

Beſonders begrüßenswert iſt der in den Erläuterungen zu 8 11 
enthaltene zuſammenfaſſende Überblick über die die Förderungen der 
Bautätigkeit betreffenden Vorſchriften. 

Aber nicht nur durch dieſe Vermehrung des Umfanges, 
ſondern auch durch eine Erweiterung des Inhalts der Erläute⸗ 
rungen zeichnet ſich die neue Auflage gegenüber der früheren aus. 
Darüber hinaus haben ſämtliche bis zur Abſchließung des Werkes 
ergangenen Miniſterialerlaſſe, die eine authentiſche Interpretation des 
Geſetzes darſtellen, Aufnahme und Bearbeitung gefunden. 

Somit kann das Buch, das den Stand von Aug. 1927 wieder⸗ 
gibt, jedem Intereſſenten warm empfohlen werden. D. S. 


Dr. Haus Berolzheimer: Grunderwerbſteuergeſetz. Zweite 
neubearbeitete Auflage. München. Beckſche Verlagsbuch⸗ 
handlung. Preis 5,50 . 


Dieſes Erläuterungswerk (deſſen 1. Aufl. in JW. 1920, 540 
beſprochen iſt) enthält einen erheblich geringeren Rechtsſtoff als 
die 3. Aufl. des Ott ſchen Kommentars; feine Ausführungen find 
aber wohldurchdacht; ſie erfreuen durch ihre vollgommene Selb⸗ 
ſtändigkeit, durch die Eigenart der Auffaſſung, und verdienen über⸗ 
all Beachtung, ſelbſt dort, wo man ihnen nicht beitritt. Hierher 
gehören z. B. die Ausführungen über die Frage, welcher Wert bei 
der Verſteuerung des Eigentumsüberganges im Falle des $ 5 Abſ. 2 
der Berechnung zugrunde 0 legen iſt. Der Verfaſſer bekämpft die 
Auffaſſung des NFH., nach welcher der Wert z. Z. des Eigentums⸗ 
übergangs zu berückſichtigen iſt, er hält den Wert z. 3. des Ver⸗ 
tragsſchluſſes für maßgebend. Gegen ihn ſcheint mir zu ſprechen, 
daß von feinem Standpunkt aus die Vorſchrift des §8 5 Abſ. 2 zur 
Bedeutungsloſigkeit herabſinken würde; denn wie er ſelbſt nicht 
verkennt, würde ſie nur dann Anwendung ſinden, wenn die Ver⸗ 
tragſchließenden nachträglich einen höheren Preis vereinbaren. In 
einer anderen Streitfrage, die binnen kurzem erhebliche Bedeutung 
ewinnen wird, möchte ich ihm beipflichten; es handelt ſich um die 
en Verſteuerung der toten Hand, die bekanntlich zum erſten 
Male 1929 praktiſch werden wird; hier iſt ſtreitig geworden, ob 
dieſe Abgabe eine dingliche Grundſtückslaſt i. S. des § 10 Abſ. 1 
Nr. 3 3G. darſtellt. Verfaſſer verneint die Frage, Ott, 3. Aufl. 
§ 10 Anm. 8 bejaht fie (im Gegenſatz zu feiner Anſicht in der 
2. Aufl.). Berolzheimer begründet allerdings ſeine Anſicht 
nicht näher, ihre Richtigkeit ergibt ſich aber aus dem Geſetz ſelbſt, 
was freilich an dieſer Stelle nicht dargelegt werden kann. — Die 
ſtarke Seite des Buches iſt die Kritik; dies gilt beſonders von der 
Einleitung, in der der Verfaſſer ſich gegen die 88 4, 5 RAbgO. und 
die Anwendung richtet, die der RF. von dieſen Vorſchriften ge⸗ 
macht hat. Ob der Verfaſſer hier nicht zu weit gegangen iſt, möchte 


ich nicht entſcheiden. 
IR. Stillſchweig, Berlin. 
1. Weinſtenergeſetz vom 10. Auguſt 1925 nebſt Ausfüh⸗ 


rungsbeſtimmungen. Herausgegeben im Reichsfinanz⸗ 
miniſterium. Berlin 1925. Verlagsbuchhandlung Paul Parcy. 
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2. Lebbin: Getränkegeſetze und Getränkeſteuergeſetze. Ber⸗ 
lin u. Leipzig 1926. Walter de Gruyter & Co. 

3. Dr. Machatius: Das Weinſteuergeſetz vom 10. Auguſt 
1925. 2. Aufl. Berlin. Georg Stilke. 


1. Stellt eine handliche Textausgabe dar, die mit gut vrien⸗ 
tierendem Inhaltsverzeichnis und Sachregiſter verſehen ift. 

2. Iſt eine ſorgfältige Zuſammenſtellung aller für Wein, Bier, 
Branntwein und Mineralwaſſer ſeit dem Nahrungsmittelgeſetz von 
1879 in Frage kommenden geſetzlichen Beſtimmungen mit kurzem 
Sachregiſter und einigen Anmerkungen. Die Zuſammenſtellung iſt 
wohl in erſter Linie für Zwecke der Nahrungsmittelpolizei und des 
Nahrungsmittelchemikers gedacht (der Herausgeber iſt auch ſelbſt Nah⸗ 
rungsmittelchemiker), aber auch für den Juriſten iſt es außerordenk⸗ 
lich angenehm, die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen geſammelt in 
einem Band zu finden. Das Bändchen iſt für den praktiſchen Ge⸗ 
brauch ſehr zu empfehlen. 

Der Vollſtändigkeit wegen ſei erwähnt, daß bei den Beſtimmun⸗ 
gen über Wein auch die VO. v. 31. Aug. 1917, ſoweit heute noch 
gültig, aufzunehmen wäre. 

3. Enthält einen Kommentar zum Weinſteuergeſetz, in deſſen 
Anhang die Weinſteuerausführungsbeſtimmungen abgedruckt ſind. Die 
Kommentierung iſt im engſten Anſchluß an die ergangenen Entſchei⸗ 
dungen des RF, ſowie die Geſetzesmaterialien und die doch ſchon im 
Anhang wiedergegebenen Ausführungsbeſtimmungen gehalten. M. E. 
wäre es von großem Vorteil, ſowohl für eine zukünftige Geſetz⸗ 
gebung, als auch für die Rechtſprechung, wenn der Kommentar mehr 
Kritik übte. Die geſetzestechniſch ſehr wenig glücklich geregelte Stel⸗ 
lung des Verbraucherwirtes, die Rechtſprechung des RF. bez. der 
Entnahme von Wein aus den Lagerbeſtänden des Weinhändlers, hät⸗ 
ten, um nur zwei Hauptbeiſpiele zu nennen, doch wohl kritiſch be⸗ 
leuchtet werden ſollen. Gleichwohl iſt das Bändchen für jeden, der eine 
Frage aus dem Weinſteuergeſetz zu behandeln hat, ein brauchbarer 
Führer. RA. Franz Mayer, Mainz. 


Der Kraftfahrzengverkehr. Richtlinien für Polizeibeamte 
und Kraftfahrer. Von Polizeihauptmann Georg Aumer, 
Lehrer an der Höheren Polizeiſchule Jena. Mit 79 Abb. 
und Figuren. Taſchenformat. 154 S. Berlin und Leipzig 
1927. Verlag von Walter de Gruyter & Co. Preis Leinen⸗ 
band 3,60 . 

Auf dem Gebiete des Kraftfahrzeugverkehrs iſt mit dem Wach⸗ 
ſen des Verkehrs und ſeiner Gefahren eine geſetzliche Regelung in 
immer umfaſſenderer Weiſe erfolgt. Die Fülle der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen hat es mit ſich gebracht, daß heute ſchon einerſeits 
der Kraftfahrer ſelbſt, andererſeits auch der Polizeibeamte, der hier 
beſonders oft eingreifen muß, ſich auf dieſem Gebiete nicht leicht 
zurechtfinden. Es iſt daher zu begrüßen, daß der Verf. auf An⸗ 
regung des Thür. Miniſteriums für Inneres und Wirtſchaft in 
einer gerade für die beiden vorgenannten Perſonengruppen geeig- 
neten Weiſe das Wichtigſte aus den geſetzlichen Vorſchriften, nach 
Stoffgebieten geordnet, zuſammengeſtellt hat. 

Aus dem Inhalt ſeien folgende Gebiete hervorgehoben: Ber 
griff und Einteilung der Kraftfahrzeuge, Beſchaffenheit, Zulaſſung, 
Kennzeichen, Führerſchein, Benutzung der Wege, Zeichen, Steuer⸗ 
karte, Kraftfahrzeugkontrolle. Ein kleines, aber nicht nur für 
jeden Polizeibeamten, ſondern für jeden bei einem Kraftfahrzeug 
unfall — ſei es nur als Zeugen — Beteiligten intereſſantes Kapitel 
über Hinweiſe auf Feſtſtellungen bei Unglücksfällen und eine Über⸗ 
ſicht über den Kraftfahrzeugbeſtand ſchließen die intereſſante Schrift, 
die — wenn ſie ſich auch ihrem Zweck entſprechend von juriſtiſchen 
Erörterungen fernhält — doch auch dem Juriſten eine Fülle 
rechtstatſächlichen Materials, das gerade auf dieſem Gebiete be⸗ 
ſonders wichtig iſt, bietet. D. S. 


Die Ausführungsbeſtimmungen der Länder zum Aufwertungsgeſetz. 


(Fortſetzung von JW. 1927, 1245.) 


E. Hamburg. 

Bamb p. zur Durchf. der Aufwertung der Sparkalfen- 
guthaben v. 30. September 1927. 
(HambGVoOBl. 1927, 435.) 

Dieſe VO. erſetzt die VO. v. 7. März 1927 (JW. 1927, 1245). 
Die Aufwertung, die bisher auf mindeſtens 12½ / beſtimmt war, iſt 


jetzt auf 250 feſtgeſetzt. Die Auszahlung hat zu je ½ am 2. Jan. 
1928, 2. Jan. 1929 und 2. Jan. 1930 zu erfolgen. Eine vorzeitige 
Auszahlung, nicht jedoch vor dem 2. Jan. 1928, kann in Fällen det 
Bedürftigkeit bis zum Betrage von 1000 K. erfolgen. Der Min 
deſtbetrag von 8 RM iſt geſtrichen. Eine Verzinſung findet nicht ſtatt. 


RA. Dr. Robinow, Hamburg. 


56. Jahrg. 1927 Heft 44] 


Vom Land wirtſchaftsrecht. 


N Wirtſchaftsrecht iſt die geſetzliche Regelung wirtſchaftlicher 
Tätigkeit. Man kann es einteilen in Agrarrecht, Gewerberecht und 
laertehrsrecht. Dies entſpricht der herrſchenden Anſicht nicht. Im 
landwirtſchaftlichen Betriebe werden Land und Waſſer genutzt. Man 
Kann das Agrarrecht danach in Landwirtſchaftsrecht und Waſſer⸗ 
wirtſchaftsrecht einteilen. Dies entſpricht der herrſchenden Anſicht auch 
nicht (vgl. Dochow, Landwirtſchaftsrecht [1927] S. 7). 
Landwirtſchaft iſt die Nutzung von Grundſtücken zur Ge⸗ 
winnung pflanzlicher und tieriſcher Erzeugniſſe. Zur Landwirtſchaft 
00 auch die Waldwirtſchaft. Die Landwirtſchaft iſt ein Gewerbe — 
elbſtändige für die Dauer beſtimmte Tätigkeit zum Erwerb. Land⸗ 
wirtſchaftsrecht iſt die geſetzliche Regelung wirtſchaftlicher Tätig⸗ 
geit in Feld und Wald. Es regelt die Tätigkeit in landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben, kann deshalb als landwirtſchaftliches Be⸗ 
triebsrecht bezeichnet werden. Da die Landwirtſchaft ein Gewerbe 
„ kann es auch als ein Teil des Gewerberechts gelten. 
Man kann die Beſtimmungen, die den landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieb zu regeln beſtimmt ſind, in vier Gruppen unterbringen. 
1 J. Landnutzung. Sie iſt im allgemeinen frei, der Landwirt 
ann in gewöhnlichen Zeiten wirtſchaften, wie er will. In außer⸗ 
gewöhnlichen Zeiten kann ein Beſtellungszwang eingeführt werden. 
Im öffentlichen Intereſſe iſt auch der Erwerb landwirtſchaftlicher 
rundſtücke durch Nichtlandwirte von einer Erlaubnis abhängig ge⸗ 
macht. Die Grenze iſt einzuhalten, gewohnheitsmäßig kann in Zeiten 
er Beſtellung und Ernte das Nachbargrundſtück mitbenutzt werden. 
goege⸗ und Waſſernutzung hat mit Rückſicht auf die Nachbarn und 
Ritanlieger zu erfolgen. Nutzung über den Gemeingebrauch hinaus 
bedarf beſonderer Erlaubnis. 
PN II. Waldnutzung. Man kann die Beſtimmungen über die 
Waldnutzung als Waldwirtſchaftsrecht bezeichnen. Es iſt ein 
ni des Landwirtſchaftsrechts. Im öffentlichen Intereſſe ſoll der 
end pfleglich behandelt werden. Kahlhiebe können von einer Er⸗ 
aubnis abhängig gemacht, Neuanpflanzungen angeordnet werden. Wie 
weit die Verwaltung in der Beaufſichtigung der Waldwirtſchaft gehen 
will, beſtimmt die Landesgeſetzgebung. 
RR III. Viehzucht. Seuchenbekämpfung durch Einſchränkung der 
Wirtſchaftsfreiheit und Beſchränkungen in der Auswahl der Vater⸗ 
tere ſind die weſentlichen Beſtimmungen, die bei der Viehwirtſchaft 
. rage kommen. Viehhaltung ohne nennenswerte Landnutzung (Ab⸗ 
wellwirtſchaften, Schweinemäſtereien) ſind in der Regel keine land⸗ 
irtſchaftlichen Betriebe mehr. Es kann angeordnet werden, daß nur 
angekörte Vatertiere zur Nachzucht verwendet werden. 
. IV. Verkehr mit den gewonnenen Erzeugniſſen. 
Dierin unterliegt der Landwirt den gleichen Beſchränkungen, wie 
andere Gewerbetreibende auch. Er kann ohne Wandergewerbeſchein 
lee ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe abjeßen und kann am Marktverkehr 
eilnehmen. Er iſt verpflichtet, wenn er Waren in den öffentlichen 
aeerkehr bringt, die Beſtimmungen der Maß⸗ u. Gewichts O. zu be⸗ 
en, Die Gewerbegeſetzgebung gilt für den Landwirt, weil er ein 
ewerbe betreibt. 

Ausnahmen ſieht dagegen die Arbeitsgeſetzgebung vor, die ge⸗ 
rechtfertigt ſind, weil der landwirtſchaftliche ſich von anderen gewerb⸗ 
10 8 Betrieben doch weſentlich unterſcheidet. Trotzdem muß die Land⸗ 

irtſchaft damit rechnen, daß das Landarbeitsrecht nach und nach 
fer ausgedehnt wird, und daß manches auf ſie noch ausgedehnt 
8. was zunächſt nur für induſtrielle Betriebe gilt. Das hängt im 
„elentfichen davon ab, wie weit die Landwirtſchaft noch mechaniſiert 
und induſtrialiſiert wird. Manche Nebenbetriebe unterſcheiden ſich 
geute ſchon kaun noch von induſtriellen Betrieben. 
la Dies ſcheinen mit die wichtigſten Beſtimmungen zu ſein, die im 
Laddwirtſchaftlichen Betriebe zu befolgen find. Man Kann fie als 
aundwirtſchaftsrecht bezeichnen, da ſie die anderen Gewerbe nichts 
gehen. Prof. Dr. Dochow, Heidelberg. 


Die gegenwärtige Bedentung lehnsrechtlicher Eintra⸗ 
Zungen in den Grundbüchern der älteren preußiſchen 
Landesteile. 


& In den Grundblüchern finden ſich vielfach noch lehnsrechtliche 
entragungen. Die Rechtslage iſt in den einzelnen Provinzen Preu⸗ 
NS ſehr verſchieden, hier ſollen nur die Verhältniſſe der älteren 
Landesteile erörtert werden: 

Wer nur oberflächlich mit der lehnsrechtlichen Geſetzgebung ver⸗ 
iſt, wird zu der Anſicht neigen, daß Lehnsvermerke keine Be⸗ 
1 tung mehr hätten und getroſt gelöſcht werden könnten. In Wirk⸗ 
ae iſt die Lehnsauflöſung keineswegs völlig durchgeführt, obwohl 
Erſch Jahrzehnte ſeit Erlaß der Lehnsauflöſungsgeſetze vergangen find. 
in Averend für die Erkenntnis der wahren Rechtslage kommt noch 
& Betracht, daß die lehnsrechtlichen Eintragungen ſich häufig an 
a ellen finden, wo man ſie nicht vermutet. Die Vorſchrift des Art. 15 
FUGSBH,, wonach die Lehnseigenſchaft eines Gutes als Ver⸗ 
lügungsbeſchränkung einzutragen ift, iſt leider wenig befolgt. Auf 


kraut 
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den nach den alten Formularen der PrHypoO. v. 20. Dez. 1783 ange⸗ 
legten Grundbuchblättern findet ſich überwiegend die Lehnseigenſchaft 
nur in der Abt.: „Beſchreibung des Gutes und deſſen Pertinenzien 
und Zuſchreibungen“ in der Weiſe eingetragen, daß das Gut als Alt⸗ 
oder Neulehn einer beſtimmten Familie bezeichnet iſt. Oder es iſt bei 
der Abveräußerung von Teilen eines Lehngutes bei der Eintragung 
des Beſitzers, alſo in der jetzigen Abt. 1, in der Sp. „titulus pos- 
sessionis“ vermerkt, daß die übertragung „nur vorbehaltlich des 
Rechts der Lehnsagnaten“ oder „salvo jure der zum Gute X. lehn⸗ 
berechtigten Agnaten“ erfolge. Die rechtliche Wirkfamkeit der ſich 
hieraus ergebenden Verfügungsbeſchränkung wird aber nicht dadurch 
beeinträchtigt, daß ſie an falſcher oder ungewöhnlicher Stelle ſteht, 
da ſie an ſich verſtändlich und mit der Eintragung auch eine Kund⸗ 
gabe ihrer rechtlichen Tragweite bezweckt ift (vgl, Güthe⸗Triebel, 
GBO. Bem. 49 zu 8 3, Bd. 1 S. 49 mit ausführlicher Begr.). 
Die Nichtbefolgung des Art. 15 Pr Ach GBO. kann alſo leicht zu pein⸗ 
lichen Überraſchungen führen. Denn in einzelnen Fällen haben ſolche 
lehnsrechtlichen Vermerke doch noch eine ſachliche Bedeutung. Es be⸗ 
ſteht nämlich die Möglichkeit: 

A. Daß die Lehnseigenſchaft noch fortdauert. 

Eine ſolche Rechtslage kann z. B. dadurch entſtehen, daß der 
beim Inkrafttreten des LehnsauflG. vorhandene Lehnbeſitzer oder 
der durch Lehnsfolge nach ihm zum Beſitze gelangte Agnat noch am 
Leben iſt, aber keine lehnsfähige Nachkommenſchaft beſitzt, oder daß 
das Lehngut von einem nicht lehnsfähig beerbten Lehnsmanne an 
einen nicht zur lehnsberechtigten Familie gehörigen Dritten ohne Zu⸗ 
ſtimmung der nächſten Lehnsberechtigten veräußert iſt (88 4, 15 
PommsLehnsauflG. v. 4. März 1867 [GS. 362]; 8 6 OſtprLehnsauflG. 
v. 16. März 1877 [GS. 101]; 88 6, 19 MärkLehnsauflGG. v. 23. Juli 
1875 [GS. 537]; 88 4, 6, 23 Sächſ.⸗BrandenbLehnsauflGG. v. 28. März 
1877 [GS. 111]; 8 6 Schleſvehnsauflß. v. 19. Juni 1876 [GS. 
238]; 8 7 Weſtfäl LehnsauflG. v. 3. Mai 1876 [GS. 112). Hier bes 
ſtehen alle lehnsrechtlichen Bindungen, insbeſ. Lehnsfolge und Revo⸗ 
kationsrecht der Agnaten, bis zur Auflöſung noch fort. 

B. Daß das Lehngut zwar allodifiziert, die Lehnsabfindung 
an die Agnaten aber noch nicht gezahlt iſt. 

Die Lehnsabfindung belaſtet dinglich das bisherige Lehngut; ſie 
entſteht mit der Allodifikation ohne Eintragung im Grundbuche, be⸗ 
darf aber zur Wirkfamkeit gegen Dritte gemäß Art. 184 EGBGB. 
i. Verb. mit § 12 1 ProßBoO. v. 5. Mai 1872 der Eintragung (RGZ. 
87, 175). Die oben mitgeteilten Vermerke müffen für die Kundbar⸗ 
machung des Abfindungsanſpruches jedenfalls genügen; denn ſie 
bringen ſogar das Fortbeſtehen der Lehnseigenſchaft zum Ausdruck. 
Noch mehr muß das gelten, wo die Lehnsberechtigten ſelbſt in das 
Grundbuch als Anwärter eingetragen ſind. Vielfach dürfte nach dem 
bisherigen Rechte die Löſchung des Lehnsvermerkes in Grundbuche 
nicht eher vorgenommen werden, als nicht die Lehnsabfindung ge⸗ 
zahlt war (8 22 Märklehnsauff®., 88 18, 23 Sächſ.⸗BrandenbLehns⸗ 
aufl®., 8 15 Weftfällehnsaufl®.). Da aber die Abfindungen nur auf 
Antrag des Lehnsbeſitzers feſtgeſtellt und an die Agnaten oder eine 
Familienſtiftung ausgezahlt wurden, fo hat die Zahlung mangels An» 
trags des Lehnsbeſitzers, zu deſſen Stellung er allerdings im Klage⸗ 
wege von jedem Abfindungsberechtigten angehalten werden könnte, 
vielfach noch nicht ſtattgefunden, und ſo haben die Lehnsvermerke 
ſolchenfalls immer noch die ſachliche Bedeutung, die Verhaftung des 
Gutes für die Lehnsabfindung zum Ausdruck zu bringen. 

Um hier klare Verhältniſſe zu ſchaffen, legt 8 34 III Zwangs⸗ 
auflVO. v. 19. Nov. 1920 (GS. 463) den Aufl. die Pflicht auf, 
jeden in den Grundbüchern noch enthaltenen Lehnsvermerk auf ſeine 
Rechtsbeſtändigkeit zu unterſuchen. Soweit nun die Prüfung ergibt, 
daß einer der von den Lehnzaufl®. gegebenen Tatbeſtände vorliegt, 
iſt das Erlöſchen der Lehnseigenſchaft durch Beſchl. feſtzuſtellen und 
nach deſſen Rechtskraft das GBA. um Löſchung zu erſuchen. Dabei 
braucht auf die Frage, ob die Lehnsabfindung gezahlt iſt, nicht ein⸗ 
gegangen zu werden. Nach dem Réntſch. Nr. 35 d. Landesamts für 
FamGüter in Berlin v. 9. Aug. 1923 (Ztſchr. f. Agrar⸗ u. Waſſer⸗ 
recht 3. Jahrg., 190) hat die Löſchung des Lehnsvermerkes auch dann 
ſtattzufinden, wenn die Allodifikationsſumme noch nicht bezahlt iſt. 
Zur Begründung weiſt das Landesamt darauf hin, daß die Regelung 
im öffentl. Intereſſe erfolge, um die Bereinigung des Grundbuchs 
herbeizuführen, und daß die Abfindungsberechtigten ſich durch die 
Löſchung im Grundbuche nicht beſchwert fühlen könnten, nachdem 
ſie viele Jahre lang nichts zur Verwirklichung ihrer Anſprüche ge⸗ 
tan hätten. 

Eine Entziehung wohlerworbener Rechte liegt darin nicht. Denn 
neben dem perſönlichen Anſpruche gegen den letzten Lehnsbeſitzer, 
in deſſen Hand das Gut allod wurde, dauert auch die dingliche Haf⸗ 
tung des bisherigen Lehnsgutes für die Abfindung fort, da ihre ding⸗ 
liche Natur nicht durch die Eintragung bedingt iſt (RG. 87, 175). 
Freilich ſind die Berechtigten nun mit dem Verluſte ihres dinglichen 
Rechts durch die Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs (8 892 BGB.) bedroht. Da aber 
der Beſchl. über die Feſtſtellung des Erlöſchens der Lehnseigen⸗ 
ſchaft unter Hinweis auf die bevorſtehende Löſchung im Grundbuche 
allen noch am Leben befindlichen Lehnsberechtigten zugeſtellt wird 
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(5 34 III 2 Zw Aufl.), fo werden fie darauf hingewieſen, ihre 
etwa noch beſtehenden Rechte nunmehr ſchleunigſt geltend zu machen. 
Unterlaſſen ſie es, ſo haben ſie einen durch gutgläubigen Erwerb des 
Grundſtücks entſtehenden Verluſt ſich ſelbſt zuzuschreiben. 

Eine baldige und durchgreifende Bereinigung des Grundbuchs 
kann nicht ohne Mitwirkung der Grundbuchämter bewirkt werden. 
Stehen auch die Lehngüter in den Regiſtern und Akten der ehemaligen 
Lehnshöfe, jetzt der Auflöfſungsämter (8 42 1 Zw AuflVO.), verzeich⸗ 
net, ſo ſind doch Veräußerungen von einzelnen im Lehnsverbande 
verbliebenen Teilen — wie Vorwerken, Mühlen, Krügen, Erbpachts⸗ 
höſen bis zu kleinen Häuslerſtellen herab — dort nicht bekannt ge⸗ 
worden. Wenn nach ſolchen Abſchreibungen die Lehnseigenſchaft des 
Stammgrundſtücks gelöſcht iſt, ift damit keineswegs gejagt, daß fie 
auch bei den Trennſtücken erloſchen ſei. Das Stammgrundſtück kann 
3. B. wieder in den ordentlichen Lehnsgang gelangt fein, während die 
Veräußerung des Trennſtücks unter Verletzung lehnsrechtlicher Grund⸗ 
ſatze geſchah. Auch bleiben dieſe abgeſchriebenen Flächen bei der Be⸗ 
rechnung der Allodifikationsſumme regelmäßig außer Betracht, ſo 
daß ſie für die ihrem Umfange entſprechende Abfindung noch weiter 
haften. Selbſt wenn ſolche Lehnsvermerke meiſt keine ſachliche Be⸗ 
deutung mehr haben, ſo können ſie ſich bei Beleihungen als formelles 
Hemmnis erweiſen, da vielfach die Kreditinſtitute zunächſt die Lö⸗ 
ſchung des Lehnsvermerkes fordern, ehe ſie die Hypothekenvaluta 
auszahlen. Die hierdurch verurſachte Verzögerung bringt Unruhe und 
Schäden für die Beteiligten mit ſich, die vermieden werden könnten, 
wenn jeder vom Grundbuchamte entdeckte Lehnsvermerk ſofort dem 
zuſtändigen Auflöſungsamte zur weiteren Veranlaſſung mitgeteilt 
würde. Die Durchſicht der Grundbücher bei der Erledigung der Auf⸗ 
wertungsgeſchäfte bietet die beſte Gelegenheit dazu. Nur darf ſich dieſe 
Durchſicht nicht auf eine Prüfung der Abt. II beſchränken. „Beſchrei⸗ 
bung des Gutes“ und „titulus possessionis“ werden in den älteren 
Grundbüchern faſt ſtets allein die Fundſtätte ſolcher vergeſſener 
Vermerke ſein. Die Nichtmitübertragung des Lehnsvermerkes beim 
Vorheften von Blättern nach neuem Formular (verbunden mit der 
Anlegung einer neuen Tabelle in den Grundakten) oder bei der 
Umſchreibung eines unüberſichtlich gewordenen Grundbuchblattes hat 
das Erlöſchen der Lehnseigenſchaft nicht zur Folge. 8 47 GBO. knüpft 
das Erlöſchen von Rechten und Beſchränkungen nur an die Über⸗ 
tragung eines Grundſtücks oder Grundſtücksteiles. Eine ſolche 
Übertragung liegt aber bei der Umſchreibung eines Blattes nicht vor; 
ſie kann das Erlöſchen des nicht mitübertragenen Lehnsvermerkes 
nicht zur Folge haben (a. M. Güthe⸗Triebel a. a. O. Bem. 6 zu 
88 20, 22 a A V., II, 1685). 

Erfolgt aber die Löſchung eines Lehnsvermerkes, der noch ſach⸗ 
liche Bedeutung hat, ohne Mitwirkung der Auflöſungsbehörde, ſo ſetzt 
der verantwortliche Grundbuchbeamte ſich und den Staat einem 
Regreßprozeſſe aus. So ſehr daher auch die baldige Beſeitigung aller 
lehnsrechtlichen Grundbucheintragungen zu wünſchen iſt, ſo kann 
doch eigenmächtiges Vorgehen den Grundbuchämtern nicht empfohlen 
werden. 

Präſ. d. Aufl A. f. FamG. in Stettin OSR. Dr. Doehl, Stettin. 


Sind Aufwertungsbeträge für Zahlungen, bei deren 

Entgegennahme der Hypothekengläubiger einen Vor- 

behalt gemacht hat, vom 1. Jan. 1925 an zu verzinſen, 
wenn die Zahlung in die Rückwirkungszeit fällt? 


Die geſtellte Frage iſt meines Wiſſens in der Rſpr. noch nicht 
geklärt. Wenigſtens liegt keine mir bekannte höchſtrichterliche Entſch. 
vor. Beſtritten war zunächſt ſogar, ob bei unter Vorbehalt entgegen⸗ 
genommenen Zahlungen überhaupt die Verzinſung nach 8 28 Abſ. 1 
mit dem 1. Jan. 1925 zu beginnen habe. (a. A. z. B. Quaſſows ki). 
Ich habe durch verſchiedene Aufſätze, z. B. auch JW. 1925, 2574, 
dazu beigetragen, daß man die Anſicht aufnahm, daß bei Wiederein⸗ 
tragung auf Grund Vorbehalts die Verzinſung v. 1. Jan. 1925 an 
zu erfolgen hat (fo auch z. B. Schlegelberger⸗Harmening). 
Aus dieſer Anſicht hat man aber den Konkurrenzfall noch nicht klar 
entwickelt, daß der Vorbehalt eine in die Rückwirkungszeit fallende 
Zahlung betrifft. Ich bin auch für dieſen Fall der Meinung, daß 
bie Wiedereintragung ſchon auf Grund des § 14 erfolgen mußte, wenn 
8 15 auch gar nicht beſtände. Die Veit. des $ 14 iſt überſchrieben mit 
den Worten: „Vorbehalt der Rechte“ und enthält keine zeitliche 
Beſchränkung für die Auswirkung ihres Inhalts. Mithin iſt der 
Anſpruch auf nachträgliche Aufwertung und auf Wiedereintragung 
der Hypothek ſchon durch § 14 gedeckt, auch wenn die Zahlung in 
die Rückwirkungszeit gefallen iſt. Dieſe Wiedereintragung iſt unter 
der Hauptüberſchrift: „Gemeinſame Vorſchriften“ und mit dem Unter⸗ 
titel „Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken“ in § 20 geregelt. Es 
iſt daher Sache des Einzelfalles, feſtzuſtellen, ob die Wiedereintragung 
kraft Rückwirkung erfolgt oder ſchon wegen eines Vorbehalts der 
Rechte, der eine Rückwirkung überflüſſig macht. 

Ich verweiſe ferner auf die von Quaſſowski im Rechts⸗ 
ausſch. d. RT. abgegebene Erklärung, die auf S. 7 m. Komm. zur 
AufwNov. v. 9. Juli 1927 (erfter Fall) wiedergegeben iſt. Dieſe Er⸗ 


klärung unterſcheidet auch nicht, ob die Zahlung in die Rückwirkungs⸗ 
zeit gefallen iſt oder nicht, und billigt allgemein den Zinszahlungs⸗ 
beginn v. 1. Jan. 1925 an für alle „Vorbehaltshypotheken“. 

M. E. find daher die Zinſen auch von AufwBeträgen in der 
Rückwirkungszeit ausgezahlter Hypothekenbeträge v. 1. Jan. 1925 
an zu verzinſen, wenn der Gläubiger bei der Annahme der Leiſtung 
einen Vorbehalt gemacht hat. 

Es braucht alſo auch nicht auf die Beſtimmung des 8 1 d. Nov., 
nach der die Verzinſung v. 1. April 1926 an ſpäteſtens zu geſchehen 
hat, zurückgegriffen werden, und es gelten nicht die Beſtimm. des 
82 d. Nov., nach welcher die nachzuzahlenden Zinſen v. 1. April 
1926 an je zur Hälfte an den beiden nächſten Zinsterminen v. 
13. Juli 1927 an zu entrichten ſind und eine nach § 25 Abſ. 1 S. 2 
beſtehen gebliebenen Verfallklauſel bei Verzug mit dieſen nachzu⸗ 
zahlenden Zinſen keine Anwendung findet. Vielmehr iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß der Schuldner die ſeit dem 1. Jan. 1925 rüchſtändigen 
Zinſen ſofort (jedenfalls aber bei Mahnung) zu zahlen hat und daß 
wegen Verzuges mit ihrer Zahlung auch nach Maßgabe des Schuld⸗ 
verhältniſſes die Verfallklauſel hinſichtlich des Kapitals geltend ge⸗ 


macht werden kann. 
RA. Dr. E. Roß, M. d. R., Dortmund. 


Der Ausgleich zwiſchen dem Veräußerer und dem ding“ 
Iich nicht haftenden Grundſtücserwerber über die Auf- 
wertungslaſt des Veräußerers. 


Die lebhaft erörterte Frage, ob der perſönlich haftende Ver⸗ 
äußerer gegenüber dem von der dinglichen Aufwertungslaſt nicht be⸗ 
troffenen Erwerber des Grundſtücks Anſprüche habe, und welche 
(vgl. Neukirch, Komm. z. Aufiv®., Exk. II zu 89; KG.: Dig. 
1926, 1501; OLG. Dresden v. 10. Juni 1927: Jena v. 4. Juni 1927; 
Karlsruhe v. 25. Juni 1927; OLG. Hamburg v. 27. Mai 19271). 
überhaupt nur entſtehen konnte als Folge der Auffaſſung, daß das 
an den 88 20, 21 AufwG. (8 14 der Nov.) liegende Nichtwiederauf⸗ 
leben des dinglichen Rechts die Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung nicht behindere. Ich habe in JurR. 1927, 263 ff. die Anſicht 
vertreten, daß das Nichtwiederaufleben des dinglichen Rechts auf 
Grund der 88 20, 21 AufwG. notwendig auch das Erlöſchenbleiben 
der perſönlichen Forderung in ſich ſchließe (ebenſo Spangenberg: 
JW. 1927, 956). 

In „Umwertung und Aufwertung“ 8 21 habe ich die hierfür 
ſprechenden Gründe nochmals beleuchtet und ergänzt. Einzig Mügel, 
5. Aufl. S. 757 (LZ. 1927, 263 ff.) hat dazu Stellung genommen. Er 
meint, daß die herrſch. Auffaſſung aus der vom AufwGeſetzgeber vor⸗ 
genommenen grundſätzlichen Trennung zwiſchen dinglichem Recht und 
perſönlicher Forderung begründet ſei. Aber dieſes angebliche Prinzip 
des AufwcGeſetzgebers iſt, wie fo viele andere Lehren des Aufwꝗfechts 
plötzlich als ein feſtſtehendes Axiom gang und gebe geworden. Eine Be⸗ 
gründung fehlt, und einer Nachprüfung hält es — vgl. Aufwertung und 
Umwertung S. 157% — nicht ſtand. Wenn perſönliche Forderung und 
dingliches Recht hinſichtlich der Höhe der Aufwertung — bis zu 
einem gewiſſen Grade — getrennt behandelt werden, ſo folgt daraus 
mit nichten, daß Hypothek und Forderung auch ſonſt aus ihrer inne⸗ 
ren Zujammengehörigkeit gelöft werden, namentlich hinſichtlich des ob 
der Aufwertung. Auch in der amtlichen Begründung der Nob. findet 
die innere Zuſammengehörigkeit von Hypothek und Forderung Aus⸗ 
druck (zu Art. II). 

Die Schwierigkeiten, welche die oben erwähnte Frage ihrer 
befriedigenden Löſung bereitet, ſcheint mir ein bedeutſamer Finger⸗ 
zeig dafür, daß die Vorausſetzung, auf der ſie ruht, die Aufwertungs⸗ 
pflicht des perſönlich haftenden Veräußerers auch bei Fortfall des 
dinglichen Rechts, eine unnatürliche iſt. 

Gleichwohl ſoll hier dieſe Frage vom Standpunkt der herr⸗ 
ſchenden Meinung, dem Beſtehen der Aufwertungspflicht des per⸗ 
ſönlichen Schuldners (Veräußerers) trotz Nichtwiedereintragungsfähig⸗ 
keit der Hypothek, unterſucht werden: 

A. Der Irrtum des Inflationsveräußerers, daß die zurück⸗ 
bezahlte Hypothek getilgt und er deshalb laſtenfrei veräußern könne, 
erſcheint, fo betrachtet, beſtenfalls als Irrtum lediglich im Motiv, 
der die Anfechtung des Kaufvertrages wegen Irrtums nicht ermöglicht. 
Vergegenwärtigt man ſich, daß der Veräußerer davon ausgegangen. 
iſt, durch die von ihm (vor Abſchluß des Kaufvertrages) vorgenommene 
Rückzahlung der Valuta die Hypothek getilgt zu haben und auf 
Grund der löſchungsfähigen Quittung ein laſtenfreies Grund” 
ſtück anbieten zu können, ſo ſteht zur Prüfung, ob nicht er ſich 
über eine im Verkehr weſentliche Eigenſchaft des Grundſtücks 
geirrt habe. Ob man hier einen Irrtum i. S. des § 119 Abſ. 2 BOB. 
anzunehmen berechtigt iſt, kann indeſſen ſchon deswegen auf 
beruhen, weil die Laſtenfreiheit des Grundſtücks, wenn er oder der 
Erwerber von der löſchungsfähigen Quittung Gebrauch machte, tat⸗ 
ſächlich eingetreten und, zufolge 88 20, 21 AufwG., wirkſam ge 
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blieben iſt. Worum es ſich handelt, ift eben nicht die Laſtenfreiheit 
des Grundſtücks, die ja eingetreten und wirkſam geblieben iſt, ſon⸗ 
dern die Tilgung der perſönlichen Schuld. Iſt dieſe nach der herr⸗ 
(renden Meinung (trotz des endgültigen Untergangs des dinglichen 
den 98e) nicht eingetreten, ſo handelt es ſich um einen Rechtsirrtum 
es Veräußerers hierüber, nicht um einen Irrtum über eine Eigen⸗ 
ſchaft des verkauften Grundſtücks. Dieſer Rechtsirrtum war zudem 
Geſchäftsgrundlage (Vertragsinhalt) des Kaufgeſchäfts nicht geworden; 
denn im Kaufvertrage handelte es ſich nur um die dingliche Seite 
der Hypothek, um die Laſtenfreiheit des Grundstücks. Dies auch 
ann, wenn der Veräußerer im Kaufvertrage die Verpflichtung zur 
ilgung der Hypothek und zur Beibringung der löſchungsfähigen 
ledſittung übernahm. Auch hier war Gegenſtand des Kaufvertrages 
lediglich die Herbeiführung der Laſtenfreiheit des Grundstücks — 
wie der Veräußerer dieſe Folge herbeiführte, ob durch Tilgung der 
berſönlichen Schuld oder durch Verzicht des Gläubigers auf die 
Hypothek oder ſonſtwie, war für den Erwerber intereſſelos. 
B. Die Verſagung des Regreßanſpruchs des aus der Aufwertung der 
serſönlichen Forderung in Anſpruch genommenen Veräußerers gegen den 
werber des Grundſtücks wird (vgl. die eingangs zit. Entſch. des KG. 
und der OLG. Dresden, Hamburg und Jena) denn auch damit be⸗ 
gründet, daß, da die vom Veräußerer garantierte Laſtenfreiheit des 
Grundſtücks eingetreten fei, die Rechtsbeziehungen zwiſchen den Kauf⸗ 
vertragskontrahenten endgültig abgewickelt ſeien und eine nach⸗ 
bräg kiche Korrektur der kaufvertraglichen Beziehungen ſich ver⸗ 
biete. Daß eine ſolche Korrektur einem Billigkeitsbedürfnis entſpricht, 
wird niemand leugnen wollen; um ſo weniger, weil nach dem in 
AG. 112, 329 entwickelten Rechtsgrundſatz der mit der Erfüllung ſei⸗ 
ner Laſtenfreiheitsgarantie ſäumig gewordene Veräußerer, wenn er 
auch gerade durch ſeine Säumnis den Erwerber um die Möglich⸗ 
geit der Inanſpruchnahme der 88 20, 21 Aufwc. gebracht haben 
ſollte, den Ausgleich der Aufwertungslaſt beanſpruchen kann. Ab⸗ 
geſehen hiervon muß ſich jedes geſunde Rechtsempfinden dagegen 
Nräuben, daß der Ausgleich der Aufwertungslaſt zwiſchen Ver⸗ 
außerer und Erwerber davon abhängig ſein ſoll, daß der Er⸗ 
werber nicht mehr ſo rechtzeitig von der ihm behändigten löſchungs⸗ 
lahigen Quittung Gebrauch gemacht hat, daß ihm die Inanſpruch⸗ 
me des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs möglich ift. Von 
hen Zufälligkeiten mag der Schutz des Erwerbers gegen den 
mit ihm in keinen rechtlichen Beziehungen ſtehenden Gläubiger der 
Hypothek abhängen — daß ſolche Zufälligkeiten die Rechtsbeziehungen 
wiſchen Erwerber und Veräußerer aus dem Kaufvertrag ſollten ent» 
ſcheidend beeinfluſſen können, iſt ſchlechthin unerträglich. 
%% Auch bei der Beurteilung der hier erörterten Rechtsfrage rächt 
55 die falſche Grundeinſtellung der Aufwertungslehre. Daß der 
Billigkeit auch hier Genüge geſchehen muß, wäre eine Selbſtver⸗ 
toendlichkeit, wenn man die (namentlich die rückwirkende) Auf⸗ 
vertung als das bezeichnete, was ſie iſt: als eine nachträgliche Kor⸗ 
tektur und Erweiterung der Gläubigeranſprüche, die einen billigen 
1, gleich zwiſchen all denen erfordert, die auf Grund der urſprüng⸗ 
full (nicht aufgewerteten) Gläubigeranſprüche kontrahiert und er⸗ 
ullt haben. Die herrſchende Lehre führt in jeder Hinſicht zur Billig⸗ 
eitsanwendung auf Abbruch; die Schuldner von Geldſchulden müſſen 
ligkeit zugunſten des Gläubigers dulden: fie mögen ſehen, wie fie, 
ohne Billigkeit in Anſpruch nehmen zu können, zurecht kommen. 
Glücklicherweiſe iſt die Begründung, mit welcher der Regreß⸗ 
anlpruch des perſönlichen Schuldners abgelehnt wird, auch aus anderen 
Gründen nicht ſtichhaltig. 
15 Die Ausgleichung der Aufwertungslaſt zwiſchen dem dinglich haf⸗ 
n Grundſtückserwerber und dem Veräußerer wird don der 
eichsgerichtlichen Rſpr. damit gerechtfertigt, daß die Laſtenfreiheits⸗ 
babe die des Inflationsveräußerers auslegungsfähig ſei. Er 
abe die Laſtenfreiheit nur nach Maßgabe des Bildes garantiert, das 
10 ſich während der Inflationszeit, während der Rechnung Mark 
15 Mark von dem Umfang der Hypothekenbelaſtung machte, ihm 
dune nicht zugemutet werden, eine Aufwertungslaſt zu tragen, die 
größer ſei als der die freigezeichnete Hypothekenlaſt in ſich ſchließende 
aufpreis. Daß dieſe Begrenzung der Laſtenfreiheitsgarantie aus 
225 Vorſtellungen der in der Geltung des Satzes Mark gleich Mark 
Tangenen Inflationszeit zu gleichartiger Deduktion drängt beim 
flari ationsvergleich, bei der Bürgſchaftsübernahme während der In⸗ 
hation, ſei nur nebenher erwähnt. Genug, daß die reichsgerichtliche 
pr. hierein einen bahnbrechenden Gedanken entwickelt hat. 
des Hält man ſich aber vor Augen, daß die Laſtenfreiheitsgarantie 
eräußerers unter dieſer Begrenzung ſtand, ſo iſt es völlig 
Gru, anzunehmen, daß die zufolge der 88 20, 21 AufwG. den 
als udſtückserwerber treffende Freiheit der Aufwertungslaſt nichts 
Di. die Erfüllung der Laſtenfreiheitsgarantie des Veräußerers ſei. 
hei e, die Grenzen der vom Veräußerer übernommenen Laſtenfrei⸗ 
eitsgarantie überſteigende Freiheit von der Aufwertungslaſt hat 
Hi Veräußerer im Kaufpreiſe nicht vergütet. Sie fällt ihm auf Koſten 
. Veräußerers (wenn er der perſönliche Schuldner iſt) zu. Zwar 
Belle ‚eine Folge der 88 20, 21 Aufm®. Aber es geht, wenn die 
Ferfönliche Forderung aufgewertet wird — trotz Wegfalls der ding⸗ 
hen Laſt —, dieſe völlige Freiheit des Grundſtückserwerbers von der 
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Aufwertungslaſt auf Koſten des Veräußerers (der als perſönlicher 
Schuldner haftet), da der Grundſtückserwerber, in der Regel wenig⸗ 
ſtens, die völlige Laſtenfreiheit des Grundſtücks nur als Folge der 
vom Veräußerer und perſönlichen Schuldner vorgenommenen oder 
vorzunehmenden Tilgung der Hypothek (d. h. der Forderung) er⸗ 
warten konnte, aber auf eine Volltilgung, d. h. eine die Aufwertungs⸗ 
laſt beſeitigende Aufwendung des Veräußerers, infolge der beſproche⸗ 
nen Begrenzung der Laſtenfreiheitsgarantie keinen Anſpruch hat. Es 
handelt ſich trotzdem nicht um die Konſtruktion eines Bereiche⸗ 
rungsanſpruches des Veräußerers. Gegenſtand der Kaufvertrag» 
lichen Laſtenfreiheitsgarantie iſt — wenn man ſie unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des § 242 BGB. prüft — nicht fo ſehr eine beſtimmte, 
von der reichsgerichtlichen Rſpr. auch nicht beabſichtigte Begrenzung 
dieſer Verpflichtung auf einen gewiſſen Teil der Hypothek, als viel⸗ 
mehr, zumal die Laſtenfreiheit, welche eintreten ſollte, als ſolche ein 
untrennbares Ganzes iſt, ein Ausgleich zwiſchen Veräuße⸗ 
rer und Erwerber über die hierzu vom Veräußerer 
aufzubringenden Aufwendungen. So geſehen iſt das 
Vertragsverhältnis zwiſchen Veräußerer und Er⸗ 
werber nicht abgewickelt, ſolange dieſer Ausgleich 
nicht erfolgt iſt. 
RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


Entgegnungen. 


Hinterlegung des Steigerlöſes nach 8 805 Abſ. 4 290. 
bei Vorliegen mehrerer Pfändungen. (DW, 1927, 1920.) 


J 


Die von Kaufmann vertretene Anſicht erſcheint mir be⸗ 
denklich. 

Für die Hinterlegung des Erlöſes iſt maßgebend die Anord⸗ 
nung des Gerichts aus 8 805 Abf. 4 ZPO. In ihr iſt der Gläubiger 
D. genannt. D. iſt deshalb am Hinterlegungsverfahren beteiligt und 
aus dieſem Grunde verpflichtet, die erforderlich werdenden Erklä⸗ 
rungen, mögen ſie auch rein formaler Natur ſein, abzugeben. 

Die von Kaufmann vorgeſchlagene Aufſtellung des Gerichts⸗ 
vollziehers kann nur den Zuſtand zur Zeit der Verſteigerung und 
Hinterlegung berückſichtigen. Andert ſich der Zuſtand im Laufe der 
Durchführung des Hinterlegungsverfahrens z. B. dadurch, daß das 
Anrecht der Gläubiger A., B. oder C. am Verſteigerungserlös durch 
anderweite Befriedigung oder durch Aufhebung des der Pfändung zu⸗ 
grunde liegenden Urteils wegfällt, ſo könnten Unzuträglichkeiten ent⸗ 
ſtehen, die bei Hinterlegung ausſchließlich auf Grund des Gerichts⸗ 
beſchluſſes vermieden werden. 

Abgeſehen hiervon halte ich es nicht für angängig, daß die An⸗ 
ordnung des Gerichts im Ergebnis durch eine Maßnahme des Ge⸗ 
richtsvollziehers abgeändert wird. 

IR. Fenner, Berlin-⸗Schlachtenſee. 


II. 


Der Anſicht Fenners iſt m. E. beizutreten. Ebenſo wie 
ſämtliche Pfändungsgläubiger, auch D., ein Pfandrecht an den 
Sachen erworben haben, dauert dieſes Pfandrecht ſämtlicher Gläu⸗ 
biger am hinterlegten Erlöſe fort; daß D. ſchließlich nicht zur He⸗ 
bung kommt, beruht nicht darauf, daß ihm ein Pfandrecht am Er⸗ 
löſe nicht zuſtand, ſondern auf der durch 8 804 Abſ. 3 ZPO. be⸗ 
dingten Schwäche ſeines Pfandrechts. Das Pfandrecht des D. am 
Erlöſe dauert fort, bis dieſem das Subſtrat entzogen, d. h. bis der 
Erlös verteilt iſt. Bis dahin iſt D. am Hinterlegungsverfahren und 
an der Hinterlegungsmaſſe beteiligt. Wenn er freilich der Be⸗ 
friedigung nach der Reihenfolge der Pfändungen nicht widerſpricht, 
iſt er an der Maſſe nicht intereſſiert; er bleibt aber be⸗ 
teiligt, und aus dieſem Grunde iſt er zur Abgabe der erforder⸗ 
lichen Erklärungen zugunſten des Vermieters, der den Hinterlegungs⸗ 
beſchluß erwirkt hatte, verpflichtet. Übrigens braucht man ſich mit 
der juriſtiſchen Konſtruktion dieſer Verpflichtung nicht zu quälen; 
ſie beſteht ſchon deswegen, weil die Weigerung eine Schikane wäre. 
Es ſind Fälle vorgekommen, in denen jemand im Hinterlegungs⸗ 
beſchluſſe als Pfändungspfandgläubiger aufgeführt wurde, der es 
längſt nicht mehr war oder ſogar niemals geweſen war. Auch hier 
iſt m. E. eine Verpflichtung zur Abgabe der erforderlichen Erklä⸗ 
rungen aus dem angegebenen Grunde anzunehmen. 

JR. Stillſchweig, Berlin. 


Die Haftung des früheren perſönlichen Schuldners für 
die Bypothekenforderung. 


Spangenberg (JW. 1927, 956) will beim Auseinander⸗ 
fallen der dinglichen und perſönlichen Haftung dem Hypothekengläu⸗ 
biger den Rückgriff auf den perſönlichen Schuldner dann verſagen, 


2496 


wenn ohne Zutun des perſönlichen Schuldners die Hypothek zur 
Löſchung gebracht iſt und der Aufwertung des dinglichen Rechtes 
(kraft Rückwirkung) der öffentliche Glaube des Grundbuches ent⸗ 
gegenſteht. Die Anſicht Spangenbergs iſt m. E. unrichtig. 

Nach § 1164 BGB. geht im Falle der Zahlung durch den per⸗ 
ſönlichen Schuldner die Hypothek zwar in der Regel auf den Zah⸗ 
lenden inſoweit über, als er vom Eigentümer Erſatz verlangen 
Kann. Vorausſetzung dieſes kraft Geſetzes — nicht durch eine Lei⸗ 
ſtung des Gläubigers — eintretenden Rechtsüberganges iſt aber der 
Beſtand der Hypothek. Fällt die dingliche Haftung des Grund⸗ 
ſtückes fort, ſo wird dadurch grundſätzlich die perſönliche Haftung 
des Schuldners nicht berührt. Das ergibt ſich durch argumentum e 
contrario aus $ 1165 und 1166 BGB. Die Ausnahmebeſtimmungen 
dieſer Paragraphen ſetzen grundſätzlich den Fortbeſtand der per⸗ 
ſönlichen Haftung trotz Wegfalls der dinglichen Haftung des Grund⸗ 
ſtückes voraus. 

Bei der Entſch. der von Spangenberg aufgeworfenen 
Frage iſt von $ 1165 BGB. auszugehen. Das RG. hat zugunſten 
des perſönlichen Schuldners aus dem Rechtsgedanken des § 1165 
BGB. entnommen, daß der perſönliche Schuldner, wenn er von dem 
in der Zwangsverſteigerung ausgefallenen Gläubiger in Anſpruch 
genommen werde, einwenden könne, der Gläubiger habe bei Gel⸗ 
fendmachung feiner Rechte abſichtlich zu feinem — des Schuldners 
— Nachteil gehandelt (RG. 12. Okt. 1910, V 565/09; 14. Dez. 
1910, V 34/10; RGR. Anm. 1 zu § 1165 BGB.). Dies berührt 
ſich mit der von Spangenberg herangezogenen exceptio doli, 
die übrigens auch das RG. 58, 428 über den Rahmen des 8 1165 
BGB. hinaus dem perſönlichen Schuldner dann gewährt, wenn der 
Gläubiger durch fein Verhalten abſichtlich die rechtliche und 
wirtſchaftliche Lage des Schuldners verſchlechtert habe. 

In dem von Spangenberg behandelten Falle würde ſo⸗ 
wohl die analoge Anwendung des § 1165 BGB. als auch die ex- 
ceptio doli nicht ſchon deswegen gegeben fein, weil der Gläubiger 
„durch Annahme der Zahlung“ den Rückgriff auf das Grundſtück 
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vereitelt hat. Die Annahme der Zahlung hat mit der Vereitelung 
des Rückgriffes gar nichts zu tun. Durch die Zahlung wird ja der 
perſönliche Schuldner in Höhe des Goldwertes der Zahlung be⸗ 
freit, die Möglichkeit einer Inanſpruchnahme des perſönlichen 
Schuldners, welche die Vorausſetzung für den Rechtsübergang 
(8 1164 BGB.) iſt, alſo beſeitigt. Untergegangen iſt die Hypothek 
in dem von Spangenberg erörterten Falle deswegen, weil trotz 
unzureichender Zahlung Löſchungsbewilligung erteilt und das Grund⸗ 
ſtück nach Löſchung der Hypothek an einen durch den öffentlichen 
Glauben des Grundbuches geſchützten Erwerber veräußert iſt. Hat 
der Gläubiger in Unkenntnis ſeines Aufwertungsanſpruches die 
Löſchungsbewilligung erteilt, ſo kann ihm ein Einwand aus der 
Vernichtung der Hypothek nicht entgegengehalten werden. Gab der 
Gläubiger in Kenntnis ſeines Aufwertungsanſpruches die Löſchungs⸗ 
bewilligung, fo würde § 1165 unmittelbar Anwendung finden, da 
ja dann ein Verzicht des Gläubigers anzunehmen wäre. Die Vor“ 
ausſetzungen für eine analoge Anwendung des § 1165 BGB. oder 
für exceptio doli find nach dem von Spangenberg mitgeteil- 
ten Tatbeſtand nicht gegeben. 
RA. Spitzer, Magdeburg. 


Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft. 

JW. 1927, 2100 führt Juſtizinſpektor Roſenow aus, bei einer 
zur vorläufigen Vollſtrechbarkeit eines Urt. angeordneten Sicherheits 
leiſtung durch Bürgſchaft müffe eine öffenklich beglaubigte 
Bürgſchaftsurkunde beigebracht werden. Dieſe Angabe ſteht in Wider⸗ 
ſpruch mit der herrſchenden Meinung wie mit der Praxis. Es genügt, 
wenn eine privatſchriftliche Bürgſchaftsurkunde vor Beginn 
der Zwangsvollſtreckhung dem Schuldner übergeben oder zugeſtellt 
wird (vgl. OLG. Dresden: JW. 1926, 850/851 und die Anm. hierzu 
von RA. Ernſt Fuchs, ferner Stein⸗Jonas, 12.13. Aufl. 
Anm. II 2 (Note 9) zu 8 751 ZPD.). 

IR. Dr. David, M.⸗Gladbach. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs- 
gerichts abgedruckt. — T Anmerkung.] 


Materielles Recht. 
1. Aufwertungsgeſetz. 


* 1. 85 AufwG. Für die Berechnung des 
Goldmarkbetrages einer durch Abtretung er⸗ 
worbenen, mittels Buchhypothek geſicherten 
Forderung iſt der Zeitpunkt der Eintragung des 
Übergangs der Hypothek im Grundbuch maß— 
gebend; die Vereinbarung eines davon ab⸗ 
weichenden Stichtags hat Bedeutung nur zwi⸗ 
ſchen den urſprünglich Beteiligten.] ) 

Durch notariellen Vertrag v. 27. Sept. 1917 verkaufte 
die Gläubigerin Witwe W. ihr Grundſtück in B., die „Kron⸗ 
apotheke“, an den Apotheker Re. für den Kaufpreis von 
235 000 /. Der Kaufpreis wurde u.a. belegt durch Ab⸗ 


Zu 1. Ich ſtimme der Entſch. im Ergebnis zu. Nach der herr⸗ 
ſchenden Anſicht iſt, wenn der Erwerb eines Rechtes mehrere Rechts⸗ 
akte erfordert (namentlich Einigung und Eintragung), der Erwerb 
erſt mit der Vornahme des letzten Rechtsaktes vollendet. Dagegen 
ſieht Mügel5 S. 353 als Zeitpunkt des Erwerbes nicht das Ende 
des Zeitraumes des Erwerbes an, ſondern bei dingl. Rechten den⸗ 
jenigen Zeitpunkt, in dem die zum Erwerb gehörende Einigung zu⸗ 
ſtande gekommen iſt, bei perſönlichen Forderungen den Zeitpunkt, 
in dem die für die Feſtſetzung der Höhe des Anſpruchs maßgebende 
Erklärung abgegeben iſt (vgl. dagegen Schlegelberger-Har- 
mening?, Anm. 2 zu 82; Neukird, S. 56 Nr. 3; Nadlers, 
S. 56). Das OLG. Stuttgart iſt offenbar der Anſicht, daß RG. v. 
21. Dez. 1926 (VB 26/26, VB 27%26) JW. 1927, 967 u. 965 den 


tretung einer Hypothek von 62 000 /, die für Re. im Grund⸗ 
buch von M. auf dem Apothekengrundſtück in M. haftete. 
„Der Wert dieſes Forderungsrechts“ — heißt es im Ver⸗ 
trage — „wird zum Zweck der Verrechnung gewertet zu 
52 000 46. Unter den „weiteren Beſtimmungen“ des Ver⸗ 
trages wird unter Nr. 2 erwähnt, daß dieſe Hypothek von 
der Verkäuferin an Zahlungs Statt übernommen ſei, und unter 
Nr. 11 heißt es: „Der Käufer garantiert für die volle Ein— 
bringlichkeit der von der Verkäuferin übernommenen ypothek 
Ra. in Höhe von 62 000 % ſamt Zinſen und verpflichtet ſich, 
für dieſelbe auf feine Koſten eine Sicherungshypothek auf dem 
heutigen Kaufobjekt an letzter Stelle jederzeit auf Verlangen 
der Verkäuferin eintragen zu laſſen.“ Die in Zahlung ge 
gebene Hypothek war eine Reſtkaufgeldhypothek. Re. war 
früher Eigentümer der Apotheke in M. geweſen und hatte 
dieſe am 30. Sept. 1913 an den Apotheker Ra. verlauft. 
Hierbei war für Re. eine Reſtkaufgeldhypothek von urſprüng⸗ 
lich 82 000 % eingetragen worden, wovon aber inzwiſchen 
20000 % abbezahlt waren. Dieſe Hypothek war bei ihrer 
Zeſſion an Frau W. noch eine Buchhypothek. Sie iſt am 
23. April 1919 in eine Briefhypothek umgewandelt und gleich⸗ 
zeitig auf Frau W. im Grundbuch umgeſchrieben worden. 
Die Übergabe des Hypothekenbriefs an Frau W. erfolgte am 
29. April 1919. Das Apothekengrundſtück in M. wurde von 
den Ra.ſchen Erben am 31. März 1921 an den Apotheker B. 


Mügel ſchen Standpunkt eingenommen habe. Tatſächlich iſt dies 
nicht der Fall; die Rſpr. des RG. in Einzelfällen nähert ſich jedoch 
der Mü gel ſchen Anſicht. In dem Beſchl. VB 26/26 hat das RG. 
den 82 AufwG. bei dem zeitlichen Auseinanderfallen von Auge“ 
bot und Annahme eines Kaufvertrags weit ausgelegt. Es hat feſt⸗ 
geſtellt, daß das AufwG. dieſen Fall nicht geregelt habe und daß 
daher ſo zu entſcheiden ſei, wie der Geſetzgeber die Frage der Ber 
rechnung des Goldmarkbetrages geregelt Hätte, wenn er den beſonderen 
Fall im Auge gehabt hätte. In der Entſch. wird nicht zum Aus“ 
druck gebracht, daß dieſe Auslegung des 8 2 Aufwch. Wirkung 
nur zwiſchen den Parteien des urſprünglichen Schuldverhältniſſes 
haben ſolle. In dem Beſchl. VB 27/6, der den Stichtag beim Vor⸗ 
liegen eines formungültigen, durch Auflaſſung und Eintragung 0 
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derkauft, der die Hypothek von 62000 % in Anrechnung auf 
er Kaufpreis übernahm, jetzt alſo perſönlicher und dinglicher 
5 chuldner ift. Die Gläubigerin hat Aufwertung der Hypothek 
01 25 %, der perſönlichen Forderung auf über 25 % des 
Holdmarkwerts nach richterlichem Ermeſſen beantragt. Die 
fan ertungsfteffe hat durch Beſchl. v. 19. Mai 1926 die per- 
önliche Forderung und das dingliche Recht auf 4433 GM. 
aufgewertet. In der Begründung des Beſchluſſes wird aus⸗ 
geführt, daß für die Berechnung des Goldmarkbetrages nach 
3.2 Aufm®. der Tag des Erwerbes der Hypothek durch Frau 
bas maßgebend ſei. Dies ſei der 23. April 1919; denn es 
a ſich um eine Buchhypothek gehandelt, die nach 8 1154 
Geſ.s BGB. erſt mit der Eintragung der Abtretung im 
lolmdbuch auf die Erwerberin überging. Erſt am 23. April 
une ſei aber die Umſchreibung der Hypothek auf Frau W. 
unter gleichzeitiger Umwandlung der Buchhypothek in eine 
Briefhypothek erfolgt. Für die perſönliche Forderung komme 
derselbe Erwerbstag in Frage, da nach 8 1153 BGB. die For⸗ 
die an nicht ohne die Hypothek und die Hypothek nicht ohne 
a Forderung übertragen werden könne. Als Erwerbspreis 
habe der Betrag von 52 000 % zu gelten, da die Hypothek 
zu dieſem Betrage von Frau W. an Zahlungs Statt oder 
Schlungshafber angenommen jet. Am 23. April 1919 ſeien 
22000 PM. gemäß 8 2 Aufro®. gleich 17732 GM. geweſen. 
nee hiervon ſeien 4433 GM. Eine Aufwertung der per⸗ 
„lichen Forderung über 25 % hinaus ſei nach § 11 AufwG. 
al zuläſſig. Die ſofortige Beſchwerde der Gläubigerin, welche 
u den Stichtag den 27. Sept. 1917 betrachtet und Auf⸗ 
vuntung des perſönlichen und dinglichen Anſpruchs auf den 
ollen Goldmarkbetrag, d. h. auf 25 % von 62 000 % gleich 
9500 GM. begehrt, iſt zurückgewieſen worden. Das OLG. 
Cuuktgart hat die ſofortige weitere Beſchwerde dem RG. zur 
utſcheidung vorgelegt. Es hält zwar die Ausführung der 
weiteren Beſchwerde für unbegründet, wonach die Gläubigerin 
been am 27. Sept. 1917 einen Anſpruch auf Umwandlung 
hun Buchhypothek in eine Briefhupothek, und damit eine per- 
buche Forderung ſowie einen Anſpruch auf deren Sicherung 
— eine Briefhypothek erworben habe. Denn im Kauf⸗ 
kürtrag v. 27. Sept. 1917 ſei nicht vereinbart, daß die Ver⸗ 
Süferin für ihre Kaufpreisforderung eine Briefhypothek als 
in cherheit erhalten ſolle. Vielmehr ſei ihr eine Buchhypothek 
De nrechnung auf den Kaufpreis abgetreten worden. Das 
8 G. möchte aber für die Aufwertung der perſönlichen For⸗ 
e eg einen früheren Erwerbstag zugrunde legen, als den Tag 
Nen Eintragung der Abtretung im Grundbuch. Zwar habe die 
eſchwerde darin nicht recht, wenn ſie unter Erwerb in 8 2 
(no. nicht einen Erwerb im Rechtsſinn, ſondern einen wirt⸗ 
bag chen Erwerb verſtehe. Aber der Begriff Erwerbstag 
* in neueren Entſch. des RG. eine Auslegung erfahren, 

eine Abweichung von der ſtarren Auffaſſung zeige, daß 
“ mit dem Abſchluß aller zum Erwerbe des Rechts not⸗ 
an igen Handlungen der Zeitpunkt gekommen ſei, nach wel⸗ 
2 ſich der Goldmarkbetrag nach 8 2 Aufiv®. berechne. In 
m Beſchl. v. 21. Dez. 1926, VB 26/26 (RG. 115, 13) 


gelen Kaufvertrages behandelt, hat der Sen. ausgeſprochen, daß 
ſchli WO, dann keine Beachtung finden könne, wenn die Vertrag⸗ 
ein benben ſich einander mittelbar ſchuldrechtlich zur Berückſichtigung 
dorh, anderes Stichtages verpflichtet haben. Aus der beſonderen Her⸗ 
daß being der ſchuldrechtlichen Verpflichtung iſt zu ſchließen, 
lich. er Sen. hier eine Zurückverlegung des Stichtages mit ding⸗ 
a Wirkung, d. h. Dritten gegenüber nicht im Auge hatte. Dies 
211, noch deutlicher zum Ausdruck in der Entſch. JW. 1927, 
8 5 Die Nſpr. des RG. zu dieſer Frage wird von Quaſſowskis 
13 © mit Recht als bedenklich bezeichnet, weil fie dem Begriff 
sehe rwerbes nicht gerecht werde und auch mit dem Zweck des Ge⸗ 
alle Raum vereinbar ſei, eine wenn auch ſchematiſche und nicht für 
zu A möglichen Einzelfälle paſſende, ſo doch einfache und leicht 
berci ndhabende Regelung zu bringen. Quaſſowski weiſt a. a. O. 
99 darauf hin, dieſe Rſpr. könne zu der Auswirkung führen, 
ſondernn auch in anderen Fällen nicht die Vollendung des Erwerbes, 
des 65 einen früheren Rechtsakt als maßgebend für die Berechnung 
60. Zoldmarkbetrages erklären könnte (vgl. auch Nadlers S. 7, 
voll. chlegelberger⸗Harmening s, Anm. 2 zu 8 2). Mit der 
spe ehe gibt der 5. Sen. eine authentiſche Interpretation der 
werb igen Rſpr. In den Fällen, in denen der Zeitpunkt des Er⸗ 
es vor die Vollendung des eigentlichen Rechtserwerbes zurück⸗ 


) JW. 1927, 967. 
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habe das NG. ausgeführt, das AufwG. habe in 8 2, wenn es 
den Tag des Erwerbs der Forderung der Berechnung des 
Goldmarkbetrages zugrunde lege, nur den Regelfall im Auge 
gehabt, in welchem der Kaufvertrag durch ſofortige Annahme 
des Angebots zuſtande komme. An ſolche Fälle, in denen 
zwiſchen dem Kaufangebot und ſeiner Annahme eine Zeit⸗ 
ſpanne liege, habe der Geſetzgeber nicht gedacht. Dieſe Lücke 
ſei daher zu ergänzen. Dabei ſei zu berückſichtigen, daß der 
Preis nach den zur Zeit des Angebots herrſchenden Geld⸗ 
verhältniſſen feſtgeſetzt worden ſei; deshalb werde die Bindung 
des Verkäufers in dem Angebot regelmäßig nur dahin ver⸗ 
ſtanden werden können, daß er das Grundſtück zu einem 
Preiſe veräußern wolle, der dem Geldwertſtande zur Zeit 
des Angebots entſpreche. Dieſe Grundſätze möchte das OLG. 
auch hier anwenden. Denn auch hier ſei das Entgelt für die 
Hypothek nach den Verhältniſſen einer früheren Zeit feſt⸗ 
geſetzt worden. Durch die Verzögerung der Eintragung der 
Abtretung im Grundbuch ſei die Meßzahl des AufwG. er⸗ 
heblich geſunken. Der Unterſchied betrage für Frau W. 
13 000 — 4433 = 8567 GM. Hätte der Geſetzgeber an eine 
derartige Verzögerung gedacht, ſo hätte er für die perſönliche 
Forderung die Einigung der Parteien über die Abtretung als 
Erwerbstag gelten laſſen. Die Rückſicht auf die formale Be⸗ 
ſtimmung des § 1153 BGB., die überdies keine abſolute Gel⸗ 
tung habe, müſſe hinter der Rückſicht auf Treu und Glauben 
zurücktreten, um ſo mehr als in dem maßgebenden Zeitpunkt 
ſchon eine beiderſeitige ſchuldrechtliche Verpflichtung geſchaffen 
worden ſei. Auch aus dem Beſchl. des RG. v. 21. Dez. 1926, 
VB 27/26 (RG. 115, 62)) entnimmt das OLG. eine Stütze 
für ſeine Auffaſſung. Dort ſei zur Aufwertung der perſön⸗ 
lichen Forderung einer Reſtkaufgeldhypothek, die aus einem 
wegen Formmangels nichtigen, aber durch Auflaſſung und 
Eintragung gemäß § 313 Satz 2 BGB. geheilten Kauf⸗ 
vertrags ſtammte, ausgeführt, daß der Goldmarkbetrag der 
perſönlichen Forderung unter Umſtänden nach dem Zeitpunkt 
des Abſchluſſes des formnichtigen Vertrages und nicht nach 
dem Zeitpunkt ſeiner Heilung berechnet werden müſſe, näm⸗ 
lich dann, wenn die Vertragſchließenden ſich einander mittelbar 
zur Berückſichtigung eines anderen Stichtages, als des in 82 
Aufm®. angegebenen, verpflichtet haben. Auch im vorliegen⸗ 
den Fall haben die Parteien nach Meinung des OLG. die Ab⸗ 
tretung der Forderung mit Wert v. 27. Sept. 1917 vornehmen 
und ſich bei Herbeiführung der Eintragung der Abtretung im 
Grundbuch das gewähren wollen, was ſie bei Abſchluß des 
Vertrages im Auge hatten. Für dieſen Parteiwillen ſpreche 
auch, daß entſprechend einer Beſtimmung des Kaufvertrages 
die Verkäuferin ſchon v. 1. Okt. 1917 ab die Zinſen der ab⸗ 
getretenen Hypothek bezogen habe. Aus dieſen Gründen möchte 
das OLG. der weiteren Beſchwerde dahin abhelfen, daß für 
die Berechnung des Aufwertungsbetrags der perſönlichen For⸗ 
derung der 27. Sept. 1917 als Erwerbstag zugrunde gelegt 
werde; es ſieht ſich hieran jedoch gehindert durch die gegen⸗ 
teilige Entſch. des Bay Obs G. (Reg. VIII Nr. 75/26), ab» 
gedruckt in Aufwꝗſpr. 1926, 472, die dahin geht: Für die 


datiert wird, ſoll dies nur für das Verhältnis zwiſchen den Par⸗ 
teien gelten. Man wird die Anſicht des Sen. etwa dahin zuſammen⸗ 
faſſen können: Bei Vorliegen eines durch Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung geheilten nichtigen Kaufvertrags oder einer Option und in 
ähnlichen Fallen iſt der Anſpruch i. S. § 2 AufwG. zwar erſt mit 
der Vollendung des Rechtsgeſchäftes erworben. Wenn aber dem mut⸗ 
maßlichen Willen der Parteien die Zugrundelegung eines früheren 
Zeitpunktes entſpricht, je wird der AufwAnſpruch im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen ihnen hiernach berechnet. Eine dingliche Wirkung kommt die⸗ 
ſer Berechnung nicht zu. Unabhängig hiervon iſt die Beantwortung 
der Frage, ob der Übernehmer einer Papiermarkſchuld auch für den 
nach den vorſtehenden Grundſätzen errechneten Aufwertungsbetrag 
haftet. Sie iſt dahin zu beantworten, daß der Übernehmer der Schuld 
ſie in dem Zuſtand übernommen hat, in dem ſie ſich zur Zeit der 
Übernahme befand, alſo auch mit der ihr ſchon in dieſem Zeitpunkt 
anhaftenden Aufwertungslaſt (vgl. RG. v. 23. Febr. 1927: Aufw⸗ 
Rſpr. II, 336 und v. 2. März 1927: DNotV. 1927, 344). 

Mit Recht ſchließt ſich im übrigen der Sen. der von dem Bay⸗ 
Obe. in dem Beſchl. v. 4. Juni 1926: Aufwgſpr. II, 471 geäußer- 
ten Rechtsauffaſſung an, daß bei Berechnung des Goldmarkbetrages 
einer Buchhypothek und der ihr zugrunde liegenden Forderung für 
den Zeſſionar 81153 Abſ. 2 BGB zu berückſichtigen und demnach 


2) JW. 1927, 965. 
313 
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Berechnung des Goldmarkbetrags einer durch Abtretung er⸗ 
worbenen, mittels Buchhypothek geſicherten Forderung ſei der 
Zeitpunkt der Eintragung des Übergangs der Hypothek in 
das Grundbuch maßgebend. Das OLG. Stuttgart geht zu⸗ 
treffend davon aus, daß bei der Beſtimmung des Zeitpunkts 
des Erwerbs des aufzuwertenden Anſpruchs behufs Be⸗ 
rechnung des Goldmarkbetrags der Begriff des Erwerbes in 
82 AufwG. im Rechtsſinn, nicht bloß im wirtſchaftlichen 
Sinne aufzufaſſen iſt. Für die Berechnung des Goldmark⸗ 
betrags von Hypotheken ſtellt 8 5 AufmG. die Vermutung 
auf, daß die Hypothek an dem Tage erworben iſt, an dem 
ſie für den Gläubiger in das Grundbuch eingetragen iſt. Für 
Briefhypotheken, die gemäß § 1154 Abſ. 1 BGB. durch ſchrift⸗ 
liche Abtretungserklärung und Übergabe der Hypothekenbriefe 
abgetreten werden können, ſtellt 8 5 Abſ. 1 Satz 2 AufwG. 
die beſondere Vermutung auf, daß der Erwerb am Aus⸗ 
ſtellungstage der Abtretungsurkunde ſtattgefunden hat. Für 
Buchhypotheken iſt eine beſondere Vermutung in 8 5 nicht 
aufgeſtellt. Hier bleibt es alſo bei der allgemeinen Vermutung 
des § 5 Abſ. 1 AufwG. Zur Abtretung von Buchhypotheken 
iſt nach $ 1154 Abs. 3 BOB. i. Verb. m. § 873 BGB. die 
Einigung des Abtretenden und des Erwerbers und die Ein⸗ 
tragung der Abtretung in das Grundbuch erforderlich. Hier 
gilt alſo der Tag der Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch als Zeitpunkt des Erwerbs, falls aber die Eini⸗ 
gung über die Abtretung erſt ſpäter erfolgt iſt, der Zeitpunkt 
der Einigung. Dies muß grundſätzlich auch für die der Hypo⸗ 
thek zugrunde liegende perſönliche Forderung gelten, da nach 
8 1153 Abſ. 2 BGB. die Forderung nicht ohne die Hypothek 
und die Hypothek nicht ohne die Forderung übertragen wer⸗ 
den kann. Das OLG. Stuttgart iſt der Anſicht, der Geſetz⸗ 
geber habe bei der Faſſung der §8 2 und 5 AufwG. nur den 
Regelfall im Auge gehabt, daß die Eintragung der Ab⸗ 
tretung in das Grundbuch ſich alsbald an den Zeſſionsakt an⸗ 
ſchließe; hätte der Geſetzgeber daran gedacht, daß zwiſchen bei⸗ 
den Akten eine größere Zeitſpanne liegen könne, ſo würde er 
für die perſönliche Forderung die Einigung der Parteien über 
die Abtretung als Erwerbstag beſtimmt haben. Jedenfalls 
könne der im Geſetz vorgeſehene Stichtag für die Berechnung 
des Goldmarkbetrags dann keine Anwendung finden, wenn 
ſich die Vertragſchließenden ſchuldrechtlich verpflichtet hätten, 
einen anderen Stichtag zugrunde zu legen. Dieſe Auffaſſung 
gründet das OLG. auf die beiden vorerwähnten Beſchlüſſe des 
RG. VB 26/26 und 27/26, in denen allerdings bei einem 
Vertragsſchluß durch Angebot und Annahme der Zeitpunkt 
des Angebots und bei einem wegen Formmangels nichtigen, 
aber gemäß $ 313 Satz 2 BGB. geheilten Vertrage der Tag 
des Vertragsſchluſſes, nicht der Tag der Eintragung im 
Grundbuch der Aufwertung der perſönlichen, durch Hypothek 
geſicherten Reſtkaufgeldforderung zugrunde gelegt iſt. Allein 
in dieſen beiden Fallen war der Goldmarkbetrag zu beſtimmen 
nach dem Zeitpunkt des Erwerbes der Forderung durch den 
Vertragſchließenden felbft. In VB 27/26 war der Verkäufer 
zwar der Ehemann der Hypothekengläubigerin, aber dieſe 
hatte nach der Feſtſtellung des LG. die Reſtkaufgeldhypothek 
von ihrem Ehemann mit Rückſicht auf ihr zukünftiges geſetz⸗ 
liches Erbrecht auf Grund eines Treuhandverhältniſſes und 
ohne Entgelt abgetreten erhalten, ſo daß der Erwerb ihres 
Rechtsvorgängers, ihres Ehemanns, des erſten Erwerbers der 
Kaufgeldforderung, maßgebend war (8 3 Abſ. 1 Ziff. 6, 7, 11 
AufwG. Im Fall VB 26/26 war das Verkaufsangebot von 
dem Erblaſſer des Hypothekengläubigers gemacht und nach 
deſſen Annahme die Reſtkaufgeldhypothek für die Erblaſſer 
eingetragen, ſo daß auch dort gemäß § 3 Abſ. 1 Ziff. 2 
AufwG. für die Berechnung des Goldmarkbetrags der Erwerb 
durch die Erblaſſer maßgebend war. Dagegen handelt es ſich 
im vorliegenden Fall nicht um den Erwerbspreis, der im 
Kaufvertrage zwiſchen Re. und Ra. für die Apotheke in M. 


der Tag der Eintragung als Stichtag i. S. 88 2,5 Mund. maß⸗ 
gebend fei. 

Die Gläubigerin wird nach dem RG. um 8567 GM. ſchlechter 
geſtellt als nach der von dem RG. abgelehnten Auffaſſung des OLG. 
Stuttgart. Es wäre zu erwägen, inwieweit die Gläubigerin von 
dem Käufer aus dem Kaufvertrag Schadloshaltung für dieſen Ver⸗ 
mögensverluſt verlangen kann. Die Gläubigerin hat die abgetretene 
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vereinbart iſt, ſondern um das Entgelt, das zwiſchen Re. und 
Frau W. für die Abtretung der Reſtkaufgeldhypothek feſt⸗ 
geſetzt worden iſt. Dieſes Entgelt iſt gemäß § 2 AufwG. für 
den Tag des Erwerbs der Buchhypothek durch Frau W. nach 
der Umrechnungstabelle des AufwGG. in Goldmark umzu⸗ 
rechnen. Maßgebend iſt alſo hier gemäß § 3 Nr. 1 und 8. 

AufwG. der Zeitpunkt des Erwerbs dieſer Hypothek durch die 
Beſchwerdeführerin. Mit Rückſicht auf dieſen Übergang der 
Forderung von dem urſprünglichen Gläubiger auf die Witwe 
W. kommt auch gemäß § 11 AufwG. bei Aufwertung der 
perſönlichen Forderung nach Maßgabe des 8 10 Nr. 5 eine 
Abweichung von dem normalen Höchſtſatz nicht in Betracht. 
Wenn nun auch in den Entſch. VB 26,26 und VB 27/26 am 
genommen worden iſt, daß die Veräußerung der Grundſtücke 
nach dem zu vermutenden Willen der Parteien nur zu einem 
Preiſe erfolgen ſollte, der dem Geldwert zur Zeit des An⸗ 
gebots oder zur Zeit des Abſchluſſes des Schwarzkaufs ent⸗ 
ſpricht, und es deshalb dort zugelaſſen worden iſt, der Auf 
wertung der perſönlichen Reſtkaufgeldforderung und der hierzu 
erforderlichen Berechnung des Goldmarkbetrags dieſe Zeit⸗ 
punkte zugrunde zu legen, ſo gilt dies doch zunächſt nur für 
das Verhältnis der Vertragſchließenden untereinander un 

deshalb auch im Fall eines Rechtsüberganges der in 93 
Abſ. 1 Ziff. 2—11 AufivG. bezeichneten Art. War für die 
Feſtſetzung des Entgelts deſſen damaliger Geldwert beſtimmend 
und haben die Parteien ſich auch ſpäter bei der Vollendung 
oder beim Eintritt der Wirkſamkeit des Vertragsſchluſſes ein⸗ 
ander das gewähren wollen, was fie früher einander zu ge 
währen beabſichtigt hatten, ſo iſt dieſe Zurückdatierung der 
Wirkungen des Rechtserwerbs im Verhältnis zwiſchen den 
Parteien maßgebend; dagegen ſteht es nicht in ihrer Macht, 
mit Wirkung gegenüber Dritten den Zeitpunkt des Rechts“ 
erwerbs abweichend von den geſetzlichen Vorſchriften zu regeln. 
Denn die Verpflichtungen Dritter können ohne deren Ein⸗ 
willigung durch ihre Vereinbarungen nicht erweitert werden 
(vgl. Neukirch, AufvG. S. 57 Nr. 5). Für das Verhältnis 
der Beſchwerdeführerin zu dem Schuldner B. muß es des⸗ 
halb bei der geſetzlichen Regelung des Tages des Erwerbes, 
wie fie in 88 2, 3, 5 Aufm®. erfolgt ift, ſein Bewenden be 
halten. Dadurch, daß die Hypothek, als fie auf die Ber 
ſchwerdeführerin im Grundbuch umgeſchrieben wurde, keine 
Buchhypothek mehr blieb, ſondern gleichzeitig in eine Brief? 
hypothek umgewandelt wurde, ändert ſich an der Rechtslage 
nichts Weſentliches. Denn die Vermutung, die 8 5 Abſ. 1 
AufwGh. für den Zeitpunkt der Abtretung einer Briefhypothel, 
welche ſich nach § 1154 Abſ. 1 BGB. vollzieht, aufſtellt, wird, 
wenn man ſie hier überhaupt Platz greifen laſſen wollte, ob⸗ 
wohl die Hypothek bei Ausſtellung der Abtretungsurkunde 
überhaupt noch keine Briefhypothek war, jedenfalls dadurch 
entkräftet, daß der Hypothekenbrief erſt im April 1919 ge; 
bildet und der Beſchwerdeführerin ausgehändigt worden iſt, 
Eine frühere Vollendung des Erwerbs als im April 1919 
hat daher keinesfalls ſtattgefunden. Hiernach hat das LG. es 
mit Recht abgelehnt, den von der Gläubigerin angegebenen 
Zeitpunkt der Aufwertung zugrunde zu legen. Die fernere 
Ausführung der Beſchwerdeführerin, ſie habe ſchon am 
27. Sept. 1917 den Anſpruch auf Umwandlung der Buch⸗ 
hypothek in eine Briefhypothek und damit die perſönliche For⸗ 
derung erworben, findet in dem Kaufvertrag von jenem Tage 
keine Stütze, da er von dem Vorhaben der Umwandlung der 
Buchhypothek in eine Briefhypothek nichts enthält. Im übri⸗ 
gen iſt nicht erſichtlich, inwiefern durch eine ſolche Verein! 


barung der Übergang der perſönlichen Forderung auf die Br 
ſchwerdeführerin herbeigeführt fein ſollte. 
(Beſchl. v. 9. Juli 1927; B 23/27 V. — Stuttgart.) 
[Sch. 


Hypothek an Zahlungs Statt in Anrechnung auf den Kaufpreis über“ 
nommen, iſt daher in Höhe von 62000 % am Tage der Eintragung, 
d. h. am 23. April 1919, befriedigt worden. Da auf dem Gebiet Pen: 
freien Aufwertung eine Rückwirkung bis in das Jahr 1919 nich 
zugelaſſen wird, jo kann im vorl. Fall eine Aufwertungsverpflich 
tung des Käufers aus dem Vertrag nicht in Frage kommen. 


RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


56. Jahrg. 1927 Heft 44] 


f 2. 810 Abſ. 1 Ziff. 2, Abſ. 3 Aufw®. Die Be⸗ 
(ränkung in Abf.3 des 8 10 gilt auch für ſolche 
nutsüberlaſſungsverträge, die zugleich eine 
useinanderſetzung der in Abſ. 1 Ziff. 2 ge⸗ 
annten Art enthalten.] 
a Die zu entſcheidende Streitfrage ift hiernach die, ob die 
fete 10 Abſ. 3 AufwG. für Gutsüberlaſſungsverträge (Gl V.) 
eſtgeſetzte Aufwertungsbeſchränkung auch für ſolche GÜR. 
Sit, die gleichzeitig eine Auseinanderſetzung der in 810 Abſ. 1 
Si. 2 AufwG. genannten Art enthalten, oder ob die be⸗ 
chränkte Aufwertung nach Abſ. 3 nur bei ſog. „reinen“ 
B., alfo bei ſolchen GV. Platz greift, in denen eine Aus⸗ 
nanderſetzung der in Ziff. 2 gedachten Art nicht enthalten iſt. 
ieſe Frage iſt mit dem OLG. Hamburg im erſteren Sinne 
- entſcheiden. Der Begriff GÜB. ift ein in Geſetzgebung und 
a feſtſtehender juriſtiſch⸗techniſcher Begriff (RG. 81, 
r Man verſteht darunter einen Vertrag, durch den Eltern 
dı Vermögen, insbeſ. ihren Grundbeſitz, bei Lebzeiten mit 
Ki ückſicht auf die künftige Erbfolge an einen ihrer Abkömm⸗ 
unge übergeben und dabei für fich einen ausreichenden Lebens⸗ 
unterhalt — Leibzucht, Leibgedinge, Altenteil, Auszug, Aus⸗ 
Hunde — und für die außer dem Übernehmer noch vor- 
undenen weiteren Abkömmlinge eine Abfindung ausbedingen. 
15 rade dieſe Auseinanderſetzung zwiſchen dem Übergebenden 
nn dem Übernehmer und zugunften der übrigen Abkömm⸗ 
ange bilden den typiſchen Inhalt ſolcher GuV. (Arnheim: 
SR. 1926, 996; Auaſſowski 4. Aufl. S. 158; KG.: Jo⸗ 
9845 19, 139; 39, B 40, 41; RG.: Gruch. 37, 1023 und 39, 
N 4; R. 2, 272, 278; 25, 37; 29, 173, 176; Plenarbeſchl. 


er Abſ. 1 Ziff. 3 von GuV. Spricht, dieſe Bezeichnung in 
mem engeren, als dem im Rechtsleben allgemein gebrauchten 
Gare angewandt und darunter nur ſolche — „reine“ — 
einen, verſtanden haben ſollte, die nicht zugleich eine Aus⸗ 
it uiderſezung i. ©. der Ziff. 3 § 10 Abſ. 1 AufwG. enthalten, 
2 von vornherein nicht anzunehmen, wird aber im übrigen 
Deb durch die Entſtehungsgeſchichte des AufwG. widerlegt. 
In Bericht des 18. Ausſchuſſes III. Leſung (Drudf. des RT. 
lber Wahlperiode 1924/1925 — Nr. 1125 S. 43) enthält hier⸗ 

r folgendes: „Zu § 10 wurde nochmals darum geſtritten, 
mn Regelung beibehalten werden könne, daß bei Reſtkauf⸗ 
au anſprüchen, bei Forderungen aus Gutsüberlaſſungen und 
daf wiederkehrende Leiſtungen (Ziff. 2, 4, 5) feſte Grenzen für 
Re öchſtmaß der Aufwertung feſtgeſetzt würden. Bei den 
der kaufpreiſen war die Mehrheit der Meinung, daß es bei 
dur bisherigen Regelung verbleiben müſſe, daß man insbeſ. 

ich den Termin v. 1. Jan. 1922 bei Inflationsverkäufen 
15 Gläubigern bereits weit entgegenkomme. Andererſeits 
ka bten die gleichen Rückſichten, wie ſie gegenüber den Reſt⸗ 
Gulgeidſchuldnern genommen ſeien, auch auf Schuldner aus 
8 ausgedehnt werden, und zwar um ſo mehr, als dieſe 
ei wräge vielfach durch erbrechtliche Grundſätze be⸗ 
wir lußt ſeien und zur Vermeidung der Zerreißung land⸗ 
das schaftlicher Einheiten Vorſorge getroffen werden müſſe, 
3 der Gutsübernehmer nicht durch ſchrankenloſe 


lch ewertung der Abfindungsanſprüche wirtſchaft⸗ 
rat erdrückt werde.“ Hieraus ergibt ſich, daß man bei der Be⸗ 


e des Abſ. 3 des § 10 Aufw®. gerade an ſolche GuV. 
= 8 hat, die zugleich eine Abfindung der Abkömmlinge 
Abſ. 3 nftigen Erben enthielten, und daß die Vorſchriſt des 
Rus, den Gutsübernehmer gerade vor übermäßigen A b⸗ 
Erhaltung des ihm übergebenen Grundbeſitzes zu ermöglichen. 
laufewürde hiernach dem Willen des Geſetzgebers zuwider⸗ 
jean wenn man GÜRB., die gleichzeitig eine Auseinander⸗ 
dr 15 der in Ziff. 2 Abſ. 1 8 10 genannten Art enthalten, 
Ne Beſchränkung des Abſ. 3 nicht unterworfen und dadurch 
dur wirtſchaftliche Stellung des Übernehmers, die man gerade 
ie 2 die Aufwertungsbeſchränkung ſichern wollte, erſchüttern 

Se Im übrigen aber hat bereits Neukirch Bem. III 1 
die . zu 8 10 zutreffend darauf hingewieſen, daß GUV. 
35 micht zugleich eine Auseinanderſetzung enthalten, ſo ſelten 
eine amen, daß es ſinnlos geweſen ſei, für ſolche Verträge 
nan beſondere Beſtimmung zu treffen. Hiernach muß ange⸗ 
men werden, daß die in 810 Abf. 3 getroffene Be⸗ 
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ung s anſprüchen ſichern wollte, um ihm die ungeteilte 
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ſchränkung der Auſwertung bei GuV. eine die Anwendung des 
§ 10 Abſ. 1 Ziff. 2 ausſchließende Sonderregelung iſt, und daß 
ſomit die beſchränkte Aufwertung gemäß Abſ. 3 auch ſolche 
GuV. betrifft, die gleichzeitig eine Auseinanderſetzung i. S. 
des § 10 Abſ. 1 Ziff. 3 enthalten. Dieſe Anſicht wird geteilt 
von Quaſſowski 4 IIIb zu § 10 S. 172 ff.; Neukirch 
III I zu $10 S. 211; Arnheim: JW. 1926, 996; Mügel 
I Anm. 14 zu 810 S. 259 (anders Mügel II). A. A. 
Warneyer⸗Koppe 3. Aufl. Anm. 10 S. 14; Mügel II 
Anm. 4 zu 8 10 S. 262; Gribel 2. Aufl. S. 96; Leh⸗ 
mann⸗Boeſebeck Anm. 12 S. 140; Schlegelberger⸗ 
Harmening 4. Aufl. Anm. 7 zu 810; KG. v. 8. März 
1926, 9 AW III 71/26 a. a. O. und Ring 1926, 246; Surf. 
1926 Nr. 705; vgl. 17. Dez. 1925, 9 AW 478/25: Ring 
1926, 120. Auch der vom KG. (DNot V. 1926, 249, 250; 
OLG. Dresden v. 7. Dez. 1926: Ring 1927, 164; von 
Nadler S. 157 und Levis S. 157) vertretenen Anſicht 
kann nicht beigepflichtet werden, nach der das von dem Über⸗ 
gebenden für ſich ſelbſt ausbedungene Entgelt, nicht jedoch 
auch die für ſeine zukünftigen Erben ausbedungenen Anſprüche 
der beſchränkten Aufwertung nach Abſ. 3 unterliegen ſollen. 
Für eine ſolche Unterſcheidung bietet das AufwG. keine Grund⸗ 
lage. Auch das in einem GllV. zugunſten künftiger Erben 
ausbedungene Entgelt iſt eine Forderung, die auf dem GllV. 
beruht, bildet eine Gegenleiſtung für den Übergebenden und 
„beruht“ auf dem GuV. Gerade dieſe Abfindungsanſprüche 
ſind nach dem Berichte des Ausſchuſſes für die Beſchränkung 
der Aufwertung nach Abſ. 3 entſcheidend geweſen. Hiernach 
iſt die Aufhebung des Beſchluſſes des LG. auf die ſofortige 
weitere Beſchwerde des Antragsgegners geboten. Gleichzeitig 
iſt aber eine Zurückverweiſung der Sache zur weiteren Auf⸗ 
klärung des Sachverhalts in der vor dem OLG. angegebenen 
Richtung erforderlich. Dabei iſt zu beachten, daß für die Frage, 
ob eine Forderung auf einem GuV. „beruht“, nicht die 
Rechtsform entſcheidend iſt, in die die Forderung gekleidet iſt, 
ſondern daß es auf das Weſen des Anſpruchs und auf ſeinen 
wirtſchaftlichen Urſprung ankommt (V 345/25, Urt. v. 8. Mai 
1926; VI 429/251), Urt. v. 16. Febr. 1926). 

(U. v. 9. Juli 1927; B 20/27 V. — Hamburg.) [Sch.] 


** 3. 816 AufwG. Durch die Anmeldung bei 
einer örtlich unzuſtändigen Aufwertungsſtelle 
wird die Friſt nicht gewahrt.] 7) 

(Beſchl. v. 29. Juni 1927; VB 7/27.) 

Abgedr. IW. 1927, 2106. 


1) JW. 1926, 1143. 


Zu 3. In der vorl. Entſch. hat das RG. ſich auf einen 
ſtrengeren Standpunkt geſtellt als das KG.; das letztere hatte in 
der zit. Entſch. in Übereinſtimmung mit Nadler, 2. Aufl. S. 18, den 
Standpunkt eingenommen, daß die Anmeldung bei der unzuſtän⸗ 
digen AufwStelle dann zur Friſtwahrung genüge, wenn die Aufw⸗ 
Stelle ſelbſt die Zuſtändigkeit angenommen und Handlungen vor⸗ 
genommen hat, die der zuſtändigen AufwStelle obliegen. In der 
JW. 1926, 2370 — Rſpr. I, 486 hat das KG. ſogar ausgeſprochen, 
daß zu erwägen ſei, ob es nicht ſchon genügen würde, daß der Ge⸗ 
richtsſchreiber der AufwStelle die Sache in das AufwRegiſter ein⸗ 
getragen und mit einem AufwAltenzeichen verſehen hat. 

Das RG. lehnt demgegenüber jede analoge Anwendung des 
87 366. und Grundſätze RG. 71, 380 ab. 

Soweit das RG. feine Entſch. auf die analoge Anwendung der 
grundbuchrechtlichen Vorſchriften ſtützt, erſcheint ſie nicht ohne Be⸗ 
denken; es iſt nun einmal nicht außer acht zu laſſen, daß das AufwGg. 
ausdrücklich auf das Verfahren — und es handelt ſich hier um eine 
Verfahrensvorſchrift — die Vorſchriften des FGG. anwendet. 

Durchſchlagender erſcheinen diejenigen Ausführungen des R., 
welche die Verkehrsſicherheit betonen. Es würde in der Tat, wenn 
die Möglichkeit beſtünde, ein Aufw Verfahren vor der unzuſtändigen 
AufwStelle mit Rechtswirkſamkeit weiterzuführen, jede Sicherheit 
bez. der im Aufiv®. und der DurchfGeſetzgebung vorgeſehenen Bes 
ſcheinigungen fehlen und damit das ganze Gebäude ins Wanken 
geraten. Freilich kommen Betrachtungen dieſer Art auch im Gebiete 
der freiw. Gerichtsbarkeit in Betracht (Beachtung von Ausſchlagungen, 
Teſtamentsanfechtungen u. dgl.). Gleichwohl hat RG. 71, 380 keine 
Bedenken getragen, die Konſequenzen aus 8 7 FG. zu ziehen. 

Ein Teil der für die Praxis ſich ergebenden Folgen der ſtrengen 
Auffaſſung des RG. wird ſich nunmehr dadurch mildern laſſen, daß 
in Fällen der Einreichung der Anmeldung bei der unzuſtändigen 
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. 820 Ab ſ. 2 Aufw G.; § 892 BGB. Wenn es 
ſich um die Eintragung gelöſchter Hypotheken 
handelt, fo ift der in § 20 Abſ. 2 gemeinte Zeit- 
punkt für die Frage, ob dem Erwerber der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs zur Seite ſteht, 
nicht ausſchließlich maßgebend, vielmehr genügt 
es im Fall, wo die Hypothek ſchon im Zeitpunkt 
der Eintragung des Erwerbers gelöſcht war, 
daß die Löſchungsunterlagen zur Zeit der Voll⸗ 
endung des Rechtserwerbs vorliegen. ]) 

Die zwiſchen dem OLG. Dresden und dem hier in Be⸗ 
tracht kommenden Senate des KG. ſtreitigen Fragen ſind da⸗ 
hin zu ſtellen: Kann, wenn es ſich um die Wiedereintragung 
gelöſchter Hypotheken handelt, der im § 20 Abſ. 2 AufwG. 
gemeinte Zeitpunkt ausſchließlich als dafür maßgebend 
angeſehen werden, ob dem Erwerber eines ins Grundbuch 
einzutragenden Rechtes der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
zur Seite ſteht; müſſen alſo in jenem Zeitpunkte die Löſchungs⸗ 
unterlagen nach § 20 Abſ. 2 unter allen Umſtänden bereits er⸗ 
teilt fein? (jo der Beſchluß des KG. v. 16. Dez. 1926). Oder 
genügt es, wenn der gute Glaube zur Zeit der Vollendung 
des Rechtserwerbs vorhanden iſt? (ſo das OLG. Dresden). 
Die Nachprüfung ergibt, daß dem OLG. Dresden beizutreten 
iſt, und daß der Zeitpunkt der Erteilung der Löſchungsgrund⸗ 
lagen nur dann eine Rolle ſpielt, wenn die Hypotheken nicht 
ſchon im Zeitpunkt der Eintragung der Erwerber als Eigen- 
tümer im Grundbuch gelöſcht waren. Nach § 20 Abi. 1 
AufwG. ſoll, falls die aufzuwertende Hypothek im Grund⸗ 
buche bereits gelöſcht iſt, eine Aufwertungshypothek nur 
dann nicht eingetragen werden, wenn entweder die Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs oder 
diejenigen über die Zwangsvollſtreckung in unbewegliche 
Sachen entgegenſtehen. Daß erſtere Vorſchriften dem bürger⸗ 
lichen Rechte zu entnehmen ſind, und daß der Begriff des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs im § 20 AufwG. nicht 
etwa in engerem Sinne aufgefaßt werden darf, iſt in RG. 
116, 102) ausgeſprochen und auch damit begründet worden, 
daß im Abſ. 2 des § 20 Aufw®. ein der Beſtimmung des 
$ 892 BGB. gegenüber ſogar noch erweiterter Schutz des Er- 
werbers aufgeſtellt worden iſt. Dieſe Erweiterung betrifft die 
Wirkſamkeit der zur Löſchung einer Hypothek dienlichen Ur⸗ 
kunden. Der erk. Sen. hat in ſeinem ebenfalls zum Abdruck 


AufmStelle von den Rechtsbehelfen des 8 16 der Novelle Gebrauch ge⸗ 
macht wird; freilich wird in Fällen dieſer Art zu prüfen ſein, ob das 
Unterlaſſen der Anmeldung bei der zuſtändigen AufwStelle ohne ein 
Verſchulden des Gläubigers erfolgt iſt. 

IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


Zu 4. 1. Vorſtehender Beſchl. des NG. betrifft die umſtrittene 
Frage, ob der Erwerber des Grundſtücks ſich auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs auch dann berufen kann, wenn die 
Löſchungsbewilligung zwar zur Zeit des Eintragungsantrages noch 
nicht erteilt, die Löſchung jedoch vor Eintragung des neuen Eigen⸗ 
tümers bewirkt iſt (vgl. IW. 1927, 1808). Das RG. entſcheidet, in⸗ 
dem es dem OLG. Dresden und dem 1.3 S. des KG. (vgl. JW. 
1927, 1884) beitritt — entgegen dem Beſchl. des 9. 3 S. des KG. v. 
16. Dez. 1926 (9 AW III 994/26) ſowie entgegen der Auffaſſung 
Nadlers: Grundbuch- u. AufwFragen 3. Aufl. S. 228, Mügels: 
JW. 1927, 1884 und der des Unterzeichneten: JW. 1927, 838, 953 
u. 1808 —, dahin, daß der Grundſtückserwerber geſchützt iſt, ſofern 
die Löſchung der Hypothek vor erfolgter Eigentumseintragung be⸗ 
wirkt iſt. Daß die Frage verſchiedener Beurteilung fähig iſt, kann 
auch von denen, die einen der reichsgerichtlichen Auffaſſung entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt eingenommen haben, nicht verkannt werden. 
Für die Praxis iſt die Frage durch die übereinſtimmenden Entſch. 
des RG. und des KG. erledigt. 

II. In dem vom RG. entſchiedenen Falle ſind Löſchung der 
Hypothek und Eintragung des Eigentumswechſels am gleichen Tage 
im Grundbuch vermerkt worden. Der reichsgerichtliche Beſchl. weiſt 
beſonders darauf hin, daß dieſe Feſtſtellung nicht genügt, um im 
einzelnen Falle die endgültige Entſch. zu treffen. Da die beiden Ein⸗ 
tragungen nicht in einem Rangverhältnis zueinander ſtehen, ſo gilt 
in jedem Falle die Vorſchrift des 8 17 G0., wonach, ſobald mehrere 
Eintragungen beantragt ſind, durch die dasſelbe Recht betroffen wird, 
die ſpäter beantragte Eintragung nicht vor der Erledigung des früher 
neftellten Antrages erfolgen darf. Durch die Löſchung wurde die 
Hypothek zweifelsfrei betroffen. Daß fie durch die Eigentumsein⸗ 


2) JW. 1927, 968. 
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beſtimmten Urt. v. 28. Mai 1927 (Ag.), V 532,262) für einen 
Fall, in welchem die Löſchung der Hypothek nicht vor der Ein 
tragung eines infolge Verkaufs des Grundſtücks eintretenden 
Eigentumswechſels, ſondern erſt ſpäter erfolgt ift, den Abſ. 2 
des § 20 dahin ausgelegt, daß die Löſchungsbewilligung 5 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs für den Er 
werber nur dann herbeiführt, wenn ſie ſpäteſtens zur Zeit 
des Eintragungsantrags oder der nachfolgenden Einigung 
(8 892 Abſ. 2 BGB.) erteilt war. Wegen der Begründung 
dieſer Anſicht im einzelnen kann auf jenes Urteil verwieſen 
werden. An ihr iſt feſtzuhalten. Sie hat indeſſen für den 
hier gegebenen Fall nur unter bis jetzt nicht feſtſtehenden Um? 
ſtänden ausſchlaggebende Bedeutung; das erhellt aus der 
Betrachtung des in ihr dahingeſtellt gelaſſenen Verhältnisse 
des 8 892 Abſ. 1 BGB. zu Abf. 2 daſelbſt. Wie im Urteil 
v. 9. Juli 1927 (A.), V 97/27, wo es ſich um zwei aufein 
anderfolgende Eigentumsänderungen handelte, dargelegt wor 
den iſt, muß die im 8892 Abſ. 2 BGB. enthaltene Nück⸗ 
beziehung des maßgebenden Zeitpunktes für die Kenntnis des 
Erwerbers eines die Eintragung erfordernden Rechtes nur auf 
den Fall der Unrichtigkeit des Grundbuchs im Zeitpunkte der 
Stellung des Eintragungsantrags, nicht aber auf den Fall 
der Richtigkeit aber Unvollſtändigkeit des Grundbuches in 
jenem Zeitpunkt erſtreckt werden. Iſt der nachträglich zu 
Unrecht eingetragene Rechtsurheber noch nicht eingetragen, 1 
iſt das Grundbuch inſoweit richtig. Von einer „Kenntnis“ der 
„Unrichtigkeit“ kann nicht die Rede ſein, ehe die unrichtige 
Eintragung ins Grundbuch gelangt iſt. Der 8 892 Abſ. 2 de 
antwortet mithin zwar die Frage zugunſten des Erwerbers, 
wie es ſich verhalten ſoll, wenn der Erwerber, nachdem er 
den Antrag auf Eintragung geſtellt hat, bösgläubig wird. 
Steht hingegen die vom Rechtsgeſchäft der Parteien De 
troffene Rechtsänderung überhaupt noch nicht im Grundbuch, 
mird ſie jedoch bis zur Eintragung des Erwerbers eingetragen 
und wird durch ſie gerade das Grundbuch erſt unrichtig, 10 
ift der im Abſ. 2 angegebene Zeitpunkt für die Entſch. über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuches deswegen nicht ber 
wertbar, weil es in jenem Zeitpunkt an der Möglichkeit einer 
Kenntnis des Erwerbers davon gebricht, daß das Grundbuch 
unrichtig ſei. Alsdann tritt weder die im Abſ. 2 verordnet 
noch ſonſt irgendwelche Rückbeziehung, etwa auf den Zeitpun 
der Vornahme des den Erwerb vermittelnden Rechtsgeſchäfts, 


tragung betroffen wurde, iſt erſt auf Grund des AufwG. erkennbar 
geworden. Zur Zeit der Löſchung der fraglichen Hypothek, Nov. 19 
konnte nicht wohl erſichtlich fein, daß die Eigentumseintragung di 
Hypothek beſonders berührte. Immerhin mag im einzelnen 3 
vom Grundbuchrichter jo verfahren fein, daß der Eingang der 15 
träge berückſichtigt, und zunächſt der Eigentumswechſel eingetrage, 
und ſodann erst die Hypothek gelöſcht wurde. Iſt dieſe Reihenfolg 
gem. § 17 GBO. befolgt, jo würde der Grundſtückserwerber ſich ni 5 
auf den öffentl. Glauben des Grundbuchs berufen können, da jet, 
Eintragung vor der Löſchung der Hypothek erfolgt iſt, mag es ſich 
hierbei auch nur um eine Diſtanz von Stunden oder Minuten 95 
handelt haben! Es wird nicht leicht fein, dieſen Beweis im Eine 
falle zu führen; bisweilen wird er ſich aus der Reihenfolge 
der Verfügungen herleiten laſſen. Nimmt die Verfügung des Grun 0 
buchrichters, die ſich auf den Eigentumserwerb bezieht, die erf 
Stelle ein, und folgt die Verfügung betr. die Hypothekenlöſchung nach, 
ſo wird man bis zum Beweiſe des Gegenteils vermuten dürfen, daß 
dieſe Verfügungen in der gleichen Reihenfolge erledigt ſind. = 
feine formale Unterſcheidungen können alſo im Einzelfalle den Au 
ſchlag geben. 17 
III. Iſt ſeitens des Grundbuchrichters die Vorſchrift des 8 ; 
G0. verletzt, fo wird gleichwohl eine Regreßpflicht des Staats ſeh 
felten in Frage kommen, da in der Regel der Fälle nicht erkennb 7 
war, daß durch die Eintragung des Eigentumswechſels die Hypothe 
betroffen wurde. 
IV. Die praktiſche Bedeutung der Frage iſt mit Rückſicht 177 
das Aufwgeformgeſetz geringer geworden (vgl. die Ausführungen 
des Unterzeichneten JW. 1927, 1808). Wenn die Löſchung der Hhßo 
thek erſt im letzten Augenblick erfolgt iſt, wird es ſich häu = 
um ſolche Fälle handeln, wo die Hypothek vom Erwerber über 
nommen iſt, oder wo zum mindeſten mit Mitteln des Erwerbe 
zurückgezahlt iſt. Selbſt wenn im Kaufvertrage die Pflicht ae 
Veräußerers zur Löſchung der Hypothek vereinbart ift, find in z 2 
reichen Fällen die Mittel zur Rückzahlung doch vom Erwerber dun 
Verfügung geſtellt worden (vgl. inſoweit Quaſſows ki, 5. Aufl. 


2) JW. 1927, 827. 
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74. „Vielmehr muß auf den in RG. 89, 160 (entgegen RG. 
dur 20°) und 92, 255) aus 8 892 Abſ. 1 entnommenen und 
Gch Abſ. 2 lediglich im gezeigten Umfang eingeſchränkten 
Zeltudſaß zurückgegriffen werden, daß es regelmäßig auf den 
“ punkt ankommt, in welchem der Rechtserwerb durch Ein⸗ 
diem ſich vollendet, alſo darauf, ob der Erwerber in 
te em Zeitpunkt das Grundbuch für ſich hat, ohne in ſchlech⸗ 
ah lauben zu ſein. Bei der Feſtſtellung, ob letztere Aus⸗ 
trifft von der im Abſ. 1 niedergelegten Rechtsfiktion zu⸗ 
a 2 find die den Erwerb begründenden Vorgänge allerdings 
920 größter Erheblichkeit. Für die Beſtimmung des maß⸗ 
8. 1 Zeitpunktes haben ſie dagegen keinerlei Bedeutung. 
as Strecker, Recht 1921 Sp. 180 ff., Planck, Komm. 
r zu § 892 BGB. Anm. II Ib, II 2 und das dort an⸗ 
kun hrte Schrifttum. Im vorliegenden Falle hat der Ver⸗ 
ufer die Löſchung der ſtreitigen Hypotheken im Kauf⸗ 
werbes übernommen; der Antrag auf Eintragung der Er⸗ 
erber als Eigentümer iſt am 6. Juli 1922, alſo vor der 
bag bungsbewilligung, beim Grundbuchamt eingereicht worden, 
die am 6. Nov. 1922 ſowohl den Eigentumswechſel als auch 
Apr Hypothekenlöſchung ins Grundbuch eintrug. Nach § 20 
ke AufwG. ſollen hinſichtlich der Wiedereintragung ge- 
kulhter Hypotheken die der Wiedereintragung etwa entgegen⸗ 
Grenden Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
ech angewendet werden. Auch im § 20 Abſ. 2 ift die 
ti prechende Anwendung dieſer Vorſchriften angeordnet. Sie 
Be es nach den erörterten Rechtsgrundſätzen mit ſich, daß 
we öffentliche Glaube dem Grundſtückskäufer zuſtatten kommt, 
un die Löſchung der Hypothek im Zeitpunkte feines Eigen⸗ 
x Sertverb3 durch Vollziehung des Eigentumswechſels im 
beandbuch bereits erfolgt war, ſofern er nur damals nicht 
gläubig war. Die Erforderniſſe ſolcher Kenntnis von der 
05 tigfeit des Grundbuchs, inſoweit die Hypothekenlöſchung 
(Neg. e ſteht, find im Urt. v. 9. Febr. 1927 (A.), V 173/26*) 
Henn 116, 102 “)) näher dargelegt worden. Fehlt es an der 
Sr ntnis, was vom Gläubiger zu widerlegen wäre und im 
(Agzadbuchverfahren zu prüfen iſt (Beſchl. v. 30. April 1927 
ber, 5 B 5/76), jo ſteht dem Grundſtückserwerber der 
age Glaube des Grundbuchs zur Seite, weil dieſes im 
Angebenden Zeitpunkte die Löſchung ſelbſt, alſo diejenige 
Bei aufwies, für welche die in $ 20 Abſ. 2 AufwG. be⸗ 
ben in Betracht kommen könnten. Da dieſe 
8 
bad and Schlegelberger, 5. Aut, 732. Schlegelberger will 
außer 14 AufrXKe®. ſchlechthin dann anwenden, wenn der Ver⸗ 
Kart aus dem Kaufpreiſe die Hypothek getilgt hat. Nach 
Erwerſee wsbi ſoll es genügen, daß daß Ablöfungskapital vom 
rufun r ſtammt. Mügel, 5. Aufl. S. 160, 761 hält eine Be⸗ 
je ag auf den öffentlichen Glauben nur noch für zuläſſig, wenn 


di 
hey, Dbothekentäfchung ohne jeden Zuſammenhang mit dem Kauf- 
u at ſteht. Die Praxis wird darüber entſcheiden, in welchem 
Falle ge dieſen Ausführungen gefolgt werden kann. In jedem 
enn iſt die Berufung auf den öffentl. Glauben des Grundbuchs 
Jahlunensgeſchloſſen, wenn neben dem Kaufpreis noch eine Schwarz⸗ 
Sp ig zwecks Tilgung der Hypothek erfolgt iſt, oder wenn die 
othek übernommen iſt. 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham. Berlin. 


9 JW. 1911, 216. ) JW. 1927, 968. 5) JW. 1927, 968. 
) JW. 1927, 1825. 
ſie dien 5. Die Entſch. iſt von allergrößter Bebeutfamkeit, weil 
Linie Frage des guten Glaubens im AufwRecht auf einer mittleren 
agli 0 zwiſchen Mügel und der herrſchenden Meinung in grund⸗ 
behnlienzuerkennender Weiſe derartig regelt, daß nicht jedes frivole 

Fatſach nen auf das Grundbuch geſchützt, aber auch nicht jede bloße 
offen enkenntnis in ſchwierigen Rechtsfragen den Erwerber zu 

nur „gerieben wird. Das Urt. des KG.: JW. 1926, 2215 wird 
wird wegen nicht genügender Begründung aufgehoben. Im Prinzip 
2661 on ihm und den Ausführungen v. d. Trends: JW. 1926, 
anden eigetreten. Nur das bloße Bewußtſein der Möglichkeit, einem 
ſoll 5 durch den Erwerb des Grundftücs Rechtsvorteile zuzufügen, 
Ana Ausſchluß des guten Glaubens und der Berufung darauf nicht 
ge Nb Wohl aber werden dem Gläubiger zwei Gegeneinwendungen 
des 95 Er Kann geltend machen, daß der angebliche Rechtsirrtum 
ferti, un andſtückserwerbers in den Tatſachen keine genügende Recht⸗ 
ni 5 8 gefunden habe. Die Tatſachenkenntnis it alſo durchaus 
er Unerheblich, ſondern es iſt zu prüfen, ob der Rechtsirrtum trotz 
Tatſachenkenntnis jubjektiv glaubwürdig erſcheint, und, ſelbſt 


notwendigerweiſe der Löſchung zugrunde liegen müſſen, iſt 
irgendwelche Zurückbeziehung oder Erweiterung des Schutzes 
des Grundſtückskäufers nach $ 892 Abſ. 2 BGB. oder $ 20 
Abſ. 2 AufwG. nicht erforderlich. Die in Ausführung eines 
ähnlichen geſetzgeberiſchen Gedankens, wie er im § 892 Abſ. 2 
BGB. verwirklicht iſt, geſchehene Vorverlegung des maß⸗ 
gebenden Zeitpunktes im § 20 Abſ. 2 AufwG. hat mithin nur 
für die Fälle Bedeutung, in denen die Löſchung der Hypothek 
erſt nach der Eintragung des Erwerbers als Eigentümers im 
Grundbuche ſtattgefunden hat. Gerade in dieſem Punkte treten 
indeſſen für den gegebenen Fall, in dem Hypothekenlöſchung 
und Eigentumswechſel jeweils am 6. Nov. 1922 Eingang ins 
Grundbuch gefunden haben, aus den Vorſchriften der GBO. 
zu entnehmende Zweifel auf, die dazu nötigen, unter Villi⸗ 
gung des Standpunktes des OLG. Dresden den angefochtenen 
Beſchluß zwecks weiterer tatſächlicher Feſtſtellung aufzuheben. 
Da die bezeichneten beiden Eintragungen nicht im Rang⸗ 
verhältnis zueinander ſtehen, und da die Hypothekenlöſchung 
ſpäter beantragt worden iſt, als die Eigentumseintragung, 
trifft nicht der $ 46 Abſ. 1 und 2 GBD., ſondern deſſen Abſ. 3 
i. Verb. m. § 17 GBO. zu (vgl. Güthe-Triebel zu 8 46 
Anm. 1311 Abſ. 1 und 1412). Darüber, wie beim Grund⸗ 
buchamt in dieſer Hinſicht verfahren worden iſt, liegt bisher 
eine klare und unzweideutige Feſtſtellung nicht vor. Insbeſ. 
iſt eine ſolche aus dem Vermerk des LG. über die Erledigung 
der Löſchung nicht zu entnehmen. Von ihr aber hängt nach 
dem Vorausgeführten die Entſcheidung darüber ab, ob der be⸗ 
antragte Widerſpruch eingetragen werden muß oder nicht. 
Hiernach war auf Grund des § 79 Abſ. 3 GBO., wie ge⸗ 
ſchehen, zu erkennen. 
(Beſchl. v. 9. Juli 1927; B 19/27 V. — en 


5. 820 Abſ. 2 Aufw G.; 8892 BG B. Erwerb 
im Mai 1924; der Hypothekengläubiger hat 
Juni 1923 über „heutige Papiermark zum Nenn⸗ 
betrage“ quittiert. Kennt der Erwerber nur dieſe 
Quittung, dann iſt ihm Erkundigung über die 
ihr vorausgegangenen Vorgänge nicht anzu⸗ 
ſinnen.] 7) 
(U. v. 1. Juni 1927; 392/26 V. — Berlin.) Sch.] 
Abgedr. JW. 1927, 21088, 


wenn das der Fall iſt, ob er objektiv durch die bekannten Tak⸗ 
ſachen gerechtfertigt wurde. Er darf alſo nicht frivol oder verkehrs⸗ 
widrig ſinnlos ſein, er muß einigermaßen innerlich und äußerlich 
plauſibel erſcheinen, derart, daß es zumutbar erſcheint, bei Abwägung 
der gegenſeitigen Intereſſen den Grundſtückserwerber obſiegen zu 
laſſen. Damit dürfte, wenn auch auf die allgemeinen rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhänge i. S. der angefochtenen Entſch. und des angeführten Auf⸗ 
ſatzes im einzelnen nicht näher eingegangen iſt, doch im weſentlichen 
dem Sinn und Gedanken beider Rechnung getragen und nur eine 
erſchöpfendere Aufklärung und präziſere Formulierung verlangt ſein. 
Insbeſ. ſoll dem Grundſtückserwerber das Bewußtſein ſchaden, daß dem 
GBA. für die Löſchung in betreff der ausgeſprochenen Vorbehalte des 
Gläubigers nur ein unvollſtändiger Tatbeſtand unterbreitet war. Es 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß nicht nur die Tatſachen, die der 
Erwerber bis zur Löſchung erfahren hatte, ſondern auch ſeine Erkennt⸗ 
nis der Rechtslage durch die Löſchung ihm unter den oben angeführten 
Geſichtspunkten zum Nachteile gereichen kann. 

Wahrſcheinlich hat das KG. etwas durchaus Ahnliches gemeint, 
wenn es davon ſprach, daß die Anhaltspunkte für das Beſtehen eines 
gültigen Vorbehalts im gegebenen Falle erheblich genug waren, um 
den Grundſtückserwerber zu einer „Verſtändigung“ mit dem Hypo⸗ 
thekengläubiger zu veranlaſſen. Ich glaube nicht, daß das KG. unter 
„Verſtändigung“ ohne weiteres eine Zahlung oder einen Vergleich 
verſtanden hat, ſondern einen offenen und ehrlichen, loyalen Verſuch, 
angeſichts des naheliegenden Verdachtes, daß die veräußernde Grund⸗ 
ſtücks⸗ Gmb. das Material nicht vollſtändig unterbreite, dem Gläu⸗ 
biger Gelegenheit zur Aufklärung zu geben. Auch der zweite Gegen⸗ 
einwand, der des 8826 BGB., wird grundſatzlich gegenüber der Be- 
rufung auf den guten Glauben für zuläſſig erachtet (in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem RGRKomm.). Es wird nur vermißt, daß das KG. das 
Tatbeſtandsmoment der Sittenwidrigkeit nicht näher begründet hat, da 
nicht jede, ſondern nur eine ſittenwidrige Schädigung den 
Gegeneinwand der Argliſt begründe und es auch ſittlich und rechtlich 
erlaubte Schädigungen im rechtlichen Intereſſenkonflikt gibt. Im ganzen 
ſchließt ſich das RG. dem diesſeits bereits erwähnten, gut fundierten 
Geſichtspunkt des § 16 Abſ. 2 VVG. an, wonach es der Kenntnis 
gleichſteht, wenn man ſich ihr gefliſſentlich entzieht. Es erklärt aus⸗ 
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6. 528 AufwG.; Art. 21 Abſ. 1 Satz 2 Durchf⸗ 
VO. v. 29. Nov. 1925. Das Recht auf Abzug des 
Zwiſchenzinſes ſteht dem Schuldner auch dann 
zu, wenn das Kapital infolge einer Verwir⸗ 
kungsklauſel vor dem 1. Jan. 1932 fällig wird] 

Einen Rechtsverſtoß enthält es, wenn das BG. den Ab⸗ 
zug des Zwiſchenzinſes gemäß Art. 21 DurchfVO. v. 29. Nov. 
1925 abgelehnt hat. Allerdings handelt es ſich im vorliegen⸗ 
den Falle nicht um eine Zahlung vor Fälligkeit, fondern ge⸗ 
rade um die Zahlung auf Grund der ſchon vorzeitig einge⸗ 
tretenen Fälligkeit. Aber Art. 21 gilt auch dann, wenn auf 
Grund einer Verwirkungsklauſel das Kapital vor dem 1. Jan. 
1932 fällig wird. Denn für die Berechnung des Barwertes 
ſoll nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Art. 21 Abſ. 1 
Satz 2 DurchfVoO. der 1. Jan. 1932 als „früheſter 
Fälligkeitstag“ gelten. Die Vorſchrift beſagt, daß auch dann, 
wenn der vertragsmäßige Fälligkeitstag vor dem 1. Jan. 1932 
liegt, die Zwiſchenzinſen ſo gerechnet werden ſollen, als wenn 
das Kapital am 1. Jan. 1932 fällig wäre. Dieſer Vorteil 
muß aber auch dem Schuldner, der infolge einer Verfall⸗ 
klauſel vor dem vertragsmäßig vereinbarten Fälligkeitstermine 
zu zahlen verpflichtet iſt, zugute kommen. § 28 Aufiv®. fett 
eine geringere Verzinſung feſt, als der jetzt übliche Zinsfuß 
beträgt. Die nach $ 25 AufwG. erſt am 1. Jan. 1932 fällige 
Aufwertungsforderung hat zur Zeit noch nicht den vollen 
Wert. Würde der Gläubiger bei Wirkſamwerden der Verfall⸗ 
klauſel ſchon jetzt den vollen Wert der Forderung erhalten, jo 
würde er — zum Nachteile des Schuldners — einen höheren 
Betrag empfangen, als der gegenwärtige Wert ſeiner Forde⸗ 
rung beträgt. Auch dieſe Erwägung ſpricht für die Anwendung 
des Art. 21 DurchfVoO. auf den Fall einer vorzeitig auf 
Grund einer Verfallklauſel eintretenden Fälligkeit des Kapitals 
(vgl. auch Quaſſowski 4. Aufl. S. 566; KG.: DRot g. 
1926, 442; Nadler a. a. O. S. 193; Neukirch ©. 330 
Anm. 5; Schlegelberger⸗Harmening 4. Aufl. S. 500; 
a. M. Mügel II S. 42, 43; DLG. Dresden: Aufwgſpr. 
1926, 382). 

(U. v. 13. Juli 1927; 116/27 V. — Breslau.) [Sch.] 


7. 88 63, 665 Aufw G. Ein Beteiligungs- 
verhältnis verliert ſeinen Charakter weder 
durch die Aufnahme in offene Rechnung, noch 
durch Behandlung als Darlehn, wenn nicht ein 
wirklicher Novationswille feſtzuſtellen iſt. Auf⸗ 
wertungsgrundſätze.] ) 

Das BG. hat in Übereinſtimmung mit dem LG. ver⸗ 
neint, daß der geltend gemachte Anſpruch ein ſolcher aus einem 
Kontokorrent oder einer laufenden Rechnung i. S. von § 65 
AufwG. ſei. Es hat aber weiter die Beſtimmung des $ 65 


drücklich den guten Glauben für ausgeſchloſſen, auch 
wenn noch rechtliche Zweifel über das Fortbeſtehen 
der Hypothek beſtanden, wenn der Erwerber in Kenntnis der 
(in ihrer Wirkung für zweifelhaft gehaltenen) Erklärungen des Gläu⸗ 
bigers alſo in rechtl. Zweifel über das Fortbeſtehen 
der Hypothek, die Löſchung durch ein, wie er wußte, 
mangelhaft unterrichtetes GBA. abgewartet oder ſo⸗ 
gar befördert hätte, ehe er zum Erwerbe des Grund⸗ 
ſtücks ſchritt, um ſich demnächſt unter bewußter Nicht⸗ 
klärung ſeiner Zweifel auf die Löſchung zu berufen. 

Die Frage iſt hiermit mit Recht aus dem abſoluten ins relative 
Gebiet verſchoben und im weſentlichen zur Tat⸗ und Zumutungsfrage 
gemacht. Die Anſicht, daß der öffentliche Glaube kein „guter“ zu ſein 
auch (Hoeniger: Lg. 1926, 161), iſt ausdrücklich abgelehnt. 

Wenn die Grenzen der Bemängelung des guten Glaubens 
praktiſch etwas enger gezogen werden als in der des KG., fo 
tritt das in den Hintergrund gegenüber der bedeutſamen, prinzi⸗ 
piellen, ganz in die Linie der ſonſtigen Rſpr. des NG. fallenden An⸗ 
erkennung des Grundgedankens, daß auch der öffentliche Glaube 
unter dem Prinzip der Loyalität fteht. 

RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 


Zu 7. Es fällt auf, daß der Sen. auf ſein früher von mir be⸗ 
ſprochenes Urt. v. 4. Febr. 1927, 338/26 II (JW. 1927, 1360), nicht 
eingegangen iſt. In dem dort entſchiedenen Fall waren Betrage von 
einem Beteiligungskonto auf ein beſonderes Geheimbuchkonto über⸗ 
ſchrieben worden. Das BG. behandelte das Guthaben als Vermögens⸗ 
anlage. Der Sen. führte aus, ein Auſpruch aus einem gegenſeitigen 
Vertrag (8 63 Abſ. 3 AufwG.) verliere allerdings dieſe Eigenſchaft 
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a. a. O. über die Nichtaufwertung von Kontokorrentforde“ 
rungen auch deshalb nicht angewendet, weil es ſich hier um 
einen Anſpruch aus einem Geſellſchafts⸗ oder Beteiligung 
verhältnis nach § 63 Nr. 1 AufwG. handele und aus dieſem 
Grunde eine Ausnahme von dem Ausſchluſſe der Aufwertung 
Platz greife. Es iſt der Rev. zuzugeben, daß die von den Vor⸗ 
inſtanzen angegebenen Gründe für das Verneinen eines Konto⸗ 
korrentverhältniſſes, das Fehlen von beiderſeitigen A 
ſprüchen und Leiſtungen und einer Vereinbarung periodiſcher 
Abrechnung Bedenken unterliegen. Der § 65 Auft®. iſt nicht 
nur auf das Kontokorrent oder die laufende Rechnung i. S. 
von 8 355 HGB., ſondern auch auf die fog. uneigentliche lau⸗ 
fende (offene) Rechnung anzuwenden. Bei ihr braucht eine 
Beiderſeitigkeit von Anſprüchen nicht vorliegen, ſondern es 
genügt eine gewiſſe auf die Dauer berechnete Geſchäftsverbin⸗ 
dung, bei der vereinbarungsgemäß über die Forderungen un 
Leiſtungen eine periodiſche Abrechnung und Aufrechnung, eine 
Zinsberechnung unter Behandlung der einzelnen Leiſtung a 

einer verzinslichen Kreditgewährung ſtattfindet. Wenn im 
Tatbeſtande feſtgeſtellt wird, daß die Konten als Kontokorrent⸗ 
rechnungen mit Zins und Zinſeszins geführt, alljährlich ſal⸗ 
diert und mit den Konteninhabern abgerechnet worden ſeien, 
ſo iſt damit nicht vereinbar die Erwägung des BG. in den 
Urteilsgründen, daß es in einer Vereinbarung periodiſcher 
Abrechnung zwiſchen den Parteien fehle, die ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch ſtillſchweigend durch die jahrelange, zwiſchen den 
Beteiligten unbeanſtandet erfolgte Übung getroffen ſein kann. 
Aber es kommt für die Entſcheidung des Rechtsſtreites auf 
dieſen Punkt nicht an, da jedenfalls die in zweiter Linie vom 
BG. gegebene Begründung zutreffend iſt, daß ein Ausſchluß 
der Aufwertung für den klägeriſchen Anſpruch deshalb nicht 
Platz greift, weil es ſich bei dem geltend gemachten Anſpruch 
um einen ſolchen aus einem Geſellſchafts⸗ oder Beteiligung 
verhältnis i. S. von § 63 Abſ. 2 Nr. 1 AufwG. handelt. Der 
Rev. iſt der Erfolg zu verſagen. Das BG. gelangt auf Grund 
des Sachverhalts und in Auslegung der zwiſchen der Firma 
und der Frau Br. im Mai 1905 getroffenen Abmachungen 
zu dem Ergebnis, daß der für den früheren Geſellſchafter Kt. 
begründete Anſpruch auf das bei ſeinem Ausſcheiden aus der 
Geſellſchaft feſtgeſtellte Auseinanderſetzungsguthaben dieſer 7 
nen rechtlichen Charakter im Laufe der Entwicklung nich 
verloren habe. Dabei wird im Anſchluß an das Urt. des erl. 
Sen. v. 30. März 1926 (RG. 113, 201 )) von der zutreffen“ 
den Rechtsauffaſſung ausgegangen, von einer Schuldumwand⸗ 
lung in dem Sinne, daß auf die urſprüngliche Forderung nich 
mehr zurückgegriffen werden dürfe, könne nur dann die Rede 
fein, wenn die Beteiligten darüber einverſtanden waren, © 
ſolle der Anſpruch von den geſellſchaftlichen Beziehungen 
völlig losgelöſt und ihm eine neue rechtliche Grundlage ge 


nicht ſchon dadurch, daß er infolge längerer Stundung wirtschaft, 
lich zu einer Vermögensanlage werde. Vielmehr müſſe für den rech 8 
lichen Begriff der Vermögensanlage hinzukommen, daß der AM 
ſpruch rechtlich auf eine neue Grundlage geſtellt werde und dadus 
jeine früheren Beziehungen zu dem gegenſeitigen Vertrag geld 
würden. Das alte Schuldverhältnis müſſe durch ein neues erſes 
werden. Eine ſolche Schuldumwandlung aber könne ohne Rechte, 
irrtum in dem feſtgeſtellten Rechtsvorgang erblickt werden. Der 2 
beſtand der Entſch. v. 4. Febr. 1927 unterſcheidet fi von dem 10 
vorl. Entſch. m. E. in keinem weſentlichen Punkt; die beiden Entf 0 
ſcheinen mir daher kaum vereinbar. Für das rechtſuchende Bublikul 
ift es in hohem Maße unerfreulich, wenn die Entſch. in derartige 
Fällen auch nicht mit einiger Sicherheit vorausgeſehen werden nan 
weil alles auf die tatſächliche Würdigung durch die Inſtanzgerichte fir 
geftellt wird. Bei der Umwandlung von Geſellſchafts⸗ oder Beten 
gungsanſprüchen in Darlehnsanſprüche konnte früher niemand m 
Folgerungen rechnen, wie ſie ſich jetzt ergeben haben, die we 
trägliche Feſtſtellung des Willens der Parteien beruht daher in jede 
einzelnen Falle mehr oder weniger auf Willkür. Eine irgendwie 
ſtimmte Vorſtellung darüber, ob die Umwandlung eine Novation ie 
deuten ſolle oder nicht, hatten die Vertragsſchließenden wohl faſt 7 
Ich habe bereits in meiner oben erwähnten Beſprechung (JW. 192 5 
1360) Bedenken gegen die Entſch. des Sen. v. 4. Febr. 1927 geäußen 
Die vorl. Eutſch. ſcheint mir dem Sinne des Geſ. zu entſpreche 
es iſt zu hoffen, daß an den in ihr niedergelegten Rechtsgrundſätze 5 
nunmehr feſtgehalten wird, damit auch auf dieſem praßktiſch bebaſßt 
ſamen Gebiet des Aufwertungsrechts Rechtsſicherheit Platz R. 15 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


2) JW. 1926, 201. 
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gr werden; auch eine Vereinbarung gemäß 8 607 Abſ. 2 
dec B. daß der Schuldbetrag darlehnsweiſe geſchuldet wer⸗ 
en ſolle, reiche für ſich allein nicht aus, um dem Anſpruch 
einen urſprünglichen Rechtscharakter zu nehmen. An dieſer 
Rechtsauffaſſung hält der Senat auch gegenüber den Revi⸗ 
bonsangriffen feſt. Der Gedanke, welcher der römiſchen No⸗ 
zatton zugrunde lag, Verzicht auf die alte Schuld und Neu⸗ 
vegründung einer neuen abſtrakten Schuld, liegt auch dem 
zeutigen Rechtsleben nicht ganz fern. Jedenfalls aber kennt 
. heutige Recht einen kaufalen Schuldumwandlungsvertrag, 
ud den unter Aufhebung des alten Schuldverhältniſſes eine 
Am Schuld mit ſelbſtändigem Rechtsgrund geſchaffen wird. 
5 uch für einen ſolchen Vertrag muß der Wille der Beteiligten 
erlangt werden, an Stelle des früheren Schuldverhältniſſes 
gi Verpflichtung mit ſelbſtändigem Schuldgrund zu ſetzen. 
Abſtverſtändlich kann ſich ein ſolcher Schuldumwandlungs⸗ 

le auch ohne ausdrücklichen Ausſpruch aus den begleitenden 
bia ſtänden ergeben. Daß dies vom BG. verkannt ſei, laſſen 
e Urteilsgründe nicht erkennen. Der Senat hat (RG. 113, 
ei angenommen, daß für die Frage, ob der Anſpruch aus 
Em Geſellſchaftsvertrage rechtlich zu einer Vermögens⸗ 
anlage geworden ſei, nicht ſowohl auf den wirtſchaftlichen 
Ser und die äußere Erſcheinungsform ankomme, ſondern 
gaß entſcheidend ſei, ob der Anſpruch auf eine neue rechtliche 
g andlage geſtellt jei. Damit ſteht das Urt. des 5. 38. vom 
ei 1926, V 345/26 nicht in Widerſpruch, das vielmehr 
fi nfalls betont, daß für die Beurteilung der Frage, ob es 
Au, um einen Anſpruch „aus“ einem der in 863 Abſ. 2 
WG. näher bezeichneten Rechtsverhältniſſe handelt, oder 
m einen ſolchen, der auf ihnen „beruht“, dem Weſen des 
wüſpruchs und nicht der Form, in die er gekleidet wird, die 
5 Adiegende Bedeutung beizumeſſen ſei. Im übrigen hat der 
= ©. ſich in dem Urt. v. 2. März 1927, V 246/26 ganz auf 
nen vom erk. Sen. (RG. 113, 201—205) vertretenen Stand⸗ 
N geſtellt, daß eine Vereinbarung nach § 607 Abſ. 2 BGB. 
6 nicht genüge, um dem Anſpruche ſeinen urſprünglichen 
Charakter zu nehmen, daß es dazu vielmehr einer weiter⸗ 
enden Abmachung bedürfe über die Erſetzung des alten 
pa ldverhältniſſes durch ein neues. Daß ein ſolcher Wille 
teil eteiligten ferngelegen habe, wird im angefochtenen Ur⸗ 
add mit eingehender Begründung dargelegt, die einen Rechts⸗ 
n nicht erkennen läßt. Die Ausführungen der Rev. be 
(chen ſich zum Teile lediglich auf tatſächlichem Gebiet und 
er in Widerſpruch mit der für das RevGG. maßgebenden 
tn egung der im Mai 1905 getroffenen Vereinbarungen. Es 
ſchrsechtlich nicht zu beanftanden, wenn das BG. der Um⸗ 
deibung des urſprünglichen Kr. ſchen Auseinanderſetzungs⸗ 
ebend auf verſchiedene Sonderkonten für die mehreren Erben 
5 owenig eine beſondere Bedeutung beilegt, wie der ſpä⸗ 
* Zuſammenfaſſung zweier Konten, als dieſe infolge Erb⸗ 
ger ges ſich wieder in einer Hand vereinigt hatten. Daß län⸗ 
2 s Stehenlaſſen und längere ausdrückliche Stundung, wie 
Arte F. 1892 erfolgte, noch nicht geeignet iſt, der Schuld ihren 
ucünglichen rechtlichen Charakter zu nehmen, entſpricht der 
berllaſſung der Rſpr. Auch dem Umſtande, daß die Frau Br. 
verklagten Geſellſchaft ein beſonderes Darlehn in Wert⸗ 
fer teren gewährte und dieſes Darlehn mit dem Auseinander⸗ 
lägungsguthaben bei den beſonderen Vereinbarungen über die 
Balve Stundung i. J. 1905 zuſammengefaßt wurde, hat das 
Neck mit Recht kein maßgebendes Gewicht beigemeſſen. Ohne 
der besirrtum hat auch das BG. in dem langen Hinausſchieben 
5 Fälligkeit des Guthabens i. J. 1905 nach den beſonderen 
die nden des Falles keinen ausſchlaggebenden Grund für 
willig 


mwandlung in eine Vermögensanlage erblickt. Die Be⸗ 
Bed ung dieſer weitgehenden Stundung hat ihre beſondere 
ng für das Vorliegen der Abſicht, das Auseinander- 
ande Suthaben in eine Vermögensanlage (Darlehn) zu ver⸗ 
Por In, dadurch im weſentlichen verloren, daß die Stundung 
Betr ich im Intereſſe der Schuldnerin wegen fehlender 
it ebsmittel gewährt wurde. Hiernach iſt das BG. alſo 
186 echt davon ausgegangen, daß der Anſpruch auf das 
die wazanderſetzungsguthaben ſeine rechtliche Grundlage durch 
r ne Entwicklung nicht verloren hat und deshalb nicht 
anſa eſchränkten Aufwertung von 25% für Vermögens⸗ 
fh nach dem Aufw®., ſondern der allgemeinen unbe- 

aͤnkten Aufwertung unterſtand. Das angefochtene Urteil 
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iſt für den fälligen Teil des Anſpruchs zu einer Aufwertung 
von / des Goldmarkwertes gelangt und hat dieſen Auf⸗ 
wertungsſatz auch für die Reſtforderung hinſichtlich der ge⸗ 
forderten Zinſen zugrunde gelegt. Gegenüber der Beanſtan⸗ 
dung der Höhe der Aufwertung durch die Rev. iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß die Beſtimmung der Höhe der Aufwertung im 
allgemeinen auf tatſächlichem Gebiete liegt und in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz nur inſoweit angegriffen werden kann, wenn der 
Tatrichter dabei von unrichtigen rechtlichen Grundſätzen aus⸗ 
gegangen iſt. Das BG. hebt zutreffend hervor, daß nach 
§§ 157, 242 BGB. die geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
der Parteien zu berückſichtigen ſind und eine gerechte und 
billige Ausgleichung der beiderſeitigen Intereſſen nach Treu 
und Glauben zu erſtreben ſei. Es erwägt bezüglich der ver⸗ 
klagten Geſellſchaft, daß ihre Vermögenslage nach den vor⸗ 
gelegten Bilanzen keineswegs ungünſtig ſei, und daß ſie die 
Zeiten der Inflation verhältnismäßig gut überſtanden habe, 
daß ſie für 1924 mit einem Reingewinn von 65 000 RN ab⸗ 
geſchloſſen habe, während die Bilanz für 1925 allerdings 
einen Verluſt von 97000 AN ausweiſe. 

(U. v. 24. Juni 1927; 10/27 II. — Jena.) [Ku.] 


2. Bürgerliches Geſetzbuch. 


8. § 157 BGB. Mecklenburgiſche Grund⸗ 
ſchulden. Bei der Frage nach dem Beſtehen einer 
perſönlichen Forderung iſt auf die mit dem 
früheren Recht zuſammenhängende landläufige 
Auffaſſung Rückſicht zu nehmen.] 

Dieſe Ausführungen des BG. enthalten einen Verſtoß 
gegen die Auslegungsvorſchrift des 8 157 BGB. Das LG. 
hatte ausgeführt, der Umſtand, daß im Vertrage nicht die 
Beſtellung von Hypotheken, ſondern die von Grundſchulden 
vorgeſehen ſei, ſpreche nicht dafür, daß mit der Beſtellung 
der Grundſchulden für den Verkäufer die Kaufpreisforderung 
in dieſer Höhe nach dem Willen der Parteien endgültig habe 
erlöſchen ſollen. Es habe bis zum Jahre 1900 in Mecklen⸗ 
burg nicht Hypotheken und Grundſchulden der jetzt geltenden 
Art nebeneinander, ſondern nur Hypotheken gegeben, die 
ihrem Weſen nach den jetzigen Grundſchulden entſprochen 
hätten, insbeſ. in ihrem Beſtande von dem Beſtande eines 
Forderungsrechts nicht abhängig geweſen ſeien. Trotzdem 
hätten dieſen Grundſchulden regelmäßig perſönliche For⸗ 
derungen zugrunde gelegen, deren Sicherſtellung ſie gedient 
hätten und die Schuldurkunden ſeien den Hypothekenſcheinen 
angeheftet worden. Zufolge dieſer lanjährigen Rechtsübung 
finde man auch heute noch im Mecklenburgiſchen Volke die 
Anſicht, daß der Grundſchuld ein durch ſie geſichertes Forde⸗ 
rungsrecht entſpreche. Der einfache Mann fühle ſich nicht 
befriedigt, wenn für ihn eine Hypothek oder Grundſchuld, — 
die er ihrem Weſen nach nicht zu unterſcheiden vermöge, — 
eingetragen werde. Er empfinde vielmehr, daß er den Kauf⸗ 
preis habe „ſtehen laſſen“ und daß er ihn erſt ſpäter er⸗ 
halten werde. Auch im vorliegenden Falle handle es ſich um 
Parteien, bei denen größere juriſtiſche Kenntniſſe nicht voraus⸗ 
geſetzt werden könnten. Es liege nichts dafür vor, daß ſie 
durch den Notar oder ſonſtwie über den Unterſchied von 
Grundſchulden und Hypotheken aufgeklärt worden ſeien und 
daß ſie dann die Eintragung von Grundſchulden gerade um 
deswillen gewählt hätten, um das bei Hypotheken notwendige 
Fortbeſtehen der Kaufpreisforderung zu verhindern. Selbſt 
wenn ſie etwa den Unterſchied gekannt hätten, ſo ſei auch dann 
noch nicht mit Sicherheit auf ihren Willen zu ſchließen, daß 
mit Beſtellung der Grundſchulden die Kaufpreisforderung 
inſoweit untergehen ſolle. Die Grundſchulden böten den 
Hypotheken gegenüber mancherlei Vorteile, insbeſ. ihrer durch⸗ 
ſichtigen Struktur wegen, die allein für ihre Wahl ausſchlag⸗ 
gebend geweſen ſein könnten. Es ſpreche keine Erfahrung des 
täglichen Lebens, insbeſ. auch nicht in Mecklenburg, dafür, 
daß derjenige, der ſich in Kenntnis ihres rechtlichen Unter⸗ 
ſchiedes nicht eine Hypothek, ſondern eine Grundſchuld be⸗ 
ſtellen laſſe, dies deshalb tue, um ſeine perſönliche Forderung 
gegen den Beſteller zum Erloſchen zu bringen. Zu dieſen, 
das Beſtehen der genannten langjährigen Rechtsübung und 
Rechtsauffaſſung in Mecklenburg betreffenden Feſtſtellungen 
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des LG. hatte das BG. Stellung nehmen müſſen. Denn be⸗ 
ſteht tatſächlich in Mecklenburg eine Rechtsanſchauung und 
Übung jenes Inhalts, ſo bildete ſie allerdings einen für die 
Auslegung des Willens der Parteien weſentlichen Umſtand. 
Dadurch, daß das BG. fie bei der Auslegung nicht berück⸗ 
ſichtigt hat, hat es den Rechtsgrundſatz verletzt, daß bei der 
Auslegung von Willenserklärungen die Geſamtheit der Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles und insbeſ. auch die Verkehrsſitte 
und Verkehrsanſchauungen zu berückſichtigen ſind (vgl. RG. 97 
und die dort angef. Rſpr. des RG.). 

(U. v. 6. April 1927; 12/27 V. — Roſtock.) Sch. 


9. § 242 BGB. Empfangnahme der Zahlung 
in Papiermark iſt noch kein Verzicht. Vergleiche 
über Papiermark ſind in der Regel nur über 
den Papiermarkbetrag geſchloſſen. Unterlaſſung 
der Geltendmachung des Aufwertungsanſpruchs 
von 1923 bis Ende 1925 verwirkt ihn.] ) 


(U. v. 26. April 1926; 2/27 VI. — Köln.) 
Abgedr. JW. 1927, 1848. 


Zu 9. A. Anm. RA. Beutner ebd. 


B. Die Frage, ob und inwieweit Vergleiche über Papiermark⸗ 
anſprüche, die die Aufwertung unberückſichtigt laſſen, Aufwertungs⸗ 
‚anſprüchen entgegenſtehen, iſt heute von beſonderem praktiſchem In⸗ 
tereſſe. Ich denke dabei an Vergleiche über frei aufwertbare, nament⸗ 
lich auch über umzuwertende Anſprüche, etwa aus Geſellſchafts⸗ 
verträgen oder Erbengemeinſchaft. Beiſpiel: Die offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchafter A. und B. haben ſich 1921 nach längerem Streit über die 
Auseinanderſetzung verglichen. B. iſt ausgeſchieden und in Papier⸗ 
mark ausgezahlt worden. Da die Geldentwertung nicht ausdrücklich 
zur Sprache kam, verlangt er nunmehr Aufwertung unter Zugrunde⸗ 
legung neu aufgeſtellter Goldmarkbilanzen für die früheren Jahre. 
In der Überſchrift der hier beſprochenen Entſch. heißt es: „Vergleiche 
über Papiermark find in der Regel nur über den Papiermarkbetrag 
geſchloſſen.“ In der Entſch. ſelbſt wird ausgeführt: „Fraglich konnte 
nur ſein, ob etwa der Vergleich v. 8. Mai 1923 der Nachforderung 
entgegenſteht. Dies würde zu verneinen geweſen ſein, wenn dieſer 
nur über den Papiermarkanſpruch geſchloſſen worden iſt. Denn ſolchen⸗ 
falls hätte ſich die Gläubigerin nur, ſoweit ihr Papiermarkanſpruch 
in Frage kam, mit der Reſtzahlung von 525000 PM. zufrieden 
gegeben, was ihrem Aufwertungsanſpruch nicht präjudiziert haben 
würde.“ Ich kann der Meinung Beutners in ſeiner Beſpr. 
(S. 1848), dieſe wichtige Frage ſei nunmehr geklärt, nicht beitreten. 
Wie der 6. 3. in der hier beſprochenen Entſch., geht auch der 2. 38. 
in dem Urt. v. 25. März 1927 (DRZ. Rechtsſpr. Nr. 356) ohne nähere 
Begründung davon aus, daß eine Vereinbarung, auf Grund deren 
einem ſtillen Geſellſchafter ſeine Einlage ſowie eine Entſchädigung 
für Arbeit und entgangenen Nutzen gezahlt wurden, Aufwertungs⸗ 
anſprüchen nicht entgegenſtehe. Nach ALR. 116 88 425 ff. ſollten 
Vergleiche über alle wechſelſeitigen Forderungen der Vertragſchließen⸗ 
den auf ſolche Poſten nicht bezogen werden, welche dem Berechtigten 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes unbekannt waren; es ſei denn die vor⸗ 
ausſichtliche Abſicht geweſen, ſich über Bekanntes und Unbekanntes 
zu vergleichen. Der 4. wie der 2. ZS. gehen offenbar davon aus, 
daß nach dem geltenden Recht ebenſo zu entſcheiden ſei (ebenſo Dern⸗ 
burg, Bürgerl. Recht 2, 2 S. 113). Zum gleichen Ergebnis kommt 
Roth, Umwertung und Aufwertung, S. 102 ff., der darauf abſtellt, 
ob der Vergleich Novationscharakter habe. Habe der Ver⸗ 
gleich nicht den Grund, ſondern lediglich die Höhe des Schadens be⸗ 
troffen, ſo werde man in ihm keinesfalls eine Novation des ur⸗ 
ſprünglichen Schuldverhältniſſes zu erblicken haben. Auch ohne 
Heranziehung des 8 779 BGB. betreffe ein ſolcher Vergleich die Auf⸗ 
wertungspflicht nicht (vgl. auch RG. v. 5. Mai 1927, 637/27 IV, 
JW. 1927, 1838). Abweichend iſt die Rſpr. des 4.3. Seinem Urt. 
v. 31. Jan. 1927, IV 410/26, Aufwakart. 1729, Heft 10 Karte 11 a 
zu 8 3 liegt der Fall zugrunde, daß verſchiedene Erben ſich über den 
Nachlaß ihrer Mutter am 15. Nov. 1920 auseinandergeſetzt haben. 
Später erhob eine Erbin Klage und verlangte von den übrigen Erben 
angemeſſene Aufwertung ihres Anſpruchs, wobei ſie auf den Gold⸗ 
wert des Vermögens in einem früheren Zeitpunkt zurückgriff. Der 
BR. gab der Klage ſtatt, das RG. hob das Urt. auf und führte aus: 

„Gegen dieſe Art der Berechnung beſtehen grundſätzliche Be⸗ 
denken. Der BR. verkennt zunächſt nicht, daß es ſich bei dem auf⸗ 
zuwertenden Anſpruch der Kl. um eine Forderung aus dem Aus⸗ 
einanderſetzungsvertrag v. 15. Nov. 1920 handelt. Er ſetzt jedoch bei 
der Berechnung des Aufwertungsbetrags an deren Stelle, und zwar 
dem Goldwert nach den Erbanteil der Kl. an dem Guthaben, das der 
Erblaſſerin aus der Vorkriegszeit aus ihren mit den Bekl. ge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäften gegen dieſe zuſtand und das den Hauptaktiv- 
poſten des Nachlaſſes bildete, legt alſo bei der Feſtſetzung der Auf⸗ 
wertungsſumme nicht den Betrag der Forderung der Kl. aus der 
Erbauseinanderſetzung, ſondern den Goldmarkbetrag ihres Erbanteils 


[Ku.] 
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10. § 242 BG B. Aufwertung eines im Januar 
1922 angebotenen und hinterlegten Wiederfauf& 
preiſes.] 7) 

Am 27. Juni 1908 ließen die Eltern der Bekl. ihr Haus“ 
grundſtück verſteigern. Die Kl. ſteigerte das Grundſtück zum 
Steigpreiſe von 5100 % an und bezahlte den Kaufpreis in 
drei Raten bis 1910. In dem notariellen Verſteigerungs⸗ 
protokoll war noch beſtimmt, daß „die Anſteigerin das Steig⸗ 
objekt an die Bekl. zu übertragen habe, ſobald dieſe ihr den 
Steigpreis nebſt Zinſen und Koſten erſtattet habe“. Die Bes 
klagte hat am 10. April 1919 der Kl. mitgeteilt, daß fie iht 
Wiederkaufsrecht mit Wirkung v. 15. Sept. 1919 ab ausübe 
und die 5100 % zahlen werde. Die Kl. verweigerte die Auf 
laſſung, wurde aber in einem Vorprozeß am 19. Okt. 1921 
rechtskräftig zur Auflaſſung gegen Zahlung von 6720 % ver⸗ 
urteilt. Unmittelbar nach Erlaß dieſes Urteils hat die Bekl. 
der Kl. den Urteilsbetrag nebſt Zinſen im Geſamtbetrage von 
8748,45 M angeboten. Da die Kl. die Annahme verweigerte, 
hat die Bekl. am 20. Jan. 1922 den Betrag unter Verzicht 
auf Rücknahme hinterlegt. Auf Grund des rechtskräftigen 


an den von der Erblaſſerin erworbenen, der Erbengemeinſchaft zue 
ſtehenden Guthaben zugrunde. Dieſe offenbar in Anlehnung an 88 5 
Abſ.2 Nr. 2, 4 Aufwo G. gewählte Art und Weiſe der Berechnung if 
aber bei der freien Aufwertung nicht zuläſſig, da hier jene 22 
ſchriften keine Anwendung finden (RG. 113, 30 = JM. 1926, 25 
und WarnNipr. 1926 Nr. 201). Nur das ift richtig, daß bei einer 
auf Erbauseinanderſetzung beruhenden Forderung eines Miterben 
gegen den anderen, die wie hier außerhalb des AufwG. aufzuwerten 
iſt, gem. 8 242 BGB. u. a. auch das von den Vertragsparteien 9 
wollte und vorausgeſetzte Wertverhältnis des einzelnen Anteils # 
dem übrigen Nachlaß Beachtung finden kann. Inſofern iſt es für die 
Höhe des Aufwertungsbetrags von Bedeutung, daß die Bel. ihren 
Erbanteil an der Forderung der Mutter von 212 000 %, nänten 
ſammen die Hälfte mit 106 000 , ſich dadurch zum größten Te 
in ſeinem urſprünglichen Werte erhalten haben, daß er in der ihnen 
gehörigen GmbH. inveſtiert war und dieſe mit einem derzeitigen Golb 
kapital von 500000 % die Inflationszeit überſtanden hat. Dagegen 
kann nicht ſchlechthin der Aufwertung der Goldmarkbetrag des Chr 
teils der Kl. zugrunde gelegt werden. Es iſt vielmehr grundsätzlich 
davon auszugehen, daß i. J. 1920 die 212000 % nur einen Papi, 
markbetrag darſtellten und daß die Forderung der Kl. gegen di 
Bekl. auf Herauszahlung ihres Anteils nur 21 772,32 PM. betrug 
Lediglich der letztere Betrag iſt, umgerechnet in Goldmark nach dem 
Stande v. 15. Nov. 1920 der Aufwertung zugrunde zu legen.“ 
Genau die gleichen Gedanken liegen der Entſch. des 4. go. 
20. Mai 1927 (IV 877/26), JurR. 1927 Nr. 1637 zugrunde 
Mügel, 5. Aufl. S. 324, Hält fie für zutreffend. Dieſe Ripr. 775 
4.38. ſtimmt wit der früheren Judikatur des RG. überein (gl. 
RO. 106, 396 ff. JW. 1924, 53; JW. 1925, 350 ff. uſw. ). 
Eine Klärung der reichsgerichtl. Rſpr. zu dieſer Frage iſt Je 
erwünſcht. Es erſcheint mir zweifelhaft, ob Rechtsgrundſätze auf 
geſtellt werden können, die auf alle Fälle des Vergleichs zutreffe. 
Die Entſch. mag im Einzelfall davon abhängen, ob die Partei 
nur die Höhe eines Anſpruchs in Papiermark feſtſtellen oder ob 
durch den Vergleich eine vollkommen neue Rechtsgrundlage ihrer 
ziehungen ſchaffen wollten. Für eine eingehende Darlegung de 
maßgebenden Geſichtspunkte reicht der hier zur Verfügung ſtehen 


Raum nicht aus. 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Zu 10. 1. Auf den erſten Blick ſcheint es, als ob die Entſch. 
nur eine Beſtätigung des nunmehr von dem NG. in ſtänd. Rſpr. a 
gehaltenen Grundſatzes enthalte, daß bei Grundſtückskauſverkrägen 29 
Aufw. gezahlter Kaufpreiſe auch für die Zeit vor dem 15. Aug. 1 uf 
erfolgen könne. Mit Recht wendet das RG. dann dieſe Grundſätze au 
den Fall der Ausübung eines Wiederkaufsrechts an, auch wenn di 
ſeinerzeit zugunſten eines Dritten vereinbart worden iſt. Er⸗ 
Die Entſch. gibt aber bei näherer Prüfung Anlaß zur E 
örterung verſchiedener weiterer Fragen: 755 
In dem vorl. Fall hat die Kl. die Annahme des Wiederkauf⸗ 
preiſes abgelehnt und hat auf dieſer Ablehnung dauernd bear 
Dieſe Tatſache hat dem RG. die Entſch. erleichtert. Von grun 
praktiſchen Intereſſe iſt die Frage, ob anders entſchieden word 
wäre, wenn die Kl. das Verlangen der Bekl., ihr das Grundſtück a 
zulaſſen, erfüllt und den Kaufpreis in Papiermark angenommen 
hätte. In einem derartigen Fall hat der gleiche Sen. in dem Urt. ir 
5. Febr. 1927 (V 275/26, AufwKart. „Grundſtückspreis, Rückw 0 
kung“, Karte 2a = Bay. 1927, 139) den Anſpruch auf Aufwer en 
verneint, obwohl Kl. erſt auf Klageandrohung hin aufgelaſſen Halt 
Es wird dort ausgeführt: iu aber 
„Ausſchlaggebend für den Ausſchluß der Aufwertung it, — 
die unſtreitige Tatſache, daß die damaligen Eigentümer durch © 
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Urteils iſt die Bekl. darauf als Eigentümerin eingetragen 
orden. Die Kl. verlangt jetzt Zahlung des auf 3957,64 AN 
aufgewerteten Kaufpreiſes. Das OLG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Der Rev. wurde ſtattgegeben. Das der Bekl. ein⸗ 
geräumte Recht auf Rückerwerb des Grundſtücks gegen Er⸗ 
kattung des Steigpreiſes iſt, wenn es auch nicht für die Ver⸗ 
leigerer ſelbſt, ſondern zugunſten eines Dritten ausbedungen 
X, doch nach den Regeln vom Wiederkauf zu behandeln. Der 
— Vorbehalt des Wiederkaufs vereinbarte Preis ift, wie der 
6 Sen. bereits mehrfach entſchieden hat, nach denſelben 
Grundſätzen aufzuwerten, nach denen die Aufwertung von 
rundſtückspreiſen erfolgt: RG. v. 1. Okt. 1924, V 209/23 
and v. 27. Mai 1925, V 455/24. Das BG. glaubt der Ent⸗ 
ſcheidung des 2.38. (RG. 113, 1361)) entnehmen zu ſollen, 
B die Aufwertung im vorliegenden Fall ausgeſchloſſen fei, 
eil die der Zahlung gleichzuachtende Hinterlegung des 
iederkaufspreiſes bereits im Jan. 1922, das zurückgewieſene 
Ngebot desſelben ſogar ſchon gegen Ende 1921 erfolgt jet. 
* Annahme beruht jedoch auf einer Verkennung der Trag⸗ 
Be der Entſch. Allerdings hat der 2. ZS. dort ſich auf 
195 Standpunkt geſtellt, daß die Papiermark bis zum 15. Aug. 
922 immer noch als Wertmeſſer gegolten habe, und daß 
in ber alle diejenigen, die damals eine Forderung hatten, ſich 
= apiermark befriedigen laſſen mußten und deshalb nicht 
derechtigt ſeien, die Nachzahlung eines Aufwertungsbetrages 
8 verlangen. Allein dieſe für die Verhältniſſe des Handels⸗ 
erkehrs aufgeſtellten, übrigens auch mit der Rſpr. des 1. 3©. 
wi t durchweg in Einklang ſtehenden Grundſätze laſſen ſich, 
die der erk. Sen. bereits in der Entſch. RG. 114, 3992) näher 
— ERS 


Anwalt der Bekl. am 1. April 1920 ihren Entſchluß haben mit⸗ 
teilen laſſen, den Anſpruch der Bekl. behufs Vermeidung eines lang⸗ 
wierigen Rechtsſtreits anzuerkennen. Darin iſt zwar nicht, wie die 
zekl. meint, ein Verzicht auf den AufwAnſpruch zu erblicken (vgl. 
hierzu RG. 110,133 = JW. 1925, 948), vielmehr nach der Zeitlage 
die Erklärung, auf der Geltendmachung einer Veränderung der Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage nicht weiter ſtehenbleiben zu wollen. Immerhin be⸗ 
deutet das den Ausdruck des Willens, ſich trotz des als unbillig 
empfundenen — jedoch, wie das LG. mit Recht anführt, allge⸗ 
nen nicht wider Treu und Glauben verſtoßenden — Feſthaltens 
er Bekl. am Angebote ſich wirtſchaftlich auf die durch deſſen An- 
nahme geſchaffene Rechtslage einzurichten und das Rechtsverhältnis 
mit der vertragsmäßigen Zahlung als erledigt zu betrachten.“ 
Kan Tatſächlich ſcheint mir eine Unterſcheidung zwiſchen den Fällen, 
benen freiwillig oder aber auf Grund Urteilsſpruchs aufgelaſſen 
ie nicht angängig. Zum mindeſten bis zum Bekanntwerden des 
nien des RG. v. 6. Jan. 1923 (R. 106,7 — JW. 1923, 288) konnte 
ein zugemutet werden, es auf einen ſolchen Prozeß ankommen 
len! aſſen. Es erſcheint unbillig, in faſt gleichliegenden Fällen den⸗ 
Ich den zu benachteiligen, der ſich der Rſpr. des NG. gefügt hat. 
SR ſchließe aus dem Urt. des Sen. v. 18. Juni 1927, v 22/27: 
— 1927, 2115, daß er an der in dem Urt. V 275/26 formulierten 
ſicht nicht mehr feſthält. 
ch 2. Die Entſch. ſetzt ſtillſchweigend voraus, daß der Aufwertung 
etwa die Rechtskraft des am 19. Okt. 1921 ergangenen Urteils 
uechtghenſteht: denn über den Zahlungsauſpruch der Bell. iſt eine 
auf Kräftige Entſch. nicht ergangen, da das Urt. bez. der der Kl. 
in die Einrede der Bekl. auferlegten Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung nicht 
8 echtskraft überging (vgl. Neukirch, Anm. 4 zu 8 68; RG. : 
Bar 1926, 2568; RG. b. 11. Mai 1927, V 343/26: Recht und Leben, 
die age der Voſſgtg. v. 23. Juni 1927). Daher erübrigt es ſich, auf 
weiteren Fragen über die Wirkung der rechtskräftigen Entſch. des 
oſoermarkpiozeſſes auf die nachträgliche Geltendmachung des Aufw⸗ 
pruchs näher einzugehen. 
. 3. Der von der Bell. hinterlegte Betrag iſt von dem RG. bei 
Ta Ortung des AufwBetrages offenbar überhaupt nicht in Au⸗ 
ung gebracht worden. Wie im Rahmen des Aufw®., fteht m. E. 
5 ei der freien Aufw. die unter Verzicht auf Rücknahme erfolgte 
ſow egung der Zahlung gleich (vgl. Neukirch 242, Qnaſ⸗ 
au ar 221; a. M. Schlegelberger-Harmening? Anm. 3 
für 14). Iſt eine ſolche Hinterlegung in einem Zeitpunkt erfolgt, 
N der Satz Mark — Mark noch heute als richtig an⸗ 
wird, ſo ſteht ſie dem AufwAnſpruch entgegen. Iſt 
di dagegen in einem ſpäteren Zeitpunkt erfolgt, in dem 
des Papiermarkbetrages als Teilzahlung anzu⸗ 
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— 
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San kg 5 \ 
ſöhen iſt, ſo bleibt der hinterlegte Bekrag außer Betracht, weil 


äubiger, der zur Annahme von Teilleiſtungen nach 8 266 BGB. 
90 verpflichtet war, die Teilzahlung nicht angenommen hat. 


ers wäre wohl zu entſcheiden, wenn der Gläubiger rechtskräftig 

Annahme des Betrages verurteilt worden wäre. 

« Diejes Ergebnis, wonach in einem Fall wie dem hier entſchie⸗ 
JW. 1926, 2362. 


dargelegt hat, nicht ohne weiteres auf das Gebiet des Grund⸗ 
ſtücksverkehrs übertragen. Hier ſind vielmehr bei Beurteilung 
der Aufwertungsfrage alle Umſtände des Einzelfalles in Be⸗ 
tracht zu ziehen, und die Aufwertung darf nicht ſchlechthin des⸗ 
halb verſagt werden, weil es ſich um eine Zahlung handle, 
die vor einem beſtimmten Stichtag geleiſtet oder angeboten 
worden ſei. Übrigens hat auch der 2. ZS. in einer ſpäteren 
Entſch. (RG. 115, 201 )) in einem Falle, in welchem es ſich 
nicht um Warenumſatz, ſondern um den Verkauf eines ganzen 
Handelsgeſchäfts handelte, die Aufwertung auch für die Zeit 
vor dem 15. Aug. 1922 zugelaſſen. 

(U. v. 27. Juni 1927; 510/26 V. — Köln.) Sch.] 


11. 88 313, 276, 1826 BG B. Auch eine beſonders 
feierliche ernſtgemeinte Beteuerung des Ver⸗ 
ſprechens der Auflaſſung erſetzt den Form⸗ 
mangel nicht; nur ſchuldhaft erregter Irrtum 
über die Formbedürftigkeit ſteht der Berufung 
auf den Formmangel entgegen.] 7) 

(U. v. 21. Mai 1927; 476/26 V. — Düſſeldorf.) (Sch. 

Abgedr. JW. 1927, 2118. 


** 12. §8 581, 543, 469 BG B. Zum Begriffe der 
Pacht; wem das Inventar gehört, iſt gleichgültig. 
Trotz Mitüberlaſſung von Wohnräumen liegt 
ein einheitlicher, dieſe mit umfaſſender Pacht- 
vertrag vor, wenn ſie nur als Nebenſache in Be⸗ 
tracht kommen. Teilkündigung bei ſolch einheit⸗ 
lichem Pachtverhältnis geſtattet; Berechtigung 


denen der Verluſt des hinterlegten Betrages den hinterlegenden 
Schuldner allein trifft, obwohl die Hinterlegung auf Grund eines 
rechtskräftigen Urteils erfolgte, entſpricht nicht der Billigkeit. Es 
ſcheint mir nichts im Wege zu ſtehen, dies gem. 8 242 BGB. bei Be⸗ 
meſſung der Höhe der Aufwertung zu berückſichtigen. 

RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Zu 11. A. Anm. von Stoll ebenda. 

B. Die Ausführungen des RG. kommen hinaus auf die Sätze: 

a) Hat ein Beteiligter die vom anderen verlangte Beobachtung 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Form abgelehnt und beruhigt ſich der 
andere hierbei, ſo ſtellt ſich dieſes ihr Verhalten dar als eine Verein⸗ 
barung, daß die geſetzliche Form verſäumt, die Erfüllung alſo dem 
Belieben des die Beobachtung der Form verweigernden Beteiligten 
überlaſſen bleiben ſolle. Daher kann ſich dieſer, wenn er demnächſt 
auf Erfüllung belangt wird, auf den Mangel der geſetzlichen Form 
berufen, ohne ſich hierdurch dem Einwand der Argliſt auszuſetzen. 

Dieſer Satz iſt zweifellos richtig. 


b) Stellt ſich die Tatſache, durch die der eine Teil die Form⸗ 
nichtigkeit herbeigeführt hat, als eine unerlaubte Handlung dar, insbeſ. 
als eine argliſtige Täuſchung, ſo kann er ſich auf den Formmangel 
nicht berufen. Das RG. würde alſo in dem dort entſchiedenen Fall 
der Klage auf Erfüllung (Auflaſſung) ſtattgeben, wenn Bekl. den Kl. 
ſchuldhaft in einen Irrtum über die Notwendigkeit der Form verſetzt 
hätte. Das RG. ſpricht zwar dieſen Rechtsſatz nicht ausdrücklich aus; 
ſeine Erörterungen führen aber notwendig zu einer ſolchen Folgerung, 
der nicht beizuſtimmen iſt. Der ſchuldhaft Handelnde (Täuſchende) iſt 
nach § 249 BGB. verpflichtet, den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen 
würde, „wenn der zum Erſatz verpflichtende Umſtand nicht eingetreten 
wäre“, d. h. wenn der Verkäufer den Irrtum nicht erregt hätte; auch 
im Fall zu b hätte der Verkäufer alſo dem Käufer nur das negative 
Intereſſe, das „Vertrauensintereſſe“ zu erſetzen, alſo den Kaufpreis 
mit Zinſen vom Tage des Empfangs zu erſtatten, ebenſo Auf⸗ 
wendungen jeder Art und zwar in vollem Umfang; die in 88 122, 
179 Abſ. 2, 307 feſtgeſetzte Höchſtgrenze gilt nur für dieſe Sonder⸗ 
fälle, nicht etwa allgemein (Reichel: ArchZivPrax. 104, 48)], die 
Kl. im Hinblick auf den Erwerb des Grundſtücks gemacht hat; nicht 
aber könnte Kl. die Auflaſſung verlangen. So hätte das RG. alſo 
die Klage abweiſen müſſen, ſelbſt wenn der von ihm vermißte Tat⸗ 
beſtand des § 826 vorgelegen hätte. Die Ausführungen des RG. 
könnten zu der entgegengeſetzten Annahme verleiten. Wie die Prot. 2, 
S. 296 bemerken, hat der Beſchädigte Anſpruch auf Herſtellung des 
Zuſtandes „vor der Beſchädigung“; war der vor der Be⸗ 
ſchädigung beſtehende Zuſtand alſo rechtlich nicht geſchützt, wie in 
den hier vorliegenden Fällen der Formnichtigkeit, ſo kann der Be⸗ 
ſchädigte nicht Herſtellung eines anderen Zuſtandes, eines Rechts⸗ 
auſpruchs verlangen, der vor der Schädigung rechtlich gar nicht beſtand. 

Nähere Einzelheiten bei Joſef: Arch BürgR. 36, 60. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


2) JW. 1927, 660. ) JW. 1927, 974. 
314 


2506 


des anderen Teiles, die Erſtreckung der Kün⸗ 
digung auf alle Räume zu verlangen. 7) 

H., der frühere Eigentümer des Hauſes, überließ durch 
Vertrag v. 31. März 1920 an die Bekl. zu Zwecken eines 
Reſtaurationsbetriebs drei Räume mit Stehbierhalle, Schlacht⸗ 
haus und Zentralheizungszubehör im Erdgeſchoß und als 
Wohnung drei Zimmer im 1. Obergeſchoß. Gleichzeitig wurde 
das zum Betrieb der Schankwirtſchaft erforderliche Inventar, 
das Eigentum des H. blieb, der Bekl. gegen eine Abnutzungs⸗ 
gebühr überlaſſen. Die Bekl. betrieb daraufhin in den Räu⸗ 
men des Erdgeſchoſſes eine Gaſtwirtſchaft, wobei ſie auch noch 
ihr gehörige Einrichtungsgegenſtände benutzte. Grundſtück und 
Inventar gingen demnächſt auf K. über, der den Vertrag vom 
31. März 1920 mit der Bekl. unverändert fortſetzte. Anfang 
1925 kaufte die Kl. das Grundſtürk und wurde im Grundbuch 
als Eigentümerin eingetragen. Das Inventar verblieb im 
Eigentum des K. und im Beſitz der Bekl. Die Kl. verlangt 
nach vertragsgemäßer Kündigung Räumung und Rückgabe 
der gewerblichen Räume, nicht auch der Wohnung. Die Bekl. 
hält die Kündigung für unwirkſam, da ein Mietverhältnis 
auch bezüglich der Wirtſchaftsräume vorliege; ſie iſt in den 
Vorinſtanzen unterlegen; ihre Rev. blieb erfolglos. Die An⸗ 
ſicht des BG., daß das zwiſchen den Prozeßparteien beſtehende 
Rechtsverhältnis als Pachtvertrag anzuſehen ſei, da der Be⸗ 
klagten zum Gaſtwirtſchaftsbetrieb baulich eingerichtete und 
mit einem zur Ausführung des Gewerbebetriebes ausreichen⸗ 
den Inventar verſehene, ſonach betriebsfertig eingerichtete 
Räume gegen Entgelt überlaſſen worden ſeien, die es der 
Bekl. ermöglichten, aus ihnen unmittelbar bürgerliche Früchte 
zu ziehen, ſteht im Einklang mit der ſtändigen Rſpr. des RG. 
und des erk. Sen. Nach dieſer iſt für die Annahme eines 
Pachtverhältniſſes von ausſchlaggebender Bedeutung, daß die 
Räume mit der zum Betrieb erforderlichen Einrichtung auf 
den neuen Inhaber übergehen. Ob die Einrichtung dem über 
die Räume Verfügungsberechtigten oder einem Dritten ge⸗ 
hörten, ob ſie von erſterem oder letzterem dem neuen Bezieher 
überlaſſen werden, kommt für die Rechtsnatur des Vertrags 
als eines Pachtvertrags nicht in Betracht. Nun hat im vor⸗ 


Zu 12. In einem Falle, in dem durch denſelben Vertrag dem 
Belel. Räume zum Betriebe einer Gaſtwirtſchaft nebſt Inventar und 
eine in einem anderen Stockwerk desſelben Hauſes liegende Woh⸗ 
nung verpachtet waren, hat der Verpächter nur die gewerblichen Räume 
gekündigt und ihre Rückgabe verlangt. Der 3.35. des RG. hat im 
Urt. v. 7. Juli 1926 (RG. 114, 243) die Teilkündigung für rechts⸗ 
wirkſam erklärt und ausgeſprochen, daß „kein allgemeiner Rechtsſatz 
beſteht, wonach ſich die Kündigung eines Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes 
notwendig auf die ſämtlichen Räume, die Gegenſtand des Vertrags 
find, erſtrechen muß“. Die Zuläſſigung einer Teilkündigung ſei 
vielmehr auf Grund des 8 543 Abſ. 1 i. Verb. m. § 469 BGB. zu 
beurteilen, denen wegen Ahnlichkeit des Rechtsgrundes ein auch auf 
den vorliegenden Sachverhalt anwendbarer Rechtsgedanke zu ent⸗ 
nehmen ſei. Trotz der allgemeinen Faſſung dieſes Ausſpruchs wird 
man ihn doch wegen des Hinweiſes auf 8 469, der die Wandlung 
für den Verkauf mehrerer ſelbſtändiger Sachen regelt, auf den 
Fall beſchränken müſſen, in dem durch denfelben Vertrag mehrere 
Einheiten vermietet oder verpachtet ſind, wie in dem entſchiedenen 
Fall, nicht wird man ihn auch anwenden können, wenn ſich die Kün⸗ 
digung nur auf einzelne Räume desſelben Mietgegenſtandes er⸗ 
ſtreckt. Indeſſen auch in dieſer Beſchränkung iſt die Entſch. für das 
praktiſche Leben von größter Bedeutung, für Mietverträge jeden⸗ 
falls dann, wenn die mitvermieteten Geſchäftsräume von den Vor⸗ 
ſchriften des MSHG. ausgenommen find. Die Entſch. wird vor⸗ 
ausſichtlich auch viele Verpächter und Vermieter zu einer Teilkündi⸗ 
gung veranlaſſen, der der Pächter bzw. Mieter regelmäßig machtlos 
gegenüberſteht, wenn ſie überhaupt zuläſſig iſt. Denn das ihm im 8 469 
gewährte Recht, unter einer dort beſtimmten Vorausſetzung zu ver⸗ 
langen, daß die Kündigung auf ſämtliche, den Gegenſtand des Ver⸗ 
trags bildenden Räume, alſo auch auf die Wohnräume erſtreckt werde, 
hat bei der herrſchenden Raumnot wenig Wert. 

Bei dieſer großen Bedeutung der obigen Entſch. iſt es bedauer⸗ 
lich, daß das RG. fie nicht eingehender begründet hat. Sie kann 
auch nicht als zutreffend angeſehen werden. 

Nach 8 564 II BGB. kann jeder Teil „das Mietverhält⸗ 
nis“ kündigen, und ebenſo gewähren 88 542, 544, 553, 554, 567, 
die ebenſo wie § 564 1 auch für die Pacht gelten, der einen oder der 
anderen Partei nur das Recht, „das Mietverhältnis“ zu kündigen 
(ſ. auch § 19 KO.). Als Mietverhältnis kann aber nur die Geſamtheit 
der durch den Mietvertrag begründeten Rechte und Pflichten gelten, 
und mit Recht bezeichnen die Motive zum Eutw. I des BGB. (Bd. II 
S. 413) die dem Vermieter obliegende Gebrauchsgewährung und 
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liegenden Falle das bereits ſeit dem Jahre 1909 als Pacht 
beſtehende Vertragsverhältnis eine eigenartige Geſtaltung in⸗ 
ſofern erfahren, als die Kl. bei dem Erwerb des Grunde 
ſtücks das Eigentum an dem Wirtſchaftsinventar nicht mit 
übernahm und infolgedeſſen hinſichtlich des Inventars die 
Vertragsbeziehungen zwiſchen der Bekl. und dem Vorbeſitzer 
des Hauſes, K., beſtehen blieben; hierdurch wurde der UM 
ſprüngliche Pachtvertrag in zwei Teile zerlegt. Allein auch 
dieſe Rechtslage ſteht der Annahme eines zwiſchen den Streit⸗ 
teilen fortdauernden Pachtverhältniffes nicht entgegen. Na 

den von dem BG. getroffenen Feſtſtellungen blieb der ein⸗ 
gerichtete Gewerbebetrieb mit derſelben behördlichen Schank⸗ 
erlaubnis und mit demſelben, dazu dienenden, geeigneten un 

ausreichenden, von der bisherigen Verpächterin zur Benutzung 
überlaſſenen und in den gewerblichen Räumen verbleibenden 
Inventar beſtehen, es blieb der im engen wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Vertrag über die Gaſträume ſtehende 
Vertrag mit der Eigentümerin des Inventars, Frau K., in 
fortdauernder Geltung. Der Bekl. wurden demnach auch von 
der Kl. nicht leere, ſondern nach wie vor betriebsfertig ei“ 
gerichtete gewerbliche Räume, die zur alsbaldigen Frucht⸗ 
gewöinung geeignet blieben, überlaſſen, und die Annahme des 
BG., daß ſich durch den Eintritt der Kl. in den Vertrag an 
der Natur des Rechtsverhältniſſes über die Gaſträume nichts 
geändert habe, iſt daher rechtlich nicht zu beanſtanden. Dieſes 
Rechtsverhältnis iſt trotz Begründung rechtlicher Beziehungen 
nach zwei Seiten, zu der früheren und der jetzigen Eigen 
tümerin des Grundſtücks, ebenſo Pacht geblieben, wie es na 

der Rſpr. der Fall geweſen wäre, wenn die Bekl. bei Über⸗ 
nahme des Hauſes durch die Kl. das Wirtſchaftsinventar von 
Frau K. gekauft hätte. Die Kündigung des Pachtvertrags 
durch die Kl. war daher zuläſſig. Auch aus dem Umſtand, daß 
die Kl. lediglich die dem Gewerbebetrieb dienenden Räume, 
nicht auch die Wohnung aufgekündigt hat, läßt ſich nichts zu⸗ 
gunſten der Rev. ableiten. Kommen die mitüberlaſſenen 
Wohnräume nur als Nebenſache in Betracht, die lediglich dem 
Pächter die Ausnützung des Grundſtücks als Erwerbsquelle 
ermöglichen ſollen, wie dies das BU. annimmt, liegt alſo ein 


ebenſo die dem Mieter obliegende Rückgewährung der Mietſache als 
unteilbar. Man muß alſo in den angeführten Paragraphen den vom 
RG vermißten allgemeinen Rechtsſatz von der Notwendigkeit der Er⸗ 
ſtreckung einer Kündigung auf alle Vertragsräume finden. Nirgends 
findet ſich auch im BGB., abgeſehen von dem noch zu beſprechenden 
§ 543, eine Andeutung, daß ein Miet⸗ oder Pachtverhältnis nur zum 
Teil gekündigt werden kann. $ 543 bezieht ſich aber nur „auf das dem 
Mieter nach 8 542 zuſtehende Kündigungsrecht“, alſo auf diejenige 
friſtloſe Kündigung, die dem Mieter zufteht, wenn ihm der vertrags⸗ 
mäßige Gebrauch der Sache ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig ge“ 
währt oder wieder entzogen iſt. Dieſes Kündigungsrecht ſteht alſo 
ſowohl der Natur der Sache entſprechend, als auch nach dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes nur dem Mieter, nicht auch dem Vermieter zu, 
Der im 8 543 für entſprechend anwendbar erklärte 8 469 kann ſomit 
keine Anwendung finden, wenn der Vermieter kündigt und bei einer 
Kündigung durch den Mieter nur, wenn dieſe auf Grund des 8 542, 
nicht auch, wenn ſie aus anderen Gründen erfolgt. Aus 88 543, 
469 kann daher für die allgemeine Zuläſſigkeit einer Teilkündigung 
nichts gefolgert werden. Sie läßt ſich auch aus dem — übrigens vom 
RG. nicht herangezogenen — SAMSHG. nicht begründen. Danach 
kann zwar der Vermieter die Aufhebung des Mietverhältniſſes auch 
für einen Teil des Mietraums verlangen, wenn deſſen Vorenthaltung 
für ihn eine ſchwere Unbilligkeit darſtellen würde. Das Urt., dur 
das dem Verlangen des Vermieters entſprochen wird, iſt rechtsgeſtal⸗ 
tender Natur (RG. 113, 53), begründet neues Recht, verwirklicht nich 
ein ſchon beſtehendes. Es kann daher aus dieſer nur zur Milde“ 
rung der Wohnungsnot und nur für einen vorübergehenden Zeit⸗ 
raum gegebenen Sonderbeſtimmung für die Zuläſſigkeit einer Zeil 
kündigung in anderen Fällen nichts gefolgert werden. Auch fin 
die Vorſchriften des MSchch. nicht Teil des allgemeinen bürger 
lichen Rechts geworden (f. für die PSchd. RG.: ZW. 1927, 1924 h 
und können deshalb für die Auslegung des BGB. nicht verwerke 
werden. Übrigens hätte das NG. angeſichts der 88 139, 155 VOL. 
nicht nach einem allgemeinen Nechtsjak über die Unzuläſſigkeit einer 
Teilkündigung von Miet⸗ und Pachtverträgen, ſondern nach einem 
ſoſchen über ihre Zuläſſigkeit ſuchen müſſen. l 
Die Komm. und das ſonſtige Schrifttum zum BGB. ſchweigen, 
ſoweit erſichtlich, über die Zuläfjigkeit einer Teilkimdigung bei Mie 
und Pachtverträgen, während fie ſie bei Darlehen vielfach erörtern. 
Die Verf. ſcheinen alſo bei den erſteren Verträgen die Unzuläſſigkeit 
einer Teilkündigung als ſelbſtverſtändlich anzuſehen. 
Senpräſ. i. R. Geh. OJ R. Dr. W. Marwitz, Berlin. 
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einheitlicher, die Wohnräume mitumfaſſender Pachtvertrag 
dor, dann wäre allerdings die Auflöſung des ganzen Ver⸗ 
Wah sverhältniſſes einſchließlich der Gebrauchsüberlaſſung von 
Hf huräumen zuläſſig geweſen (RGE. v. 26. Jan. 1926, 
* 389/25 und die dort angezogenen Urteile). Allein die 
8 echtswirkſamkeit der ſich auf die gewerblichen Räume be⸗ 
ſchränkenden Kündigung wird hierdurch nicht in Frage geſtellt. 
5 beſteht kein allgemeiner Rechtsſatz, wonach ſich die Kündi⸗ 
ung eines Miet⸗ oder Pachtverhältniſſes notwendig auf die 
amtlichen Räume, die Gegenſtand des Vertrags find, er⸗ 
Reken muß, wenn dies auch die Regel bilden wird. Die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Teilkündigung iſt vielmehr auf Grund des 
85 Abſ. 1 i. Verb. m. § 409 BGB. zu beurteilen, denen 
begen Ahnlichkeit des Rechtsgrundes ein auch auf den vor⸗ 
„genden Sachverhalt anwendbarer Rechtsgedanke zu ent⸗ 
nehmen iſt. Danach kann, da die ſämtlichen Räume als zu⸗ 
lammengehörend verpachtet find, jede Vertragspartei im Falle 
einer Teilkündigung des Gegners verlangen, daß die Kün⸗ 
igung auf alle Räume erſtreckt wird, wenn die von der Kün⸗ 


Mi Zu 13. A. Die Rſpr. des NG. über die Frage, wann ein 
osetvertrag und wann ein Pachtvertrag vorliegt, beginut für die 
gewerblichen Kreiſe verhängnisvoll zu werden. Das RG. hat in 
den letzten Jahren im Gegenſatz zu feiner früheren Rſpr. den Be⸗ 
Uf des Pachtvertrages erweitert und die dadurch betroffenen Par⸗ 
eien des Mieterſchutzes beraubt. Dieſe Rſpr. iſt inzwiſchen Gemein⸗ 
de vieler unterer Gerichte geworden. In neueſter Zeit hat das 
5 „II in Berlin eine Feſtſtellungsklage dahin, daß ein Mietvertrag 
Lliege, abgewieſen, und hat das KG. in Übereinſtimmung mit dem 
6. III einen Gewerbetreibenden zur Räumung verurteilt, in beiden 
8 mit ber vom RG. herrührenden Begründung, daß der Über⸗ 
Mer der Räume auch die vorhandene Geſchäftseinrichtung, alſo 
as Geſchäft, in einem zur Fruchtziehung geeignetem Zuſtande über⸗ 
nommen habe, und daß deshalb ein Pachtvertrag vorliege, wobei es 
zuerheblich ſei, daß er das Geſchäft und die Einrichtung nicht vom 
Verseigentümer für die Dauer des über die Räume abgeſchloſſenen 
ertrages bekommen, ſondern von ſeinem Geſchäftsvorgänger ge⸗ 
Auf und zu Eigentum erworben habe. Das RG. hat an ſeiner 
diaffaſſung in der Entſch. v. 25. März 1927 feſtgehalten. Weder 
de frühere Begründung noch die jetzige können indeſſen von ihrer 
tigkeit überzeugen, vielmehr muß der Standpunkt vertreten 
erden, daß ſie mit dem Geſetz im Widerſpruch ſteht. Ein Pacht⸗ 
ertrag liegt nach § 581 BGB. nur dann vor, wenn der Verpächter 
durch den Pachtvertrag“ verpflichtet wird, dem Pächter den 
ebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der 
rüchte während der Pachtzeit zu gewähren. In den 
om NG. beurteilten, wie in den beiden obenerwähnten Fällen hat 
r der ſog. Verpächter dem ſog. Pächter nur die Räume zum Ge⸗ 
„ überlaſſen, und zwar iſt in dem einen Falle der Mieter ein⸗ 
ch in den Mietvertrag feines Vorgängers eingetreten, im anderen 
Falle hat er mit dem Hauswirt einen neuen Mietvertrag geſchloſſen. 
gag beiden Fällen liegen formularmäßige Mietverträge vor und iſt 
ichen den Parteien auch jahrelang unſtreitig geweſen, daß der 
te ein Mietvertrag war, insbe]. iſt auch in beiden Fällen die 
mn liche Miete gezahlt worden. Erſt die Rſpr. des NG. hat die Ver⸗ 
A auf den Gedanken gebracht, den Vertrag als Pachtvertrag 
behandeln und eine Pacht zu verlangen, die die geſetzliche Miete 
delt überſtieg, ſowie im Weigerungsfalle, dem zweiten obenerwähnten, 
Kündigen und auf Räumung zu Klagen. Auch in dem neueſten 
en ſtellt das RG. ausdrücklich feſt, „daß die Dinge, die der Kl. 
zun Bekl. überlaſſen hatte, für ſich allein nicht ausreichten, um 
0 Räume fo auszuſtatten, daß fie unmittelbar Erträge abwerfen 
unten, alſo zur Gewährung des Fruchtgenuſſes geignet waren“. 
en 1, iſt aber mit Begriffsnotwendigkeit geſagt, daß der Vertrag 
NG Mietvertrag und kein Pachtvertrag iſt. Mit Unrecht benutzt das 
Vor, die Tatſache, daß der Bekl. „unter Hinzurechnung der von ſeinem 
Sun Sänger übernommenen Gegenſtände einen fertig eingerichteten 
“ en übernommen hat, aus dem er alsbald Erträge ziehen konnte“, 
925 Annahme eines Pachtvertrages, denn es fehlt an dem geſetzlichen 
Tordernig, daß der Kläger durch den Pachtvertrag ver⸗ 
aachtet war, dem Bekl. dieſe Gegenſtände auf die Dauer des 
ſrünch vertrages zu überlaſſeu. Nicht der Kl., ſondern der 
Pa ere Mieter hat ſie dem Behl, überlaſſen, und nicht durch den 
niehhmwertrag, ſondern durch einen ſelbſtändigen Vertrag. Die Herein⸗ 
nen 29 des zwiſchen dem früheren Mieter und dem Bekl. geſchloſſe⸗ 
bers ertrages in den Vertrag zwiſchen dem Hauswirt und dem Bekl. 
er ht auch gegen 8 305 BGB., wonach zur Begründung eines 
Pan löverhältnifies ein Vertrag zwiſchen dem Verpächter und dem 
ent erforderlich iſt, deſſen Tatbeſtandsmerkmale aus 8581 zu 
0 ehmen find. Mit der Annahme eines Pachtvertrages iſt aber 
8 atſache unvereinbar, daß der Kl. dem Bekl. ebenſo wie feinen 
"günger nur die leeren Räume überlaſſen hat; ferner daß der Kl. 
er Eigentümer des Geſchäfts und der Einrichtung noch darüber 


digung betroffenen Räume nicht ohne Nachteil für ſie von den 
übrigen getrennt werden können. Durch die an ſich zuläſſige 
Teilkündigung der Verpächterin iſt alſo lediglich das Recht 
der Pächterin ausgelöſt worden, gegebenenfalls die Aus⸗ 
dehnung der Kündigung auf alle Räume zu fordern. Einen 
dahingehenden Anſpruch hat jedoch die Bekl. niemals geltend 
gemacht. 

(U. v. 7. Juli 1926; 42/26 III. — Dresden.) [Sch.] 

13. 88 536 ff., 581 ff. BGG B. Miete — Pacht. Muß 

zwiſchen dem Raumüberlaſſungsvertrage und 
dem Vertrage, durch den der übernehmende die 
zur Fruchtziehung erforderlichen Einrichtungs⸗ 
gegenſtände von einem Dritten erwirbt, ein 
Zuſammenhang beſtehen, um den Überlaſſungs⸗ 
vertrag als Pachtvertrag anſehen zu können elf) 

(U. v. 25. März 1927; 20/27 III. — Naumburg.) 


Abgedr. JW. 1927, 1469. 


verfügungsberechtigt war; daß er nach Beendigung des Mietver⸗ 
trages vom Mieter nicht die Rückgabe des Inventars und während 
der Dauer des Vertrages nicht die pflegliche Behandlung desſelben 
verlangen kann, daß vielmehr ausſchließlich der frühere Mieter über 
das Geſchäft und das Inventar zu verfügen berechtigt iſt und durch 
Verkauf an den Behl. darüber verfügt hat, wodurch der Bekl. gem. 
88 929, 985 BGB. Eigentümer des Geſchäfts und des Inventars 
und frei darüber zu verfügen berechtigt geworden iſt. Es muß ſcharf 
auseinandergehalten werden, daß die Räume dem Kl. und das Ge⸗ 
ſchäft dem früheren Mieter gehörte. Der Kl. kann alſo auch nur die 
Vergütung für die Überlaſſung der Räume, alſo eine Miete ver⸗ 
langen, wogegen die Vergütung für die Überlaſſung des Geſchäfts 
dem früheren Mieter zuſteht und von dem Bekl. an ihn in Geſtalt 
eines Kaufpreiſes bezahlt worden iſt. Es bedeutet alſo eine ungerech⸗ 
ſertigte doppelte Belaſtung des neuen Mieters, wenn er für das⸗ 
ſelbe Geſchäft noch einmal eine Vergütung an den Hauswirt in Ge⸗ 
ſtalt der Pacht zahlen ſoll, und dieſe Zahlung bedeutet ebenſo für den 
Hauswirt eine völlig ungerechtfertigte Bereicherung. Dies wird be⸗ 
ſonders deutlich, wenn man unterſtellt, daß der alte Mieter an den 
neuen Mieter das Geſchäft mit dem Inventar nicht verkauft, ſon⸗ 
dern verpachtet hat, und der neue Mieter von dem Hauswirt die 
Räume gemietet, alſo in den Mietvertrag feines Vorgängers einge- 
treten iſt. In dieſem Falle iſt die einfache Rechtslage die, daß der 
neue Mieter an den Hauswirt die Miete, an den bisherigen Mieter 
aber die Pacht für das bisherige Geſchäft zu zahlen hat. Nach der 
Auffaſſung des RG. würde ſich aber der Mietvertrag im Augen⸗ 
blick des Eintritts des neuen Mieters in einen Pachtvertrag ver⸗ 
wandeln, und der Pächter eine Pacht ſowohl an den Hauswirt, als 
auch an den alten Mieter zu zahlen haben; ein offenbar unmögliches 
Ergebnis. Mit der Auffaſſung des RG. iſt auch die Tatſache, daß 
das Geſchaft mit der Einrichtung einen von den Räumen rechtlich 
und wirtſchaftlich getrennten Vermögenswert darſtellt, der jederzeit 
aus den Räumen heraus in ein anderes Haus verlegt werden kann, 
unvereinbar. Gehört das Geſchäft mit der Einrichtung dem alten 
Mieter und kann der Hauswirt nicht hindern, daß dieſer es nach 
freiem Belieben aus dem Haus entfernt, ſo iſt das Verbleiben des 
Geſchäfts im Hauſe beim Mieterwechſel nicht ein Willensakt des 
Hauswirts, ſondern des alten Mieters, aus dem infolgedeſſen der 
Hauswirt auch keinerlei Rechts- oder Vermögensvorteile ziehen darf. 

Alles dies iſt in der JW. 1924, 792 von LER. Dr. Crohne 
bereits überzeugend in einem Aufſatz: „Wann liegt bei Überlaſſung 
einer Gaſtwirtſchaft, eines Hotels, eines Cafes oder ähnlicher Be⸗ 
triebe, Miete, wann Pacht vor?“ dargelegt worden. In JW. 1924, 
802, 803 finden ſich auch noch zwei Entſch. des RG., in welchen 
das RG. den hier vertretenen Standpunkt einnimmt. In Nr. 10 
iſt ausgeführt: „Verpachtung eines Geſchäftsunternehmens liegt nur 
dann vor, wenn es in der Verfaſſung, in der es übergeben iſt, Er⸗ 
träge abwerfen kann. Iſt hierzu eine Inneneinrichtung, insbeſondere 
Inventar erforderlich, und muß dieſes nach dem Vertrage der Über⸗ 
nehmer ſelbſt beſchaffen, ſo liegt nicht Verpachtung, ſondern Miete 
vor.“ Unter Nr. 11 hat das RG. aus demſelben zutreffenden Grunde 
den Vertrag über Überlaſſung eines Hotels mit 38 Zimmern für einen 
Pachtvertrag erklärt, weil in dieſem Falle die ſämtlichen Fremden⸗ 
zimmer mit vollſtändig eingerichtetem Inventar überlaſſen worden 
waren. Es iſt zu begrüßen, daß auch in dem neueſten vom RG. ent⸗ 
ſchiedenen Falle (JW. 1927, 1469) das OLG. zu Naumburg mit 
zutreffender Begründung die Theorie des RO. bekämpft hat. Es iſt 
zu hoffen, daß dieſe Bemühungen einen baldigen Erfolg haben. Jeden⸗ 
falls iſt auch die neue Eutſch. des RG. nicht geeignet, von der 
Richtigkeit ſeiner Auffaſſung zu überzeugen, da ſie im Gegenteil in 
ſich ſelbſt widerſpruchsvoll iſt. Während ſie einerſeits davon aus⸗ 
geht, „daß das Erfordernis eines Zuſammenhangs zwiſchen dent 
Raumüberlaſſungsvertrag und dem Vertrage, durch welchen der Über⸗ 
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**14. 8892 BGB. Die in 8892 enthaltene Rück⸗ 
beziehung des für den öffentlichen Glauben 
maßgeblichen Zeitpunktes kann nur auf den Fall 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs im Zeitpunkt 
des Eintragungsantrags erſtreckt werden, nicht 
aber auf den Fall der Richtigkeit oder Unvoll⸗ 
ſtändigkeit des Grundbuchs in jenem Zeit- 
punkt.] 1) 

Durch notariellen Vertrag v. 11. Nov. 1922 verkaufte 
der Kl. ſein Grundſtück an den Nebenintervenienten H. und 
ließ es ihm auf. Im Vertrag iſt ein Kaufpreis von 600 000% 
beurkundet. Behördliche Genehmigung der Veräußerung liegt 
nicht vor. Am 5. Febr. 1923 verkaufte der Nebenintervenient 
das Grundſtück an den Bekl. weiter und ließ es ihm auf. Am 
16. Febr. 1923 beantragte der Bekl. ſeine Eintragung als 
Eigentümer ins Grundbuch. Am 22. Febr. 1923 wurde der 
Nebenintervenient, am 21. Juni 1923 der Bekl. als Eigen⸗ 
tuͤmer eingetragen. Inzwiſchen war am 3. März 1923 der Ge⸗ 
nehmigungsantrag für den Vertrag zwiſchen dem Neben- 
intervenienten und dem Bekl. beim Bezirksamt Berlin-Mitte 
eingereicht worden, das den Antrag an das Bezirksamt Tier⸗ 
garten weiter gab. Hier ging er am 6. März 1923 ein, 
wurde jedoch am 25., beim Grundbuchamt eingegangen am 
27. März 1923 abſchlägig beſchieden. Die dagegen vom Neben⸗ 
intervenienten eingelegte Beſchwerde wurde vom Oberpräſi⸗ 


. 


nehmende die Einrichtungsgegenſtände von einem Deitten erwirbt, 
der bisherigen Rſpr. des RG. im allgemeinen fremd geweſen ſei“, 
erörtert ſie andererſeits die beiden Entſch. v. 8. Febr. 1927 und 
23. März 1926, in welchen das NG. gerade wegen des Fehlens 
dieſes Zuſammenhangs keinen Pachtvertrag, ſondern Mietvertrag 
angenommen hat, und behauptet fälſchlicherweiſe, daß dieſe Entſch. 
mit ſeiner jetzigen ſtändigen Praxis nicht im Widerſpruch ſtünden. 
Richtig iſt über die Frage des Zuſammenhangs zu ſagen, daß zwiſchen 
den beiden Verträgen, wenn ein Pachtvertrag vorliegen ſoll, nicht 
nur ein Zuſammenhang, ſondern ſogar ein ſo unlösbarer rechtlicher 
Zuſammenhang beſtehen muß, daß beide Verträge Beſtandteile eines 
und desſelben zwiſchen beiden Parteien und keinem Dritten abge⸗ 


ſchloſſenen Vertrages ſind. 
RA. Dr. Ihrcke, Berlin. 


B. Die Ausführungen von Ihrcke halte ich im Ergebnis für 
richtig. Auch fein Verſuch, die Auslegungsformeln des NG. durch 
ſcharfe Ausdeutung der Geſetzesworte zu widerlegen, dürfte geglückt 
jein. Ihrke hat die Frage nicht erörtert, wie es zu erklären iſt, 
daß das RG. gerade jetzt den Begriff des Pachtvertrages zu Laſten 
des Mietvertrages erweitert. Die Raumzwangswirtſchaft iſt im Ab⸗ 
bau. Abbau durch Normen — Abbau durch die Gerichte, von denen 
namentlich das KG. zweifelhafte Fragen immer wieder von einer 
zwangsfeindlichen Grundeinſtellung aus entſchied. Dieſe Einſtellung 
ſcheint nun auch beim RG. ſich bemerkbar zu machen, da ſonſt viel⸗ 
leicht nicht gerade gegenwärtig die Erſtreckung des Pachtbegriffes 
ſtattgefunden hätte. Es wäre verfehlt, dieſe Einſtellung als eine 
bewußte zu betrachten. Hier handelt es ſich um jene Imponderabilien, 
denen auch der Richter ſich nicht entziehen kann, wenn er die Löſung 
eines Zweifels ſucht. Die entſcheidende Tätigkeit beruht eben nicht 
bloß auf verſtandesmäßigen Erwägungen, ſondern in erheblichem 
Umfange auf dem die Dämmerung des Zweifels durchtaſtenden Ge⸗ 
fühl. Das Gefühl für das Recht iſt irrational beſtimmt. Es wird 
ſtets eingreifen, wenn die Erkenntnis verſagt. Aufgabe des Richters 
iſt es, ſich bewußt zu werden, daß gerade im Schuldrecht alle durch 
Erkenntnis und Gefühl gefundenen Normen nach einem ſicheren 
kritiſchen Maßſtab auf ihre Richtigkeit geprüft werden können. Eine 
ſchuldrechtliche Norm muß ſowohl für die Ausführung als auch für 
die inhaltliche Beſtimmung des Schuldverhältniſſes dem Maßſtab des 
richtigen Rechtes entſprechen. Prüft man danach die „Tendenz“ zur 
Erweiterung des Meietbegriffes, fo iſt klar, daß eine Begriffs⸗ 
beſtimmung nicht „richtiges Recht“ bedeutet, die bei ihrer Anwen⸗ 
dung der einen Vertragspartei Vorteile verſchafft, auf die ſie nach 
der Geſamtlage von Wirtſchaft und Recht weder beim Vertragsſchluß 
noch während der Vertragsdauer rechnen Konnte. Jede unvermütete 
Begriffserweiterung läßt i. S. der von Stammler dargelegten 
Grundſätze des richtigen Rechtes das vertragsmäßige Wollen des 
einen Teiles zu einem Objekt der Willkür des anderen werden — 
ſie führt nicht zu richtigem, ſondern zu einem in der Grundein⸗ 
ſtellung unrichtigen Recht. : 

Prof. Dr. Hein, Halle a. S. 


Zu 14. Die Entſch. betrifft die jetzt für die Aufwertung be⸗ 
ſonders wichtige Frage, in welchem Zeitpunkt der gute Glaube 
des Erwerbers eines Rechtes am Grundſtück vorhanden ſein muß, 
ob im Zeitpunkt der Erwerbshandlung (jo RG. 74, 420 — JW. 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


denten am 28. Mai 1923 als gegenſtandslos zurückgewieſen, 
weil der Vertrag bereits durch Friſtablauf genehmigt ſei. Mit 
der Klage erſtrebt der Kl. Grundbuchberichtigung zu ſeinen 
Gunſten, desgleichen Herausgabe des Grundſtücks. Er ſtützt 
ſich auf die Behauptung, der Kaufpreis der ungenehmigten, 
Veräußerung v. 11. Nov. 1922 habe 750 000 % betragen. Der 
Bekl. habe deshalb von einem Nichteigentümer erworben. Au 

der Kaufvertrag zwiſchen dem Nebenintervenienten und dem 
Bekl. ſei unrichtig beurkundet worden. Eine Genehmigung des 
richtigen Vertrags ſei nicht erfolgt. Der Bekl. beſtreitet dieſe 
Behauptungen, erhebt die Einrede der Argliſt und verweiſt 
darauf, daß ihm der öffentliche Glaube des Grundbuchs zur 
Seite ſtehe. Er iſt in den Vorinſtanzen unterlegen. Mit der 
Rev. erreichte er die Aufhebung. Hinſichtlich der Frage, in 
welchem Zeitpunkte der gute Glaube an die Richtigkeit de⸗ 
Grundbuchs gemäß 8 892 BGB. vorhanden fein müſſe, führt 
das angegriffene Urteil unter Berufung auf die Rſpr. des 
NG. an, derjenige Zeitpunkt komme in Frage, zu welchem der 
Erwerber den Antrag auf ſeine Eintragung als Eigentümer 
geſtellt habe. Denn nur dann beſtehe die Möglichkeit, daß der 
Erwerber auf die Richtigkeit des Grundbuchs vertrauen 
könne. Der Zeitpunkt der Eintragung ſpiele dagegen keine 
Rolle, weil in ihm jene Möglichkeit nicht mehr vorhanden 
ſei. Von dieſem Standpunkt aus ſei der Bekl. nicht Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks geworden. Zur Zeit des Eingangs 


1911, 216 u. 12, 255) oder der Vollendung der Erwerbshandlung (NP 
RG. 89, 160) und ob und wann die in 8 892 Abſ. 2 angeordnete 
oder ſonſt eine Rückbeziehung des guten Glaubens etwa auf den 
Zeitpunkt der Vornahme des den Erwerb vermittelnden Rechts“ 
geſchäfts eintritt. Das RG. entnimmt abweichend von dem KG. den 
beiden Abſätzen des § 892, daß der Erwerber grundſätzlich nur daun 
in feinem Rechtserwerb geſchützt wird, wenn er zur Zeit der Voll” 
endung ſeines Erwerbes gutgläubig geweſen iſt, alſo, ſofern die 
Eintragung zum Rechtserwerb erforderlich iſt, zur Zeit der Ein- 
tragung. Der Abſ. 2 des 8 892 enthält eine Rückbeziehung des für 
den öffentl. Glauben maßgebenden Zeitpunkt derart, daß der Er 
werber eines Rechtes auch dann geſchützt iſt, wenn er nach Stellung 
des Eintragungsantrags oder der ſpäteren Einigung, aber vor der 
Eintragung Kenntnis von der Unrichtigkeit erhält. Dieſe Rück 
beziehung ſetzt aber voraus, daß das Grundbuch in dem in 98 
Abf. 2 angegebenen Zeitpunkt unrichtig ift. Iſt dies nicht der Fall, 
das Grundbuch alſo zu dieſer Zeit noch richtig, fo entfällt eine An 
wendung des Abf. 2, und es entſcheidet lediglich der Zeitpunkt der 
Vollendung des Rechtserwerbs gemäß Abſ. 1 für das Vorhandenſein 
des guten Glaubens. Hieraus ergibt ſich für Fälle der vorl. Art 
folgendes: Iſt der Verkäufer, von welchem der als Eigentümer feß 
eingetrage Käufer das Grundſtück erworben hat, erſt als Eigentümer 
eingetragen worden, nachdem der Käufer bereits den Antrag auf 
ſeine Eintragung als Eigentümer geſtellt hatte, ſo wird hierdurch 
allein der gute Glaube des jetzt als Eigentümer Eingetragenen nicht 
ausgeſchloſſen; es kommt vielmehr für ſeinen guten Glauben auf 
die Zeit der Vollendung des Rechtserwerbs, alſo auf feine Eigen 
tumseintragung an. Denn da der Verkäufer noch nicht als Eigen“ 
tümer eingetragen war, jo war das Grundbuch zur Zeit der St 4 
lung des Eintragungsantrags richtig. Die Anwendung dieſer Grund‘ 
ſätze für die Aufwertung ift vom NG. in dem inzwiſchen ergangenen 
Beſchl. v. 9. Juli 1927, VB 19/1927, ausgeſprochen worden. 
fragt ſich, ob der in 820 Abſ. 2 Aufıv®, beſtimmte Zeitpunkt aus⸗ 
ſchließlich dafür maßgebend iſt, ob dem Erwerber eines im Grund“ 


buch einzutragenden Rechts der öffentl. Glaube zur Seite ſteht; 


müſſen alſo in jenem Zeitpunkt die Löſchungsunterlagen nach 3.7 
Abſ. 2 unter allen Umſtänden bereits erteilt ſein (jo KG. 9 Aw 11 
994/26 v. 16. Dez. 1926), oder genügt es, wenn der gute Glaube zur 
Zeit der Vollendung des Rechtserwerbs vorhanden iſt, wie das OLG. 
Dresden angenommen hat? Das RG. hat unter Anwendung 
der Gurndſätze der oben abgedruckten Entſch. die Anſicht des DLÖ 
Dresden gebilligt. Dabei iſt ausgeführt worden, daß in 9 20 Aufw⸗ 
der Begriff des öffentl. Glaubens dem bürgerlichen Recht zu ent⸗ 
nehmen ſei und nicht in engeren Sinne aufgefaßt werden dürfe, 
Nach 8 20 Abſ. 2 Mıfiv®. führt die Löſchungsbewilligung den Schuß 
des guten Glaubens für den Erwerber nur dann herbei, wenn > 
ſpäteſtens zur Zeit der Eintragung oder der nachfolgenden Ein, 
gung erteilt war. Dieſe Beſtimmung iſt aber nicht die ausſchlieg e 
für den guten Glauben maßgebende, vielmehr ſollen nach ie 
Abſ. hinſichtlich der Wiedereintragung gelöſchter Hypotheken di 
der Wiedereintragung etwa entgegenſtehenden Vorſchriften über 
öffentl. Glauben des Grundbuchs angewendet werden. Hieraus fo a 
daß der öffentl. Glaube dem Grundſtückskäufer zuftatten kommt, 
wenn die Löſchung der Hypothek im Zeitpunkte feines Eigentums 
erwerbs durch Vollziehung des Eigentumswechſels im Grundbu 
bereits erfolgt war, ſofern er nur damals nicht bösgläubig war. 


* 
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ſeines Eintragungsantrags beim Grundbuchamt ſei nämlich 
a Verkäufer H. als Eigentümer noch nicht eingetragen ge- 
weſen. Demgegenüber wird in der Reviſionsbegründung, um 
bie Rüge einer Verletzung des $ 892 BGB. zu rechtfertigen, 
e Anſicht vertreten, daß der gute Glaube des Erwerbers zur 
eit ſeiner Eintragung genüge. Die Erweiterung im Abſ. 2 
es 8 892 ſei erſt von der 2. Kommiſſion zugunſten des Er⸗ 
t rbers eingeführt worden, um ihm ſchon vor der Ein⸗ 
Tagung die Möglichkeit zu ſchaffen, den Kaufpreis ungefährdet 
iv en zu können. Aber auf dieſen Beweggrund allein habe 
lich das Geſetz nicht feſtgelegt; ein zu weitgehender Antrag 
ei von der Kommiſſion abgelehnt worden, die erwogen habe, 
Gl, wenn man einmal im Intereſſe des Verkehrs den guten 
alduben ſchützen wolle, man dann auch ſo weit gehen müſſe, 
als es das Bedürfnis des Verkehrs erfordere. In den mit 
Diejer Rückſicht verträglichen Grenzen ſei es billig, den Zeit⸗ 
dankt ſo ſpät wie möglich eintreten zu laſſen. Dazu komme, 
deß die Wirkung des Eintragungsantrags keineswegs mit 
len Eingang beim Grundbuchamte verbraucht ſei. Dieſer 
Jeitpunkt ſichere ihm zwar gegenüber jüngeren Anträgen den 
orrang. Abgeſehen davon ſei aber die Lage nicht anders, 
s wenn die Eintragung jeden Tag aufs neue beantragt 
; irde, bis fie erfolgt oder abgelehnt werde. Die Rechts- 
uſchauung des BG. erſcheint unzutreffend. Nach der bis⸗ 
erigen Rſpr. des erk. Sen. zu 8 892 iſt aus dem Grund⸗ 
ſebanken des Geſetzes abzuleiten, daß der öffentliche Glaube 
es Grundbuchs demjenigen nicht zur Seite ſteht, der nicht im 
rtrauen auf die Richtigkeit des Buches erworben haben 
. weil deſſen Inhalt zur Zeit des den Erwerb vermitteln⸗ 
Er. Geſchäftes nicht für, ſondern gegen das Beſtehen des vom 
a, verb betroffenen Rechtes ſprach. Demgemäß ift in RG. 74, 
9 und 92, 254 für Fälle der Hypothekenabtretung ver⸗ 
* worden, daß der Schutz des öffentlichen Glaubens des 
zrundbuchs vom Erwerber der Hypothek angerufen werden 
Rane, wenn dieſe zur Zeit der Abtretung noch nicht einge- 
wenen war, und ausgeſprochen worden, daß es für die An⸗ 
wendbarkeit des § 892 nur auf die Zeit der Erwerbs- 
andlung ankommen könne. Eine Zurückbeziehung der 
Te ung des öffentlichen Glaubens auf dieſe Zeit iſt ab⸗ 
be lehnt worden. RG. 89, 152 fügt hinzu (S. 161), daß, wenn 
ar Rechtsurheber zur Zeit der Stellung des Eintragungs⸗ 
ft trags als Berechtigter im Grundbuche nicht eingetragen 
behe, überhaupt nicht die Rede davon ſein könnte, daß der 
ſarwerber zu dieſer Zeit hinſichtlich der Berechtigung des 
echtsurhebers in gutem Glauben an die Richtigkeit des 
daß abuchs ſei; denn das Grundbuch enthalte davon nichts, 
die der Rechtsurheber Berechtigter ſei, ſein Inhalt umfaſſe 
bier erechtigung des Rechtsurhebers nicht, und daher ſpreche 
Ane Inhalt ſogar gegen das Beſtehen der Berechtigung. 
mudererſeits iſt (S. 160) den beiden Abſätzen des § 892 der 
(ei tsgrundſatz entnommen worden, daß der Erwerber in 
„em Rechtserwerb nur dann geſchützt werde, wenn er zur 
55 der Vollendung ſeines Erwerbes gutgläubig ge— 
galten fei. Auch ift in RO. 74, 420°) ausdrücſich darauf Hin- 
. ieſen worden, daß der von der 2. Kommiſſion in das Ge- 
90 gebrachte Abſatz 2 im Intereſſe des Erwerbers bewirke, 
Ri diejer, wenn er nach dem Eintragungsantrage oder der 
im teren Einigung, aber vor der Eintragung erfahre, daß ſein 
1 Grundbuch eingetragener Rechtsurheber nicht der Be⸗ 
ſeidtigte oder doch zur betreffenden Verfügung nicht befugt 
. dadurch nicht gehindert werde, den Schutz des öffentlichen 
ein dens für ſich in Anſpruch zu nehmen. Der Abſ. 2 enthält 
Gr Zurückbeziehung des für den öffentlichen Glauben des 
undbuchs maßgebenden Zeitpunktes, die — wie aus Prot. 
1 
dier; Beſchl. des NG. zeigte grundbuchrechtlich eine Beſonderheit, 
Antra er Praxis wiederholt zu Schwierigkeiten geführt hat. Der 
beim auf Eintragung des Grundſtückserwerbs als Eigentümer war 
= BA. am 6. Juli 1922 eingegangen, die Löſchungsbewilligung 
5 Gläubigers der Hypothek, deren Wiedereintragung im Aufw⸗ 


Abfahren. verlangt wurde, datierte v. 18. Okt. 1922. Der 8 20 
8 Aufweh, lag daher vor. Dies nützte aber dem Gläubiger nichts 


Bu die Löſchung bereits erfolgt war, als die Eintragung des 
0 8 Nilmers ſtattfand. Nun hatte das GBA. beide Eintragungen an 
gleichen Tage (6. Nov. 1922) vorgenommen. Da zwiſchen der 
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Bd. III S. 81 erhellt — einem weitverbreiteten Gebrauche 
Rechnung trug, die Valuta alsbald nach dem Abſchluſſe des 
Vertrags und der Einreichung des Antrags auf Eintragung 
auszuzahlen. Dieſe Rückbeziehung kann aber bei richtiger 
Auslegung nur auf den Fall der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
im Zeitpunkte der Stellung des Eintragungsantrags, nicht 
aber auf den Fall der Richtigkeit aber Unvollſtändigkeit des 
Grundbuchs in jenem Zeitpunkt erſtreckt werden. Iſt der nach⸗ 
träglich zu Unrecht eingetragene Rechtsurheber noch nicht ein⸗ 
getragen, ſo iſt das Grundbuch inſoweit richtig. Von einer 
„Kenntnis“ der „Unrichtigkeit“ kann nicht die Rede ſein, ehe 
die unrichtige Eintragung ins Grundbuch gelangt iſt. Der 
8 892 Abſ. 2 beantwortet mithin zwar die Frage zugunſten 
des Erwerbers, wie es ſich verhalten ſoll, wenn der Erwerber, 
nachdem er den Antrag auf Eintragung ins Grundbuch ge⸗ 
ſtellt hat, bösgläubig wird. Steht hingegen die vom Rechts⸗ 
geſchäft der Parteien betroffene Rechtsänderung überhaupt 
noch nicht im Grundbuche, wird ſie jedoch bis zur Eintragung 
des Erwerbers eingetragen und wird durch ſie gerade das 
Grundbuch unrichtig, ſo iſt der im Abſ. 2 angegebene Zeitpunkt 
für die Entſcheidung über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs deswegen nicht verwertbar, weil es in jenem 
Zeitpunkt an der Möglichkeit einer Kenntnis des Erwerbers 
davon gebricht, daß das Grundbuch unrichtig ſei. Alsdann 
tritt weder die im Abſ. 2 verordnete noch ſonſt irgendwelche 
Rückbeziehung, etwa auf den Zeitpunkt der Vornahme des den 
Erwerb vermittelnden Rechtsgeſchäftes, ein. Vielmehr muß auf 
den in RG. 89, 160 (entgegen RG. 74, 4203); 92, 255) aus 
§ 892 Abſ. 1 entnommenen und durch Abſ. 2 lediglich im ge⸗ 
zeigten Umfang eingeſchränkten Grundſatz zurückgegriffen wer⸗ 
den, daß es regelmäßig auf den Zeitpunkt ankommt, in wel⸗ 
chem der Rechtserwerb ſich vollendet, alſo darauf, ob der 
Erwerber in dieſem Zeitpunkte das Grundbuch für ſich hat, 
ohne in ſchlechtem Glauben zu ſein. Bei der Feſtſtellung, ob 
letztere Ausnahme von der im Abſ. 1 niedergelegten Rechts⸗ 
fiktion zutrifft, ſind die den Erwerb begründenden Vorgänge 
allerdings von größter Erheblichkeit. Für die Beſtimmung 
des maßgebenden Zeitpunktes haben ſie dagegen keinerlei Be⸗ 
deutung (vgl. Strecker, Recht 1921 Sp. 180 ff.; Planck, 
Komm. 4. Aufl., zu $ 892 Anm. II 1 b, II 2 und das dort ans 
geführte Schrifttum). Wendet man dieſe Grundſätze auf den 
vorliegenden Fall an, ſo hätte das BG. der Klage nicht ſchon 
deshalb ſtattgeben dürfen, weil der Nebenintervenient H., 
dem der Bekl. das Grundſtück abgekauft hat, erſt nach An⸗ 
tragſtellung, aber ſchon vor der Eintragung des Bekl. als 
Eigentümers eingetragen worden iſt. Vielmehr kann der Kl. 
aus der Nichtigkeit ſeines Kaufgeſchäfts mit dem Nebeninter⸗ 
venienten Rechte nicht herleiten, weil dem Bekl. im Verhältnis 
zu ihm inſoweit mangels Nachweiſes ſeiner Bösgläubigkeit 
im Zeitpunkte der Vollendung ſeines Rechtserwerbs der öffent⸗ 


liche Glaube des Grundbuchs zur Seite ſteht. Das ange⸗ 
fochtene Erkenntnis war hiernach aufzuheben. 
(U. v. 9. Juli 1927; 97/27 V. — Berlin.) [Sch.] 


* 15. 8986 BG B.; 8 771 3 P O.; 88 37 Nr. 5, 90, 93 
ZwVG. Der Beſitz des Käufers an dem ihm vom 
Verkäufer übergebenen Grundſtück ift ein die 
Veräußerung hinderndes Recht i. S. 8 771 3 PO. 
und ein der Verſteigerung entgegenſtehendes 
Recht i. S. und mit der Tragweite des 837 Nr. 5 
ZwVG. Jedoch kann der beſitzende Käufer auf 
Grund ſeines Beſitzes der Zwangsvollſtreckung 
auf Räumung und Herausgabe ſeitens des Er⸗ 


Löſchung und der Eigentumseintragung kein Rangverhaltnis be⸗ 
ſteht, jo kam § 46 Abf. 1 u. 2 GD. nicht zur Anwendung, ſondern 
846 Abſ. 3 u. 8 17 G8. Das GBA. mußte die Löſchung erſt ein⸗ 
tragen und dann das Eigentum. Das NO. hat deshalb zunächſt 
hierüber eine Feſtſtellung verlangt; eine ſolche wird jedoch kaum 
möglich ſein. Denn wie ſoll fünf Jahre ſpäter feſtgeſtellt werden, 
ob am gleichen Tage zuerft die Löſchung oder der Eigentumsantrag 
in das Grundbuch geſchrieben iſt? Da 8 17 GBO. nur eine Ord⸗ 
nungsvorſchrift darſtellt (vgl. meine GBO. 8 17 Anm. 17), jo ent⸗ 
ſtehen nur Schadensanſprüche gegen den Staat. 

IR. Dr. Arnheim, Berlin. 

) JW. 1911, 216. 


2510 


ſtehers auf Grund des Zuſchlages nicht mehr 
aus 8 771 3 PO. entgegentreten.] 7) 
(U. v. 21. Mürz 1927; 381/26 V. Königsberg.) 
Abgedr. JW. 1927, 1638 10. 


3. Offentliches Recht. 


16. PrͤKab O. v. 25. Sept. 1834. Die Behaup⸗ 
tung, daß der Ertrag des eingezogenen Kloſter⸗ 
vermögens nicht zur Befriedigung der An⸗ 
ſprüche der von dem früheren Kloſter unter- 
haltenen Kirchen ausreiche, iſt ein vom Bekl. zu 
beweiſender Einwand. Der Umfang der Zahlung 
beſtimmt ſich nach der Zeit der Anſpruchs- 
erhebung und danach, was zu dieſer Zeit der Er— 
trag des eingezogenen Vermögens ſein würde, 
wenn es noch da wäre. Dies offenzulegen, iſt 
Pflicht des Fiskus. 

Der Angriff der Rev. richtet ſich dagegen, daß der BR. 
den Einwand des Bekl., der Ertrag des eingezogenen Kloſter⸗ 
vermögens reiche zur Befriedigung der von der Kl. erhobenen 
Anſprüche nicht aus, als unbegründet zurückgewieſen hat. 
Dieſer Einwand hat ſeine rechtliche Grundlage in der Pr⸗ 
KabD. v. 25. Sept. 1834, in der es unter anderem heißt: 
es verſtehe ſich von ſelbſt, daß die zu gewährenden Entſchädi⸗ 
gungen nicht über den Ertrag des eingezogenen Kloſter⸗ 
vermögens ausgedehnt werden dürften. Mit Recht verlangt 
das BG. vom Bekl. den Beweis für die Unzulänglichkeit der 
Erträgniſſe dieſes Vermögens. Denn es handelt ſich bei 
der Berufung auf jene Beſtimmung der Kabinettsorder nicht 


Zu 15. A. Geh. IR. Prof. Dr. Oertmann; abgedr. JW. 
1927, 1638 10. 


B. Die Frage, ob dem außerbücherlichen Naturalerwerber die 
Widerrücklelage zuſteht, iſt auch in Sfterreich ſehr umſtritten. Be⸗ 
jahend: Ehrenzweig, Syſtem des öſterr. allgemeinen Privat⸗ 
rechts, 6. Aufl. 1. Bd. 2. Hälfte S. 263; Hartmann, Vem. 2 
zu 5 37 ED.; Henzl in Pfehled rozhodnuti I S. 179; Zoll: Aus 
Anlaß der Judikate des OGH. N. 186 und 188 in 68. 1910, 45; 
Geller: Theoretiſch⸗praktiſcher Komm. z. allgem. BGB. ©. 220; 
verneinendt: die Pleniſſimarentſcheidung des OGH. v. 
28. Okt. 1908 [Judikat 186] (08 XI 4359); Entſch. des DOCH. 
Wien v. 20. Mai 1924, 82 VI/ 189 und Entſch. des Ob. 
Brünn v. 15. Jan. 1921, Slg III 892 und v. 14. Juli 1925, 
S1g0G VII 5182; Hollerſtein: Die Judikate des OGH. 186 
und 188 und Das grundbücherliche Publizitätsprinzip in Juriſtiſche 
Blätter 1909, 221; Wellspacher: Der Streit um das Eintra⸗ 
gungsprinzip im öſterr. Rechte, insbeſ. S. 23 u. 36. 

Nach § 771 3PO. muß der Widerſpruchskläger behaupten, 
daß ihm an dem Gegenſtande der Zwaugsvollſtreckung ein die 
Veräußerung hinderndes Recht zuſtehe; bei dieſer Faſſung 
bleibt es unklar, ob ein die freiwillige Veräußerung hin⸗ 
derndes Recht geltend gemacht werden müſſe, oder ob damit nur all⸗ 
gemein zum Ausdruck gebracht werden ſoll, daß die Widerſpruchsklage 
dann zuläſſig iſt, wenn ihm gegenüber eine zwangsweiſe Ver⸗ 
äußerung eine Rechtsverletzung darſtellen würde. Der analoge 837 
der öſterr. EO. hat dieſe Unklarheit vermieden, er ſpricht i. S. der 
zweiten nach deutſchem Rechte möglichen Auslegung von einem 
Rechte, „welches die Vornahme der Exekution unzuläſſig 
machen würde“. Wenn ein ſolches Recht vorhanden iſt, darüber 
entſcheidet, wie die Entſch. des OGH. v. 11. Mai 1909, PS XII 
4614 zutreffend hervorhebt, nicht die Exekutionsordnung, ſondern 
das BGB. 

Das deutſche Schrifttum iſt ſich bisher dieſer Möglichkeit einer 
doppelten Auslegung des Begriffs „Veräußerung“ im § 771 3PO. 
nicht deutlich bewußt geworden, obwohl eine klare Stellungnahme 
erforderlich iſt, wenn man den Geltungsbereich der Widerſpruchs⸗ 
klage ſcharf umgrenzen will. Befchränkt man den Begriff „Ver⸗ 
äußerung“ im $ 771 3PO. auf die freiwillige Veräußerung, ſo 
müßte man folgerichtig die Interventionsklage jedem verſagen, dem 
Rein dingliches Recht an der Sache zuſteht, weil nur ein ſolches eine 
freiwillige Veräußerung unzuläſſig machen könnte. Laßt man da⸗ 
gegen mit der herrſchenden Lehre (Stein-Jonas II, 545) die 


Widerſpruchsklage auch bereits dann zu, wenn ein Forderungsrecht 


auf Herausgabe von nicht zum Vermögen des Verpflichteten gehöri⸗ 
gen Sachen geltend gemacht wird, und legt man mit dieſer „mehr 
Gewicht auf die wirtſchaftliche Zugehörigkeit zum Vermögen als 
auf formalrechtliche Momente“ (Stein⸗Jonas a. a. O. S. 543), 
fo gibt man damit zu, daß der Umkreis der die Zwangsvoll⸗ 


Rechtſprechung 
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um einen Beſtandteil des von der Kl. darzulegenden Klage⸗ 
fundaments, ſondern um eine Einwendung im eigentlichen 
Sinne, für welche der Bekl. beweispflichtig iſt. Er allein iſt 
ja auch in der Lage, über die Entwicklung, die das durch die 
Säkulariſation ihm zugefallene Kloſtervermögen ſeitdem ge⸗ 
nommen hat, und ſonach auch über ſeinen Ertrag zur Zeit 
der Geltendmachung der hier ſtreitigen Anſprüche erſchöpfende 
Auskunft zu geben. Auf dieſen Zeitpunkt kommt es aber bei 
der Frage der Zulänglichkeit des Ertrags des ſakulariſierten 
Vermögens an (vgl. auch RG. 104, 340 f.)). Der preußiſche 
Staat muß jedoch, wenn das in ſeine Hand gelangte Kloſter⸗ 
vermögen ſpäter zum Teil veräußert oder ſonſt verbraucht 
worden iſt, dies in dem Maße vertreten, als die zu anderen 
Zwecken verwendeten Erträge zur Beſtreitung kirchlicher Be⸗ 
dürfniſſe notwendig find (vgl. RG. 96, 42). Soweit mit dem 
Unzulänglichkeitseinwand geltend gemacht wird, daß von dem 
ſäkulariſierten Kloſtervermögen überhaupt nichts mehr por? 
handen ſei, und daß demnach auch von einem Ertrag aus ſol⸗ 
chen Vermögen nicht mehr die Rede ſein könne, handelt es 
ſich um ein im Verfahren über den Grund des Anſpruchs zu 
erledigendes Vorbringen. Denn ein Einwand dieſes Inhalts 
richtet ſich gegen den Beſtand des Anſpruchs als ſolchen: beim 
gänzlichen Fehlen irgendwelchen Ertrags aus eingezogenem 
Kloſtervermögen iſt ein Anſpruch, über deſſen Grund nach 
8 304 ZPO. vorab entſchieden werden könnte, nicht mehr 
denkbar. Die Behauptung, daß das Stiftsvermögen voll 
ſtändig im Intereſſe der Kirche verbraucht worden ſei, hatte 
denn auch der Bekl. im Verfahren über den Grund des Anz 
ſpruchs aufgeſtellt, und dieſer Einwand iſt im oberlandes* 
gerichtlichen Urteil und ebenſo in dem dieſe Entſch. beſtätigen⸗ 
den Urteil des jetzt erk. Sen. zurückgewieſen worden. Dadurch 


ſtreckung in das Vermögen eines Dritten ausſchließenden Rechte 
weiter iſt als der der Rechte, welche eine freiwillige Veräußerung 
hindern, gerade fo wie dies § 37 öſterr. EO. ausdrücklich beſtimmt. 

Eine juriſtiſche Konſtruktion der Vermögenszugehörigkeit des 
zin bonis esse“ ijt meines Wiſſens bisher nur von Duie⸗ 
ſtrzanski verſucht worden, der in feiner Schrift, Das Recht des 
Beſitzes und das Beſitzrecht im öſterr. Tabularrecht im Zentral- 
blatt XXXII S. 585 des in bonis esse mit dem publizianiſchen 
Eigentum des öſterr. Rechts zu identifizieren verſucht hat. Mit 
Recht hat demgegenüber Wellspacher: Der Streit um das Ein 
tragungsprinzip im öſterr. Rechte S. 36 darauf hingewieſen, da 
der außerbücherliche Erwerber keinen dinglichen Anſpruch auf 
Zuerkennung des Eigentums gegen den Eigentümer haben könne, 
alſo ein dingliches Recht an fremder Sache, welche das Eigentum 
aufhebt. Der grundlegende Fehler Dnieſtrzanskis, den frei 
lich auch Wellspacher nicht klar herausgearbeitet hat, lag in dem 
Überſehen, daß das publizianifche Eigentum ein boß relatives Recht 
iſt, das dem ſtärkeren Rechte des Eigentümers auch dann zu weichen 
hat, wenn der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber ſchuldrechtliche 
Anſprüche auf habere licere geltend machen kann. 

Gerade das habere licere iſt für die Zugehörigkeit zur Ver⸗ 
mögensſphäre des Intervenienten entſcheidend. Der bloße Beſiß 
reicht dazu — das iſt Dertmann zuzugeben — nicht aus, mel 
er nicht ausſchließt, daß der Intervenient die Sachen dem Ver 
pflichteten kraft der zwiſchen den beiden Vermögensmaſſen ‚ber 
ſtehenden rechtlichen Beziehungen auf jeweiliges Andringen zurück⸗ 
äugeben verpflichtet iſt, ſo daß die vom Intervenienten beſeſſene 
Sache dem Vermögen des Verpflichteten zugerechnet werden muß. 
Nur wenn er dem Eigentümer gegenüber ein Recht auf den Beſiß 
hat — es muß nicht mit dem Anſpruch auf bücherliche übertragung 
verbunden ſein —, gehört die Sache zu ſeinem Vermögen, un 
berechtigt ihn zur Erhebung der Widerſpruchsklage. 

Die Vermögenszugehörigkeit, die Grundlage der Interven⸗ 
tionsklage iſt alſo keineswegs, wie die herrſchende Meinung an 
nimmt, eine bloß wirtſchaftliche Kategorie; ſie iſt im Gegenteil, 
ſoweit rechtliche Wirkungen daran anknüpfen, für den Juriſten 
in erſter Reihe eine rechtliche Erſcheinung, die insbeſ. im Steuer⸗ 
recht eine bedeutſame Rolle fpielt. Mit den herkömmlichen Kate? 
gorien der dinglichen und obligatoriſchen Anſprüche oder Rechte lä 
ſich die Vermögenszugehörigkeit freilich nicht erfaſſen; da ſie en 
durchaus eigene Struktur hat. Eine eingehende Analyſe dieſe 
Rechtsbegriffs kann im Rahmen einer Anmerkung nicht gegeben 
werden, nur jo viel ſei bemerkt, daß der Vermögenszugehörig⸗ 
keitsbegriff abſolute und relative Elemente in ſich vereinigt, dere 
Herausarbeitung inbeſ. für die Syſtematik der Widerſpruchsklage 
von praktiſcher Bedeutung iſt. f 

LER. Dr. Karl Wahle, Wien. 
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wird aber die Zuläſſigkeit des vom Bekl. im nunmehrigen 
etragsverfahren erhobenen Unzulänglichkeitseinwandes nicht 
ausgeſchloſſen. Denn das Vorbringen des Bekl. geht jetzt da⸗ 
. daß zwar noch ein gewiſſer Reſt von Kloſtervermögen 
vorhanden ſei, dieſer Reſt aber zur Befriedigung der ſtrei⸗ 
gen Anſprüche nicht ausreiche. Der Einwand richtet ſich alſo 
nicht gegen den Rechtsbeſtand der Klageforderung, ſondern nur 
gegen ihre Höhe. Die Reviſionsrüge, daß der BR. bei der 
deage nach der Zulänglichkeit des Ertrags des Kloſter⸗ 
ermögens rechtsirrigerweiſe auf den Ertragswert der Ver⸗ 
gangenheit, nämlich auf den Zeitpunkt der Säkulariſation, 
18 zweiter Linie auf die Zeit des Erlaſſes der PrftabD. von 
0 34 abgeſtellt habe, ift nicht gerechtfertigt. Die Auffaſſung, 
aß es auf die Erträgniſſe des Kloſtervermögens zur Zeit 
fc Säkulariſation oder des Erlaſſes jener Kabinettsorder ent⸗ 
üeidend ankomme, wäre allerdings nicht richtig. Maßgebend 
it vielmehr, wie ſchon oben erwähnt, der Ertrag, den das 
Mularifierte Vermögen bei ordnungsmäßiger Verwaltung zur 
DEE der Geltendmachung der Dotations⸗ oder anderen An⸗ 
ihrüche abwirft oder unter Hinzurechnung gewiſſer vom Staat 
uzwiſchen veräußerter oder ſonſt verbrauchter Teile des Ver⸗ 
mögens abwerfen würde. Aus der Begründung des an- 
gefochtenen Urteils läßt ſich aber nicht entnehmen, daß der 
Vorderrichter die hier als unrichtig zurückgewieſene Anſicht 
dertritt. Sein Hinweis auf die Erträge des Vermögens, wie 
„zur Zeit der Säkulariſation beſtand, erklärt ſich daraus, 
daß er irgendwelche ſpäter erfolgte Veräußerungen oder ſon⸗ 
auge Verwendungen von Teilen des Kloſtervermögens, die der 
zekl. der Kl. gegenüber nicht zu vertreten hätte, offenbar 
& t als erwieſen anſieht. Das folgt zweifelsfrei aus dem 
inabe: es ſei anzunehmen, daß der Ertrag des bei der Säku⸗ 
Beiſation eingezogenen (rechtsrheiniſchen) Abteivermögens den 
etrag der jährlichen Zahlungen an die Kl. bei weitem über⸗ 
‚reiten würde, wenn es noch vorhanden wäre. Und 
enn im Urteil weiter geſagt iſt, der Bekl. habe den Beweis 


fkafür nicht erbracht, daß die Erträge des zur Zeit der Säku⸗ 


Motion vorhandenen und eingezogenen Abteivermögens zur 
ahlung der nunmehr der Kl. zugeſprochenen Beträge nicht 
Fausreichten“, jo bezieht ſich unter den angegebenen Um⸗ 
Inden das Wort „ausreichten“ nicht auf die Vergangenheit, 
mndern (als Konjunktiv praeſentis, i. S. von „ausreichen 
pn den“) auf die Gegenwart. Dieſelbe Auslegung iſt ge⸗ 
1 ſoweit das angefochtene Urteil vom „Ertrag des zur 
5 der PrͤabO. v. 1834“ vorhandenen Kloſtervermögens 
Reicht. Denn auch in dieſem Zuſammenhang iſt davon die 
9 ede, daß (nach 1834) noch ein erheblicher Teil des Abtei⸗ 
noc ögens vorhanden geweſen ſei, und daß der Ertrag dieſes 
9 vorhandenen Vermögens, wenn es heute noch im 
Da itze des Bekl. wäre, ſich als zulänglich erweiſen würde. 
fi 2 BG. hat nun freilich — und die Rev. wirft ihm das an 
ge mit Recht vor — zu den Ausführungen nicht Stellung 
mit mmen, die der Bekl. über die nach der Säkulariſation. 
ge dem Kloſtervermögen vor ſich gegangenen Veränderungen 
Den acht hat. Dieſe Unterlaffung führt aber nicht zur Auf⸗ 
dung des angefochtenen Urteils, weil jene Ausführungen, 
T wenn durchweg ihre Richtigkeit unterſtellt wird, nach 
keit age nicht geeignet find, den Beweis für die Unzulänglich⸗ 
er Erträge des eingezogenen Kloſtervermögens im oben 
Ahnten Sinne zu erbringen. Im einzelnen mag zu jenem 
llorbringen des Bekl. bemerkt werden: Es behauptet der Be⸗ 
ante die preuß. Geſetzgebung der Jahre 1811 ff. habe die ge⸗ 
ſtü ten i. J. 1815 auf Preußen übergegangenen Vermögens⸗ 
und dar ehemaligen Abtei D. an die Domänen überwieſen 
Ve feſtgeſetzt, daß alle laufenden Einnahmen aus dieſen 
rmögensteilen und der ganze Erlös aus ihrer alsbald vor⸗ 
„enden Veräußerung zur Tilgung von preuß. Staats⸗ 
a en zu verwenden feien; demgemäß ſei dann auch ver⸗ 
an worden. Die Richtigkeit dieſes Vorbringens befreit den 
„nicht von der Pflicht, die Veräußerung oder den Ver⸗ 
der 5 der hier erwähnten Beſtandteile des Kloſtervermögens 
mi Kl. gegenüber zu vertreten. Mag auch, was mit dem Ver⸗ 
gen der vormaligen Abtei D. geſchah, durch geſetzlichen 
daß do veranlaßt worden ſein, ſo war der Erfolg doch der, 
di 


zuneh 


r der preuß. Staat, alſo dieſelbe Rechtsperſönlichkeit, welche 


in der PrͤabO. v. 


nah 1834 angeführten Verpflichtungen 


in, durch jene Veräußerungen und die ſonſtige Verwendung 
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von Kloſtervermögen von Schulden befreit wurde. Es han⸗ 
delte ſich alſo nicht darum, daß der Bekl. das Kloſtervermögen 
ohne Gegenwert hätte weggeben müſſen. Nur in dieſem 
Falle könnte es ſich fragen, ob nicht die dem Staat zur 
Pflicht gemachte Hingabe jener Vermögensſtücke ſeine wenig⸗ 
ſtens teilweiſe Befreiung von den Entſchädigungsverpflich⸗ 
tungen der Kabinettsorder zur Folge gehabt habe. Eine wei⸗ 
tere Rüge will die Rev. darauf ſtützen, daß der BR. unter⸗ 
laſſen habe, die Wirkung der Inflation auf die eingeklagten 
Anſprüche zu prüfen. Die Geldentwertung und die allgemeine 
Verarmung könne auch auf den Gegenwert der vom preuß. 
Staat im Laufe der Zeit veräußerten Beſtandteile des Abtei⸗ 
vermögens nicht ohne Einfluß geblieben ſein. Dem iſt ent⸗ 
gegenzuhalten, daß an den aus der PrftabD. v. 1834 ſich er⸗ 
gebenden Verpflichtungen des Bekl. durch die Inflation und 
ihre Folgeerſcheinungen grundſätzlich nichts geändert wurde. 
Es verblieb nach wie vor dabei, daß der Bekl. die ihm nach 
der Kabinettsorder obliegenden Entſchädigungen „nicht über 
den Ertrag“ des eingezogenen Kloſtervermögens und, ſoweit 
Beſtandteile davon weggegeben worden waren, nicht über den 
Ertrag der in das Vermögen des Staates gelangten Gegen⸗ 
werte zu gewähren hatte. Entſprechend der durch die In⸗ 
flation bewirkten Wertverminderung des Ertrages bildet eben 
jetzt deſſen verringerter Wert die obere Grenze für die Lei⸗ 
ſtungen des Bekl. Auch die aus der Tatſache der Inflation. 
abgeleitete Rüge muß daher erfolglos bleiben. Im übrigen 
wäre es Sache des für dieſe Ertragsverhältniſſe beweis⸗ 
pflichtigen Bekl. geweſen, eine ins Einzelne gehende, er⸗ 
ſchöpfende Zuſammenſtellung über das ſeinerzeit durch die 
Säkulariſation erworbene Kloſtervermögen und deſſen da⸗ 
maligen Ertrag ſowie über die mit einzelnen Beſtandteilen 
im Laufe der Zeit vor ſich gegangenen Veränderungen und 
die heutigen Ertragsverhältniſſe vorzulegen. Auf Grund einer 
derartigen zuſammenfaſſenden Auskunfterteilung wäre es mög⸗ 
lich geweſen, die Höhe des Ertrags des Kloſtervermögens 
i. S. der PrͤabO. v. 1834 und damit die obere Grenze für 
die Haftung des Bekl. zu beſtimmen. An einer ſolchen Dar⸗ 
legung hat es der Bekl. fehlen laſſen. 

(U. v. 27. Mai 1927; 526/26 II. — Köln.) [Ku.] 


4. Sonſtiges Zivilrecht. 


17. 81 PrGr Verk. Kaufofferten mit Bin⸗ 
dungsentgelt ſind genehmigungspflichtig und 
durch die Genehmigung bedingt.] 7) 

Das BG. iſt der Anſicht, daß das Vertragsangebot der 
Bekl. als ſolches nicht einer behördlichen Genehmigung auf 
Grund des PrGrVerkcg. bedurft habe, weil es noch keinen 
Kaufvertrag darſtelle. Dieſe Meinung iſt nicht zutreffend. Wie 
der erkennende Senat in ſeinem zum Abdruck in der amtlichen 
Sammlung beſtimmten Urteil v. 9. Febr. 1927, V 222/261) 
ausgeführt hat, beſtimmt das preuß. Geſ. v. 10. Febr. 1923 
in ſeinem § 1 Abſ. 1 S. 1 u. a., daß alle Rechtsgeſchäfte, die 
die Veräußerung eines Grundſtücks zum Gegenſtande haben, 
zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmigung bedürfen. Zwar 
ſchränkt es die in der vorangehenden BRVO. v. 15. März 
1918 angeordnete Genehmigungspflicht inſofern ein, als es 
nicht, wie dieſes, unter den aus dem Eigentum eutſpringen⸗ 
den Verfügungs rechten auch Miete oder Pacht erfaßt. Da⸗ 
gegen hat es ſeinen Wirkungsbereich hinſichtlich der Ver⸗ 
fügungsarten gegenüber der BRVO. erweitert, die von 
Auflaſſung und Vereinbarungen ſpricht, welche die Ver⸗ 


Zu 17. Der vom RG. nunmehr in mehreren Entſch. vertretene 
Standpunkt, wonach Offertverträge genehmigungspflichtig ſind, 
dürfte die endgültige Regelung dieſer Frage bedeuten, ſo daß die 
Praxis mit ihr zu rechnen hat. Über die wiſſenſchaftliche Richtigkeit 
dieſes Standpunkts läßt ſich allerdings ſtreiten. Unentſchieden iſt 
zunächſt die Frage geblieben, ob lediglich einſeitige Vertragsanträge 
i. S. des $ 145 BGB. genehmigungspflichtig find. Nur hinſichtlich 
dieſer reinen Offerten habe ich in dem mit Dr. Friedländer 
herausgegebenen Kommentar zum Geſetz v. 10. Febr. 1923 dar⸗ 
gelegt, daß es ſich um ein nicht perfektes, noch im Stadium der 
Entſtehung begriffenes Rechtsgeſchäft handelt, das ſchon aus dieſem 
Grunde nicht genehmigungspflichtig iſt. Ich habe ferner noch dar⸗ 
auf hingewieſen, daß der ſpezifiſche Rechtsgehalt der Offerte nur 
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pflichtung zur Übereignung eines Grundſtücks zum Gegen⸗ 
ſtande haben. Denn es hält, um die in feinen 8 4 ange⸗ 
deuteten Ziele zu erreichen, für erforderlich, alle Rechts⸗ 
geſchäfte genehmigungspflichtig zu machen, deren Gegenſtand 
die Veräußerung eines Grundſtücks bildet. Einer derart weiten, 
aber bei den gegebenen Umgehungsmöglichkeiten verſtänd⸗ 
lichen Faſſung der Geſetzesworte gegenüber muß jedenfalls 
bei Angebotsverträgen, bei denen der Verkäufer zu gericht⸗ 
lichem oder notariellem Protokoll den Abſchluß eines Kauf⸗ 
vertrags mit näher feſtgelegten Bedingungen anbietet und ſich 
unter Beitritt der anderen Vertragsſeite gegen Bindungs⸗ 
entgelt an das Angebot während beſtimmter Friſt für ge⸗ 
bunden erklärt, der Verſuch vergeblich bleiben, die behörd⸗ 
liche Genehmigung mit der Begründung auszuſchließen, das 
Rechtsgeſchäft ſei erſt im Entſtehen begriffen und bilde des⸗ 
halb keinen für die Entſtehung der Behörde geeigneten Gegen⸗ 
ſtand, weil ſeine endgültige Geſtalt und ſeine Bedingungen, 
die zufolge der 88 4 und 6 die Entſcheidung der Behörde 
maßgebend beeinfluſſen, noch nicht feſtgeſtellt ſeien (ſo Hagel⸗ 
berg zu $1 Grßerf®. Anm. 2 S. 23; Bergbohm-Wage- 
mann zu § 1 Anm. 1; Wolfſohn zu 81 II 1; vgl. auch 
Krauſe, Die preußiſchen Siedlungsgeſetze, 2. Aufl. S. 293 
Anm. 3 und Pr. IM Bl. 1925, 151 Nr. 126). Wie lediglich 
einſeitige Bindungen, z. B. Vertragsanträge i. S. der 88 145ff. 
BGB. hinſichtlich der Genehmigungspflicht zu beurteilen wären, 
hat der Senat in jener Entſcheidung dahingeſtellt fein laſſen, 
jedoch ausgeſprochen, daß in Fällen von Angebotsverträgen 
mit Bindungsentgelt der vorher angeführten Art, nicht ge⸗ 
leugnet werden könne, daß die Parteiverhandlungen bis zur 
Entſtehung eines Rechtsgeſchäftes gediehen ſind, das die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks zum Gegenſtande hat. In Fällen 
ſolcher Art tritt aber die Genehmigungspflicht und mit ihr 
die Rechtsfolge ein, die der Senat in ſtändiger Rechtſpr. an 
den Mangel behördlicher Genehmigung geknüpft hat: Die 
endgültige Bindung der Parteien und die Wirkſamkeit ihres 
Rechtsgeſchäfts iſt bis zur Entſchließung der Behörde darüber 
hinausgeſchoben, ob ſie die Vereinbarungen gutheißen will 
oder nicht. Bis dahin iſt, mit einer ſich auf die Mitwirkung 
bei Beſeitigung des Schwebezuſtandes beziehenden Maßgabe 
das Rechtsgeſchäft als ungültiges zu behandeln, gleichviel, ob 
es im übrigen als gültiges zu betrachten wäre. Dieſe Rechts⸗ 
grundſätze, an denen feſtzuhalten iſt, ſind auch auf den vor⸗ 
liegenden Angebotsvertrag anzuwenden, der genau ſo ge⸗ 
ſtaltet iſt, wie die im Vorſtehenden angeführten Fälle. Denn 
auch hier hat der Bekl. zu notariellem Protokoll v. 16. April 
1925 der Kl. den Abſchluß eines Kaufvertrages unter den im 
einzelnen in jener Urkunde feſtgelegten Bedingungen ange⸗ 
boten und hat ſich unter Beitritt der Kl. gegen ein Bindungs⸗ 
entgelt an das Angebot bis zum 1. Juni 1925 einſchließlich 
für gebunden erklärt. Danach iſt aber die Wirkſamkeit des 
vorliegenden Angebotsvertrags bis zur Erteilung oder Ver⸗ 
ſagung der Entſchließung der Behörde über die Genehmigung 
ſchwebend bedingt. 

(U. v. 7. Mai 1927; 398/26 V. — Berlin.) [Sch.] 


in der durch ſie erzeugten Bindung liegt, daß aber eine Bindung 
auch bei einem perfekten Kaufvertrag ſchon vor der Genehmigung 
beſteht. Dieſe letztere Annahme iſt vom Rh. in ſtändiger Rſpr. 
geteilt worden. Es ſcheint mir daher, daß eine bloße Vertrags⸗ 
offerte nicht genehmigungspflichtig ſein kann. Der Offertvertrag 
geht nun allerdings über den Rahmen einer bloßen Offerte hinaus; 
er enthält nicht nur die Bindung des Veräußerers auf Grund der 
Offerte, ſondern auch eine Verpflichtung der Parteien hinſichtlich 
des Bindegeldes. Im Verkehr hat der Offertvertrag vielfach die 
Funktion eines endgültigen Kaufvertrages, beſonders wenn das 
Bindegeld ſehr hoch bemeſſen iſt, ſo daß keine der Parteien mit 
der Möglichkeit rechnet, daß dieſes Bindegeld verfallen könnte. 
Es erſcheint aber dennoch fraglich, ob man aus dieſem Grunde die 
Genehmigungspflichtigkeit bejahen kann. Der Offertvertrag ſtellt 
gewiß häufig einen Rechtsvorgang dar, der es unter Umgehung der 
geſetzlichen Vorſchriften, und zwar ſowohl derjenigen des GrVerk®. 
als der Steuervorſchriften, einem andern ermöglichen ſoll, über das 
Grundſtück wie ein Eigentümer zu verfügen. Derartige Geſchäfte 
unterfallen aber nicht ohne weiteres dem Geſetz über den Verkehr 
mit Grundſtücken; vielmehr enthält $ 13 dieſes Geſetzes die aus⸗ 
drückliche Ermächtigung für das Staatsminiſterium, ſie durch be⸗ 
ſondere Anordnung den Vorſchriften des Geſetzes zu unterſtellen. 
Von dieſer Ermächtigung hat das Staatsminiſterium bekanntlich 
keinen Gebrauch gemacht. Betrachtet man den rechtlichen Gehalt 


Rechtſprechung 


„ 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


* 


18. 888 Abſ. 2 Satz 2, 16 PrGrVerkG. 1.095 
20. Juli 1925. Die Verfäumung der für den Be 
ſcheid in der Beſchwerdeinſtanz beſtimmten Friſt 
von 3 Wochen hat nicht die Folge, daß die Ge? 
nehmigung als erteilt gilt. Alle vor dem 4. Ang, 
1925 abgeſchloſſenen Grundſtücksverkäufe bedür 
fen der Genehmigung, auch wenn die Auflaſſung 
erſt nach dem 4. Aug. 1925 erfolgt iſt.] 5 

Die Bekl. hat von J. N. ein Grundſtück gekauft und auf 
den Kaufpreis Wechſelakzepte gegeben, die von J. N. an die 
Kl. indoſſiert worden find; die Auflaſſung wurde am 17. Febr. 
1926 in notarieller Form erklärt. Dem Kaufvertrage wur 1 
die behördliche Genehmigung verfagt und die Bekl. hat gegen? 
über der im Wechſelprozeß erhobenen Klage auf Zahlung der 
Wechſelſumme nebſt Zinſen und Proteſtkoſten eingewendet: der 
Kaufvertrag ſei infolge Verſagens der erforderlichen behörd⸗ 
lichen Genehmigung unwirkſam geworden und deshalb au 
die dem Wechſel zugrunde liegende Kaufpreisforderung unbe 
gründet. Das könne auch der Kl. gegenüber geltend gemacht 
werden, weil ſie bloße Inkaſſomandatarin des Verkäufers jet 
Die Kl. hat beſtritten, daß das GrVerkch. v. 10. Febr. 19-9 
auf den fraglichen Verkauf überhaupt Anwendung finde; jeden⸗ 
falls ſei die Notwendigkeit einer Genehmigung weggefallen, 
nachdem dieſes Gef. wieder außer Kraft getreten ſei. Das G. 
hat in Abänderung des erſten Urt. die Klage abgewieſen. Die 
Rev. iſt zurückgewieſen. Soweit das BG. angenommen hab 
daß die Bekl. ihre gegen den Ausſteller des Wechſels N. aus 
dem zugrunde liegenden Kaufvertrage hergeleiteten Einen? 
dungen auch gegen die Kl. als Indoſſatarin des Wechſels er’ 
heben könne, weil ein ſogenauntes verſtecktes Inkaſſoindoſſa⸗ 
ment vorliege, beſtehen keine rechtlichen Bedenken. Die An? 
griffe der Rev. richten ſich allein dagegen, daß vom DL 
die Unwirkſamkeit des Grundſtücksveräußerungsvertrages b. 
20. Mai 1925 auf Grund des PrGr Verk. v. 10. Febr. 1923 
wegen Fehlens der erforderlichen behördlichen Genehmigung 
angenommen worden iſt. Die Kl. hatte in der Ber Inſt. gelten 


gemacht, daß jenes Geſ. hier ſchon deshalb keine Anwendung 


finde, weil es ſich um forſtwirtſchaftlich genutztes Gelände und 
um Unland i. S. von 8 1 Abſ. 2 Gr Verk. handele. Dies iſt 
vom BG. aus tatſachlichen Gründen für widerlegt erachtet. 
An ſich unterlag alſo der am 20. Mai 1925, alſo vor dem 
Außerkrafttreten des Geſ. v. 10. Febr. 1923 abgeſchloſſene 
Kaufvertrag der Genehmigungspflicht des 81 Abſ. 1 dieſ. Gel 
Tatſächlich iſt die vom Verkäufer beantragte Genehmigung 
durch Beſcheid des zuſtändigen Landrats v. 16. Juli 1920 
verſagt und die dagegen eingelegte Beſchwerde vom Re 
gierungspräſidenten erſt am 18. Dez. 1926 zurückgewieſen 
worden. Die Kl. ſucht daraus, daß der Regierungspräſident bei 
feiner Entſch. nicht die im 8 8 Abſ. 2 Satz 2 GrVerkcg. pur“ 
geſchriebene Friſt von 3 Wochen innegehalten habe, herzu⸗ 
leiten, es müſſe ſo angeſehen werden, als ob die Genehmigung 
erteilt ſei. Das BG. hat demgegenüber zutreffend ange 
nommen, beim Fehlen einer ausdrücklichen Vorſchrift könne 
eine entſprechende Anwendung der in § 7 Abſ. 4 a. a. O. ge 


des Offertvertrages an ſich, ſo ergibt ſich, daß außer der Bindung 
des Veräußerers, die, wie erwähnt, ſchon vor der Genehmigung 
beſteht, nur eine Verpflichtung des Erwerbers zur Zahlung be, 
Aufopferung des Bindegeldes vorliegt. Dieſe reine Geldverbindlich⸗ 
keit des Erwerbers berührt aber keineswegs diejenigen Rech 
güter, die gemäß § 4 GrVerkG. geſchützt werden ſollen. Hiernas 
bezweckt das Geſetz vielmehr nur, die Grundſtücks⸗ und Wohnung, 
wirtſchaft zu ſchützen, die Stillegung gewerblicher Betriebe und 7050 
Verſchleuderung von Grundſtücken zu verhüten, die Spekulatio 
mit Grundſtücken zu unterbinden und Steuerſchiebungen entgegen, 
zuwirken. Der Schutz von Grundſtücksſpekulationen jedoch liegt del 
Geſetz völlig fern. Durch die Auslegung, die das RG. dem Gef 

hinſichtlich der Offertverträge angedeihen läßt, wird aber gef 
ein Schutz derjenigen, Kreiſe eingeführt, welche „Grundſtücke a 
Offerte kaufen“. Dies ſind aber in der Hauptſache Grundſtü 

ſpekulanten. Ich kann mich daher nicht davon überzeugen, 15 
der Rechtsſtandpunkt des RG. durch die geſeßzgeberiſche 
Zwecke des GrVerkcg. gerechtfertigt wird. Dieſem Zweck wür 1 
völlig genügt werden, wenn nach Annahme der Offerte der nu 

mehr zuſtande gekommene Grundſtückskauf oder die Auflaſſung 5 

Genehmigung unterworfen würde. Der Fall der Nichtannahme! — 
Offerte iſt für das Geſetz v. 10. Febr. 1923 durchaus ohne J 


tereſſe. . 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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roffenen Beſtimmung, wonach im Genehmigungsverfahren 
05 Inſtanz für den Fall der Nichtabgabe einer Erklärung 
Fr den Antrag um Genehmigung binnen der vorgeſchriebenen 
Frist von 3 Wochen die Genehmigung als erteilt gelte, nicht 
u Frage kommen. Auch nach 88 Abſ. 2 Satz 2 iſt die Be⸗ 
ſchwerdeentſcheidung innerhalb 3 Wochen zu erteilen, aber es 
Fall nicht, wie in 8 7 Abſ. 4 beſtimmt, welche Folgen im 
Falle der Verſäumung dieſer Friſt eintreten ſollen. Beim 
Fehlen einer beſonderen Vorſchrift läßt ſich nicht ohne wei⸗ 
eres der § 7 Abſ. 4 entſprechend anwenden. Denn die Fiktion 
i r Genehmigung, wie fie für den Antrag auf Genehmigung 
a eriter Inſtanz bei Nichterklärung der Behörde innerhalb 
t * Friſt vom Gef, vorgeſchrieben wird, paßt nicht ohne wei⸗ 
85 für die Beſchwerdeinſtanz, nachdem einmal ein die Ge⸗ 
ehmigung verſagender Beſcheid der Behörde vorliegt. Es 
Erg eine außerordentliche Maßnahme und bedürfte deshalb 
eſonderer Anordnung, wenn ein ſolcher behördlicher Beſcheid 
ſench bloßen Friſtablauf ſeine Wirkung verlieren ſollte. Höch⸗ 
> ließe ſich als Wirkung der Friſtverſäumnis denken, daß 
eo Ablauf der Frift die Befugnis der früheren Inſtanz zur 
5 wegfiele, was dann zur Folge hätte, daß die ange⸗ 
lachtene Vorentſcheidung aufrechterhalten bliebe. Aber auch 
wit ſolche Wirkung würde dem Grundgedanken des 8 8 
widerſprechen, der gerade gegenüber einem verſagenden Be⸗ 
IKheide die Möglichkeit einer nochmaligen Nachprüfung durch 
— höhere Inſtanz gewähren will, um die Genehmigung doch 
doch zu erreichen. Deshalb bleibt nichts weiter übrig, als 
aß die Friſtbeſtimmung in § 8 lediglich den Zweck hat, auf 
—— beſchleunigte Erledigung der Beſchwerde hinzuwirken, 
An aber ſachliche Folgen an ihre Verſäumung zu knüpfen. 
ar eine nach Ablauf der Friſt ergehende Beſchwerde⸗ 
gulſcheidung behält ihre ſachliche Wirkung. Das BG. hat unter 
Aunweis auf die Entſch. in RG. 114, 230 f. 1) die klägeriſche 
laghaſſung, das GrBerf®. ſei nach feinem 8 16 zum 1. Juli 
Er mit der Wirkung außer Kraft getreten, daß für alle 
menndſtücksverkäufe von dieſem Tage ab keine Genehmigung 
* erforderlich ſei, als unrichtig abgelehnt; es hat ſich auf 
20 Standpunkt geſtellt, der 8 16 habe durch neues Gef. v. 
en Juli 1925, mit der Vorlegung des Außerkrafttretens auf 
ſeg 4. Aug. 1925, ſeine Bedeutung verloren. Die Außerkraft⸗ 
ſollen9 habe nicht die Wirkung, daß jetzt ſo verfahren werden 
0 „als ob das Gef. nie beſtanden habe, vielmehr bedurften 
pfl. vor dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenen genehmigungs⸗ 
lchtigen Grundſtücksveräußerungsverträge auch über dieſen 
n punkt hinaus noch der Genehmigung; befreit ſeien, wie 
an neuen Geſ. ausdrücklich hervorgehoben ſei, nur die 
Auch dem 4. Aug. 1925 neu abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte. 
ne I Auflaſſungen und Eintragungen bedürften noch der Ge⸗ 
ihmigung, wenn fie in Erfüllung von genehmigungspflich⸗ 
1955 Verkrägen erfolgten. Die von den Parteien am 17. Febr. 
ſtün erklärte Auflaſſung ſei daher unwirkſam. Eine ſelb⸗ 
ein dige Beſtätigung des Kaufvertrages v. 20. Mai 1925, 
li iederholung des Abſchluſſes, ſei in ihr nicht zu er⸗ 
der en. Die bloße Bezugnahme auf den Kaufvertrag reiche bei 
den abſtrakten Natur der Auflaſſung nicht aus, um zum Aus⸗ 
wied zu bringen, daß die Parteien damals den Kaufvertrag 
lin ethofen wollten; fie hätten auch damals von der mög- 
ne en Unwirkſamkeit des Kaufvertrages wegen fehlender Ge⸗ 
Aufl ung nichts gewußt. Demgegenüber will die Rev. in der 
Be fung eine Betätigung des Willens der Vertragsparteien 
B wiſſen, den Kaufvertrag auch unter der Geltung des 
desha Geſ. aufrechtzuerhalten; die Beteiligten müßten ſich 
3 ſe behandeln laſſen, als ob der Kauf ſelbſt erſt nach 
der Außerkrafttreten des alten Geſ. abgeſchloſſen wäre. Da 
dur angel des Kaufvertrages (Fehlen der Genehmigung) 
fo m die Genehmigung der Auflaſſung geheilt werden könne, 
15 Felſſe es jedenfalls ſo angeſehen werden, daß durch die am 
sehn ebr. 1926 erfolgte Auflaſſung, die nach Außerkraft⸗ 
die 10 des GrBerf®. keiner Genehmigung mehr bedurft habe, 
5 nwirkſamkeit geheilt worden ſei. Dieſe Ausführungen ver- 
Tan dem Rechtsmittel nicht zum Erfolge zu verhelfen. Der 
beanſtar Ausgangspunkt des angefochtenen Urt. iſt nicht zu 
tenen Auffaſ 1 70 2 99 8 a Be 115 9975 
uffaſſung des RG. in Einklang. Der Art. I des Gef. 
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v. 20. Juli 1925 beſtimmt, daß das GrVerkGG. v. 10. Febr. 
1923 außer Kraft tritt mit Wirkung für die Rechts⸗ 
geſchäfte, welche nach dem Inkrafttreten des neuen Ge⸗ 
ſetzes neu abgeſchloſſen werden, und beläßt es für alle übrigen 
Rechtsvorgänge bei der im alten Geſetze vorgeſehenen Ge⸗ 
nehmigungspflicht, ſoweit es ſich nicht um Erfüllung eines vor 
dem 1. Jan. 1923 rechtswirkſam abgeſchloſſenen Verpflichtungs⸗ 
geſchäfts handelt oder die Rechtsänderung nicht ſchon am 
16. Febr. 1923 durch Eintragung im Grundbuche wirkſam 
vollzogen war. Dieſe Beſtimmung beruht, wie in RG. 114, 
230 ff.2) dargelegt iſt, im weſentlichen auf dem Grundgedanken, 
daß das frühere in ſeiner Geltung zeitlich beſchränkte Geſetz 
volle Wirkſamkeit für die von ihm erfaßten Rechtsvorgänge 
behalten ſollte, die ſich unter ſeinem Geltungsbereich er⸗ 
eigneten. Demgemäß ſollten alle vor dem 4. Aug. 1925 
liegenden genehmigungspflichtigen Grundſtücksveräußerungs⸗ 
geſchäfte ſo lange nach dem alten Grundſtücksverkehrgeſetz be⸗ 
handelt werden, bis ſie durch nachgeholte Genehmigung oder 
auf andere Weiſe ihre Erledigung gefunden haben. Der Sinn 
dieſer Vorſchrift iſt alſo der: Nach dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes, dem 4. Aug. 1925, fällt für die neu ab⸗ 
geſchloſſenen Grundſtücksverträge die Genehmigungspflicht des 
§ 1 Gr Verk. fort. Die vor dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfte und die zu ihrer Erfüllung vorgenommenen 
Rechtshandlungen bedürfen weiter der Genehmigung. Davon 
find ausgenommen ſolche Rechtsgeſchäfte, welche bis zum 
16. Febr. 1923 bereits rechtswirkſam durch Eintragung im 
Grundbuche wirkſam erfüllt waren, und ſolche rechtsändernden 
Vorgänge, die in Erfüllung eines vor dem 1. Jan. 1923 
rechtswirkſam abgeſchloſſenen Verpflichtungsgeſchäfts vor ſich 
gehen. Für alle nach dem 1. Jan. 1923 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
pflichtungsgeſchäfte, welche noch nicht bis zum 16. Febr. 1923 
durch Eintragung im Grundbuch vollzogen ſind, bleibt auch 
hinſichtlich der in Erfüllung dieſer Geſchäfte erklärten Ein⸗ 
tragungsbewilligungen, namentlich der Auflaſſungen die Not⸗ 
wendigkeit der Genehmigung beſtehen. Die ſchwebende Un⸗ 
wirkſamkeit, die bei einem unter den Geltungsbereich des Geſ. 
v. 10. Febr. 1923 fallenden Kauſvertrage als Folge der ge⸗ 
ſetzlich angeordneten Genehmigungspflicht eingetreten iſt, wird 
alſo nicht ſchon dadurch beſeitigt, daß das GrVerkG. außer 
Kraft trat, und ergreift auch die zur Erfüllung des Per⸗ 
pflichtungsgeſchäfts ſpäter vorgenommenen Rechtshandlungen. 

uch ſie können eine volle Wirkung nur äußern, wenn ſie 
ſelbſt, beim Fehlen der Genehmigung des Verpflichtungs⸗ 
geſchäfts, noch genehmigt werden. Im übrigen iſt die Ge⸗ 
nehmigungspflicht der Eintragungsbewilligungen, insbeſ. der 
Auflaſſung nach 8 1 Abſ. 1 Satz 3 des Geſ. nur hilfsweiſe 
vorgeſchrieben. Iſt die Genehmigung des an erſter Stelle in 
Betracht kommenden Grundgeſchäfts verſagt, ſo iſt damit das 
Geſchäft mit allen Nachwirkungen erledigt. Hiernach können 
allerdings die Beteiligten eines den Vorſchriften des GrVerkch. 
v. 10. Febr. 1923 unterliegenden, nicht genehmigten Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrages unter Abſtandnahme von der Aus⸗ 
führung des Vertrages nach dem 4. Aug. 1925 einen neuen 
Vertrag gleichen Inhalts ſchließen, der dann der Genehmi⸗ 
gung nicht mehr bedurfte. Die bloße, in Erfüllung des nicht 
genehmigten Vertrages nach dem 4. Aug. 1925 vorgenommene 
Auflaſſung unterliegt aber nach wie vor ebenſo der Ge⸗ 
nehmigungspflicht, wie das zugrunde liegende Verpflichtungs⸗ 
geſchäft ſelbſt. Die Auflaſſung kann ſchon wegen ihrer ab⸗ 
ſtrakten Natur nicht ohne weiteres als eine Neuvornahme in 
dem Sinne gelten, daß es nunmehr ſo angeſehen werden 
müßte, als ſei der Kaufvertrag von neuem abgeſchloſſen wor⸗ 
den (RG. 115, 6—12 3), 3839 )). Dazu bedurfte es eines 
auf Wiederholung des Kaufvertrags gerichteten Willens der 
Beteiligten; wenn das BG. einen ſolchen Willen nicht ſchon 
deshalb annimmt, weil bei der Auflaſſung auf den Kauf⸗ 
vertrag Bezug genommen iſt, ſo läßt das keinen Rechts⸗ 
irrtum erkennen. Zutreffend wird auch im angefochtenen Ur⸗ 
teile darauf hingewieſen, daß für eine ſolche Wiederholungs⸗ 
abſicht ſchon deshalb jeder Anhalt fehle, weil die Parteien bei 
der Auflaſſung an der Wirkſamkeit des Grundgeſchäfts nicht 
zweifelten. Allerdings kann der Mangel der behördlichen Ge⸗ 


nehmigung zu dem Verpflichtungsgeſchäft durch die Genehmi⸗ 
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gung der in Erfüllung des obligatorifchen Vertrages erfolgen- 
den Auflaſſung geheilt werden. Aber eine ſolche Heilung trat 
nicht ſchon dadurch ein, daß nach dem 4. Aug. 1925 die Auf⸗ 
laſſung erklärt wurde, zu einer Zeit, als das alte GrVerkG. 
nicht mehr galt. Denn auch dieſe in Erfüllung des nicht ge⸗ 
nehmigten Kaufvertrags erfolgende Auflaſſung unterlag ebenſo 
der Genehmigung wie das Verpflichtungsgeſchäft ſelbſt. Ob 
unter Umſtänden im Falle der Wiederholung der Auflaſſung, 
wenn ſie unabhängig von dem vorausgehenden Kaufvertrag 
nach dem Außerkrafttreten des GrVerf®. erfolgte, die Sache 
anders zu beurteilen wäre, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
hier handelt es ſich nicht um eine ſolche wiederholte ſelb⸗ 
ſtändige Auflaſſung, ſondern um eine in Erfüllung eines ge⸗ 
nehmigungspflichtigen Kaufvertrages erklärte Auflaffung, die 
nach dem oben Ausgeführten ebenſo der Genehmigung be⸗ 
durfte wie der Vertrag ſelbſt. Dieſe Genehmigung iſt rechts⸗ 
kräftig verſagt worden und damit der Kaufvertrag ſelbſt end⸗ 
gültig unwirkſam geworden, ſo daß aus ihm eine Kaufpreis⸗ 
forderung nicht mehr hergeleitet werden kann. Demgemäß hat 
das BG. mit Recht auch die Klage aus dem Wechſel ab⸗ 
gewieſen, der einen Teil des Kaufpreiſes darſtellt. 
(U. v. 22. Juli 1927; 142/27 II. — Naumburg.) [Ku.] 


19. 58 87, 15 Gen G. Die Einhaltung der Ver⸗ 
pflichtung zum Beitritt in eine Genofſenſchaft 
mbH. oder zum Erwerb neuer Anteile kann nach 
der Auflöſung der Genoſſenſchaft nicht mehr ge- 
fordert werden.] f) 

Die Kl., eine eingetragene Genoſſenſchaft mbH., iſt „zur 
Förderung des Erwerbs und der Wirtſchaft“ ihrer Mitglieder 
gegründet worden. Als Gegenſtand des Unternehmens nennt 
die Satzung den gemeinſchaftl. Bezug landwirtſchaftl. Bedarfs⸗ 
artikel, den gemeinſchaftl. Abſatz landwirtſchaftl. Erzeugniſſe 
und „nebenbei“ die Annahme von Einlagen zum Zwecke der 
Verſtärkung der Betriebsmitlel und deren Verzinſung. Nach 
§ 4 der Satzung übernimmt jedes Mitglied u. a. ausdrücklich 
die Verpflichtung, mindeſtens einen Geſchäftsanteil zu er⸗ 
werben und ſofort einzuzahlen und bei einer landwirtſchaftlich 
genutzten Fläche über 25 Morgen für je angefangene weitere 
25 Morgen einen weiteren Geſchäftsanteil zu erwerben. Mit 
der Einzahlungspflicht auf die Geſchäftsanteile befaßt ſich 
auch 8 40 der Satzung, und zwar dahin, daß die Einzahlung 
ſogleich nach der Eintragung des Beitretenden in die gericht⸗ 
liche Liſte der Genoſſen zu erfolgen habe. Der Bekl. iſt auf 
Grund ſeiner Beitrittserklärung v. 25. Sept. 1922 unter dem 
1. Juni 1923 in der gerichtlichen Liſte der Genoſſen mit 
10 Geſchäftsanteilen eingetragen worden; ſeiner Einzahlungs⸗ 
pflicht hat er genügt. Er iſt nun aber Eigentümer von 
2218 Morgen landwirtſchaftlich genützter Fläche. Die Kl. hat 
deshalb von ihm die Übernahme und Einzahlung weiterer 
79 Geſchäftsanteile gefordert. Während des Verfahrens zweiter 
Inſtanz hat eine Generalverſammlung der Kl. v. 28. Juni 
1926 die Liquidation beſchloſſen; der Beſchluß iſt unter dem 
29. Juni 1926 in das Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen wor⸗ 
den. Der Bekl. hat ſich zu ſeiner Verteidigung auf dieſe Tat⸗ 
ſache mitberufen. Die Kl. hat noch geltend gemacht, daß ſich 
Bekl. längſt ſchon in Verzug befunden habe. Letzterer hat dies 
beſtritten und auch inſoweit Klagänderung eingewendet. Das 


Zu 19. Den Ausführungen des RG. wird in allen Teilen zu⸗ 
zuſtimmen ſein. Nach Auflöſung der Genoſſenſchaft fehlt es für 
den Beitritt neuer Mitglieder an dem engen wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Tätigkeit der Genoſſenſchaft und dem 
Erwerb und der Wirtſchaft der Mitglieder, der gemäß § 1 Gen. 
gefordert wird. Der Anwendung dieſer für den Neubeitritt von 
Mitgliedern maßgebenden Erwägungen auf den Erwerb weiterer 
Geſchäftsanteile wird unbedenklich zugeſtimmt werden muſſen. Die 
Anwendung dieſer Grundſätze muß im übrigen nicht immer, wie im 
vorliegenden Falle, lediglich zum Nachteil der Genoſſenſchaft ſein. 
Es kann ſehr wohl der Fall eintreten, daß die Anwendung die⸗ 
ſer Grundſätze auch zum Nachteil eines Genoſſen iſt, der ein wirt⸗ 
ſchaftliches Intereſſe daran haben kann, mit einer möglichſt großen 
Zahl von Geſchäftsanteilen bei der Genoſſenſchaft beteiligt ſein. 
Derartige Fälle können vor allen Dingen bei Kreditgenoſſen⸗ 
ſchaften eintreten, bei denen die Höhe der eingeräumten Kredite 
vielfach abhängig gemacht iſt von der Zahl der übernommenen Ge⸗ 
ſchäftsanteile. 

Unabhängig von der Frage, ob nach Auflöſung der Genoſſen⸗ 
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BG. hat den Klagantrag auf Verurteilung des Bekl, ſich in 
die gerichtliche Liſte der Genoſſen mit 79 weiteren Geſchäfts 
anteilen eintragen zu laſſen, abgewieſen, weil es inſoweit an 
einem Rechtsſchutzintereſſe der Kl. fehle; es erwägt, daß nach 
Auflöſung der Kl. durch den Liquidattonsbeſchluß v. 28. Jun 
1926 weder der Beitritt eines „Geſellſchafters“, noch auch 
die Übernahme von weiteren Geſchäftsanteilen mehr in das 
Genoſſenſchaftsregiſter — richtig in die Genoſſenliſte des Re 
gilterer. — eingetragen werden könne, die Erklärung eines 
Genoſſen, ſich mit weiteren Geſchäftsanteilen zu beteiligen, 
deshalb bedeutungslos ſei, Kl. demnach kein ſchutzwürdige? 
Intereſſe mehr an der Verurteilung des Bekl. zur Abgabe 
einer ſolchen Erklärung habe. Die Rev. wendet ein, daß die 
Verpflichtung des Bekl. zur Übernahme der 79 weiteren GM 
ſchäftsanteile nach $ 4 der Satzung der Kl. ſchon mit dem Bel“ 
tritt des Bekl., alſo längſt vor Auflöſung der Kl. begründet 
geweſen ſei; der Eintragung einer auf Grund ſolcher Ver⸗ 
pflichtung ausgeſprochenen Übernahme von weiteren Geſchäfts⸗ 
anteilen ſtehe die Liquidation nicht im Wege. Der Reviſions? 
angriff iſt nicht begründet. Die zu entſcheidende Rechtsfrage 
iſt die, ob überhaupt nach Auflöſung der eingetragenen Gr 
noſſenſchaft durch Generalverſammlungsbeſchluß im Abwick⸗ 
lungsverfahren noch die Beteiligung von Genoſſen auf wel? 
tere Geſchäftsanteile erfolgen kann; verneinendenfalls, ob 
wenigſtens dann etwas anderes gilt, wenn eine ſtatutariſche 
Verpflichtung zur Übernahme weiterer Geſchäftsanteile be 
ſteht, die Genoſſenſchaft dieſen Anſpruch auch ſchon im Prozeß 
verfolgt und ſich erſt während Schwebens des Verfahrens in 
den Tatſacheninſtanzen aufgelöſt hat und in Liquidation ge 
treten iſt. Rechtsgrundſätzlich iſt zunächſt die ſatzungsgemä S 
Verpflichtung zum gleichzeitigen Erwerb einer Mehrheit von 
Geſchäftsanteilen, wie fie die Satzung der Kl. vorſieht, UM 
bedenklich zuläſſig (ſ. a. RG. 62, 303 ff.; 73, 403/405) 
ferner Rieß in Ehrenbergs Handbuch des geſ. HR. III, ＋ 
S. 149; Deumer, Recht der eingetr. Genoſſenſchaften S. 217 
bis 218; Crüger⸗Crecelius, Anm. 7 zu 8 134 GenÖ.) 
Die Vorausſetzungen für die pflichtmäßige Mehrbeteiligung 
und deren Umfang find auch in der Satzung der Kl. au. 
ſchließend klar und deutlich umſchrieben. Andererſeits iſt die 
Höchſtzahl der Beteiligung auf 200 Geſchäftsanteile beſtimmt 
Unbedenklich darf daher von der Rechtsgültigkeit der hier = 
Betracht kommenden Satzungsvorſchriften ausgegangen W. 
den. Inſoweit hat auch der Bekl. in den Vorinſtanzen, 1 
weit erſichtlich, irgendwelche Einwendungen nicht erhoben, 
ebenſowenig wie er die ziffermäßige Berechnung der ons 
ihm verlangten Mehrbeteiligung mit 79 weiteren Geſchafts 
anteilen bemängelt hat. Der Bekl. war zur Zeit der Auflöſung 
der Kl. ſchon Genoſſe derſelben. Es handelt ſich alſo m! 7 
etwa darum, ob ſein Beitritt nach der Auflöſung noch mög 
lich wäre. Immerhin erſcheint dieſe Frage hierher nicht un 
erheblich. Wäre ſie zu bejahen, dann ließen ſich durchgreifende 
Bedenken auch gegen eine Mehrbeteiligung, wie ſie hier va 
langt wird, nicht erheben. Nun ift aber die Möglichkeit de 
Beitritts zu einer Genoſſenſchaft nach deren Auflöſung M 
Liquidationsverfahren zu verneinen. Dies iſt für den Fall? 
Auflöſung durch Konkurseröffnung gerade auch für die Und 
ſchon durch Urt. des erſten ZS. v. 15. Jan. 1902 — |. No. 
50, 127 ff. — entſchieden und muß aus im weſentlichen den 
ſchaft ein Mitglied neu beitreten oder weitere Geſchäftsanteile 75 
werben kann, iſt die Frage, welche Wirkung denn im übrigen 5 
bereits abgegebenen Beitritts- oder Übernahmeerklärungen dung 
Beitritt bzw. zur Übernahme weiterer Geſchäftsanteile haben. 2 
NS. ſteht auf dem richtigen Standpunkt, daß der Erklärende fh 
eine ſolche Beitritts⸗ bzw. Übernahmeerklärung gebunden und, ei 
von ihr nicht einſeitig losſagen kann. Da die Erfüllung diele, 
Vertrages nach Auflöſung der Genoſſenſchaft unmöglich gewor all 
iſt, ergeben ſich die Rechtsfolgen aus dieſem Vertrag nach den a. 
gemeinen Beſtimmungen über die Nichterfüllung von gegenſeitigeg 
Verträgen, und es wird in jedem Einzelfall zu prüfen ſe ch 
und gegebenenfalls auf welcher Seite ein Verſchulden für die a jefe 
erfüllung dieſer Verträge vorliegt. In dem ſtrittigen Fall iſt d a 
Frage offengeblieben, da es, wie das Reviſionsurteil ausführt, 
jeder tatſächlichen Darlegung fehlt und auch ein Anſpruch we 
Verzugsſchaden nicht geltend gemacht worden iſt. 1 
RA. Dr. Dr. E. H. Meyer, Berlin. 
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ſelben Gründen auch für den Fall der Auflöſung durch 
weneralverſammlungsbeſchluß mit anſchließender Liquidation 
. Eine aufgelöſte Genoſſenſchaft kann keine neuen Mit⸗ 
Alder erwerben. 8 87 Gen®. erklärt für die Zeit nach Auf⸗ 
sung bis zur Beendigung der Liquidation hinſichtlich der 
R erhültniffe der Genoſſenſchaft und der Genoſſen nur die Vor⸗ 
ſchriften des zweiten und dritten Abſchnitts des Geſetzes mit 
gewiſſen Beſchränkungen für anwendbar, nicht aber auch die 
Vorſchriften des erſten Abſchnitts, in welchem gerade auch 
‚315 GenG. — die Beſtimmungen über den Erwerb der 
liägliedſchaft enthalten ſind. Die Gewinnung neuer Mit⸗ 
Rieder würde ferner völlig aus dem Rahmen des Liqui⸗ 
gonszwecks, der auf Geſchäftsabwicklung und Vermögens⸗ 
Bit Teilung, aber nicht mehr auf Förderung des Erwerbs 
ver der Wirtſchaft der Mitglieder gerichtet iſt, herausfallen. 
— Erwerb der Mitgliedſchaft iſt nach §S 15 GenG. durch 
— e ſchriftliche Beitrittserklärung, deren Einreichung durch 
Vorſtand bei Gericht und die anſchließende Eintragung 
w. die Lifte der Genoſſen bedingt. Erſt mit letzterer entſteht, 
11 it § 15 Abſ. 3 Gen®. ausdrücklich beſtimmt iſt, die Mit⸗ 
Niedſchaft. Daraus folgt weiter, daß, falls ſich die Genoſſen⸗ 
falt vor dieſer Eintragung auflöſt, ſolche auch trotz Vor⸗ 
ho gens der ſonſtigen Vorausſetzungen nicht mehr vollzogen 
Eden kann und damit der Erwerb der Mitgliedſchaft ſelbſt 
Schtlich ausgeſchloſſen iſt (j. a. RG. 50, 127; Rieß a a. 
223; Deumer, 857 S. 305/06; Waldecker, Die ein- 
getragene Genoſſenſchaft, S. 2988; Crüger⸗Crecelius, 
nien 8 zu 8 15). Selbſt wenn alſo der Bekl. für den zu⸗ 
Gicht unterſtellten Fall des Beitritts eine ordnungsmäßige 
genung ausgeſtellt hätte und ſolche vom Vorſtand dem Re⸗ 
KEN, zur Eintragung vorgelegt worden wäre, würde eine 
ma tagung und die Erlangung der Mitgliedſchaft nicht mehr 
teichlich ſein, obwohl auch hier der Bekl. an eine ſolche Bei⸗ 
eur erklärung gebunden geweſen wäre und von ihr nicht 
0 ſeitig ſich hatte losſagen können. Nicht anders läge es 
. wenn er eine ſolche Erklärung überhaupt noch nicht ab⸗ 
träten, vielmehr ſich erſt zu einer Abgabe bzw. zum Bei⸗ 
0 rechtsgültig verpflichtet, aber zu Unrecht die Erfüllung 
N er Verpflichtung verweigert hatte, und nun während des 
ſorozeſſes der Genoſſenſchaft gegen ihn auf Abgabe der er⸗ 
Irderlichen Beitrittserklärung die Auflöſung erfolgt wäre. 
ieſelben Grundſätze müſſen nun aber auch dann gelten, wenn 
ale) zwar nicht um den Beitritt und damit die Erlangung 
Bet Genoſſenſchaftsmitgliedſchaft als ſolcher, ſondern um die 
Gang (gun eines Genoſſen mit weiteren Gefchäftsanteilen 
7 elt. Die Beteiligung auf weitere Geſchäftsanteile voll⸗ 
kei ſich im weſentlichen in denſelben Formen, wie der Bei⸗ 
und damit der Erwerb der Mitgliedſchaft überhaupt. 
daß ergibt ſich aus 8 137 Gen., der ausdrücklich beſtimmt, 
ber die Beteiligung auf weitere Geſchäftsanteile erſt mit 
Eintragung in Kraft tritt und im übrigen den 8 15 
gehen für entſprechend anwendbar erklärt. Auch $ 137 Gen. 
8 35 nicht zu den Vorſchriften, deren Weitergeltung nach 
bis GenG. für die Zeit nach Auflöſung der Genoſſenſchaft 
wie zur Beendigung der Liquidation vorgeſehen find. Ebenſo, 
run er Beitritt neuer Mitglieder liegt ſodann die Erweite⸗ 
nag der körperſchaftlichen Beteiligung, wie ſie die Über⸗ 
Er weiterer Geſchäftsanteile bedeutet, außerhalb des be⸗ 
Cie ukten Abwicklungszwecks der aufgelöſten Genoſſenſchaft. 
0 iſt deshalb nach dieſem Zeitpunkt nicht mehr möglich 
Dei, Rieß a. a. O. S. 87; Waldecker: 89 R. 77, 433; 
Erümer S. 221 und 343 [für den Konkursfall]; Crüger⸗ 
den celius, Anm. 14 zu § 134). Weshalb die Eintragung 
Bi, eteiligung auf die weiteren Geſchäftsanteile vor Auf⸗ 
Kon ug nicht vollzogen worden iſt oder nicht vollzogen werden 
er iſt hierher ebenfalls unerheblich. Entſcheidend iſt viel⸗ 
weiter 
wirfli 
in 


* 


allein die Tatſache, ob die Vorausſetzungen für die 
e Beteiligung ſämtlich vor dieſem Zeitpunkt ver⸗ 
cht worden ſind und damit die weitere Bekeiligung ſelbſt 
wach raft getreten iſt. Die mit dem Klagantrag geltend ge⸗ 
1 Verpflichtung des Bekl., ſich mit weiteren Geſchäfts⸗ 

x en eintragen zu laſſen, d. h. eine dem § 137 Abſ. 1 
die 9 entſprechende Erklärung abzugeben, iſt mithin durch 
etm Au löſung der Kl. erloſchen. Daran würde auch ein 
Bet Verzug des Bekl. nichts ändern. Es fehlt alſo nicht 

an dem Rechtsſchutzintereſſe, ſondern der Anſpruch ſelbſt 
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iſt unbegründet. Gleiches gilt hinſichtlich der mit der Klage 
weiter verfolgten Zahlungsverpflichtung. Ihre Entſtehung 
iſt, da die Erweiterung der genoſſenſchaftlichen Beteiligung, 
an die ſie geknüpft iſt, nicht mehr möglich iſt, ebenfalls un⸗ 
möglich geworden. Der Auflöſungsbeſchluß hat auch inſoweit 
der Klage den Boden entzogen. Die prozeſſuale Rüge der 
Rev., daß das BG., ſoweit die Klage auf Verzug des Bekl. 
geſtützt iſt, die Frage der Klagänderung zu Unrecht bejaht 
habe, iſt allerdings begründet. Die Rev. macht geltend, daß 
auch nach Anſicht des BG. ein etwaiger Verzug des Bekl. 
ſpäteſtens mit der Klagerhebung eingetreten wäre, bei letz⸗ 
terer handle es ſich aber um eine ſchon in erſter Inſtanz 
vorgetragene Tatſache, deren Heranziehung zur rechtlichen 
Begründung der geſtellten Anträge nach 88 527, 268 Ziff. 1 
ZPO. nichts im Wege ſtehe. Dies iſt richtig. Die Umſtände, 
aus welchen die Kl. einen Leiſtungsverzug des Bekl. herleiten 
will, waren ſämtlich ſchon in erſter Inſtanz vorgetragen; ins⸗ 
beſondere iſt auch in der Klage behauptet, daß Bekl. ſchon mit 
Schreiben v. 23. Nov. 1925, alſo ſogar vor der Klag⸗ 
erhebung, zur Zahlung aufgefordert worden ſei. Bei dieſer 
Sachlage bedeutet es in der Tat nur eine auf alle Fälle nach 
§ 268 Abi. 1 Ziff. 1 ZPO. zuläſſige Ergänzung der recht⸗ 
lichen Klaganführungen, wenn zur Klagbegründung in zweiter 
Inſtanz noch ausdrücklich der rechtliche Geſichtspunkt des Ver⸗ 
zugs herangezogen worden iſt. Allein ſachlich vermag auch 
dieſer Geſichtspunkt, wie ſchon oben dargelegt, der Klage nicht 
zum Obſieg zu verhelfen. Dafür, daß bis zu dem Auflöſungs⸗ 
beſchluß ein beſtimmter Verzugsſchaden ſchon erwachſen war, 
fehlt es an jeder tatſächlichen Darlegung, ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß ein ſolcher Anſpruch gar nicht geltend gemacht iſt. 
(U. v. 20. Mai 1927; 445/26 II. — Berlin.) Ku.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


20. [SS 221, 222, 366 Ziff. 10 StG B. Ver⸗ 
urſachung des Todes eines Menſchen durch eine 
vorſätzliche oder fahrläſſige ſtrafbare Hand- 
lung einer beſtimmten anderen Perſon, ohne 
daß mit Sicherheit feſtgeſtellt werden kann, 
welche von mehreren Begehungs möglichkeiten 
zutrifft.] /) 

Die Angekl. L. und Sch. traten am Karfreitag 1926 
abends etwa um 9 Uhr mit einem Dogcart, das mit einem 
zum Scheuen neigenden jungen Hengſt beſpannt war, den 
Heimweg von J. nach O. an. L. lenkte; Sch. ſaß neben ihm. 
Der Wagen war unbeleuchtet. Auf dem hinter J. beginnen⸗ 
den, ſcharf anſteigenden Teil der Landſtraße, auf dem L. an⸗ 
geblich im Schritt fuhr, kam ihnen der Zugführer R. mit 
einem Fahrrad entgegen. Was ſich bei dem Zuſammentreffen 
mit ihm ereignete, vermochte der Vorderrichter nicht reſtlos 
aufzuklären. Feſt ſteht, daß R. als Sterbender in der Nähe 
ſeines nahezu unbeſchädigten Fahrrads liegen blieb, und daß 
die Angekl. nach Hauſe fuhren, ohne von dem, was vor⸗ 
gefallen war, der Polizei etwas zu melden. Die am nächſten 
Morgen aufgefundene Leiche des R. wies einen ſchweren 
Schädelbruch, mehrere Rippenbrüche und eine Zerreißung 


Zu 20. Das Url. iſt im Ergebniſſe und in allen weſentlichen 
Teilen der Begründung zutreffend. 

Das SchöffenGer. hat freigeſprochen, weil es keine der drei 
von ihm erörterten Möglichkeiten für gegeben, den Fall vielmehr 
für völlig unaufgeklärt anſah. Es hielt insbeſ. die Kauſalitat zwi⸗ 
ſchen dem Verhalten der Angekl. und dem Erfolge nicht für erwieſen, 
weil der Unfall wahrſcheinlich auch dann geſchehen wäre, wenn das 
Fuhrwerk des Angekl. beleuchtet geweſen wäre. Schließlich hat ſich 
das SchöffenGer. anſcheinend auch deshalb nicht zur Verurteilung wegen 
fahrläſſiger Tötung entſchließen können, weil ein vorſätzliches Handeln 
der Angekl. immerhin als nicht ganz ausgeſchloſſen erſchien. 

Das RG. tut den letzteren Geſichtspunkt kurz unter Hinweis 
auf RGSt. 59, 83 (JW. 1925, 2138? mit Anm. von Alsberg) 
ab. Er iſt auch tatſächlich unhaltbar. Wollte man damit Ernſt machen, 
daß wegen Fahrläſſigkeit nur verurteilt werden dürfe, wenn vor⸗ 
ſätzliches Handeln ausgeſchloſſen iſt, ſo würde das einen großen Teil 
der Strafrechtspflege auf dem Gebiete der Tötungs⸗, Körperver⸗ 
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des Herzens auf; die Verletzungen waren derart, daß jede von 
ihnen binnen wenigen Minuten den Tod herbeiführen mußte. 
Verſchiedene Gegenſtände, die R. bei ſich getragen hatte, 
fehlten. Gegen L. und Sch. wurden je wegen eines Vergehens 
der fahrläſſigen Tötung nach § 222 StGB. in Tateinheit mit 
einer Übertretung verkehrspolizeilicher Vorſchriften nach 8 366 
Nr. 10 SGB. ſowie wegen eines Vergehens des Verlaſſens 
einer hilfloſen Perſon in hilfloſer Lage nach 8 221 StGB. 
das Hauptverfahren eröffnet. Das Schöffc G. in M. verurteilte 
den Angekl. L. wegen einer Übertretung der VerkPolVO. für 
den Kreis B. v. 23. Dez. 1923 i. Verb. m. § 366 Nr. 10 
SGB. — Fahren ohne Licht — zu einer Geldſtrafe von 
20 Kl, erkannte aber im übrigen auf Freiſprechung. Gegen 
dieſes Urt. legte der StA. inſoweit Rev. ein, als L. frei⸗ 
geſprochen worden iſt. Die Rev. iſt unbegründet, ſoweit ſie 
ſich gegen die Freiſprechung des Angekl. L. von der Anklage 
wegen eines Vergehens nach § 221 StGB. richtet, da nach 
den Feſtſtellungen R. ſchon wenige Minuten nach dem Zu⸗ 
ſammentreffen mit den Angekl. tot war und nicht erweis⸗ 
lich iſt, daß die Angekl. ihn ſchon vorher verlaſſen haben. Im 
übrigen aber iſt die Rev. begründet. Im angefochtenen Urteil 
werden drei Möglichkeiten erörtert: Der Sohn des R. hat 
die Vermutung ausgeſprochen, daß die Angekl. mit ſeinem 
Vater in Streit geraten ſind, ihn hierbei erſchlagen und zur 
Ablenkung des Verdachts einen von einem Dritten verübten 
Raubmord vorgetäuſcht haben. Das Gericht erachtet das für 
nicht ganz ausgeſchloſſen, aber für ſehr unwahrſcheinlich, weil 
ſich hierdurch insbeſ. die Zerreißung des Herzens nicht er⸗ 
klären ließe. Der Sachverſtändige nimmt im Hinblick auf die 
Art der Verletzungen an, daß R. vielleicht etwas unſicher und 
ſchnell auf unbeleuchtetem Fahrrad die Straße hinunter⸗ 
gefahren und mit dem ihm entgegenkommenden, gleichfalls 
unbeleuchtetem Fuhrwerk mit ungeheurer Gewalt zuſammen⸗ 
geſtoßen iſt. Zu einer Feſtſtellung in dieſem Sinne konnte ſich 
das Gericht deshalb nicht entſchließen, weil das Fahrrad im 
weſentlichen unbeſchädigt geblieben iſt. Nach der Darſtellung 
der Angekl. hätte ſich der Vorfall abgeſpielt wie folgt: L. ſei 
langſam auf der rechten Seite der Fahrbahn bergan gefahren; 
er habe zeitweiſe die Augen geſchloſſen gehabt, aber nicht ge⸗ 
ſchlafen. Sch. habe auf etwa 30 m Entfernung den R. mit 
ziemlicher Geſchwindigkeit und in ſchwankender Fahrt die 
Straße hinunterfahren ſehen; er habe ihm, als er etwa auf 
15 m nahe gekommen war, zugerufen „rechts fahren!“ R. ſei 
darauf in einer Entfernung von etwa 5m vor dem Wagen 
ſcharf nach rechts ausgebogen und dabei derart heftig zu Fall 
gekommen, daß ſie ſofort mit ſchweren Verletzungen gerechnet 
hätten. Der Hengſt ſei ſcheu geworden, ſo daß L. habe ab⸗ 
ſteigen und ihn halten müſſen. Der Verunglückte habe wie 
ein Sterbender kurz geröchelt. Sch. habe geraten, nach J. zu⸗ 
rückzufahren und auf der Bürgermeiſterei den Unfall zu mel⸗ 
den. L. habe aber aus Angſt und Aufregung über den Vor⸗ 
fall und wegen des ſcheuen Pferdes auf baldige Heimfahrt 
gedrängt. Dem Shöff®. iſt auch dieſe Darſtellung der An⸗ 
geklagten nicht überzeugend erſchienen, insbeſ. im Hinblick auf 
die Schwere der Verletzungen. Es führt hierzu ferner aus: 


letzungs⸗ und Eidesdelikte lahmlegen. Vielmehr darf ſtets wegen Fahr⸗ 
läſſigkeit verurteilt werden, wenn der Verdacht vorſätzlichen Handelns 
nicht ſtark genug iſt, der Sachverhalt aber ſo liegt, daß der Täter 
jedenfalls mindeſtens fahrläſſig gehandelt hat. Wünſchenswert 
bleibt jedoch trotzdem — wie immer wieder betont werden muß — 
eine ausdrückliche Geſetzesvorſchrift über die Zuläſſigkeit alter⸗ 
nativer Feſtſtellungen (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 4b zu 8 267). Lei⸗ 
der enthält auch der AE. StGB. 1927 keine derartige Beſtimmung. 

Das NG. wendet ſich dann der Frage der „fahrläſſigen Ver⸗ 
urſachung“ zu, hält hierbei aber die Kauſalitäts⸗ und die Schuldfrage 
nicht ſcharf genug auseinander. Es hätte zunächſt unterſuchen müſſen, 
ob das Fehlen der Beleuchtung kauſal war. Das verſteht ſich nicht 
von ſelbſt; denn es ſind Situationen denkbar (z. B. bei plötzlichem 
Um⸗die⸗Ecke⸗biegen), in denen der Unfall auch bei beſter Beleuchtung 
in genau gleicher Weiſe geſchehen wäre. Hier aber geben die Angel. 
ſelbſt an, der eine von ihnen habe den R. auf etwa 30 m Entfernung 
erblickt und ihn auf etwa 15 m angerufen, R. ſei aber erſt etwa 5m 
vor dem Wagen ausgebogen. Bei dieſer Sachlage muß mit einer faſt 
an Gewißheit grenzenden Wahrſcheinlichkeit angenommen werden, 
daß R. den Wagen ſpäter wahrgenommen hat, als er ihn bei ord⸗ 
nungsmäßiger Beleuchtung wahrgenommen hätte (es war am Kar⸗ 
freitag abends etwa um 9 Uhr!). Daraus kann mit der gleichen 
Wahrſcheinlichkeit gefolgert werden, daß R. alsdann früher und 
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richts überhaupt nicht genügend feſtgeſtellt iſt, könnte auch bet 
Zugrundelegung der Darftellung der Angekl. nicht als erwieſen 
„Abgeſehen davon, daß der Tatbeſtand nach Anſicht des 6er 
angenommen werden, daß der Tod des R. bei Beleuchtung des 
Fuhrwerks auch nur mit einer ſehr großen Wahrſcheinlichkeit 
nicht eingetreten wäre. Es müßte dann unterſtellt werden, 
daß R., ſo gut wie Sch. ihn auf 30 m Entfernung geſehen 
hat, auch ſeinerſeits auf dieſe Entfernung, mindeſtens aber, 
als Sch. ihn auf 15m Entfernung anrief, das Fuhrwer 
wahrnahm. Dieſe Entfernung muß aber, ſelbſt wenn R. m 

großer Geſchwindigkeit den Berg herunterkam, als durchau 

ausreichend angeſehen werden, um dem auf der rechten Seite 
fahrenden Fuhrwerk auszuweichen, da er ſelbſt nach der Rad“ 
ſpur ziemlich in der Mitte der Straße fuhr. Ein ſcharfes Ab⸗ 
biegen nach rechts wäre dann nicht nötig geweſen, und es kan 

die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen werden, daß dieſes unnötig 
ſcharfe Abbiegen die alleinige Urſache des Unfalls und dieſer 
ſonach allein auf das Verſchulden des Getöteten ſelbſt zurück⸗ 
zuführen iſt.“ Dieſe Ausführungen reichen zur Verneinung 
einer dem L. zur Laſt fallenden fahrläſſigen Tötung ni 
aus. In den Gründen des angefochtenen Urteils iſt nich 
ausdrücklich geſagt, daß die erörterten drei Möglichkeiten die 
einzigen ſind, die zum Tod des R. geführt haben können, 
Nach dem Zuſammenhang darf dies aber als Annahme des 
Gerichts unterſtellt werden. Dafür, daß der Tod des R. durch 
einen von dem Hinzukommen der Angekl. gänzlich un 
abhängigen Umſtand verurſacht worden wäre, liegen nicht die 
geringſten Anhaltspunkte vor, zumal die Angekl. ſelbſt in der 
von ihnen gegebenen Darſtellung den Tod des R. mit ihrem 
Hinzukommen in äußeren Zuſammenhang bringen. Nach au 
ſcheidung der für die Angekl. ungünſtigſten erſten Möglichkei 
— der vorſätzlichen Tötung oder der vorſätzlichen Körper 
verletzung mit Todesfolge — bleiben nur die beiden Möglich 
keiten übrig, in denen fahrläſſige Tötung in Frage kommt 
Der Umſtand, daß die Möglichkeit einer vorſätzlichen Tötung 
oder Verletzung nicht völlig ausgeſchloſſen werden kann, würde 
eine Verurteilung wegen fahrläſſiger Tötung nicht hindern 
(RGSSt. 59, 83). Bei den beiden übrigbleibenden Möglich; 
keiten hätte L. durch das Berganlenken des Wagens jedenfall 
eine äußere Bedingung zu dem Unfall geſetzt. Fraglich könnte 
nur fein, ob in jedem der beiden Fälle fein äußeres Tun M 
irgendeiner Beziehung ſchuldhaft und gerade inſoweit Urſache 
des Unfalls geweſen wäre. Würde ſich ergeben, daß bei jeder 
dieſer beiden Möglichkeiten der Tod auf ein fahrläſſiges Ver’ 
halten des Angekl. L. zurückzuführen wäre, fo würde feine 
Verurteilung nicht etwa deshalb ausgeſchloſſen ſein, weil nicht 
feſtſtellbar wäre, welche von den beiden Möglichkeiten zutrifft. 
Vielmehr wäre ſolchenfalls eine wahlweiſe Feſtſtellung zuläſſig, 
da es ſich um gleichwertige Begehungsarten derſelben Straß 
tat handeln würde. Müßte freilich auch nur bei einer der ber 
den Möglichkeiten damit gerechnet werden, daß der Unfall ni 
auf einem Verſchulden L.s beruht, dann müßte eine Ber? 
urteilung unterbleiben. Das Schöff®. hat nun hinſichtlich der 
Möglichkeit, die ſich aus der Darſtellung der Angekl. ergib 
die Frage der ſchuldhaften Verurſachung unterſucht und N! 


nicht ſo ſcharf ausgewichen und nicht zu Fall gekommen wäre. 


Das genügt zur Bejahung der Kauſalität (dgl. auch Nast 


127). — Was die Schuldfrage anbetrifft, jo kommt es hierbei je 
das Verhalten des Getöteten nicht an. Es gibt keine Kulpakompel 
ſation im Strafrecht. Es iſt alſo gleichgültig, vb R. trotz des Jehle f 
der Beleuchtung rechtzeitig hätte ausbiegen können. Nur daran 
kommt es an, ob die Angekl. hätten vorausſehen können und To 
daß ihm das Ausbiegen durch das Fehlen der Beleuchtung 00 
ſchwert wurde. In ROSE. 61, 120 hat der 1. Ste bereits mit MET, 
betont, daß ein Kraftfahrer auch mit unverſtändigem Verhalten 
anderer Perſonen auf der Straße rechnen müſſe. Das gleiche M 
Maß für jeden anderen Wagenlenker, wenn auch in etwas geringere 
aße. 
In der Nachprüfung der Kauſalitäts⸗ und Fahrläſſigk 
frage iſt das RG. hier mit Recht ſehr weit gegangen. Es ſtellt en 
zutreffenden allgemeinen Erfahrungsſätze auf, daß viele Berl, 
ſich auf die Anwendung der im Verkehr üblichen Unfallverhütung 
maßnahmen verlaſſen und durch die ſpäte Wahrnehmung eines ode 
derniſſes verwirrt werden. Dieſe Sätze ſind hauptſächlich für Ber 
Kauſalitätsfrage bedeutſam. Der weitere Satz iſt dadurch intereſſan 
daß er ein allgemeines Prinzip für die Verteilung der Schuld! 
Zweifelsfalle aufſtellt. 


eits⸗ 
die 


LER. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 
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verneint. Die hierfür gegebene Begründung läßt jedoch er⸗ 
„nen, daß das Gericht von einer zu engen Auslegung des 
wegriffs der fahrläſſigen Verurſachung ausgegangen iſt. Selbſt 
i kun der Getötete bei beſonders angeſpannter Aufmerkſamkeit 
mſtande geweſen wäre, das Fuhrwerk trotz des Mangels der 
1 leuchtung ſchon vor dem Zuruf des Sch. wahrzunehmen 
id auf deſſen Zuruf ohne ſcharfes Abbiegen auszuweichen, 
Ver wenn ihm die Nichtanwendung dieſer Aufmerkſamkeit als 
6 erſchulden anzurechnen wäre, jo würde hierdurch eine ſchuld⸗ 
halte Mitverurſachung feines Todes durch L. nicht ausge⸗ 
knloſſen werden. Nach der Rſpr. des RG. muß der Lenker 
mes Fuhrwerks auch mit Unbeſonnenheiten der am Verkehr 
teiligten Perſonen rechnen, ſofern dieſe nicht außerhalb des 
allceichs der gewöhnlichen Erfahrung liegen. Es iſt aber ein 
gemeiner Erfahrungsſatz, daß ſich viele Perſonen auf die 
Anwendung der im Verkehr üblichen Unfallverhütungsmittel, 
zu denen auch die Beleuchtung der Fuhrwerke gehört, ver⸗ 
‚Men, ihre Aufmerkſamkeit darüber hinaus alſo nicht an⸗ 
bahnen, daß ferner viele Perſonen durch die ſpäte Wahr⸗ 
iehmung eines Hinderniſſes, die ihnen nur kurze Zeit zur 
erlegung läßt, verwirrt und zu unzweckmäßigen Hand⸗ 
zungen veranlaßt werden. Eine am Verkehr beteiligte Perſon, 
. ein vorgeſchriebenes oder übliches Unfallverhütungsmittel 
bewenden unterläßt, handelt im Zweifel ſchuldhafter als 
rlenige, der ſich auf die Anwendung dieſer Mittel ſeitens 
r übrigen Beteiligten verläßt und infolgedeſſen durch das 
jerwartete Auftauchen eines Hinderniſſes überraſcht und ver⸗ 
ert wird. Im gegebenen Fall iſt zu beachten, daß, wenn 
1005 mit einer Geſchwindigkeit von etwa 18 km den Berg hin⸗ 
Stergefahren wäre, zwiſchen dem angeblichen Anruf des 
vun und dem angeblichen Abbiegen des R. nur ein Zeitraum 
Wie 2 Sekunden gelegen geweſen wäre. — Ahnliche Er⸗ 
örterngen kämen auch bei der vom Sachverſtändigen er⸗ 
8 erten Möglichkeit eines heftigen Zuſammenſtoßes in Be⸗ 
ht. Dieſe Grundfäge find bei der neuen Verhandlung zu 
erückſichtigen. 
Sen. v. 18. Jan. 1927; 1D 730/26.) A.] 


n 21. [8 314 StGB. Fahrläſſige überſchwem⸗ 

ung. Begriff der „gemeinen Gefahr“. J) 
M Nach den Urteilsfeſtſtellungen zog der Angekl., ohne die 
0 eühlenſchleuſe oder die Freiſchleuſe zu öffnen, die Schütze 
Fi Schleuſe hoch, fo daß ſich das vorher noch niedrig ſtehende 
ie mit reichlichem Waſſer füllte. Im Laufe der Nacht 
Wachbrachen dann die in den Mühlengraben ſtrömenden 
Muſſermaſſen den etwas über 6m breiten und Am hohen 
To: endamm in einer Länge von etwa 7—8m und in einer 
j m von etwa 3m und ergoſſen ſich im Bogen vor dem dort 
in henden Inſthauſe vorbei, etwa 100 qm Land verſandend, 
Ihen Teichabfluß. Dabei wurde noch eine einem Guts⸗ 
velszer gehörige Biücke beſchädigt. Auf Grund dieſes Sach⸗ 
beſcalts ſtellt die StR. feſt, daß, von der erwähnten Sach⸗ 
Felbeädigung abgeſehen, noch das dicht an der Durchbruch⸗ 
9 N ſtehende Inſthaus und deſſen Inſaſſen gefährdet waren, 
ſta daß eine gemeine Gefahr für Leben und Eigentum ent⸗ 
Bm lei. Der Begriff der gemeinen Gefahr iſt hierbei nicht 

kennt Er iſt erfüllt, wenn der Täter außerſtande iſt, die 
und kung der von ihm entfeſſelten Naturkräfte zu beſtimmen 

zu begrenzen (RGSt. 5, 309). 


2. Sen. v. 9. Mai 1927; 2D 299/27.) A.] 


1 
legu Zu 21. Die hier dem Begriff der Gemeingefahr gegebene Aus⸗ 
gesägt eigentlich die fernſtliegende, zumal den meiſten der gemein⸗ 
hrlichen Delikte des 27. Abſchn. (58 315—320, 322—324, 329) 
it. zerkmal der Entfeſſelung einer Naturkraft überhaupt nicht eigen 
ſches el näher liegt es nach Sprachgebrauch und dem Sinne des Ge⸗ 
Alla namentlich der Schwere der Strafdrohungen, die Gefahr für die 
beſthomeinheit und damit ihren großen, vielleicht auch ihren un⸗ 
Doch ten Umfang zu betonen, wie dies Rſpr. 5, 557; 7, 577 getan. 
iſt der Begriff auch dann noch ſo unbeſtimmt und verwaſchen, 
froh ſein kann, ihm im neuen Entwurf nicht mehr zu be⸗ 
fahr Ob freilich das, was dieſer an deſſen Stelle ſetzen will („Ge⸗ 
e für Leib oder Leben oder in bedeutendem Umfang für fremdes 
an Um“), ſachlich und techniſch fich beſſer bewähren kann, iſt eine 
re Frage. Prof. Dr. Kitzinger, Halle. 
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Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Preußen. 


Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates 
des Kammergerichts. 


1. 5 12 AufwG. Der Antrag aus 8 12 AufwG. braucht 
nicht ziffernmäßig geſtellt zu werden. Iſt er ziffernmäßig 
geſtellt, ſo kann er noch nach Ablauf der Antragsfriſt des 
812 AufwG. erhöht werden. 


Die Anſicht des LG., daß hier, weil in der Anmeldung der An⸗ 
trag aus 8 12 AufwG. mit der Begrenzung auf 100% und ein höherer 
Antrag erſt nach dem Ablauf der Antragsfriſt des § 12 AufwG. ge⸗ 
ſtellt worden ſei, die Antragſteller an die von ihnen angegebenen 
100% als Höchſtſatz der Aufwertung gebunden ſeien, findet im Ge⸗ 
ſetz keine Stütze. 

Das Geſetz verlangt nicht, daß der Antrag aus 8 12 Auf. 
den Anſpruch überhaupt ziffernmäßig angibt; erforderlich ift nur ein 
Antrag auf Abweichung von dem normalen Höchſtſatze, und ein ſolcher 
iſt hier ausdrücklich geſtellt worden, da eine höhere Aufwertung als 
auf 25% beantragt worden iſt. Das LG. ſetzt mit Recht nicht in 
Zweifel, daß, falls kein beſtimmter Antrag geſtellt iſt, ein ziffern⸗ 
mäßiger Antrag auch noch nach Ablauf der Antragsfriſt des 8 12 
AufwG. geftellt werden kann. Es nimmt ferner zutreffend an, daß ein 
ziffernmäßig geſtellter Antrag keinen Verzicht auf eine etwa zuläſſige 
Mehraufwertung darſtellt. Dann iſt aber nicht zu verſtehen, weshalb die 
Rechtslage desjenigen, der ſeinen Antrag aus § 12 nur allgemein 
ohne ziffernmäßige Bemeſſung geſtellt hat, anders ſein ſollte, als 
die des Gläubigers, der einen beſtimmten Antrag geſtellt hat. Die 
hierfür vom LG. gegebene Begründung, daß das Gel, im § 12 AufwG. 
dem Gläubiger die Pflicht auferlegt habe, ſeine Abſichten zu offen⸗ 
baren, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht richtig. Der Gläubiger iſt nach 
812 AufwG. nur verpflichtet, „Abweichung von dem normalen Höchſt⸗ 
ſatz“ zu beantragen; nur inſoweit iſt aljo im Geſetze zum Ausdruck 
gelangt, daß der Gläubiger ſeine Abſichten zu offenbaren hat. Es iſt 
daher auch nicht richtig, daß der Zweck des § 12 ſei, den Schuldner 
bis zum 31. März 1926 wiſſen zu laſſen, woran er ſei. Das LG. 
widerlegt ſich ſelbſt, indem es die Vorſchrift des § 12 durch einen 
nichtziffernmäßigen Antrag für erfüllt anſieht. Da der Schuldner, 
falls kein ziffernmäßiger Antrag geſtellt iſt, über die Höhe der 
Anſprüche des Gläubigers nichts weiß, ſich alſo gefallen laſſen muß, 
daß ein ſeine Erwartungen überſteigender Antrag geſtellt und dem⸗ 
gemäß der Aufwertungsbetrag feſtgeſetzt wird, iſt nicht einzuſehen, 
weshalb er beſſer geſtellt ſein ſollte, wenn der Gläubiger ſeinen An⸗ 
trag ziffernmäßig geſtellt hat. 

Es kommt hinzu, daß das Geſetz eine Mitteilung des Antrags 
aus § 12 AufwG. an den Gegner dieſes Antrags nicht einmal vor⸗ 
ſchreibt, ſo daß alſo auch in den Fällen, in denen der Gläubiger 
vor dem 1. April 1926 einen ziffernmäßigen Antrag geſtellt hat, keine 
Gewähr dafür beſteht, daß dieſer Antrag alsbald dem Gegner mit⸗ 
geteilt wird. Schließlich iſt auch nicht anzuerkennen, daß der Gläu⸗ 
biger ſich durch ſeinen Antrag auf 100% „feſtgelegt“ habe. Das LG. 
ſcheint damit, daß es die Annahme eines darin liegenden Verzichts 
auf Mehraufwertung ſelbſt ablehnt, au eine verfahrensrechtliche Bin⸗ 
dung gedacht zu haben. Für dieſe Rechtsanſicht fehlt aber eine ge⸗ 
ſetzliche Grundlage. 

(KG., Beſchl. v. 1. Sept. 1927, 9 Aw III 999/27.) 
[KG R. Goedel.] 
* 


2. 816 Abſ. 1 AufwNo v. v. 9. Juli 1927. Eine Nach⸗ 
holung der Anmeldunggder Forderung i. S. § 16 Abſ. 1 
der AufwNov. ift nur nn erforderlich, wenn eine An- 
meldung überhaupt noch nicht eingereicht war. f) 

Nach 8 16 Abſ. 1 AufwGG. muß die Anmeldung der Forderung 
zur Aufwertung bis zum 1. Jan. 1926 erfolgt ſein. Eine Verlängerung 
dieſer Friſt oder eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Friſt iſt in dem Aufm&. nicht vorgeſehen. 


Zu 2. Die Entſch. entſpricht nicht der von den Erläuterungs⸗ 
werken zur Nov. vertretenen Anſchauung. Mügel, 5. Aufl. S. 675, 
ſteht auf dem Standpunkt, daß die Faſſung des Geſ. „nachholt“, 
nicht „nachgeholt hat“, mehr dafür ſpreche, daß eine erſt nach dem 
Inkrafttreten der Nov. vorgenommene Anmeldung verlangt werde, 
und bezeichnet es jedenfalls als vorſichtiger, die Anmeldung nament⸗ 
lich dann, wenn die frühere Anmeldung zurückgeweſen ſei, vor dem 
1. Okt. 1927 zu wiederholen. Quaſſowski ſteht ſowohl in JW. 
1927, 1805, als in ſeinem Komm., Anm. 2 zu § 16 der Nov., auf dem 
Standpunkt, daß eine vor dem Inhraſttreten des Geſ. bewirkte, nach 
den bisherigen Vorſchriften verſpätete und daher ungültige Anmel⸗ 
dung nicht geeignet ſei, die neue bis zum 1. Okt. 1927 laufende Friſt 
zu wahren, es vielmehr einer erneuten Vornahme der erſt durch die 
Nov. zugelaſſenen Anmeldung bedürfe. 

Der Standpunkt von Mügel und Quaſſows ki verdient den 
Vorzug vor der Entſch. des KG. Wenn die AufwNov. den Ausdruck 
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Unterblieben ift die Anmeldung bis zum 1. Jan. 1926 — d. h. die 
rechtzeitige Anmeldung gem. § 16 AufwGG. — ſowohl dann, wenn 
überhaupt keine Anmeldung eingereicht iſt, als auch dann, wenn eine 
Anmeldung zwar eingereicht iſt, aber erſt nach dem 1. Jan. 1926. 

In dem § 16 Abſ. 1 der AufwNov. v. 9. Juli 1927 iſt nun vor⸗ 
geſehen, daß der Gläubiger — unter beſtimmten Vorausſetzungen — 
die Anmeldung der Forderung bis zum 1. Okt. 1927 nachholen kann. 
Dieſe Vorſchrift, daß die Anmeldung — bis zum 1. Okt. 1927 — 
„nachgeholt“ ſein müſſe, iſt in dem Falle bereits erfüllt, wenn eine 
Anmeldung verſpätet, d. h. nach dem 1. Jan. 1926 eingereicht war. 
Eine nochmalige Einreichung würde nicht eine Nachholung ſein (denn 
eine Anmeldung liegt bereits vor), ſondern eine Wiederholung. 
Dieſe Auffaſſung entſpricht dem für den bisherigen Rechtszuſtand ein⸗ 
genommenen Standpunkt des Sen. (vgl. den Beſchl. des 1. 3 S. des 
KG. v. 6. Mai 1926 [I X 234/26 in JW. 1926, 2382 8] ſowie 
Nadler, Grundbuch⸗ u. AufwFragen, 2. Aufl. S. 21, 3. Aufl. 
S. 98), daß eine vor Inkraftttreten des Aufw®. eingereichte An⸗ 
meldung als eine Anmeldung i. S. 8 16 Abſ. 1 AufwG. anzuſehen fei. 

In gleicher Weiſe ſtellt der Sen. ſich für den durch die Aufw⸗ 
Nov. geſchaffenen neuen Rechtszuſtand auf den Standpunkt, daß 
eine einmal vorliegende Anmeldung der Vorſchrift des § 16 Abſ. 1 
der Novelle genügt und daß eine „Nachholung“ i. S. dieſer Beſtim⸗ 
mung nur erforderlich iſt, wenn eine Anmeldung überhaupt noch nicht 
erfolgt war. 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 25. Aug. 1927, Aw III 2074/27.) 
[KGR. Dr. Stephan.] 
* 

3 873 Abi. 2 AufwG. Die Aufwertungsſtelle ift, 
wenn fie das Verfahren ausgeſetzt hat, zu einem Sühne⸗ 
verſuch nur auf überein ſtimmenden Antrag der Parteien 
verpflichtet. 

Die AufmStelle hatte bei einer Aufwertung kraft Vorbehalts, 
weil die Antragsgegner den Vorbehalt beſtritten hatten, das Ver⸗ 
fahren am 15. April 1926 bis zur rechtskräftigen Entſch. des Proz⸗ 
Ger. über das Beſtehen des Anſpruchs ausgeſetzt. 

Die Antragſteller haben keine Klage erhoben, ſondern mit 
einem erſt am 23. April 1927 bei der AufmStelle eingegangenen 
Schriftſatze um Anberaumung eines Sühnetermins gebeten. Dieſer 
Antrag iſt von der AufwStelle mit der Begründung abgelehnt wor⸗ 
den, daß nach dem Inhalt der zwiſchen den Streitteilen gewechſelten 
Schriftſätze die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs mit Beſtimmtheit 
vorherzuſehen ſei. 

Die gegen dieſe Verfügung eingelegte Beſchwerde der Antrag⸗ 
ſteller iſt vom LG. Roftenpflichtig zurückgewieſen worden. Auch die 
gegen dieſen Beſchluß eingelegte weitere Beſchwerde der Antragſteller 
iſt nicht begründet. 

Die Pflicht zur Vornahme eines Sühneverſuchs beſteht nur 
dann, wenn die AufwStelle überhaupt zur Entſch. und für das 
Aufw Verfahren zuſtändig iſt, nicht aber wenn, wie hier, das Ver⸗ 
fahren vor der AufwStelle wegen Unzuſtändigkeit ausgeſetzt worden 
iſt (ebenſo Gribel, 2. Aufl. Anm. 11 zu § 73 S. 202; Mügel, 
DurchfVO., Anm. 1 zu 8 73 S. 346; Nadler, Grundbuch- u. 
AufwFragen, 3. Aufl. S. 137; Neukirch, Anm. 2 zu 873 S. 530; 


„nachholen“ gebraucht, ſo denkt ſie dabei an den Regelfall, daß 
eine Anmeldung bisher überhaupt nicht erfolgt iſt. Wenn es auch 
ſprachtechniſch richtig ſein mag, daß man in denjenigen Fällen, in 
denen eine Anmeldung nach den bisherigen Vorſchriften, allerdings 
eine nach dieſen Vorſchriften verſpätete Anmeldung vorliegt, nicht 
von einem „Nachholen“, ſondern nur von einem „Wiederholen“ 
ſprechen könne, ſo trägt doch dieſe Auslegung dem Umſtande nicht 
genügend Rechnung, daß das Geſetz zunächſt nur an die überhaupt 
unterbliebene, nicht an die verſpätete Anmeldung gedacht hat. Die 
Anſchauung des KG. erſcheint ſchon deshalb ſehr bedenklich, weil fie 
praktiſch dahin führt, daß in allen Fällen der Einreichung von An⸗ 
meldungen, die nach dem früheren Gef. verſpätet find, überhaupt keine 
beſtimmte Friſt für die Weiterverfolgung der Angelegenheit beſtehen 
würde. Die von der Nov. bis zum 1. Okt. 1927 für die Nachholung 
der Anmeldung geſetzte Friſt will das KG. in Fällen dieſer Art nicht be⸗ 
ſtehen laſſen; für den Wiedereinſetzungsantrag ſelbſt aber beſteht nach 
allgemeiner Meinung überhaupt keine Friſt, ſo daß das Ver⸗ 
fahren hier unbegrenzte Zeit in der Luft ſchweben 
könnte. 

Nachdem der 1. Okt. vorüber iſt, hat ja die Entſch. nur noch 
inſofern praktiſche Bedeutung, als ſie in denjenigen Fällen, in denen 
eine Wiederholung der Anmeldung bis zum 1. Okt. 1927 unterblieben 
iſt, dem Gläubiger von Vorteil iſt. 

Die vom KG. feiner Entſch. zugrunde gelegte analoge Anwen⸗ 
dung der Praxis des AufwG. bez. der Fortgültigkeit der Anmel⸗ 
dungen aus der Zeit der III. Steuer Not BO. oder ſonſt aus der frü⸗ 
heren Zeit dürfte deshalb nicht angängig ſein, weil in der AufwNov. 
anders als im AufwG. aus Billigkeitsrückſichten eine Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand bez. einer bereits abgelaufenen 
Friſt gewährt worden iſt, während hiervon im Aufw®. nicht die 
Rede ift. IR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


RG. für das Recht der III. SteuerRotBO. im Beſchl. v. 5. März 
1925 in 9 Aw III 175/25 JW. 1925, 1125 5). 8 

Die Vorſchrift des 873 Abſ. 2 Aufm®. ſteht in dem Abſchnitt 
des Geſetzes, der die allgemeinen Vorſchriften über das Verfahren vor 
der AufwStelle enthält, und hat die Bedeutung, daß die AufmStelle 
ſachlich nicht entſcheiden ſoll, bevor fie einen Sühneverſuch gemacht 
hat. Hieraus folgt, daß ſie als zwingende Vorſchrift, deren Ver⸗ 
letzung die Aufhebung des Beſchluſſes auf die Rechtsbeſchwerde rechte 
fertigt, nur dann gelten kann, wenn die AufmStelle im Rahmen 
ihrer Zuſtändigkeit eine Entſch. erläßt, alſo wenn fie wegen nur vor⸗ 
liegenden Streites über die Höhe der Aufwertung von vornherein 
zuſtändig iſt, oder wenn fie durch eine Vereinbarung zuständig ge 
worden iſt, oder wenn ſie in Anwendung der vom Sen. in 
Entſch. 9 Aw III 810/26 JW. 1927, 11623 niedergelegten Grunde 
ſätze ſich entſchließt, das Verfahren über die Höhe trotz des Be 
ſtreitens des Grundes durchzuführen. Hier aber liegt keiner dieſer 
Fälle vor, ſondern die AufwStelle hat mit Recht das Verfahren 
ausgeſetzt. Dieſer Ausſetzungsbeſchluß bedeutet zugleich, daß die Aufww⸗ 
Stelle zur Zeit jedes Tätigwerden abgelehnt hat, und in ſolchem 
Falle iſt ſie auch zu einem Einigungsverſuche nicht verpflichtet. 

Anders läge die Sache nur, wenn die Parteien übereinſtim⸗ 
mend die Vornahme eines Sühneverſuchs beantragt hätten; in ſolchem 
übereinſtimmenden Antrage würde eine auf die Vornahme des Sühne? 
verſuchs beſchränkte Zuſtändigkeitsvereinbarung zu erblicken ſein 
(8 71 Aufm®.). Die Unterlaſſung des Sühneverſuchs ſtellt daher hier, 
wo eine ſolche Vereinbarung nicht vorliegt, die Antragsgegner ſogar 
der Vornahme des Sühneverſuchs ausdrücklich widerſprochen haben, 
und wo auch die AufivStelfe nicht fachlich entſcheiden will, ſondern 
das Verfahren ausgeſetzt hat, keine Rechtsverletzung dar, 

(KG., Beil. v. 1. Sept. 1927, 9 Aw III 2139/27.) 
KGR. Goebel. 


Württemberg. 


4. 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG.; 8 242 BGB. Bei Auf⸗ 
wertung von Kaufgeld forderungen vor der Inflation iſt 
der heutige Grundſtückswert wichtig, um eine Belaftung De? 
Schuldners über den Wertanteil hinaus zu verhüten. f) 


(OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 30. Okt. 1926, AW 52/26.) 
Abgedruckt JW. 1927, 1009. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
1. Preußen. 


1. 86 AufwG. Eine am 1. Okt. 1924 erworbene 
Hypothek genießt den in $ 6 Abſ. 2 bezeichneten Vorrang 
vor dem letzten Teile der vorſtehenden Aufwertungs“ 
hypotheken. e 

Die auf dem Grundſtück eingetragene, am 31. Juli 1920 
zurückgezahlte, jedoch nicht gelöſchte Vorkriegshypothek von 
152 000 % iſt unter Abzug des Goldwerts der Zahlung geſetzlich 


Zu 4. Die Ausführungen des Beſchluſſes find mindeſter 
mißverſtändlich: Daß der heutige Grundſtückswert auch bei Kaus 
geldforderungen aus der Vorkriegszeit einen der wichtigſten Au 
wertungsfaktoren bildet, iſt nicht zu bezweifeln; aber der Schluß 
abſatz, wonach eine Belaſtung des Schuldners über den Wertantel 
des Grundſtücks hinaus vermieden werden müſſe, kann keines falt 
allgemeine Geltung beanſpruchen. Vielmehr wird es weſentlich da 
auf ankommen, welche Laſten auf dem Grundſtück ruhten 1 . 
welches Eigenkapital am Grundſtück dem Schuldner vor den 
Kriege verblieb. Man nehme den Fall, daß ein Grundſtück int 
Werte von 300 000 % neben einer jetzt aufzuwertenden Hypothek 
von 50 000 % mit weiteren 200 000 % Hypotheken belaſtet wen 
die der Schuldner ſämtlich i. J. 1921 mit 6000 GM. zurücnesal. 
hat. Beträgt der heutige Wert des Grundſtücks 150000 GM., co 
hat der Schuldner fein Eigenkapital von 50000 GM. auf 150 00 
— 6000 - 144000 C M. vermehrt. Wollte man nun das Ergeb, 
der Mügelſchen Formel als Höchſtgrenze behandeln, ſo wür 1 


keitsgründe rechtfertigen dieſes Ergebnis. Nur bei einer 1% 


keit” 
— 


* 


Vorkriegsforderungen fällt der Wertanteil nur als Billig 5 
moment ins Gewicht. Wird in dem gewählten Beiſpiel die aß 
derung von 50000 % auf 40000 GM. aufgewertet, fo vern zer 
dem Schuldner noch ein Eigenkapital von 104000 GM. gegen u 
einem Vorkriegskapital von 50.000 . Eine Beſchränkung der A . 
wertung auf den Wertanteil würde in einem ſolchen Falle der 


ligkeit widerſprechen. 
1 f RA. Dr. Lasker, Breslau. 


fi 
1 8 > 

* 
3 
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au) 37 999,34 GM. aufgewertet. Die Aufwertung iſt am 12. Juni 
1926 in das Grundbuch eingetragen. In Abteilung III find weiter 
155 vermerkt die Briefhypotheken Nr. 38 und 39 von 8000 und 
& 000 GM.; beide find am 1. Okt. 1924 zur Eintragung gelangt. 
Ds GBA. erachtete mit Rückſicht auf dieſen Eintragungstag im 
Verhältnis der Poſt Nr. 34 zu den Poſten Nr. 38 und 39 die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 6 Abſ. 2 Aufiv®. für gegeben und hat deshalb 
ebenfalls unter dem 12. Juni 1926 im Grundbuche ferner ver⸗ 
merkt, daß die Hypotheken Nr. 38 und 39 gemäß der erwähnten 
Geſetzesvorſchrift den Vorrang vor den letzſtelligen 100% des Gold⸗ 
markbetrages der Nr. 34 haben. 
daß Der Treuhänder des Gläubigers regte mit der Begründung, 
B der 1. Okt. 1924 nicht mehr in die im 8 6 Abſ. 2 bezeich⸗ 
nete Friſt hineinfalle, und daß daher den an dieſem Tage erwor⸗ 
benen Rechten ein Vorrang vor der nach dem AufwG. eintreten⸗ 
— Mehraufwertung der vorgehenden Hypotheken nicht zukomme, 
1e Eintragung eines Amtswiderſpruches hinſichtlich des am 12. Juni 
926 eingetragenen Ranges der Hypotheken Nr. 34, 38 und 39 
an: Die Eintragung wurde vom Grundbuchamt abgelehnt. Die 
Wewerde und die weitere Beſchwerde konnte keinen Erfolg 


fh Auf Grund der Vermutung des Art. 4 DurchfVO. iſt hinſicht⸗ 
ben der Hypotheken Nr. 38 und 39 davon auszugehen, daß ſie 
ſind im Grundbuch eingetragenen Gläubigern zuſtehen. Von dieſen 
* die Hypotheken, ſoweit erſichtlich, mit der Eintragung am 
— Okt. 1924 erworben; ein der Eintragung nachfolgender Er⸗ 
derb (881117, 1163 BOB.) kommt nicht in Frage. 

Die Vorausſetzungen für die Eintragung eines Amtswider⸗ 
Abr ches ſind danach nur gegeben, wenn die Beſtimmung des 86 
a J. 2 AufwG. dahin zu verſtehen iſt, daß zu den dort bezeich⸗ 
Een, in der Zeit v. 14. Febr. 1924 bis zum 1. Okt. 1924 er⸗ 
Vorbenen Rechten die am 1. Okt. erworbenen nicht gehören. Der 
b hingehenden Auffaſſung des Beſchwerdeführers kann jedoch nicht 
eigetreten werden. 


ie 
ſchenswerten Klarheit. Sie kann ihrem Wortlaut nach ſowohl dahin 
gerſtanden 


192 Faufwertung teilhaftig zu werden, ſpäteſtens am 30. Sept. 
vollen 


Aufwch. 


Anfangs. und Endpunkte der Friſten nicht durchgeführt; ein großer 


Weichen Unklarheit wie die hier in Rede ſtehende. Aus den ſon⸗ 
digen, Vorſchriften des Geſetzes laſſen ſich alſo Anhaltspunkte für 


nic Einbeziehung des 1. Okt. in die Friſt nötigte, läßt ſich 
(eafe 
ft Okt.“, „1. Jan.“ uſw.) häufig nur der Zeitpunkt gemeint 


betr ein neuer beginnt, jo daß trotz des Wortlauts eine zu dem 
endi 


mi 


Es Sonderheft S. 38) verwerteten hier keine Anwendung finden. 
melt bendelt ſich hier nicht, wie in jenem, den Ablauf der An⸗ 


riſt und nicht um eine Friſt für die Vornahme einer Handlung, 


bie 7 0 nach Inkrafttreten des AufiwG. vorzunehmen war, jo daß 


Neger 
drucß ung 
mußten. 


ſprig Für die Einbeziehung des 1. Okt. in die Friſt des 56 Abſ. 2 
get dagegen die folgende Erwägung: Der in jener Vorſchrift 
nach fenen Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß durch die 
Mei dem AufivG. gegenüber der 3. Steuer Not VD. eintretende 
im vaufwertung derjenige nicht beeinträchtigt werden ſoll, der 
Erle ertrauen auf die durch die VO. geſchaffenen Rechtslage 
dieſe 5 8 dem Grundſtück erworben hat. Ein im Vertrauen auf 
Verf echtslage geſchehener Erwerb kann denkbarerweiſe bis zur 
rü undung des AufwG. erfolgt fein; es kam daher ein Rang⸗ 
2 der Mehraufwertung hinter alle bis zu dieſem Zeitpunkt 

n b nen Rechte in Frage. Demgegenüber iſt erwogen, daß in 
mit eteiligten Kreiſen ſchon längere Zeit vor Erlaß des Geſetzes 
. Erhöhung der Aufwertung und mit der Möglichkeit ge⸗ 
hi wurde, daß auch der Aufwertungsmehrbetrag den in der 
ow endeit erworbenen Rechten vorgehen werde (vgl. Quaſ⸗ 
ſehn abi? S. 98). Aus dieſem Grunde ift der Rangſchutz in An⸗ 

ung der Mehraufwertung nicht den bis zum Erlaſſe des Ge⸗ 


ſetzes, ſondern lediglich den bis zu einem früheren Termin er⸗ 
worbenen Rechten gewährt; als Endtermin wurde, während die 
Regierungsvorlage den 1. Jan. 1925 vorſah, der 1. Okt. 1924 
beſtimmt. Danach handelt es ſich bei der Feſtſetzung der Friſt 
des 86 Abſ. 2 um eine zu ungunſten der Zwiſchenerwerber aus 
tatſächlichen Erwägungen heraus erfolgte Einſchränkung des 
Kreiſes der gegenüber der Mehraufwertung geſchützten Rechte, 
während der Kreis nach Lage der Sache auch hätte weitergezogen 
werden können; durch die Friſtbeſtimmung werden ohne Zweifel 
in dem einen oder anderen Falle auch ſchutzwürdige Erwerbsfälle 
von den Vorteilen des 8 6 Abſ. 2 ausgeſchloſſen. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden wird die Grenze für den Rangſchutz der Rechte der Zwi⸗ 
ſchenerwerber nicht engergezogen werden dürfen, als der Wortlaut 
des Geſetzes es unbedingt erfordert. Der 1. Okt. 1924 iſt des⸗ 
halb als in die Friſt fallend, die an dieſem Tage erworbenen Rechte 
ſind als der Mehraufwertung im Range vorgehend zu erachten 
(ebenſo Schlegelberger, S. 120, 42; Quaſſowskis S. 99; 
a. M. Mügel, S. 526, II S. 469, 471). Den angeführten Grün⸗ 
den gegenüber müſſen die oben angeführten ſprachlichen Erwä⸗ 
gungen, auf die ſich die gegenteilige Anſicht des Beſchwerdefüh⸗ 
rers ſtützt, verſagen; wenn in Anſehung anderer Friſtbeſtimmungen 
des Geſetzes zwingende Erwägungen dafür ſprechen, daß der zur 
Bezeichnung des Friſtendes gewählte Tag nicht in die Friſt fällt 
(8815, 28 Abſ. 1 Satz 1), fo kommt das hier nicht in Betracht. 
(KG., 1. ZS., Beſchl. v. 20. Jan. 1927, 1 X 871/26.) 
* 


2. § 7 AufwG. Die Eintragung der Rangbefugnis 
ſteht nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs, ſodaß eine unrichtig eingetragene Befugnis nicht 
einen gutgläubigen Erwerb der Rangſtelle durch Dritte 
und eine zu niedrige Eintragung auch nicht den Verluſt des 
nicht eingetragenen Teils der Befugnis für den Eigen- 
tümer zugunſten des Erwerbers von Nachrechten ermög- 
licht. +) 

Die Befugnis des $7 Aufio®. iſt kein Recht am Grundſtück 
mit Anſpruch auf Befriedigung aus demſelben, wie eine Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, ſondern eine ohne Eintragung mit dinglicher 
Wirkſamkeit beſtehende Befugnis, ein Recht am Grundſtück zu 
begründen. Sie iſt weder veräußerlich noch verpfändbar oder 
pfändbar, geht bei der Veräußerung oder Zwangsverſteigerung 
kraft Geſetzes auf den Erwerber über und begründet im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren, wenn ſie noch nicht ausgeübt iſt, für den 
Eigentümer kein Recht auf Befriedigung aus dem Erlöſe. (Schle⸗ 
gelberger⸗Harmening, 4. Aufl. Anm. 2; Quaſſowski, 
3. Aufl. IB; Mügel Ntr., Anm. 4B; Emmerich, Anm. 3; 
Neukirch, Anm. 12 zu 87 u. Exk. zu § 30 AufwG. Nr. 4; 
Lehmann⸗Boeſebeck S. 115; Nadler, Grundbuch und 
Aufwertungsfragen 3. Aufl. S. 243.) Erſt durch Ausübung gemäß 
87 Abſ. 1 oder durch Einrücken wertbeſtändiger Rechte gemäß $ 7 
Abſ. 4 Auf. entſteht an der ihren Gegenſtand bildenden Rang⸗ 
ſtelle ein dingliches Recht am Grundſtück. Für „Rechte“, die zu 
ihrer Wirkſamkeit gegen den gutgläubigen Erwerb der Eintragung 
nicht bedürfen, aber eingetragen werden können, iſt anerkannt, 
daß fie, auch wenn fie eingetragen find, nicht unter §892 Abf. 2 
BGB. und deshalb auch nicht unter § 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO. 
fallen. (RGRBGBKomm. 5. Aufl. Anm. 3; Staudinger, 
9. Aufl. IIA 1 a S. 223 ff.; Planck, 4. Aufl. Anm. 2 zu 8892 


Zu 2. Die Frage, ob die unrichtig (zu hoch oder zu niedrig) ein⸗ 
getragene Rangbefugnis gemäß 87 AufwG. den öffentl. Glauben 
des Grundbuchs genießt, iſt im Geſetz nicht poſitiv geregelt und 
zweifelhaft. Sie wird von Nadler S. 256 verneint, von Neu⸗ 
kirch S. 167 bejaht, von beiden nur in einer gelegentlichen Be⸗ 
merkung. Nunmehr ſchließt ſich das KG. der Auffaſſung Nad⸗ 
lers an. Mir erſcheint die Entſch. nicht unbedenklich. 

Die Rangbefugnis des 87 Aufiv®. iſt ein eigenartiges Ge⸗ 
bilde, inſofern aber nicht grundſätzlich neu, als ſte dem Rang⸗ 
vorbehalt des §881 BGB. ähnelt. Der Rangvorbehalt des 8 881 
BGB., der als eine aus dem Eigentum fließende dingliche Verfü⸗ 
gungsberechtigung des jeweiligen Eigentümers Kkonſtruiert wird, 
nimmt ohne Zweifel an dem öffentl. Glauben des Grundbuchs ge⸗ 
mäß § 892 BOB. teil. Nun unterſcheidet ſich die Rangbefugnis 
des 87 Aufwcß. von dem Rangvorbehalt gemäß 8 881 BGB. zu⸗ 
nächſt dadurch, daß ſie nicht rechtsgeſchäftlicher Art iſt, 
ſondern auf geſetzlicher Grundlage beruht. Hierauf kann es 
indeſſen bei der Frage des guten Glaubens nicht ankommen, da 
auch ſonſt dingliche Grundſtücksbeziehungen, die nicht auf rechts⸗ 
geſchäftlicher Grundlage beruhen, unter dem Schutz des guten Glau⸗ 
bens ſtehen (z. B. Zwangs⸗ oder Arreſthypotheken). Sodann unter⸗ 
ſcheidet ſich aber die Rangbefugnis nach 87 AufwG. dadurch von 
dem Vorbehalt gemäß 8881 BGB., daß ſie zu ihrer Entſtehung 
(wohl aber zu ihrer Beſeitigung: §7 Abf. 5 AufivG.) der Eintra⸗ 
gung im Grundbuch nicht bedarf. Hierauf ſtellt das KG. entſchei⸗ 
dend ab, indem es auf die bekannte Rechtslehre und Rechtſprechung 
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BGB.; Güthe⸗Triebel, Anm. 9 zu 871 GBD.: RER. 27, 
115; RO. 62, 99; 93, 63; JW. 1897, 615; Gruchot 64, 
621.) Dieſe Grundſätze müſſen auch auf die Eigentümerbefugnis 
angewendet werden. Denn wenn ſie auch, ſolange ſie noch nicht 
durch Ausübung oder geſetzliches Einrücken wertbeſtändiger Rechte 
ausgenutzt iſt, kein Recht am Grundſtück begründet, ſo wird doch 
durch ſie eine Rangſtelle freigehalten, die durch Ausübung oder 
Einrücken ſich mit einem Recht am Grundſtück verbindet. In⸗ 
ſofern läßt ſich ſagen, daß die Rangbefugnis ſchon im Zeitpunkt 
ihrer Entſtehung in die dinglichen Rechtsverhältniſſe am Grundſtück 
eingreift und in bezug auf das Grundſtück eine rechtsähnliche ding⸗ 
liche Wirkung erzeugk. Sie iſt insbeſ. nicht eine im Eigentum ſelbſt 
aufgehende tatſächliche Befugnis, in beſtimmter Weile mit 
dem Eigentum zu verfahren, ſondern eine zwar aus dem Eigentum 
am Grundſtück hervorgehende, aber durch das AufwG. erſt geſchaffene, 
beſonders ausgeſtaltete, im Verhältnis zum Grundſtückseigentum 
verſelbſtändigte, dingliche Rechts befugnis (JG. 3, 360, 
362). Daraus, daß fie nach 87 Abſ. 3 Satz 2 unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen (bei Eintragung der Aufwertung oder auf Antrag des 
Eigentümers) eingetragen werden muß, und daß ſie in einem 
Rangverhältnis zu den am Grundſtück beſtehenden dinglichen Rech⸗ 
ten ſteht (bgl. Art. 14 Abſ. 3 DurchfVoO.) kann nichts anderes ge⸗ 
folgert werden, weil dies auch bei den nichteintragungsbedürftigen, 
aber eintragungsfähigen „Rechten“ der Fall ift (Rentenbankrenten, 
altrechtliche Grunddienſtbarkeiten), das letztere übrigens auch bei 
Vormerkungen und Widerſprüchen, obwohl dieſe, wie gleichfalls an⸗ 
erkannt iſt, nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
fallen und der unbeſchränkten Beſchwerde zugänglich ſind. 

Auch daraus, daß der Verzicht auf die Rangbefugnis zur 
dinglichen Wirkſamkeit der Eintragung bedarf (87 Abſ. 5), kann 
nichts Gegenteiliges gefolgert werden. Die einen wirkſamen Ver⸗ 
zicht verlautbarende Eintragung hat rechtsaufhebende Wir⸗ 
kung, nicht bloß, wie die Eintragung der Befugnis, tatſächlich 
kundmachende Bedeutung in bezug auf das Beſtehen der letz⸗ 
teren, gleichviel, ob ſie eingetragen iſt oder nicht. 

Von dem Rangvorbehalt des 8881 BGB., der als eine das 
zurücktretende Recht inhaltlich beſchränkende Eintragung am öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs teilnimmt, unterſcheidet ſich die 
Rangbefugnis des 87 Aufwch. insbeſ. dadurch, daß fie nicht durch 
Rechtsgeſchäft (Einigung und Eintragung) begründet wird, ſondern 
kraft Geſetzes ohne Eintragung entſteht, und daß ſie nicht nur re⸗ 
lative, ſondern abſolute Wirkung hat (1 X 35/27). 

Die Eintragung der Rangbefugnis hat nur die Bedeutung 
einer tatſächlichen Kundbarmachung. Sie wird freilich durch Ein⸗ 
tragung zum Inhalt des Grundbuchs, indem ſie Auskunft über 
eine beſondere, dem Eigentümer beigelegte Befugnis und deren 
Gegenſtand, nämlich eine das Verhältnis des für ihre Entſtehung 
maßgebenden aufgewerteten Rechts zu den nachfolgenden Rechten 
beeinfluſſende Rangſtelle gibt. Aber auch bei den nicht eintra⸗ 
un e aber eingetragenen „Rechten“, und auch bei der 

ormerkung und dem Widerſpruch gibt das Grundbuch über die 
dinglichen Verhältniſſe des Eigentums und die Beziehungen dieſer 
Rechte zu anderen Rechten Auskunft. Nur iſt dieſe Auskunft keine 
mit öffentlichem Glauben bekleidete, vielmehr bei den nicht ein⸗ 


verweiſt, wonach bei Rechten, die zu ihrer Wirkſamkeit und 
insbeſ, dem öffentl. Glauben des Grundbuchs gegenüber nicht 
der Eintragung bedürfen, aber eingekragen wer⸗ 
den können, der 8 892 BGB. auch dann keine Anwendung 
findet, wenn fie eingetragen find. Wenn ſchon dieje Begründung 
beachtlich iſt, ſo fragt ſich doch, ob hierbei dem beſonderen eigen⸗ 
artigen Charakter der Befugnis Rechnung getragen wird. Zunächſt 
erſcheint es zweifelhaft, ob die Rangbefugnis den Rechten i. S. der 
wähnten Judikatur gleichgeſtellt werden kaun, da es ſich bei ihr 
nicht nur poſitiv um eine an den Eigentümer zurückgefallene Ver⸗ 
fügungsbefugnis, ſondern zugleich negativ um eine entſprechende 
Beſchränkung der nachſtehenden Rechte handelt. Sodann unterſchei⸗ 
det ſich die Rangbefugnis inſofern von den außerhalb des Grund⸗ 
buchs beſtehenden Rechten, als ſie nicht nur auf Antrag des Eigen⸗ 
tümers, ſondern ſpäteſtens bei der Eintragung des Nufwertungs⸗ 
betrages des Mutterrechts von Amts wegen im Grundbuch ein⸗ 
getragen wird. Sie entſteht alſo zwar als neugeſchaffenes Aufwer⸗ 
tungsgebilde außerhalb des Grundbuchs, drängt aber über kurz 
oder lang auf eine Eintragung im Grundbuch hin. Vor allem aber 
ſcheint mir der $7 Abſ. 3 Satz 1 gegen die Auffaſſung des KG. 
zu ſprechen. Hiernach wird die Befugnis, auch ſolange ſie nicht ein⸗ 
getragen iſt, nicht dadurch berührt, daß ein nachſtehendes Recht 
von einem Dritten erworben iſt. Dieſe Beſtimmung ſoll doch offen⸗ 
bar den guten Glauben ausſchließen, ſoweit die Vorſchrift reicht, 
alſo zugleich per argumentum e contrario zulaſſen, ſoweit die Vor⸗ 
ſchrift nicht Platz greift. Noch klarer kam dies in der Faſſung der 
3. Leſung zum Ausdruck, wo es hieß: „Die Befugnis uſw. wird, 
auch ſolange die Befugnis nicht eingetragen iſt, nicht dadurch be⸗ 
rührt, daß ein im Rang nachgehendes aufgewertetes Recht vor dem 
1. Jan. 1926 von einem Dritten erworben iſt.“ Damit war zum 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


tragungsbedürftigen eine für ihren Rechtsbeſtand belangloſe, rein 
tatſächliche, bei der Vormerkung und den Widerſpruch eine zur 
Herbeiführung der ihnen beigelegten dinglichen Wirkungen zwar 
notwendige, aber, wegen ihrer Rechtsnatur, hinſichtlich des ge⸗ 
ſicherten Anſpruchs vom öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus⸗ 
geſchloſſene Kundbarmachung. f 

Nähme man an, daß die Eintragung einer überhaupt nicht 
oder doch nicht in der angegebenen Höhe beſtehenden Rangbefug⸗ 
nis unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſtände, mit 
der Wirkung, daß ein Gutgläubiger an der zu Unrecht eingetra⸗ 
genen Rangſtelle eine Hypothek erwerben könnte, ſo müßten au 
im umgekehrten Falle, wenn nämlich die Befugnis zu niedrig ein⸗ 
getragen iſt, die Wirkungen des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs eintreten, wie es der Gen. bei zu gering eingetragener Auf 
wertung angenommen hat (1 X 304/26 RAW. Ergdd.1 S. 14 = 
JurR. 1926, 1336; 1 X 329/26: Furt. 1926, 1642) dergeſtalt, 
daß die Befugnis in Höhe des nichteingetragenen Betrages gegen⸗ 
über denjenigen, die ein Recht am Grundſtück erſt nach Eintra⸗ 
gung der Befugnis erworben haben, nicht beſteht. Das würde aber 
dem Sinne des 87 Abſ. 3 Satz 1 Auf wg., wonach die nicht ein⸗ 
getragene Befugnis durch gutgläubigen Erwerb von Nachrichten 
nicht berührt wird, abſolut widerſprechen. 

Wenn das LG. Bedenken daraus erhebt, daß dem Erwerber 
der Befugnishypothek, der auf die Richtigkeit der Eintragung ver⸗ 
traut, der Rang ſpäter wieder ſtreitig gemacht werden könnte, ſo 
mag das unbillig erſcheinen; aber demgegenüber iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, einmal, daß es für die nachſtehenden Berechtigten ebenſo 
unbillig iſt, wenn ſie ſich gefallen laſſen müſſen, daß entgegen der 
objektiven Rechtslage ſich vor ſie ein anderes Recht einſchiebt, das 
möglicherweiſe die Erfüllung ihres Anſpruchs auf Befriedigung aus 
dem Grundſtück vereitelt, und daß es ferner im umgekehrten 
Falle für den Eigentümer gleichermaßen unbillig wäre, wenn in⸗ 
folge der zu niedrigen Befugniseintragung er der Möglichkeit der 
Kreditbeſchaffung infolge vorrückender gutgläubig erworbener Nach⸗ 
rechte beraubt würde. 

Es liegt auch mehr im Sinne der praktiſchen Durchführbar⸗ 
keit des Aufwch., eine noch nicht belegte Rangbefugnis, deren Un⸗ 
richtigkeit feſtſteht, gleich zu löſchen oder zu berichtigen, als erſt 
durch Widerſpruchseintragung die Löſchung oder Berichtigung 31. 
ſichern, ſo daß möglicherweiſe erſt nach längerem Prozeßver⸗ 
fahren das Grundbuch endgültig bereinigt und klare Verhältniſſe 
hinſichtlich des Realkredits geſchaffen würden. Allerdings wird das 
Grundbuchamt auch eine als unrichtig erkannte Befugniseintragung 
nach dem allgemeinen Grundſatz, daß Eintragungen, auch ſoweit fie 
nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſtehen, nicht 
von Amts wegen gelöſcht werden können (Güthe⸗Triebel; 
Anm. 52 zu § 22 GBD.), nicht von Amts wegen, ſondern nur auf 
gerichtlichen Antrag (8 22 GBD.) löſchen können. Aber Nachteile 
werden daraus kaum entſtehen, weil das Grundbuchamt in der 
Lage iſt, einen neugeſtellten Eintragungsantrag abzuweiſen, wenn 
es weiß, daß die Befugniseintragung unrichtig iſt (G üther 
Triebel, Anm. 37, 76 zu $19 G88), weil es außerdem leicht 
die Stellung eines Berichtigungsantrages — ein ſolcher wird regel” 


mäßig in der Beſchwerde eines Betroffenen geſehen werden kön⸗ 


Ausdruck gebracht, daß an und für ſich der öffentl. Glaube des 
Grundbuchs gegenüber der Befugnis durchgreift, ſolange ſie nich 
eingetragen iſt, daß indeſſen der gutgläubige Erwerbsſchutz in ge⸗ 
wiſſem Umfange geſperrt iſt. Aus alledem folgt m. E,, daß der 
gute Glaube des Grundbuchs grundſätzlich für und gegen die Rang⸗ 
befugnis des $7 Aufw®. wirkt, ſoweit nicht der §7 Abſ. 3 etwas 
Gegenteiliges beſagt. Iſt dies richtig, ſo beſteht zunächſt kein a 
laß, einer zu hoch eingetragenen Rangbefugnis den Schutz des 
guten Glaubens zu verſagen, da §7 Abſ. 3 Aufwf. den guten 
Glauben nur gegen und nicht für die Rangbefugnis ſperrt. 
Warum, wie das KG. meint, die Frage des guten Glaubens gegen 
und für die eingetragene Befugnis einheitlich beurteilt werden muß, 
tt m. E. nicht einzuſehen. Darüber hinaus iſt aber vom Standpun 
dieſer Zeilen aus zu fragen, ob es denn richtig iſt, daß, wie das ech. 
meint, nach 87 Abſ. 3 Aufiw®. der gute Glaube auch gegenüber einer 
eingetragenen, aber zu niedrig vermerkten Rangbefugnis geſperrt it. 
Zwar ſpricht hier der Wortlaut des §7 Abſ. 3 AufwcGh. zunächſt für die 
Auffaſſung des KG., da unter der vorbehaltenen Rangſtelle dem Wort⸗ 
laut nach die volle Rangſtelle und nicht eine irrtümlich zu niedrig ein“ 
getragene Rangſtelle zu verſtehen iſt. Das Problem ſcheint mir aber 
nicht grundſätzlich anders als bei der Beſtimmung des § 20 Abf. 
Satz 1 Aufw§. zu liegen, wonach das Grundbuch zugunſten der 
Eintragung des Aufwertungsbetrages an der bisherigen 
Rangſtelle bis auf weiteres geſperrt iſt. Auch hier ift dem Work 
laute nach unter dem Aufwertungsbetrag zunächſt der volle Auf⸗ 
wertungsbetrag und nicht ein irrtümlicherweiſe zu niedrig einge 
tragener Aufwertungsbetrag zu verſtehen. Trotzdem hat ſich das N" 
hier über den Wortlaut hinweggeſetzt und angenommen, 
ſinngemäß bei zu gering eingetragener Aufwertung der 0 
Glaube Platz greift. (Furt. 1926, 1536, 1642.) Dem K. kan 
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15 (vgl. § 75 GBO.) — ſeitens eines Beteiligten herbeiführen 
8940 endlich auch die Erwirkung eines Widerſpruchs aus 8 899, 
d 4 SGB. möglich iſt. Dabei iſt auch darauf hinzuweiſen, daß in 
en weitaus meiſten Fällen die Eintragung eines Amtswiderſpruchs 
erſt durch die Anregung irgendeines Betroffenen veranlaßt wird, 
das Grundbuchamt auch bei der Eintragung des Amtswiderſpruchs 
meiſtens die Unrichtigkeit feſtſtellen müßte, weil Unrichtigkeit 
und Geſetzesverletzung (854 Abſ. 1 Satz 1 GBD.) bei unrichtiger 
efugniseintragung in der Regel zuſammenfallen werden. 
b Erſt wenn an der unrichtig eingetragenen Rangſtelle ein neu⸗ 
gegründetes Recht eingetragen, oder das Einrücken eines wert⸗ 
beſtändigen Rechts i. S. des $7 Abſ. 4 AufwG. vermerkt wird, iſt 
an dieſer Rangſtelle eine unter dem öffentlichen Glauben des 
rundbuchs ſtehende Eintragung vorhanden, die einen gutgläubi⸗ 
gen Erwerb durch einen Dritten ermöglicht. Solange ein ſolcher 
Erwerb eines Dritten von dem zuerſt in die unrichtige Rangſtelle 
wungetragenen nicht erfolgt iſt, kann zwar die Rangbefugnis ſelbſt, 
loweit ſie durch den Betrag des an der vorbehaltenen Rangſtelle 
eingetragenen Rechts erledigt iſt, nicht mehr gelöſcht werden, weil 
Rangbefugnis infolge der Belegung der Rangſtelle nicht mehr 
ſolche grundbuchmäßig in Erſcheinung tritt. Dagegen erſcheint 
das an der vorbehaltenen Rangſtelle eingetragene Recht grundbuchs 
laig nunmehr als ein mit einem beſtimmten Range ausgeſtatte⸗ 
es Recht, und es kann gegen dieſe Rangeigenſchaft des Rechts, 
ie wie ſonſtige Rangeintragungen unter dem öffentlichen Glauben 
Grundbuchs ſteht, von dem dadurch Betroffenen die Eintra⸗ 
gung eines Amtswiderſpruchs betrieben werden. 

(ch, 1. 35., Beſchl. v. 3. März 1927, 1 X 25/27.) 

* 

N 3. 857 AufwG. Für Beſtand, Höhe und Rangort des 
angvorbehalts nach 87 AufwG. kommen der Aufwertung 
unterliegende Reallaſten, die zur Erhaltung ihrer Wirk- 
tamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
Bees der Eintragung nicht bedürfen, auch dann nicht in 
etracht, wenn fie im Grundbuch eingetragen find. ) 

(ch., Beſchl. v. 13. Jan. 1927, 1 X 887/26.) 

Abgedr. ZW. 1927, 10145. 
* 
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— — 
ſcließlich nicht 5 
Ti zugegeben werden, daß feine Auffaſſung den prak⸗ 
liſchen Bedürfniſſen gerecht wird. Die Beſtimmung des 8 20 Abſ. 2 
Kin, ſowohl wie die des 87 Abſ. 3 AufiwG. haben den Zweck, 
— guten Glauben des Grundbuchs gegenüber Rechtsbeziehungen, 
— in Verbindung mit der Aufwertung außerhalb des Grundbuchs 
eutſtehen, zu ſperren, bis dieſe Rechte wieder im Grundbuch ein⸗ 
fs nagen ſind. Sind dieſe Rechte im Grundbuch wieder eingetragen, 
iſt der Zweck der Sperre erfüllt. Dann ſtehen ſich, wie bei jeder 
tärrichtigen Eintragung, die Intereſſen des durch die unrichtige Ein⸗ 
gung Beeinträchtigten und des auf die unrichtige Eintragung 
itrauenden Dritten gegenüber; in dieſem Widerſtreit geht, 
0 es den ſachenrechtlichen Grundſätzen entſpricht, das Intereſſe 
= auf die unrichtige Eintragung Vertrauenden vor, da dieſer der 
ſchen Eintragung gegenüber ſchutzloſer iſt, als der durch die 
er tragung Beeinträchtigte. Es iſt an und für ſich ſchon ein Man⸗ 
= des Geſetzes, daß die Grundbuchſperre des 87 Abſ. 3 Aufn. 
Maegenſatz zu der des 8 20 Abſ. 2 Aufwch. unbefriſtet iſt. Dieſer 
zungel würde verſchärft, wenn die Grundbuchſperre auch mit der 
würde gung der Befugnis im Grundbuch nicht ihr Ende finden 


RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 3. A. Anm. Mügel. 


te, b. Aus dem Kompler der Bedeutung von Rech⸗ 
5 der II. Grundbuchabteilung für den Rang⸗ 
ber behalt des Eigentümers behandelt der Beſchluß eine 
Mi wichtigſten Einzelfragen. Der getroffenen Entſcheidung iſt mit 
Anlaß el unbedingt zuzuſtimmen. Darüber hinaus gibt der Beſchl. 


na Mas mit dem ganzen, in der Liter. des Aufwertungsrechts ver⸗ 


eme ligten, aber für die Grundbuchpraxis (beſonders in ländlichen 
Kann den) außerordentlich wichtigen Problem auseinanderzuſetzen. 


an doch, wie der Fall des kammergerichtl. Beſchluſſes zeigt, eine 
din geringfügige Belaſtung der II. Abteilung den Rangvorbehalt 
Ei einer Haupthypothek zerſtören, indem fie der Hypothek die 
rechenſchaft eines erſtſtelligen Rechtes nimmt, oder weil ſie bei Be⸗ 
u kann der Mündelſicherheit der Hypothek als vorgehend in Abzug 
Bela engen iſt. Es find folgende Fragen zu unterſcheiden: a) Welche 
ft gen in Abteilung II kommen als „Mutterrechte“, an welche 
Kur ein Rangvorbehalt anſchließen kann, in Betracht? Nach 8 7 Abſ. 1 
teten. beſteht die Rangbefugnis hinter „eingetragenen“, „aufgewer⸗ 

echt Rechten. Es ſcheiden alſo als Mutterrechte einerſeits aus die 
kent, die nicht eingetragen werden können (Überbau- und Notweg⸗ 
öfßen 88 914, 916 BGB., und öffentliche Laſten) oder ausgeſprochen 
Grmcrrechtlichen Charakter haben (Induſtriebelaſtung, Rentenbank⸗ 
undſ uld) oder, wie die in dem Beſchl. behandelte Rentenbank⸗ 
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4. 8 20 Aufw G.; § 892 BGB. Die Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs kommen dem 
den Anteil des anderen Miteigentümers erwerbenden 
Miteigentümer dann nicht zugute, wenn die gelöſchte, 
aber der Aufwertung unterliegende Hypothek auf dem 
ganzen Grundſtück eingetragen war. 


Das KG. hat bereits in mehreren Fällen trotz Vorliegens 
eines durch Auflaſſung vermittelten Eigentumserwerbs die Nicht⸗ 
anwendbarkeit dieſer Vorſchriften ausgeſprochen, ſo bei der Um⸗ 
wandlung von Geſamteigentum (offene Handelsgeſellſchaft) in Bruch⸗ 
teilseigentum der Geſellſchafter (1X 11/27 — Notg. 1927, 155; 
JurR. 1927, 624; JW. 1927, 805; OLG. 46, 46), bei der über⸗ 
tragung des Eigentums einer offenen Handelsgeſellſchaft auf eine 
von den Geſellſchaftern der offenen Handelsgeſellſchaft gegründete 
GmbH. (1 X 925/26 = Notg. 1927, 156; JurR. 1927, 625; ORG. 
46, 47), bei der Übertragung des Eigentums von einer offenen 
Handelsgeſellſchaft auf eine von den Teilhabern dieſer Geſellſchaft 
errichtete AktG. (1 X 929/26) und bei der Übertragung des Eigen⸗ 
tums von einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auf eine von einem 
Teil der Mitglieder der Gemeinſchaft gebildete offene Handels⸗ 
geſellſchaft (1 X 204/27). Entſcheidend für die Ausſchließung der 
Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs iſt in 
allen dieſen Fällen die Erwägung geweſen, daß bei den erwähnten 
Eigentumserwerben wirtſchaftlich betrachtet auf der Veräußerer⸗ 
und der Erwerberſeite dieſelben natürlichen Perſonen, wenn auch 
in anderer rechtlicher Verbundenheit oder in verſchiedener recht⸗ 
licher Eigenſchaft und zwar entweder vollzählig oder doch wenig⸗ 
ſtens unter Ausſchließung fremder Perſonen zum Teil beteiligt 
geweſen ſind. Dieſer Geſichtspunkt der Perſonengleichheit kommt 
hier allerdings nicht in Frage. Gleichwohl würde auch im vorliegen⸗ 
den Falle die Zulaſſung eines gutgläubigen Erwerbes und damit 
des Untergangs der Hypothek an dem K.ſchen Anteil dem Zwecke 
des §892 BOB. zuwiderlaufen. Wie der Sen. in 1 X 11/27 aus⸗ 
geführt hat, will die genannte Vorſchrift verhindern, daß Perſonen, 
die das Eigentum oder ein beſchränktes dingliches Recht am Grund» 
ſtück oder einem es belaſtenden Rechte im Vertrauen auf die Rich⸗ 
tigkeit des Grundbuchinhalts erworben haben, unter einer Rechts⸗ 
lage leiden, die das Grundbuch z. Z. der Rechtsinhaberſchaft eines 
anderen unrichtig gemacht hat. Nach dieſem Zweck des 8 892 muß 


rente, der Eintragung jedenfalls nicht bedürfen; andererſeits Rechte, die 
nicht der Aufwertung i. eigentl. S. unterliegen. Zur zweiten Gruppe 
zählen beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten; die Reallaſt des Aus⸗ 
züglers auf Lieferung von Grundſtückserzeugniſſen; die wertbeſtändige 
Reallaſt auf Roggenbaſis u. dgl., wie fie vor Einführung der werk⸗ 
beſtändigen Hypothek vielfach beſtellt wurde (vgl. über fie Guethe⸗ 
Triebel, Bd. II S. 1916/18). Mithin bleiben als Mutterrechte nur 
übrig die auf Geld lautenden, aber nicht wertbeſtändigen und darum 
gemäß 8 31 AufwG. aufzuwertenden Reallaſten ſtreng privatrecht⸗ 
licher Natur, für die das Eintragungsprinzip gilt. Von ihr ſind aber 
noch auszunehmen die in Altenteilen häufig enthaltenen Geldreal⸗ 
laſten (Taſchengeld des Auszüglers), weil die Geldbezüge des Alten⸗ 
teilers auf Grund des Spezialgeſetzes v. 18. Aug. 1923 und nicht 
nach dem AufwG. aufgewertet werden. Vgl. Nadler, Grundbuch⸗ 
und Aufwertungsfragen, 3. Aufl., S. 245. b) Welche Laſten der Ab⸗ 
teilung II werden bei Berechnung der Mündelſicherheit des Goldmark⸗ 
betrages der zweiten und nachſtelligen Rechte abgezogen? Für dieſe 
Frage macht es keinen Unterſchied, ob das in Betracht kommende 
Recht ſelbſt aufgewertet wird oder nicht; wertbeſtändige Reallaſten 
können ebenſogut in Abzug gebracht werden wie auf Papiermark 
lautende Geldrenten. Die öffentlich⸗rechtlichen und verwandten Laſten 
bleiben auch hier außer Betracht, da für die Mündelſicherheit, wie 
Art. 73 8 1 Abſ. 1 PrAusfGG. z. BGB. erkennen läßt, nur eins 
tragungsbedürftige Rechte berückſichtigt werden. Schwierigkeiten be⸗ 
reiten die Grunddienſtbarkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbar⸗ 
keiten und Altenteile. Ihre Außerachtlaſſung rechtfertigt ſich durch die 
Erwägung, daß dauernde Belaſtungen ſolcher Art ſchon bei der Be⸗ 
rechnung des Grundſtückswerts — beſonders wenn er auf der Grund⸗ 
lage des Ertrages berechnet wird — berückſichtigt worden find, jo daß 
ein nochmaliger Abzug ungerechtfertigt wäre. Vgl. Fernow, Komm. 
3. Wehrbeitragsc. Anm. 20 und 3a zu 89; RF. 18, 917f. Bei 
den nicht dauernden Belaſtungen, insbeſ. dem Altenteil, erſcheint das 
aber doch bedenklich, zumal ein reichlich bemeſſenes Altenteil den 
Wert der nachſtehenden Belaſtungen erheblich beeinträchtigen kann. 
Das Altenteil — oder wenigſtens die in ihm enthaltene Reallaſt — 
wird daher kapitaliſiert in Abzug zu bringen fein. c) Welche Rechte 
der II. Abteilung rücken in den Nangvorbehalt ein? Nach der klaren 
Beſtimmung des § 7 Abf. 4 Aufw®. nur die wertbeſtändigen Real⸗ 
laſten. Für die Berechnung des durch die einrückende Reallaſt ver⸗ 
brauchten Goldmarkbetrages des Rangvorbehalts wird die Ablöſungs⸗ 
ſumme zugrunde gelegt; iſt eine Ablöſungsſumme nicht beſtimmt, jo 
iſt der Wert der Reallaſt nach 8 9 ZPO. zu berechnen (Art. 13 Durchf⸗ 
VO .). Die Umrechnung der Sachleiſtungen in Goldmark regelt Art. 12 
Durchf VO. 
NA. Dr. Walter Lux, Breslau. 
316 
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der dort gewährte Schutz nicht nur dann entfallen, wenn der Ver⸗ 
äußerer und Erwerber wirtſchaftlich betrachtet perſonengleich ſind, 
ſondern auch dann, wenn die Rechtslage, welche die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs herbeigeführt hat, ebenſo wie zum Nachteile des 
Veräußerers auch bereits vor dem Erwerbe zum Nachteile des Er⸗ 
werbers beſtanden hat. War alſo der Erwerber von der für den 
Veräußerer in Betracht kommenden Unrichtigkeit des Grundbuchs 
mitbetroffen, bevor der Erwerb erfolgt iſt, ſo liegt ein Schutz⸗ 
bedürfnis i. S. von 8 892 BGB. nicht vor. So verhält es ſich aber 
im gegebenen Falle. Da die gelöſchte, aber der Aufwertung kraft 
Rückwirkung unterliegende Hypothek vor der Löſchung auf dem 
ganzen Grundſtücke eingetragen war, ſo iſt vom Standpunkt des 
Aufwertungsgeſetzes aus das Grundbuch durch die Löſchung gegen⸗ 
über beiden Miteigentümern unrichtig geworden. Die Rechtslage, 
welche das Grundbuch unrichtig gemacht hat, hat einheitlich gegen⸗ 
über beiden Miteigentümern beſtanden. Die Verpflichtung, die Be⸗ 
richtigung des Grundbuches durch Wiedereintragung der Hypothek 
auf dem ganzen Grundſtücke zu bewilligen, traf beide Miteigen⸗ 
tümer gemeinſchaftlich. Bei einer derartigen Rechtslage würde es 
ſowohl dem Zwecke des 8892 BGB. wie auch den Zielen des 
Aufw®. widerſprechen, wenn der Miteigentümer, der nach der 
Löſchung der Hypothek den Anteil des anderen Miteigentümers 
durch Rechtsgeſchäft erwirbt, genau ſo geſtellt würde wie ein gänz⸗ 
lich unbeteiligter dritter Erwerber. 
(KG., 1. 8 S., Beſchl. v. 14. April 1927, 1 X 221/27.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Karge, Berlin. 
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5. 822 AufwG.; § 893 BGB. Der Eintragung des 
Aufwertungsbetrages ſteht der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs entgegen, wenn zwar die Eintragung des neuen 
Eigentümers nach dem 30. Juni 1925 erfolgt, zu ſeinen 
Gunſten aber vor dem 1. Juli 1925 auf Grund der Be⸗ 
willigung des früheren Eigentümers eine Auflaſſungs⸗ 
vormerkung eingetragen iſt. f) 

Daß die Vormerkung eine Verfügung i. S. des $ 893 BGB. 
und deshalb geeignet iſt, einen gutgläubigen Erwerb zu vermit⸗ 
teln, hat der Sen. in der Entſch. JFG. 3, 409 u. 1X 635/25 


Zu 5. Die Frage, ob die Vormerkung im Aufwgtecht gutgläu⸗ 
bigen Erwerb ſchützt, iſt von weittragender Bedeutung. Die Frage 
ſchien ſeither für die Praxis geklärt zu ſein, und es wird dieſer der 
ſeitherigen Praxis durchweg zugrunde liegende Standpunkt auch in 
der obenſtehenden Entſch. des KG. 1. ZS. vertreten. Das RG. hat 
jedoch in einer Entſch. v. 30. April u. 1. Juni 1927: DNotV. 1927, 
466, Rſpr. i. AufwS. 1927, 475 anſcheinend den entgegengeſetzten 
Standpunkt vertreten wollen. Die ſeitherige Praxis wurde v. KG. 
erſtmals in der Entſch. v. 8. Jan. 1925 (JW. 1925, 14151) ver⸗ 
treten, ferner in den in dem oben abgedr. Beſchl. vom KG. ſelbſt 
in Bezug genommenen Entſch., ſämtlich vom 1. ZS., weiter vom 
14. ZS. in einer unveröffentlichten Entſch. v. 7. Dez. 1926, ange⸗ 
führt von Michalsky: JW. 1927, 957. Dem Standpunkt des KG. 
find eine Reihe weiterer OLG. beigetreten, fo Roſtock, Rſpr. i. 
AufwS. Sonderheft 2, 34; Breslau, Rſpr. i. AufwS. II, 307; Dres⸗ 
den, Rſpr. i. AufwS. Sonderheft 4, 35. Auch in der Literatur zum 
Aufw®. iſt dieſer Standpunkt durchweg gebilligt. Es würde alſo die 
Entſch. d. RG., wenn das RG. endgültig den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt vertreten wollte, einen völligen Bruch mit der ſeitherigen 
Praxis bedeuten, der um ſo ſchwerwiegender wäre, als auch das 
RG. ſelbſt anzunehmen ſcheint, daß ſeine Anſicht den Erforderniſſen 
der Gerechtigkeit weniger entſpricht als die ſeither in der Praxis 
herrſchende. 

Das KG. hat in der Entſch. v. 8. Jan. 1925 die Anwendung der 
Beſtimm. über den Schutz gutgläub. Rechtserwerbs auf die Eintragung 
einer Vormerkung ſo begründet, daß zwar die Vormerkung kein Recht 
am Grundſtück i. S. 8892 BGB. ſei, daß jedoch die Beſtellung der Vor⸗ 
merkung ein Rechtsgeſchäft darſtelle, das eine Verfügung über das 
Recht (das Grundſtück) bedeute. Denn die Vormerkung bezwecke eine 
ſachenrechtliche Bindung, die die Vereitlung des vorgemerkten An⸗ 
ſpruchs ſachenrechtlich wirkſam verhindere. In dieſer vom KG. an 
Hand der ſeitherigen Rſpr. und Theorte eingehend begründeten Entſch. 
Konnte zu der Frage, ob die Vormerkung den Schutz des guten 
Glaubens auch über den in 8 22 Abſ. 2 AufwG. feſtgeſetzten Zeit⸗ 
punkt des 1. Juli 1925 hinaus gewähre, noch nicht Stellung ge⸗ 
nommen werden, da die Entſch. auf Grund der III. Steuer NotBO. 
erging. In den ſpäteren Entſch. des KG. und der OLG. iſt jedoch 
auch dieſe Frage durchweg bejaht (abgeſehen von der Entſch. DNotV. 
1927, 97), fo in der Entſch. DNotV. 1927, 96 ſowie in den oben 
angef. Entſch. der OLG. Roſtock, Breslau und Dresden. Die Kom⸗ 
mentare find auch inſoweit der herrſch. Meinung gefolgt. 

Die entſprechende Anwendung des 8 22 Abſ. 2 AufwG. auf 
Vormerkungen dahin, daß der Erwerb der Vormerkung der für 
den guten Glauben maßgebende Zeitpunkt auch i. S. dieſer Beſtim⸗ 
mung ſei, iſt in den genannten Entſch. wie folgt begründet: Der durch 
die Vormerkung geſicherte Anſpruch könne durch Wiedereintragung 
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(JurR. 1926, 16) dargelegt. In 1X 799/26 (DNotV. 1927, 96) iſt 
ferner für einen dem vorliegenden im weſentlichen gleichgearteten 
Fall folgendes ausgeführt: a 

„Wäre die Hypothek nach Eintragung der Vormerkung im 
Grundbuche wieder eingetragen worden, ſo würden, nachdem der 
durch die Vormerkung geſicherte Anſpruch der Eigentümer durch 
Eintragung ihres Eigentums verwirklicht iſt, die Grundſtückseigen“ 
tümer, falls nicht ihre Bösgläubigkeit nachgewieſen wird, die 
Löſchung verlangen können, da durch die Wiedereintragung der 
Hypothek ihr durch die Vormerkung geſchütztes Recht geſchmälert 
werden würde. Dieſe Erwägung führt, nachdem das durch die Vor⸗ 
merkung geſchützte Recht durch Eintragung der Eigentumsänderung 
verwirklicht iſt, ohne daß bisher die gelöſchte Hypothek wieder 
eingetragen iſt, zur Ablehnung des jetzt geſtellten Wiedereintra⸗ 
gungsantrages, da die Beſchwerdeführerin, die ihren Antrag au 
den Unrichtigkeitsnachweis ſtützt, zur Erbringung dieſes Nachwel⸗ 
ſes die Möglichkeit eines gutgläubigen Erwerbes durch die Grund- 
ſtückseigentümer durch den Nachweis der Bösgläubigkeit ausräumen 
müßte, ein Nachweis der in der Form des 8 29 GBD. binnen an⸗ 
gemeſſener Friſt ($ 18 GBO.) regelmäßig nicht zu erbringen iſt. 

Die in der Rechtsfrage abweichende Entſch. des KG., 29. 38, 
v. 7. Juli 1926 (29 U 4554/1926: DNotV. 1927, 97), gibt zur 
Aufgabe der bisherigen Rechtſprechung des 1. 3. keine Ver⸗ 
anlaſſung. 

Die Rechtsnatur der Vormerkung als einer Verfügung i. S. 
des § 893 BGB. wird v. 29. 86. zwar verneint, dieſer Stand⸗ 
punkt aber nicht beſonders begründet. Der 29. 36. hält aber, wenn, 
wie in jenem Falle und auch hier, die Eigentumseintragung erſt nach 
dem 1. Juli 1925 erfolgt, der Antrag auf Eigentumsumſchreibung 
auch erſt nach dieſem Zeitpunkt beim Grundbuchamt eingegangen iſt, 
die Anwendung der Vorſchriften über den öffentl. Glauben des 
Grundbuchs ſelbſt dann für ausgeſchloſſen, wenn die Vormerkung 
als eine Verfügung i. S. 8 893 BGB. anzuſehen ſei. Er folgert dies 
aus 8 22 Abſ. 2 AufwG. Dort werde ausdrücklich der Erwerb eines 
Rechtes an dem Grundſtück vorausgeſetzt. Ein vorgemerktes 
Recht ſei aber kein Recht an dem Grundſtuͤck. Es beſtehe auch kein 
Anlaß, vorgemerkte Rechte den erworbenen dingl. Rechten gleich“ 
zuſtellen. Der Vorſchrift des § 22 Abſ. 2 Aufw GG. liege der Gedanke 


gelöſchter Hypotheken nicht geſchmälert werden, da die Vormerkung 
endgültigen Schutz hiergegen gewähre. Es könne deshalb auch eine 
Schmälerung dann nicht eintreten, wenn für die Eintragung des 
Rechts ſelbſt infolge Ablaufs der in 8 22 Abſ. 2 beſtimmmten Wer 
der öffentl. Glaube des Grundbuchs nicht mehr in Anſpruch genommen 
werden könne, da eben die Wirkung des Schutzes des guten Glau- 
bens zugunſten des durch die Vormerkung Geſicherten eine end⸗ 
gültige ſei. (So KH.: DRotV. 1927, 96.) — Aus der Fall. 
des § 22 Abſ. 2 ſei nicht zu entnehmen, daß er ſich entgegen den im 
allgemeinen für die Vormerkung geltenden Schutzbeſtimmungen au 
die endgültig eingetragenen Rechte beſchränke (OLG. Roſtock a. a. O0. 
— Der Wortlaut des 8 22 Abf. 2 ſei nicht maßgebend. Eine wört⸗ 
liche Auslegung würde dem Sinn der Beſtimmung widerſprechen. 
Der Sinn ſei der, daß, wer ein Recht an einem Grundſtück nach dem 
1. Juli 1925 erworben habe, mit der Aufwertung habe rechnen muſſen, 
Wenn dagegen der Erwerb wirtſchaftlich (Auflaſſungsvormerkung) 
bereits vor dem 1. Juli 1925 abgeſchloſſen ſei, ſei es unrichtig, den 
guten Glauben zu verneinen und dadurch den Erwerb ſo, wie die 
Auflaſſungsvormerkung ihn geſichert habe, zu beeinträchtigen. Aus 
86 Abſ. 2 AufwG. ſei ein Gegenſchluß nicht möglich, da ſich dieſe 
Beſtimmung nicht auf den gutgläubigen Erwerb beziehe, ſondern nur 
auf die Unſicherheit über den Wert bekannter und eingetragener 
Rechte (OLG. Breslau a. a. O.). — Der Schutz der Vormerkung ſei 
notwendig, da fie eine ſachenrechtliche Bindung herbeiführe und dem“ 
gemäß als Verfügung i. S. 8 893 BGB. anzuſehen ſei. Wenn aber 
danach der entſcheidende Zeitpunkt für die ſachenrechtliche Sicherung 
die Zeit der Eintragung der Vormerkung ſei, fo muſſe dieſe auch maß? 
gebend bleiben, wenn das vorgemerkte Recht ſelbſt erſt nach dent 
1. Juli eingetragen ſei, da 822 Abſ. 2 AufvG. den Schutz des 
öffentl. Glaubens, der bereits endgültig durch die Vormerkung 
langt ſei, nicht beeinträchtigen wolle (OLG. Dresden a. a. O. 

Die Entſch. d. RG. v. 30. April u. 1. Juni 1927 kann 
zu Mißverſtänduiſſen führen. Sorgfältige Prufung zeigt jedoch, da 
das RG. dieſer Rſpr. nicht entgegentritt. Das RG. unterſucht, eben 
wie dies die frühere Rſpr. getan hat, wie weit die 88 892 u. 8895 
BGB. auf Vornierkungen Anwendung finden könnten. Es bemerke, 
daß die Vormerkung kein Recht am Grundſtück i. S. 8 892 BGB. 
fei (Mitte der RGGEntſch.) und daß demgemäß nur die Frage, M 
§ 893 BGB. den Schutz des guten Glaubens für den Vormerkung? 
berechtigten herbeiführe, zu erörtern ſei. Das RG. ſieht dann abe 
von der Erörterung dieſer Frage ab. Es läßt fie dahingeſtellt, we 
in dem zur Entſch. ſtehenden Fall aus anderem Grund der Schuß 
des guten Glaubens zu verneinen war. Es war nämlich in dem vom 
RG. entſchiedenen Fall der Antrag auf Eintragung der Vormerkung 
vor dem 1. Juli 1925 beim Grundbuchamt eingegangen, die 2 
tragung ſelbſt nach dieſem Zeitpunkt erfolgt und das RG. lehnt d 
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sh Begünſtigung der AufwGläubiger zugrunde. Eine ausdehnende 
uslegung zum Nachteile der Aufw Berechtigten verbiete ſich deshalb 
und könne auch durch § 6 Abſ. 2 AufwG. nicht gerechtfertigt werden. 
Dieſen Ausführungen vermag ſich jedoch der 1.38. nicht an⸗ 
Juſchließen. Iſt die auf Bewilligung beruhende Vormerkung i. S. 
er Vorſchriften über den öffentl. Glauben des Grundbuchs entſpr. 
zu behandeln wie ein „Recht“ am Grundſtück, ſo muß ſie mangels 
einer abweichenden Beſtimmung des AufwG. auch vom Gefihtspunkt 
des 822 Abs. 2 entſpr. behandelt werden. Daraus folgt dann aber, 
85 der i. S. 8 22 Abſ. 2 maßgebende Rechtserwerb der Erwerb der 
ormerkung und nicht der endgültige Erwerb des vorge⸗ 
Serkten Rechtes, hier des Eigentums, iſt. Eine Vorlegung der 
e an das RG. ermöglicht die abweichende Entſch. d. 29. 38. 
no, da es ſich nicht um eine auf weitere Beſchwerde ergangene 
entſch. eines anderen OLG. handelt, 8 79 Abſ. 2 G0. alſo nicht 
anwendbar iſt. 
(NG., Beſchl. v. 24. März 1927, 1 X 157/27.) 
Mitgeteilt von LGDir. Jacobs⸗Martini, Berlin. 


* 


8 6. 822 AufwG. Die Vorſchrift des 822 Abſ. 2 Auf w. 
ommt nicht zur Anwendung, wenn eine der Aufwertung 
nach 88 14, 15 AufwG. unterliegende Hypothek erſt nach 
dem Inkrafttreten des AufwG. auf Grund einer früher 
ißteilten Löſchungsbewilligung zu Unrecht gelöſcht worden 
iſt und nach der Löſchung, aber vor der Wiedereintragung 
der Hypothek ein gutgläubiger Eigentumserwerb ſtatt⸗ 
gefunden hat. ) 
8 Der Beſchwerdeführer hat das Grundſtück auf rechtsgeſchäftlichem 
ege erworben, die Hypothek war bereits gelöſcht, als der Antrag 
0 Eintragung des Beſchwerdeführers als Eigentümer bei dem 
unbbujamt einging, es finden daher die durch das AufwG. (88 20, 
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Schutz des guten Glaubens deshalb ab, weil erſt mit der Ein⸗ 
Werbung der Vormerkung die Sicherungswirkungen einträten. 
3 enn für den guten Glauben die Stellung des Eintragungsantrags 
maßgebend ſei, ſo könne doch die Vormerkung ihre Wirkungen 
erſt don der Eintragung ab ausüben, und es könne demgemäß eine 
250 dem 1. Juli 1925 eingetragene Vormerkung wegen des 8 22 
1 1.2 Aufwch. eine Sicherungswirkung gegen das Wiederaufleben 
. Aufwertungshypotheken überhaupt nicht haben. (Es kann hier 
f hingeſtellt bleiben, ob die Entſch. d. NG. auch für dieſen Sonder⸗ 
all zutrifft, da, wenn im Falle des § 20 Abs. 2 AufwG. § 898 BGB. 
ber endung findet und der maßgebende Zeitpunkt auch hier infolge 
36 entſprechenden Anwendung des 8892 BGB. der im 8892 Abſ. 1 
daa beftimmte iſt (Eingang des Antrags auf Eintragung beim 
61 8A), dies auch im Falle des 8 22 Abſ. 2 dann gelten muß, wenn 
an Fall des 8 893 gegeben iſt (z. B. bei Auflaſſungsvormerkung). 
$ erſcheint unrichtig, die Anwendung des 8 893 BGB., die im 
x alle des § 20 AufwG. eintritt, im Falle des 822 Abſ. 2 AufwG. 
2 beſchränken. Auch die Billigkeit widerſpricht dem Standpunkt 
des NG. Das RG. hat dies auch wohl mindeſtens für zweifelhaft 
hatten, nach feiner Bemerkung, es könne unerörtert bleiben, ob 
de ſich de lege ferenda empfohlen hätte, den Vormerkungserwerb 
em Rechtserwerb im AufwRecht ausdrücklich gleichzuſtellen. In jedem 
ur handelt es ſich aber bei der vom RG. entſchiedenen Sache um 
— Sonderfall, in dem die Vormerkung vor dem 1. Juli 1925 
bent GBA. eingegangen und nach dieſem Zeitpunkt eingetragen wor⸗ 
= iſt. Bei der Seltenheit, in der ſolche Fälle vorgekommen fein 
ohn noch nicht endgültig erledigt ſein mögen, iſt die Entſch. inſoweit 
ob e beſondere Tragweite.) Zu der wichtigen grundſätzlichen Frage, 
fo eine vor dem 1. Juli 1925 eingetragene Vormerkung auch bei 
N ter erfolgter oder überhaupt noch nicht erfolgter Eintragung des 
ben die Vormerkung geſicherten Rechts Schutz des guten Glau⸗ 
10 trotz des § 22 Abſ. 2 gewährt, hat das RG. keine Stellung ge⸗ 
j. men. Das NG. bemerkt zwar in längeren Ausführungen, daß 
iei Vormerkung kein Recht am Grundſtück i. S. des § 892 BGB. 
Rn daß für die Anwendung des 8 22 Abſ. 2 auf die Vormerkung 
10 weitere Auslegung weder nach dem Wortlaut uoc nach dem 
a des Geſetzes gerechtfertigt fei, fo daß „hiernach die Erſtreckung 
S 1 2 Abſ. 2 Aufwcs. auf Vormerkungen zu verneinen“ ſei. Dieſe 
45 ußfolgerung des NG. iſt jedoch nur eine ſcheinbar endgültige und 
R aſſung eine der Meinung des RG. nicht entſprechende, da das 
1 Vorbemerkung zu dieſer Außerung nur die Anwendbarkeit 
here 892 BGB. auf Vormerkungen prüft, während nach der ſeither 
9 Meinung die Schutzwirkung der Vormerkung auf 8 893 BOB. 
Beh ht. Da das NG. im nächſten Abſatz der Entſch. die Prüfung der 
ſo beitung des 5893 BOB. als für den vorl. Fall unnötig ablehnt, 
tine ezieht ſich die Schlußſolgerung des RG. nur auf die konſtruk⸗ 
e ob die Anwendung des 8 22 Abf. 2 AufwG. auf Vor⸗ 
uf ungen ohne Rückſicht auf § 893 BGB. gerechkfertigt ſei, alſo 
Er eine — bei Bejahung der Anwendbarkeit des 8 893 BGB. — 
Sin ubeoretiſch intereſſierende Konſtruktionsfrage. Die Verwirrung, 
Wenz urch die RchEntſch. leicht hervorgerufen wird, beruht auf der 
ig glücklichen Form der Entſch., die die erſte Frage im Vorder⸗ 
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21) grundſätzlich aufrechterhaltenen Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs (88 892, 893 BGB.) zu feinen Gunſten 
Anwendung, fojern nicht aus dem AufwG. ſelbſt ein anderes erhellt. 
Als eine die Anwendbarkeit der Vorſchriften über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs ausſchließende Beſtimmung kommt nur der 
822 Abſ. 2 AufwG. in Frage. Danach ſteht der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs und die hier nicht in Betracht kommende Vorſchrift 
des 821 Abſ. 2 AufmG. der Eintragung des Aufwertungsbetrages 
an der bisherigen Rangſtelle nur inſoweit entgegen, als der Zeitpunkt 
des Erwerbes eines Rechts an dem Grundſtück oder der in 8 892 
Abſ. 2 BGB. beſtimmte Zeitpunkt vor dem 1. Juli 1925 liegt. Da 
die Reichsregierung von der ihr durch die Vorſchrift des 822 Abſ. 2 
Satz 2 AufwG. erteilten Ermächtigung, den Zeitpunkt, mit dem dieſe 
Vorſchrift außer Kraft tritt, zu beſtimmen, noch keinen Gebrauch ge⸗ 
macht hat, ſo iſt dieſe Vorſchrift unſtreitig noch in Kraft. Ebenſo liegt 
der in 8 892 Abſ. 2 BGB. beſtimmte Zeitpunkt, d. h. der Zeit⸗ 
punkt des Eingangs des Antrags auf Eintragung des Beſchwerde⸗ 
führers als Eigentümer nach dem 1. Juli 1925. Die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage geht nun dahin, ob die Vorſchrift des § 22 Abſ. 2 
AufwG. auch dann anwendbar iſt, wenn eine der Aufwertung nach 
den Vorſchriften der 88 14, 15 AufwG. unterliegende Hypothek erſt 
nach dem Inkrafttreten des Aufwc. auf Grund der früheren 
Löſchungsbewilligung zu Unrecht gelöſcht worden iſt und nach der 
Löſchung, alſo nach dem 1. Juli 1925 und vor der Wiedereintragung 
der Hypothek ein gutgläubiger Eigentumserwerb ſtattgefunden hat. 
Der Beſchwerdeführer verneint die Frage, die Vorinſtanzen bejahen 
ſie. Entſcheidungen der oberen Gerichte ſind, ſoweit erſichtlich, bisher 
nicht ergangen. Auch im Schrifttum iſt zu der hier zu entſcheiden⸗ 
den Frage, ſoweit feſtſtellbar, keine Stellung genommen worden. Die 
Ausführungen von Neuhirch (S. 297) und von Herrmann 
(DIZ. 1926, 1032) beſchäftigen ſich mit dem hier nicht vorliegenden 
Sonderfall des § 20 Abſ. 2 AufwG., daß in dem nach 8 892 Abſ. 2 


grund der Entf. eingehend behandelt und mit allgemein gefaßten 
Schlußfolgerung verſieht, während die entſcheidende Frage, ob 8 893 
BGB. Anwendung findet, erſt nachher in einem kurzen Satz als 
nicht zu erörternd bezeichnet wird. Verwirrend iſt ferner, daß der 
Schlußfolgerung des RG., die Erſtreckung des § 22 Abſ. 2 AufwG. 
auf Vormerkungen ſei zu verneinen, die Bemerkung ſich anſchließt, 
für den dem RG. vorl. Fall „trete folgende Erwägung hinzu“, 
daß die Eintragung der Vormerkung erſt nach dem 1. Juli 1925 er⸗ 
folgt ſei. Wenn das RG. die Frage des 8 893 BGB. in feiner An⸗ 
wendbarkeit auf Vormerkungen i. Verb. mit 8892 Abſ. 2 BGB. 
und 88 20, 22 Abſ. 2 AufwG. überhaupt nicht geprüft hat, ſo durfte 
auch die nur auf Grund der vollſtändigen Prüfung zulaäſſige Folge⸗ 
rung, ob 8 22 Abſ. 2 AufwG. auf vor dem 1. Juli 1925 eingetragene 
Vormerkungen Anwendung finde, nicht gezogen werden. Iſt die 
Folgerung ſcheinbar gezogen, ſo fehlt es trogdem, wie der Zuſam⸗ 
menhang der Entſch. ergibt, an einer Entſch. des RG. über dieſen 
Punkt. RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


Zu 6. Die Entſch. wirkt auf den erſten Blick perplex: Iſt, 
ſo ſollte man zunächſt meinen, der Gläubiger einer gelöſchten Aufw⸗ 
Hypothek gegen gutgläubigen Erwerb nach dem 30. Juni 1925 ge⸗ 
ſchützt, wenn die Hypothek auf Grund einer im Rüchkwirkungszeit⸗ 
raum des AufwG. erteilten Löſchungsbewilligung vor dieſem Termin 
zu Recht gelöſcht iſt, ſo ſollte dies in verſtärktem Maße gelten, 
wenn die Hypothek nach dem 15. Juli 1925 auf Grund einer ſolchen 
Bewilligung zu Unrecht gelöſcht iſt. Eine nähere Betrachtung er⸗ 
gibt indeſſen, daß der Beſchl. vorzüglich begründet und im Ergebnis 
zutreffend iſt. 

Durch 822 Abſ. 2 AufwG. wird der gute Glaube des Grund» 
buchs v. 1. Juli 1925 ab bis zu dem von der Reichsregierung zu 
beſtimmenden Zeitpunkt nicht generell geſperrt. Vielmehr iſt das 
Grundbuch nur inſofern keine Grundlage für einen gutgläubigen 
Erwerb nach den allgemeinen Vorſchriften in Verb. mit § 21 Abſ. 2 
AufwG., als es ſich um die „Eintragung des Aufwertungs⸗ 
betrags an der bisherigen Rangſtelle“ handelt. Daraus 
folgt zunächſt, daß, wenn eine gelöſchte Hypothek mit ihrem Auf⸗ 
wertungsbetrag wiedereingetragen iſt, die beſondere Schutzvorſchrift 
des 8 22 Abſ. 2 AufwG. erledigt iſt und ſomit die Vorſchriften über 
den Schutz des gutgläubigen Erwerbs allgemein wieder in Kraft 
treten. Dies iſt von dem KG. bereits früher entſchieden (AuſwRſpr. 
1 Sonderheft S. 14) und kann auch kaum fraglich fein. Zweifelhafter 
wird die Rechtslage hingegen dann, wenn die AufwHypothek bei 
Inkrafttreten des AufwG. noch in Papiermark eingetragen war und 
ſpäter zu Unrecht gelöſcht worden iſt, ohne daß zuvor der Aufw⸗ 
Betrag eingetragen wurde. Hier nimmt das KG, mit Recht an, 
daß i. S. des § 22 Abſ. 2 AufmG. unter der Eintragung des Aufw⸗ 
betrags an der bisherigen Rangſtelle nur die Wiedereintra⸗ 
gung einer gelöſchten Hypothek mit ihrem Aufw⸗ 
Betrage, nicht aber die Eintragung des AufwBe⸗ 
trags einer bei Inkrafttreten des AufwG. noch eingetragenen 
Papiermarkhypothek verſtanden werden kann. Dies folgt einmal aus 
der Erwägung, daß der Gläubiger einer noch in Papiermark einge⸗ 
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BoB. maßgebenden, vor dem 1. Juli 1925 liegenden Zeitpunkt 
lediglich die Löſchungsbewilligung oder löſchungsfähige Quittung vor⸗ 
lag und daß die Löſchung der Hypothek auf Grund der früheren 
Löſchungsurkunde nach dem Inkrafttreten des AufwG. zu Unrecht 
erfolgt iſt. In der Entſch. 1 X 304/26 (AufwRſpr. 1 Sonderh. S. 14) 
hat ſich der Sen. nur mit der Frage zu beſchäftigen gehabt, ob die 
einmal erfolgte Eintragung der Aufwertung unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs ſteht, während es ſich hier darum handelt, 
ob die Wiedereintragung der aufgewerteten Hypothek durch das Ein⸗ 
greifen der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs ausgeſchloſſen iſt oder nicht. Wenn ſich der Sen. in der ge⸗ 
nannten Entſch. dahin ausgeſprochen hat, daß mit der Eintragung der 
Aufwertung die Vorſchriften des BGB. über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs wieder ganz allgemein in Kraft treten, ſo ſind dieſe 
Ausführungen in Anwendung auf den vorliegenden Fall nicht dahin 
zu verſtehen, daß bis zu der am 30. Juni 1926 erfolgten Wieder⸗ 
eintragung der Hypothek die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs gänzlich ausgeſchloſſen waren. Denn es wird zuvor 
ausgeführt, die Vorſchrift des 8 22 Abſ. 2 Aufwch. ſchalte nicht, ſo⸗ 
lange ſie in Kraft ſei, für die dort bezeichneten Erwerbe den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs gänzlich aus, ſie beſtimme vielmehr 
lediglich, daß der Eintragung des Aufwertungsbetrages 
an der bisherigen Rangſtelle der öffentliche Glauben des Grundbuchs 
jo weit nicht entgegenſtehe, als der Zeitpunkt des Erwerbes eines 
Rechts an dem Grundſtück oder der im 8 892 Abſ. 2 BGB. be⸗ 
ſtimmte Zeitpunkt nach dem 30. Juni 1925 liegt; die erwähnte Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung ſei daher nur gegenüber der Eintragung der 
Aufwertung von Einfluß (OLG. Dresden: AufwRipr. 1, 286; 
Michaelis? S. 103; Emmerich S. 218). Es erhebt ſich daher 
die Frage, ob die am 30. Juni 1926 erfolgte Wiedereintragung der 
Hypothek Nr. 2 als eine Eintragung des Aufwertungsbetrages i. S. 
des § 22 Abſ. 2 AufwG. anzufehen iſt. Nach dem Aufbau des Aufiv®. 
und dem Sinn und Zweck der Beſtimmung des 822 Abſ. 2 AufwG. 
muß die Frage in Übereinſtimmung mit den Ausführungen des Be⸗ 
ſchwerdeführers verneint werden. 

Unter der Eintragung des Aufwertungsbetrages i. S. des 822 
Abſ. 2 AufwG. iſt, wie die Überſchrift „Schutz gegen zwiſchenzeitliche 
Eintragungen“ und’ die Ausſchaltung des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs in den in Abſ. 2 bezeichneten Erwerbsfällen beweiſen, nur 
eine ſolche Eintragung zu verſtehen, die zum Schutz gegen den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs erforderlich iſt. Damit ſcheidet die 
Eintragung der Aufwertung einer noch im Grundbuch eingetragenen, 
wenn auch zurückgezahlten Hypothek aus dem Anwendungsbereich 
des § 22 Abſ. 2 AufwG. aus. Denn anerkanntermaßen können Dritte 
aus der Nichteintragung der Aufwertung bei einer noch im Grund⸗ 
buch eingetragenen Papiermarkhypothek keine Rechte unter Berufung 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs herleiten (Quaſ⸗ 
ſowskis S. 94, 95; Schlegelberger-Harmening! 8 6 
Anm. 1; Neukirch S. 98). Dies folgt einmal aus der Vorſchrift 
des 8 6 Abſ. 1 AufwG., derzufolge die aufgewertete Hypothek ihren 
bisherigen Rang behält, ſoweit ſich nicht aus den 88 7, 20, 21 AufwG. 
ein anderes ergibt; ferner daraus, daß der Inhalt des Grundbuchs 
nicht nur durch den Wortlaut der Eintragung, alſo durch den ziffern⸗ 
mäßig beſtimmten Nennbetrag der Papiermarkhypothek, ſondern durch 
die Bedeutung, die das Geſetz, hier das AufwG., dieſer Eintragung 
beilegt, beſtimmt wird (QOuaſſows ki a. a. O.; Schlegelberger⸗ 
Harmening a. a. O.). Zum Schutze der Aufwertung der im Grund» 
buch eingetragenen Papiermarkhypotheken bedurfte es daher der Vor⸗ 
ſchrift des 8 22 Abſ. 2 Aufm®. nicht. Dies gilt auch dann, wenn die 
Hypothek zurückgezahlt iſt und Löſchungsbewilligung oder löſchungs⸗ 
fähige Quittung erteilt worden ſind. Denn dieſe Urkunden fallen nicht 
unter die Vorſchrift des § 1155 BGB., und damit auch nicht unter 
die Vorſchrift des § 21 Abſ. 1 Ziff. 2 AufwG. (1 X 707/85: JFG. 3, 
394; 1 X 806/25: Ju. 1926 Nr. 1546), fo daß eine „Wieder⸗ 
eintragung“ des Rechts des ausgezahlten Gläubigers nicht in Frage 


tragenen AufwHypothek gegen gutgläubigen Erwerb inſofern völlig 
geſichert iſt, als die Papiermarkeintragung den noch zu ermittelnden 
und einzutragenden Goldmarkbetrag deckt, daß alſo ein ſolcher Gläu⸗ 
biger auf die beſ. Schutzvorſchrift des § 22 Abſ. 2 AufivG. nicht an⸗ 
angewieſen iſt. Ferner laſſen die Entſtehungsgeſchichte, die Überſchrift 
„Schutz gegen zwiſchenzeitliche Eintragungen“ und der Zuſammenhang, 
in dem die Vorſchrift ſteht, erkennen, daß nur der Gläubiger einer bei 
Inkrafttreten des AufwG. gelöſchten Hypothek geſchützt werden ſollte. 
Schließlich weiſen die Bezugnahme auf 821 Abf. 2 und die wiederum 
in § 21 Abſ. 2 enthaltene Bezugnahme auf § 20 Aufm®. darauf hin, 
daß nur an gelöſchte oder durch § 21 Abſ. 2 gleichgeſtellte (umge⸗ 
ſchriebene oder außerhalb des Grundbuchs abgetretene) Hypotheken 
gedacht iſt. 

Das Ergebnis mag bei dem vorliegenden, außergewöhnlich zu⸗ 
geſpitzten Ausnahmetatbeſtand unbefriedigend erſcheinen (Löſchung 
kurz nach Juhrafttreten des Aufwch. infolge eines erſt durch die 
ſpätere Judikatur klargeſtellten und noch dazu bald durch einen Wider⸗ 
ſpruch ausgemerzten Fehlers des Grundbuchrichters). Für die über⸗ 
wiegende Mehrzahl der Fälle dagegen iſt das Ergebnis erwünſcht. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


kommt. Die Vorſchrift des § 22 Abſ. 2 Aufwch. ſchützt demnach nur 
die Wiedereintragung gelöſchter, umgeſchriebener und außerhalb d 

Grundbuchs abgetretener, der Aufwertung nach Maßgabe der 88 14, 
15, 17, 78 Aufw®. unterliegender Hypotheken gegen den Erwerb 
von Rechten nach dem 1. Juli 1925 (Emmerich S. 220; 
Michaelis? S. 103; Mügel, 8 22 Anm. 3; Quaſſows ki 

S. 275). Sie dient mit anderen Worten der Sicherſtellung der Wieder⸗ 
eintragung der in den 88 20, 21 AufwöG. bezeichneten Hypotheken. 
Ob eine Hypothek als gelöſcht, auf einen Dritten oder den Eigen⸗ 
tümer umgeſchrieben oder außerhalb des Grundbuchs abgetreten i. S. 
der 88 20, 21 AufwG. und damit auch des § 22 Abſ. 2 AufwG. an⸗ 
zuſehen iſt, läßt ſich nur unter Zugrundelegung eines beſtimmten Zeil 
punktes beſtimmen. Dieſer Zeitpunkt iſt, wie zahlreiche Vorſchriften 
des AufwG. erkennen laſſen, der 15. Juli 1925 als der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des AufwGG. (8 88 Abſ. 1). Nach § 20 Abſ. 1 ſoll 
die Wiedereintragung ſtattfinden, wenn die Hypothek bereits ge⸗ 
löſcht iſt, die Vorſchriften des § 20 ſollen nach § 21 entſprechende Anz 
wendung finden, wenn die Hypothek zwar nicht gelöſcht, aber nicht 
mehr für den früheren Gläubiger eingetragen iſt, ferner, wenn die 
Hypothek noch für den früheren Gläubiger eingetragen iſt, das Gläu⸗ 
bigerrecht eines anderen ſich aber aus 8 1155 BGB. ergibt. Die 
Worte „bereits“, „nicht mehr“ und „noch“ können nur eine zei“ 
liche Bedeutung haben. Sie bringen die Tatbeſtände der 88 20, 21 
(Löſchung, Umſchreibung uſw.) in Beziehung zu einem beſtimmten 
Zeitpunkt. Als ſolcher kommt mangels einer abweichenden Vorſchrift 
des AufwG. und nach dem ganzen Aufbau dieſes Geſetzes, das, wie 
z. B. der Inhalt der 88 1, 2, 3, 4, 5, 6, 9, 14, 15, 17, 18, 67 und 
die Überſchrift des 12. Abſchn. „Leiſtungen aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes“ erkennen laſſen, die Rechtsverhältniſſe aus 
der Zeit vor ſeinem Inkrafttreten regeln will, nur der 15. Juli 192 

in Frage (OQuaſſowskis S. 241). Dieſer Zeitpunkt entſcheidet 
auch anerkanntermaßen über Entſtehung, Umfang und Rangort des 
Rangvorbehalts (Nadler a. a. O. S. 249) und über das Einrücken 
wertbeſtändiger Rechte i. S. des 87 Abſ. 4 (1 X 690/26: JW. 1926, 
2371). Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall 
ergibt, daß eine Wiedereintragung der Hypothek Nr. 2 i. S. der 
89 20, 21 AufwG. nicht in Frage kommt, die Vorſchrift des 8 22 
Abſ. 2 Aufiv®. daher hier nicht anwendbar ift. Als das Aufwch. in Kraft 
trat, ſtand Hypothek Nr. 2 noch auf den Namen der bisherigen Gläu⸗ 
bigerin im Grundbuch eingetragen. Sie war alſo eine kraft Geſetz 

aufgewertete, mit Rückſicht auf ihr Eingetragenſein zugunſten der 
bisherigen Gläubigerin und mangels einer Abtretung der Hypothek 
außerhalb des Grundbuchs eines Schutzes gegen den öffentl. Glauben 
des Grundbuchs nicht bedürftige Hypothek (JFG. 3, 394). Die Ein’ 
tragung der Aufwertung hatte gemäß 8 6 AufwG. unter Berüchſichti⸗ 
gung der geleiſteten Zahlungen (8 18) zu erfolgen. Eine Wieder⸗ 
eintragung i. S. der 88 20, 21 Aufweß. war begrifflich ausgeſchloſſen. 
Die durch eine zu Unrecht erfolgte Löſchung der Hypothek nach In⸗ 
krafttreten des Auf. notwendig gewordene Wiedereintragung der 
Hypothel gründet ſich daher nicht auf die Vorſchriften des AufwG, 
(88 20, 21), ſondern auf die allg. Vorſchriften des Liegenſchaftsrechts 
(88 894 ff. BGB). Der Fall liegt hier nicht anders, als wenn 
eine in der Vorkriegszeit unter der Herrſchaft des BGB. zu Un 
recht gelöſchte Hypothek zur Wiedereintragung gebracht wurde. Auch 
die Entſtehungsgeſchichte des 8 20 AufwG. läßt erkennen, daß unter 
den gelöſchten Hypotheken i. S. dieſer Vorſchrift nur die bereits beim 
Inkrafttreten des Geſetzes gelöſchten Hypotheken verſtanden worden 
ſind (Bericht des 18. RTAusſch. Druckſ. 1125, 17, 19). Wenu der 
Vorderrichter ausführt, es ſei nirgends geſagt, daß ſpäter gelöſchte 
Rechte nicht aufgewertet und nicht mehr eingetragen werden dürften, 
Aufwertung und Wiedereintragung ſeien in keiner Weiſe davon aD? 
hängig gemacht worden, ob die Papiermarkhypotheken vor oder na 

dem Inkrafttreten des Aufwch. gelöſcht worden ſeien, ſo iſt das 
richtig, trifft aber nicht den Kern der Sache. Es handelt ſich hier nicht 
um die Frage, ob eine nach Inkrafttreten des Geſetzes zu Unrecht 
gelöſchte Hypothek gleichwohl aufwertbar und wiedereintragbar it, 


Wenn eine Aufwoypothek nach Inkrafttreten des AufwG. gelöscht 
iſt, müſſen drise Perſonen annehmen können, daß die Angelegenheit 
in Ordnung ſei, und demnach durch die allgemeinen Vorſchriften über 
den gutgläubigen Erwerb geſchützt werden. Dies gilt in ſteigendem 
Maße, je ſpäter die Löſchung erfolgt iſt. Würde der Dritte nur dann 
gutgläubig erwerben, wenn die gelöſchte Hypothek mit dem Aufw⸗ 
betrag eingetragen war, ſo würden die Parteien, die ſich über Aus⸗ 
zahlung und Löſchung der Papiermarkhypothek geeinigt haben, über⸗ 
flüſſigerweiſe gezwungen werden, vor der Löſchung den AufwBetrag 
der Hypothek eintragen zu laſſen, um die Grundbuchſperre des Ler⸗ 
Abf. 2 AufwG. vor dem von der Reichsregierung feſtzuſetzenden Ter 
min gegenſtandslos zu machen. Die Bedeutung des Beſchl. liegt 5 
in der Entſch. des beſonderen Ausnahmefalles, ſondern in der WE 
ſtellung, daß nach der Löſchung einer bei Inkrafttreten des Auw. 
eingetragenen Hypothek die allgemeinen Vorſchriften über den guten 
Glauben wieder in vollem Umfange Platz greifen, und zwar auch 
dann, wenn der AufwVetrag nicht zuvor eingetragen worden iſt. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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ſondern darum, ob die Wiedereintragung der durch das AufwGg. be⸗ 
1180 aufgewerteten Hypothek durch gutgläubigen Eigentumserwerb 
gusgeſchloſſen iſt. Der angefochtene Beſchluß glaubt dieſe Frage unter 
un auf 822 Abſ. 2 verneinen zu können, er ijt jedoch dabei 
5 Unrecht von der nicht näher begründeten Annahme ausgegangen, 
Br es fih um eine Wiedereintragung auf Grund des AufwG. han⸗ 
„ie. Der 822 Abſ. 2 gilt ferner unbedenklich für die Zukunft; das 
Tolgt ſchon, abgeſehen von der Beſtimmung des $22 Abſ. 2 Satz 2, 
2 feinem Zweck, den AufwGläubiger gegen die Nachteile zu 
ſchützen, die ein nach dem 1. Juli 1925 liegender gutgläubiger Er⸗ 
erb eines Dritten gegenüber dem Aufwertungsrecht mit ſich bringen 
bnnte. Dieſer Schutz beſteht aber nicht gegenüber allen Eintragungen, 
kalten nur gegenüber ſolchen, die auf Grund der 88 20, 21 AufwG. 
en 
5 Die von den Vorinſtanzen vertretene Rechtsauffaſſung läßt ſich 
8 0 nicht mit einer entſprechenden Anwendung der Vorſchrift des 
322 Abſ. 2 begründen. Die das materielle Liegenſchaftsrecht des 
gen. beherrſchenden Vorſchriften über den öffentl. Glauben des 
kundbuchs find durch das AufivG. aufrechterhalten worden (1 X 
9/26 JW. 1927, 854). Das AufwG. hat ſogar den Schutz des 
guten Glaubens durch die Vorſchrift des § 20 Abſ. 2 erweitert und 
zucht eingeſchränkt. Der 8 22 Abf. 2 ſtellt, wie ſchon der Satz 2 
belelbſt Deweift, eine Übergangsbeſtimmung dar, um im Intereſſe 
Mas Aufwchlaubiger die Wiedereintragung der Auſwpypothek nach 
‚apgabe der 88 20, 21 AufwGG. mit ihrem bisherigen Range während 
mes von der Reichsregierung zu beſtimmenden Zeitraumes gegenüber 
gutgläubigem Rechtserwerb nach dem 1. Juli 1925 ſicherzuſtellen. Sie 
alſo eine zeitlich begrenzte Ausnahmebeſtimmung und daher ſchon 
in ſolche eng auszulegen. Darüber hinaus bedeutet dieſe, das Rechts⸗ 
Aülitut des öffentl. Glaubens des Grundbuchs zeitweilig ausſchaltende 
worſchrift, wie im Schrifttum wiederholt mit Recht hervorgehoben 
worden iſt (Emmerich S. 218; Michaelis 2, 104), eine ſo ein⸗ 
a neidende. den Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkehr aufs äußerſte 
8 ſchwerende Maßnahme, daß eine erweiternde, in ihren Folgen 
mum zu überſehende Auslegung nicht am Platze iſt. Durch das 
ve 76. ſollte an Stelle der durch die Inflationszeit und die mit ihr 
Eubundenen Erſcheinungen hervorgerufenen Rechtsunſicherheit zwecks 
ſtamdöglichung eines geſicherten Grundſtücksverkehrs wieder ein Zu⸗ 
a der Ordnung und Rechtsſicherheit geſchaffen und das Rechts⸗ 
10 en und insbes. der Grundſtücks⸗ und Hypothekenverkehr auf eine 
echtlich geſicherte Grundlage geſtellt werden. Bedeutet daher ſchon 
5 Vorſchrift des 8 22 Abſ. 2 eine die angeſtrebte Rechtsſicherheit auf 
ei n Gebiete des Grundſtücksverkehrs für einen gewiſſen Zeitraum 
hu Gränkende, zur Sicherſtellung der Rechte der AufwGläubiger aber 
* vermeidbare Maßnahme, ſo' würde der Zuſtand der 
Abbt unſicherheit über den Zweck der Vorſchrift des 8 22 
. 2 Aufn. hinaus auf nicht abſehbare Zeit aufrechterhalten wer⸗ 
1 wollte man den Schutz des öffentl. Glaubens des Grundbuchs 
des in denjenigen Fällen verſagen, in denen nach dem Inkrafttreten 
chez oO. unrichtige Eintragungen, insbeſ. Löſchungen von Hypo⸗ 
Fall vorgenommen worden ſind. Man darf nicht nur den vorl. 
Ser betrachten, wo die Hypothek kurz nach dem Inkrafttreten des 
bes gelöſcht worden iſt. Man muß auch an die zahlreichen Fälle 
92 eu, in denen im Laufe der zweiten Hälfte d. J. 1925 and i. J. 
6 eingetragene Papiermarkhypothek ohne vorherige Eintragung 
1 ufwertung ausgezahlt und gelöſcht worden find. Bei erweiternder 
zurlegung des 822 Abſ. 2 i. S. der Vorinſtanzen müßte das Publi⸗ 
1925 ſtets damit rechnen, daß Löſchungen, die nach dem 15. Juli 
er erfolgt ſind, zu Unrecht geſchehen ſind, und daß eine Wieder⸗ 
Untragung zum bisherigen Range in Frage kommen könne, da ein 
19: erſchied dahin, ob die Löſchung kurze Zeit nach dem 15. Juli 
iß 5 oder im Verlaufe der Geltungsdauer des 8 22 Abf. 2 erfolgt 
bin nicht gemacht werden kann. Die Folge würde eine völlige Unter⸗ 
dung des Grundbuchverkehrs fein. 
(Kch., 1. 38., Beſchl. v. 24. März 1927, 1 X 156, 113/27.) 


* 

> u 35 
aus Zu 7. Der Beſchl. betrifft die Eintragung einer Hypothek 
Pier ſog. Golddiskontbank⸗Aktion der Deutſchen Rentenbank⸗ 
; itanſtalt (RE). Zu der Vorgeſchichte dieſes Beſchl. iſt folgendes 

emerken: 
Anfang 1926 erklärte ſich die Golddiskontbank auf Veranlaſ⸗ 
des RBaukpräſ. Schacht bereit, der RK. in einem größeren 
die laß 70% Hypothekarſchuldſcheine zu pari abzunehmen, um dieſer 
eine, glich keit zu verſchaffen, der Landwirtſchaft für einige Jahre 
De billigen Zwiſchenkredit zur Verfügung zu ſtellen, und fo auf 
> allgemeine Zinsniveau drückend einzuwirken. Die RK. kann be⸗ 
ihr ch nach dem ihrer Errichtung zugrunde liegenden Geſetz die 
wirlfur Verfügung ſtehenden Gelder nicht unmittelbar an die Land⸗ 
85 iſchaft ausleihen, ſondern kann fie nur an die Realkreditinſtitute 
0 eothekenbanken, Landſchaften, öffentlich⸗rechtl. Kredilinjtitute und 
wi 1 licherechtl. Sparkaſſen) weiterleiten, die ihrerſeits dem Land⸗ 
Bedi gegenüber als Darlehusgeber auftreten. Dabei find aber die 
Landungen, zu denen die Nealkreditinftitute das Geld an die 
dwirtſchaft weiterzuleiten haben, von . vorgeſchrieben, die 

* _ 
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7. 8 1115 BGB. Die Rückzahlungsentſchädigung die 
von dem Darlehnsnehmer für den Fall vorzeitiger Rück⸗ 
zahlung des Rentenbankkredits zu leiſten iſt, iſt eine 
Nebenleiſtung i. S. 8 1115 BGB., die zur dinglichen Sicher- 
heit der Eintragung in das Grundbuch bedarf. f) 

Der Grundſtückseigentümer bewilligte in der notariellen Ur⸗ 
kunde die Eintragung einer Darlehnshypothek von 9900 RN für 
die Beſchwerdeführerin. Hinſichtlich des Darlehns, für welches die 
Hypothek beſtellt worden iſt, war in der erwähnten Urkunde u. a. 
beſtimmt, daß das Darlehen in drei Raten von je / der Dar⸗ 
lehnsſumme zu tilgen ſei, und zwar dergeſtalt, daß 1. am 1. Juni 
1929 3300 , 2. am 1. Juni 1930 3300 2%, 3. am 1. Juni 1931 
3300 / fällig ſeien, ferner, daß der Darlehnsnehmer das, Recht 
habe, das Darlehen zu jedem Zinstermin ganz oder in Höhe einer 
oder mehrerer Tilgungsraten zurückzuzahlen. Für den Fall vorzei⸗ 
tiger Rückzahlung war dem Darlehnsnehmer die Verpflichtung 
auferlegt, der Darlehnsgeberin denjenigen Betrag zu erſetzen, den 
dieſe der Deutſchen Rentenbankkreditanſtalt für die Zinseinbuße, 
welche die letztere während der Kreditdauer erleiden ſollte, zu er⸗ 
ſtatten habe, mit der Begrenzung, daß höchſtens die Summe der 
Zinſen verlangt werden könne, die vom Schuldner bei termin⸗ 
mäßiger Tilgung des Darlehns zu entrichten geweſen wäre. Die⸗ 
ſelbe Verpflichtung wurde feſtgeſetzt für den Fall, daß das Dar⸗ 
lehen oder ein Teilbetrag von ihm auf Grund der Beſtimmungen 
fällig gemacht werden ſollte, welche der Darlehngeberin das Recht 
einräumen, die ſofortige Rückzahlung des Darlehns oder eines 
Teilbetrages zu verlangen. Das Grundbuchamt bewirkte die Ein⸗ 
tragung dahin: 

„9000 RM, nebſt höchſtens 12% Zinſen und Verwaltungs» 
koſtenbeitrag von 1% jährlich am 15. Jan. 1926 aus Dar⸗ 
lehen für die Deutſche Genoſſenſchaftshypothekenbank AktG. in 
Berlin. Die ſofortige Zwangsvollſtreckung iſt gegen den jewei— 
ligen Eigentümer zuläſſig. Eingetragen unter Bezugnahme auf 
die Urkunde v. 26. Okt. 1926 im Rang vor Nr. 6 Abt. II am 
4. Nov. 1926.“ 

Die Gläubigerin beantragte die Eintragung wie folgt zu er⸗ 
ganzen: 

„Bei vorzeitiger völliger oder teilweiſer Rückzahlung des 
Darlehns iſt unter Umſtänden ein Betrag zu entrichten, welcher 
höchſtens der Summe der Zinſen, die bei terminmäßiger Til⸗ 
gung des Darlehns zu entrichten geweſen wäre, gleichkommt.“ 

Der Grundbuchrichter erwiderte, daß ſich die Eintragung des 
Zuſatzes nicht empfehle, weil er wegen ſeiner allgemeinen Faſſung 
Unklarheit zu ſchaffen geeignet ſei; auch ſei die Gläubigerin durch 
die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung materiell in aus⸗ 
reichendem Maße geſichert. Die Gläubigerin wiederholte ihren An⸗ 
trag, indem ſie darauf hinwies, daß durch die Bezugnahme der 
Anſpruch auf Entſchädigung für vorzeitige Rückzahlung nicht ma⸗ 
teriell geſichert ſei und bat, den Antrag evtl. als Beſchwerde auf⸗ 
zufaſſen. Der Grundbuchrichter legte darauf die Akten dem LG. 
zur Entfch. vor. Die Beſchwerde wurde von dem LG. als unzu⸗ 
läſſig verworfen. Hiergegen richtet ſich die weitere Beſchwerde der 
Gläubigerin, mit der ihr früherer Antrag wiederholt wird. 

Das LG. hat die Beſchwerde nicht verworfen, weil nur eine 
der Anfechtung nicht zugängliche Meinungsäußerung des Grund⸗ 
buchrichters oder eine unzuläſſige Eventualbeſchwerde vorliege, 
ſondern weil die Beſchwerde gegen die Eintragung gerichtet und 
daher gemäß 8 71 Abſ. 2 S. 1 GBO. unſtatthaft ſei. Soweit die 
Vorinſtanz die Beſchwerde als nicht gegen die Verfügung des 
Grundbuchamts, vielmehr gegen die Hypothekeneintragung gerich⸗ 
tet anſieht, beſtehen gegen die Auffaſſung des LG. keine recht⸗ 
lichen Bedenken. Denn da die Gläubigerin ſich von vornherein mit 
der Beſchwerde gegen die Eintragung hätte wenden können, jo 
ändert ſich an dem Gegenſtand der Veſchwerde dadurch nichts, 
daß zunächſt das Grundbuchamt angerufen worden iſt. Rechtsirr⸗ 
tümlich iſt jedoch die Auffaſſung, auf Grund derer das LG. die 


auch alle erforderlichen Formulare zur Verfügung ſtellt. Die zwiſchen 
den Landwirten und den etwa 80 in Frage kommenden Realkredit⸗ 
inſtituten geſchloſſenen Darlehnsverträge ſind alſo nach einem ein⸗ 
heitlichen Muſter abgefaßt, deſſen Bedeutung aus der Tatſache er⸗ 
hellt iſt, daß bis Ende Mai 1927 über 40000 Einzelhypotheken aus 
Mitteln der Golddiskontbank⸗Anleihe an Landwirte gegeben waren. 

Aus Zwechmäßigkeitsgründen hatte die NE. in der von dem 
darlehnsnehmenden Landwirt auszufüllenden Schuldurkunde den 
Wortlaut der Eintragung in das Grundbuch formuliert, wobei ſie ſich 
ſelbſtverſtändlich darüber klar war, daß es ſich in dieſer Beziehung 
nur um einen unverbindlichen Vorſchlag handelt, der den Grundbuch⸗ 
richter weder verpflichtet, noch auch etwa ihn der Verantwortung für 
die Prüfung auf Richtigkeit und Vollſtändigkeit enthebt. 

Während die Überzahl aller Grundbuchämter dieſe von der RE. 
formulierte Eintragungsformel benutzt hat — einige Grundbuchämter, 
die beſonders viel Golddiskont⸗Hypotheken einzutragen hatten, haben 
ſich ſogar Stempel mit dem Wortlaut anfertigen laſſen —, hat eine 
kleinere Anzahl von Grundbuchämtern geglaubt, von dem vorge⸗ 
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Beſchwerde für unzuläffig erachtet. Richtig iſt ſeine Ausführung, 
daß mit der Beſchwerde nicht etwa nur die Faſſung des Eintra⸗ 
gungsvermerks bemängelt wird (KJ. 37, A213). Dagegen unter⸗ 
liegt ſeine Anſicht, daß mit der Beſchwerde im vorliegenden Falle 
keine neue ſelbſtändige Eintragung i. S. v. KJ. 42, 256 erſtrebt 
werde, rechtlichen Bedenken. Bei der Beſtimmung, auf welche ſich 
die Beſchwerde bezieht, handelt es ſich um eine Entſchädigung für 
vorzeitige Rückzahlung der Hypothek. Dieſe kennzeichnet ſich nach 
ſtändiger Rechtſprechung des KG. (KchJ. 20, A 204; 36, A 233; 
42, 266; 49, 211, 214) als eine andere „Nebenleiſtung i. S. v. 
51115 Abſ. 1 BOB. — Gemäß der erwähnten Vorſchrift muß 
daher ihr Geldbetrag im Grundbuche angegeben werden; eine Be⸗ 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung iſt in dieſem Punkte un⸗ 
zuläſſig. Dabei braucht der Geldbetrag nicht durch eine Zahl von 
Währungseinheiten angegeben zu werden, ſondern kann auch in der 
Weiſe zur Eintragung gebracht werden, daß die einzelnen Um⸗ 
ſtände gebucht werden, aus denen die Geldſumme ſich berechnen 
läßt (KJ. 42, 256; 49, 211). Werden dieſe Grundſätze auf den 
vorliegenden Fall angewendet, ſo iſt bei der Eintragung der Hypo⸗ 
thek die Entſchädigung für vorzeitige Rückzahlung des Kapitals 
Überhaupt nicht eingetragen worden; nicht etwa iſt ſie unrichtig 
oder inhaltlich unvollſtändig gebucht. Der die Entſchädigung betr. 
Teil des Antrages iſt alſo bisher unerledigt geblieben, gerade für 
einen ſolchen Fall, wo die Nebenleiſtung in dem Eintragungsver⸗ 
merke ganz fortgelaſſen ift, hat der Gen. die Beſchwerde mit dem 
Ziele zugelaſſen, daß der in den Eintragungsvermerk nicht auf⸗ 
genommene Zuſatz nachträglich durch eine neue ſelbſtändige Eintra⸗ 
gung im Grundbuch verlautbart werde (OLG. 21, 412; KJ. 42, 
2560 Das Beſchwerdebegehren der Gläubigerin iſt auch in dieſem 
Sinne zu verſtehen. Denn die Gläubigerin verlangt, daß auch noch 


ſchlagenen Wortlaut abweichen zu ſollen. Dies Verfahren muß im all⸗ 
gemeinen Intereſſe bedauert werden, denn es bedeutet ſelbſtverſtänd⸗ 
lich für die Realkreditinſtitute und die bei ihnen beſtellten Treuhänder, 
die die Eintragungen und Hypothekenbriefe zu kontrollieren haben, 
eine weſentliche Erleichterung, wenn ſich die Grundbuchämter an den 
vorgeſchlagenen Wortlaut halten. Der vielfach angegebene Grund, 
die Grundbücher ſeien ſo unüberſichtlich, daß im Intereſſe der Klar⸗ 
heit derſelben eine kürzere Formulierung gefunden werden muſſe, 
dürfte nicht ſtichhaltig fein, denn eine weſentliche Kürzung iſt nur 
den Grundbuchämtern gelungen, die auf das Erfordernis der Voll⸗ 
ſtändigkeit der notwendigen Eintragungen verzichtet haben. Es hat 
ſich nämlich herausgeſtellt, daß von den Grundbuchämtern, die den 
von der RK. vorgeſchlagenen Wortlaut nicht übernommen haben, eine 
größere Zahl Teile der Darlehnsbedingungen nicht mit eingetragen 
hat, deren Eintragung gemäß 8 1115 BOB. erforderlich iſt, um dieſen 
Bedingungen die dingliche Wirkfamkeit zu verſchaffen. So find es 
im Freiſtaat Sachſen allein mindeſtens 15 Grundbuchämter, deren 
Eintragungen unvollſtändig ſind, während das für Naſſau zuſtändige 
Realkreditinſtitut mitteilt, daß ſeine Hypotheken durchweg nicht 
der oben abgedruckten KGentſch. entſprechen. 

Die Unvollſtändigkeit der Eintragung bezieht ſich hauptſächlich 
auf eine Nebenleiſtung, die im Falle einer vorzeitigen Rückzahlung der 
Hypotheken unter Umſtänden entrichtet werden ſoll. Zum beſſeren 
Verſtändnis ſei die wirtſchaftliche Bedeutung dieſer Nebenleiſtung 
kurz geſchildert: 

Wie ſchon gejagt, hat ſich die Ra. das Geld für die Trans⸗ 
aktion durch die Ausgabe von Hypothekarſchuldſcheinen verſchafft, die 
mit 7% verzinslich find. Die Rückzahlungstermine dieſer Schuld⸗ 
ſcheine entſprechen den für die Hypotheken feſtgelegten Rückzahlungs⸗ 
terminen, doch iſt im Gegenſatz zu den Hypotheken bei ihnen eine 
vorzeitige Einziehung nicht zugelaſſen. Zahlt nun ein Darlehns⸗ 
nehmer fein Darlehn vorzeitig zurück, dann verliert die AR. ihren 
Zinsanſpruch, ohne auf der anderen Seite für einen entſprechenden 
Teil der Hypothekarſchuldſcheine von ihrer eigenen Zins verpflichtung 
entlaſtet zu ſein. Gelingt es ihr nun nicht, den zurückgezahlten Betrag 
anderweit zum gleichen Zinsſatz anzulegen — und eine Möglichkeit 
hierfür dürfte kaum beſtehen —, dann würde ſie die Differenz zwiſchen 
dem Zinsſatz der Hypothekarſchuldſcheine und dem Betrage, den ſie 
für das zurückgezahlte Darlehn an Zinſen erzielt, zuzahlen müſſen. 
Um der hierdurch bedingten Schädigung zu entgehen, iſt der Darlehns⸗ 
nehmer verpflichtet worden, für dieſe Differenz in Form einer Rück⸗ 
zahlungsentſchädigung aufzukommen, wobei ſich aus der Natur der 
Sache ergibt, daß der Höchſtbetrag ſich mit dem Betrag der Zinſen 
deckt, die bis zur terminmäßigen Rückzahlung des Darlehns zu ent⸗ 
richten geweſen wären. 

Mit Recht ſtellt das KG. feſt, daß es ſich bei dieſer Entſchädi⸗ 
gung um eine eigentliche Nebenleiſtung i. S. § 1115 BGB. handelt, 
die zu ihrer dinglichen Wirkfamkeit der Eintragung in das Grund⸗ 
buch bedarf; es iſt einigermaßen erſtaunlich, daß eine Reihe von 
Grundbuchämtern trotz eingelegter Beſchwerde daran feſtgehalten 
haben, daß für die dingliche Wirkſamkeit dieſer Nebenleiſtung die 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt. Mit Recht hat 
das KG. weiter ausgeführt, daß auch die Rückzahlungstermine im 
Erundbuch vermerkt werden müſſen, da ihre Kenntnis für die Be⸗ 
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die bisher nicht eingetragene Entſchädigungsbeſtimmung im Grund⸗ 
buche vermerkt werde. Sie fordert alſo die nachträgliche Erledi⸗ 
gung des unerledigt gebliebenen Teiles des urſprünglichen Antra⸗ 
ges und damit die Vornahme einer neuen ſelbſtändigen Eintra⸗ 
gung, wie fie gerade nach KG}. 42, 256 die Vorausſetzung für 
eine nicht unter § 71 Abſ. 2 S. 1 G80. fallende Beſchwerde bildet. 
Die Vorinſtanz irrt hiernach, wenn ſie die erſte Beſchwerde als 
unzuläſſig bezeichnet. 

Das geſtellte Verlangen iſt nach den obigen Ausführungen 
grundfäglid) gerechtfertigt. Da die Entſchädigung nicht ſummen⸗ 
mäßig beſtimmt iſt, ſo müſſen alle für ihre Berechnung maßgeben⸗ 
den Umſtände in das Grundbuch eingetragen werden, und zwar 
genügt es, daß die höchſtmögliche Entſchädigung auf dieſe Weile 
aus dem Grundbuche erſichtlich iſt (KJ. 42, 256). Im vorliegen 
den Falle wird die Entſchädigung nach oben hin durch die Summe 
der Zinſen begrenzt, welche für die Zeit vom Tage der vorzei⸗ 
tigen Rückzahlung bis zum Tage der terminmäßigen Fälligkeit 
zu entrichten wäre. Zu der nach 81115 BGB. erforderlichen An⸗ 
gabe des Geldbetrages der Entſchadigung bedarf es daher der Ein“ 
tragung des bisherigen Höchſtzinsſatzes und des Zeitraumes der 
für die Entſchädigung in Betracht kommenden Verzinſung (KJ. 
42, 256; 49, 211). Dieſer Zeitraum wird beſtimmt durch den Tag 
der vorzeitigen Rückzahlung oder Fälligkeit und durch die fell 
geſetzten Zahlungstermine. Die Eintragung der Zeitdauer erforder 
hiernach die grundbuchliche Feſtlegung der termingemäßen Fällig⸗ 
keitszeitpunkte. Da die vereinbarten Rückzahlungstermine bisher 
im Grundbuche ſelbſt nicht verlautbart ſind, ſo gehört zur Angabe 
der für die Berechnung des Geldhöchſtbetrages der Entſchädigung 
maßgebenden Zeitdauer der Verzinſung auch die Eintragung der 
vertragsmäßigen Falligkeitstermine. Denn erſt dadurch kann in 


rechnung der höchſtmöglichen Entſchädigung notwendig iſt. Im gleichen 
Sinne ſind übrigens Beſchlüſſe des LG. Torgau v. 16. Sept. 1926, 
des LG. Nordhauſen v. 28. Sept. 1926 und des LG. Freiberg v. 
23. März 1927 ergangen. \ 

Einzelne Grundbuchämter haben die Eintragung dieſer Ent 
ſchädigung abgelehnt, weil es ſich um Zinſen handelt, die durch den 
eingetragenen Zinsſatz bereits gedeckt ſind. Demgegenüber führt das 
LG. Darmſtadt in einem Beſchl. v. 14. Jan. 1927 mit Recht a 
daß dieſe Verpflichtung nicht unter die Zinsverpflichtung fällt, we 
letztere mit der Abtragung des Kapitals erliſcht und ſelbſtändig nicht 
weiterbeſtehen kann. Die fragliche Vereinbarung könne rechtlich ni 
anders aufgefaßt werden, als die Verpflichtung zur Entrichtung be⸗ 
ſonderer Nebenleiſtungen neben den Zinſen, die als Schuldverſprechen 
nach $ 780 BGB. in gültiger Weiſe eingegangen ſei. 1 

Schließlich haben einzelne Grundbuchämter an dieſer Rücke⸗ 
zahlungsentſchädigung Anſtoß genommen, weil der Wortlaut der 
erſorderlichen Beſtimmtheit ermangele. Demgegenüber führt die er⸗ 
wähnte Entſch. des LG. Darnıftadt aus, daß lediglich eine hinreichende 
Beſtimmbarkeit auf Grund der Eintragung zu fordern ſei. Dieſem 
Erfordernis ſei aber genügt, da die Höhe der Leiſtungen jederzeit 
errechnet werden könne. Im gleichen Sinne hat ſich das LG. New 
ſtrelitz in einem Beſchl. v. 17. Dez. 1926 geäußert. Dieſe Entſch. be⸗ 
zeichnet es lediglich als erforderlich, daß jeder, der das Grundbuch 
einſieht, ſofort aus dem Grundbuchinhalte allein die Berechnung au 
einen Geldbetrag vornehmen kann. 

Der oben abgedr. Beſchl. d. RG. zeigt, daß auch dieſes die 
gewählte Faſſung für ausreichend hält. > 

Die letztere Beanſtandung führt zu einem weiteren Fehler hin 
über, der gleichfalls mehreren Grundbuchamtern unterlaufen iſt. Für 
die eingangs erwähnten Darlehen war ein Zinsſatz von 70% jährli 
feſtgeſetzt worden; für den Fall des Verzuges des Schuldners ſollten 
ſich die Zinſen jedoch erhöhen, und zwar auf den Lombardſatz der 
Reichsbank, jedoch nicht unter 9% und nicht über 120%. Auch dieſe 
Beſtimmung iſt mehrfach beanſtandet worden, weil fie der genügenden 
Beſtimmtheit ermangele. Mit Recht hat jedoch das LG. Breslau 
durch Beſchl. v. 24. März 1926 dieſe Beanſtandung mißbilligt, wel 
dem Erfordernis der Beſtimmtheit bei einer verzinslichen Forderung 
dann genügt iſt, wenn der vereinbarte Zinsſatz wenigſtens dem Höchſt⸗ 
betrage nach feſtgelegt iſt. Es ſei nicht notwendig, daß der jeweilige 
Zinsſatz innerhalb der vorgeſehenen Begrenzung aus dem Grundbuch 
hervorgehen müſſe; es könne vielmehr einerſeits wegen der Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen eine Zinsänderung innerhalb dieſes Rahmens 
eintrete, auch auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen mer’ 
den, andererſeits könne zur Errechnung des Zinsſatzes, der beim 
Eintritt einer ſolchen Vorausſetzung zu zahlen ſei, in der Ein 
tragungsbewilligung auf andere, wenn auch veränderliche, aber in 
ihrem jeweiligen Stand feſtſtellbare Zahlen, alſo auch auf den Lom⸗ 
bardjag der Reichsbank verwieſen werden (vgl. auch Güthe⸗ 
Triebel, GBO. 4. Aufl. 214, 215; Staudinger⸗Kober, 
9. Aufl. 8 1115 Anm. IA 3 e; RENKonm. § 1115 Anm. 5) 

An dem oben erwähnten Beſchl. d. RG. iſt ſchließlich die Felt 
ſtellung noch von Bedeutung, daß es im Gegenſatz zum LG. Altona 
das — ſoweit mir bekannt iſt — als erſtes und bisher einziges eine 
Beſchwerde gegen die Ablehnung der Eintragung aus einem 
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Derbinbung mit dem eingetragenen Zinshöchſtſatz der überhaupt 
fol che Höchſtbetrag der Entſchädigung berechnet werden. Daraus 
Aar zugleich, daß die von der Beſchwerdeführerin vorgeſchlagene 
aſſung nicht ausreicht, um den Geldbetrag der Entſchädigung im 
ſammdbuche ordnungsgemäß zu verlautbaren. Sie genügte im Zu⸗ 
ganze rbang mit der von dem Antragſteller urſprünglich für die 
lache, Hpothekeneintragung in Vorſchlag gebrachten Faſſung, denn 
ich ihr follten die Rückzahlungstermine im Grundbuche ſelbſt zur 
gu tagung kommen. Der Grundbuchrichter iſt jedoch von dem 
zuerſchlag abgewichen und hat die Rückzahlungstermine durch Be⸗ 
gugnahme auf die Eintragungsbewilligung eingetragen. Bei der 
müchung der Entſchädigung iſt daher die Angabe der vertrags⸗ 
6 ßigen Rückzahlungszeiten im Grundbuche für die Angabe des 
in obetrages erforderlich. Die Eintragung ſelbſt hat bei Nr. 16 
Abt. III Spalte 5—7 zu erfolgen und kann etwa dahin gefaßt 
19 5den: „Das Darlehen iſt in drei gleichen Teilen am 1. Juni 
„929, 1. Juni 1930 und am 1. Juni 1931 rückzahlbar; bei vor⸗ 
Seitiger völliger oder teilweiſer Rückzahlung iſt ein Betrag zu ent⸗ 
bepten, welcher höchſtens der Summe der Zinſen gleichkommt, die 
1 terminmäßiger Tilgung des Darlehns zu entrichten geweſen 
ante. Unter Bezugnahme auf die Bewilligung v. 26. Okt. 1926 
ingetragen am. 
AG., 1. 85., Beſchl. v. 7. April 1927, 1 X 198, 142/27.) 
x! 
N 8. 884,7, 15 Pr$rBert®. Die allgemeine Beſcheini⸗ 
vg der Genehmigungsbehörde, daß die Genehmigung 
ach dem GrVerkG. nicht erforderlich ſei, iſt für das Grund- 
aubamt nicht bindend. Zur Vollſtändigkeit des lediglich 
a die Genehmigung der Auflaſſung gerichteten Antrags 
bebört die Beifügung des der Auflöſung zugrunde liegen⸗ 
n notariellen Kaufvertra zes. 
N00 Die Notwendigkeit der behördlichen Genehmigung entnimmt das 
d. 10 ohne Rechtsirrtum der Vorſchrift des 8 15 Sa 2 GrVerkG. 
(c Febr. 1923 in Verb. mit Art. 1 des Geſ. v. 20. Juli 1925 
Be 98). Sie entfällt für das Grundbuchamt auch nicht durch die 
ni ſcheinigung des Bezirksamts, nach welcher der Eigentumsübergang 
die genehmigungsbedürftig ſei. Denn das GrVerkch. kennt nicht wie 
Gr Bek, v. 15. März 1918 über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
si undſtücken in 8 2 Nr. 4 eine Beſtimmung dahin, daß die Genehmi⸗ 
ng entbehrlich ſei, wenn die zuſtändige Behörde beſcheinigt, daß 
lte ner Genehmigung nicht bedürfe. Die von dem Bezirksamt er⸗ 
5 Beſcheinigung iſt daher hinſichtlich der Frage der Genehmi⸗ 
ſcabespflicht für das Grundbuchamt nicht bindend (anders die Be⸗ 
gung nach der erwähnten Bek. DRZ. 1926 Nr. 170). Sie würde 
ſt och der Entkräftung der Vermutung aus 8 891 BOB. entgegen⸗ 
irg wenn ſie nicht nur eine allgemeine Meinungsäußerung des Be⸗ 
5 Sams über das Erfordernis der Genehmigung, ſondern eine Be⸗ 
einigung darüber enthielte, daß wegen Vorliegens eines beſonderen 
ſordſchlteßungsgrundes die ſonſt gebotene Genehmigung hier nicht er⸗ 
| erlich ſei (z. B. § 1 Abſ. 2, 3 3 Nr. 2). Der Hinweis der Be- 
bas tigung auf 8 3 GrVerkch. könnte die Annahme rechtfertigen, daß 
5 Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 8 3 Nr. 2 hat beſcheinigt 
jet den ſollen. Das ſpätere Verhalten des Bezirksamts, insbeſondere 
90 Erſuchen um Eintragung eines Widerſpruchs beweiſt indes, daß 
d Beſcheinigung dieſe Bedeutung nicht haben ſollte. Die Annahme 
dis orinſtanzen, daß die Genehmigung weder tatſächlich erteilt noch 
den erteilt zu gelten hat, unterliegt ebenfalls keinen rechtlichen Be⸗ 
Ruch. Das Fehlen einer tatſächlichen Genehmigung konnte mit 
f0 ficht auf 8 7 Abſ. 3 Satz 2 GrVerkch. von dem LG. daraus ge⸗ 
1 werden, daß keine Genehmigungserklärung zu den Grund⸗ 
’ en gelangt iſt. Die erwähnte Beſcheinigung, die ja gerade die Ge⸗ 
behmigungsbedürftigkeit verneint, iſt zutreffend nicht als Erklärung 
wirf enehmigung angeſehen worden. Was den Eintritt der Rechts⸗ 
ng nach 8 7 Abſ. 4 GrVerkG. anlangt, fo verkennt das Be⸗ 
ii erdegericht nicht, daß aus der Beſcheinigung des Bezirksamts zu 
den ahmen iſt, daß damals ein Antrag auf Genehmigung geſtellt wor⸗ 
En Dieſer Antrag hat jedoch die Rechtswirkung deswegen nicht 
ode eizuführen vermocht, weil er ohne Beifügung einer Ausfertigung 
Den beglaubigten Abſchrift des Kaufvertrages eingereicht worden iſt. 
ntrage war nach dem Inhalte der Veſcheinigung nur die Auf⸗ 
Sverhandlung beigefügt, und er ging offenſichtlich lediglich auf 
enehmigung der Auflaſſung. Aber auch ein ſolcher Antrag er⸗ 
ande wie aus 8 4 Nr. 3 GrVerkG. hervorgeht, zu ſeiner Voll⸗ 
lieg igkeit nach 8 6 Nr. 1 die Beifügung des der Auflaſſung zugrunde 
iu tben Kaufvertrages. Denn nur dann ift die zuſtändige Genehmi⸗ 
gemgebehörde in der Lage, ihre Entſchließung über die Genehmigung 
Äh den 88 3—5 GrVerk®. zu treffen. Etwas anders iſt auch 
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hürgefegten Gründe oder gegen die unvollſtändige Vollziehung der⸗ 
weil nicht ſtattgegeben hat, die Beſchwerde formell zugelaſſen hat, 
tra es ſich nicht um eine Beſchwerde gegen den Inhalt der Ein⸗ 
wg, fondern gegen die Nichteintragung eintragungsbedürftiger 
reinbarungen handelt. 
RA. Dr. v. Karger, Berlin. 
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nicht aus 86 zu entnehmen. Der geſtellte Antrag war hiernach un⸗ 
vollſtändig. Ein unvollſtändiger Antrag ſetzt aber, wie das KG. (Be⸗ 
ſchl. v. 23. Dez. 1925, 1 X 787/25) ausgeſprochen hat, die in 87 
Abſ. 3 Gr2erk®. beſtimmte Friſt von drei Wochen nicht in Lauf. 
(KG., 1. 38., Beſchl. v. 3. Juni 1926, 1 X 333/26.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Karge, Berlin. 


2. Bayern. 

9. 88 71, 56 ff. GBO. Da die Ausſtellung eines 
Hyvothekenbriefs ſich als eine Verfügung des Grundbuch- 
amts darſtellt, ſo kann wegen eines behaupteten geſetz⸗ 
lichen Mangels in ſolcher Ausſtellung auch das Rechts⸗ 
mittel der Beſchwerde und weiteren Beſchwerde i. S. 
871 GBO. erhoben werden. (Vgl. KG., OLG. 39, 249; Güthe⸗ 
Triebel, Bem. 14 zu $ 71 GB.). In den von den Grund⸗ 
buchämtern ausgeſtellten Hypothekenbrie fen kann die 
nähere Bezeichnung der belaſteten Grundſtücke durch die 
Bezugnahme auf die einſchlägig notarielle Urkunde 
(Schuldbekenntnis mit Hypothekenbeſtellung), die mit 
dem Hypothekenbrief verbunden und zugleich als deſſen 
weſentlicher Beſtandteil erklärt wird, erſetzt werden. f) 

Zu dieſer Geſchäftsvereinfachung Könnten ſich die GBA. um fo 
eher entſchließen, als in Bayern die Ausſtellung einer notariellen Ur⸗ 
kunde über Schuldbekenntnis mit Hypothekenbeſtellung die Regel 
bildet. Es fragt ſich nun, ob jene Übung der GBA. irgendwie gegen 
geſetzliche Vorſchriften verſtößt. Das BGB. enthält über den notwen⸗ 
digen Inhalt des Hypothekenbriefes keine Vorſchriften. Beſtimmungen 
hierüber finden ſich in den 88 56, 57, 58 GBO. Außerdem kann nach 
5 97 GBO. durch die Landesjuſtizverwaltung angeordnet werden, daß 
der im 857 bezeichnete Auszug aus dem Grundbuche noch andere als 
die dort vorgeſchriebenen Angaben über das Grundſtück enthalten 
fol. In 8 56 GBO. wird als weſentlich die Bezeichnung des be⸗ 
laſteten Grundſtücks erfordert. Darüber, in welcher Weiſe die Bezeich⸗ 
nung zu erfolgen hat, enthält dieſe Vorſchrift nichts. Die Erläute⸗ 
rungsbücher zur GBO. gehen dahin einig, daß damit nur erfordert 
wird, daß überhaupt eine Bezeichnung vorliegt, und zwar in der Rich⸗ 
tung, daß hinſichtlich der Übereinſtimmung der belaſteten Grundſtücke 
mit den im Grundbuche ſelbſt aufgeführten kein Zweifel aufkom⸗ 
men kann (vgl. insbeſ. Güthe⸗Triebel, Bem. 6 zu 8 56 GBO.) 

Der 857 GBO. fordert als bloße Ordnungsvorſchrift in feinem 
Abſ. 2 unter Ziff. 1 die Bezeichnung des Grundſtücks nach dem In⸗ 
halte des Grundbuchs. Der § 58 GBO. handelt lediglich von der 
Verbindung des Briefes mit der Schuldurkunde. Auf der Grundlage 
des § 97 G80. ſchreibt die Bay. Dienſtanweiſung für die GBel. in 
8 485 Abſ. 2 Nr. 4 auch noch eine Beſchreibung nach Kulturart, Be⸗ 
nennung und Flächeninhalt vor. Aus den voraufgeführten Vorſchriften 
kann ein ſtichhaltiger Grund gegen die von den GBA. gepflogene 
Übung nicht entnommen werden. Die notarielle Urkunde, die eine Be⸗ 
zeichnung des Grundſtücks nach der Plannummer und eine Beſchrei⸗ 
bung nach Kulturart, Benennung und Flächeninhalt enthält und damit 
die nach 857 Abf. 2 Ziff. 1 GBO. und 8 485 Abſ. 2 Nr. 4 der 
Dienſtanweiſung vorgeſchriebenen Angaben über das Grundſtück 
wiedergibt, bildet nach ſolcher Übung eine weſentliche Anlage des 
Briefes ſelbſt. Die not. Urkunde genießt als öffentliche Urkunde 
öffentlichen Glauben; andererſeits übernimmt der Grundbuchbeamte 
die volle Verantwortung für die Richtigkeit der in der Urkunde ent⸗ 
haltenen Angaben durch Nachprüfung an der Hand des Grundbuchs, 
und bringt dies zum Ausdruck durch den in den Hypothekenbrief 
aufgenommenen Vermerk, wie im gegenwärtigen Fall: „Die Aus⸗ 
fertigung der Urkunde des Notariats M. IV v. 2. Dez. 1926, GR 
Nr. 2669, iſt mit dieſem Hypothekenbrief verbunden und bildet einen 
weſentlichen Beſtandteil desselben. Die in dieſem Hypothekenbrief 
unter Nr. 1—4 verzeichneten Rechte ſind eingetragen auf nachſolgenden 
Grundbeſitz: Grundbuch der Steuergemeinde F., Bd. X Bl. 610 und 
Bd. XIII Bl. 743, wie in der Ausfertigung der Urkunde des No⸗ 
tariats M. IV v. 2. Dez. 1926, GR Nr. 2669, die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke nach Beſchrieb und Fläche angegeben ſind. Dieſe Ausfertigung 
iſt gegenwärtigem Briefe beigeheftet.“ 

Wenn der Hypothekenbrief ſelbſt nicht genügend Platz bietet, 
um ſämtliche belaſtete Grundſtücke aufzuführen, fo dürfen die 
Grundſtücke auf ein beſonderes Blatt geſchrieben und dieſes dem 
Briefe als Anlage beigeheftet werden, ſofern nur im Briefe auf die 
Anlage hingewieſen und die Anlage vom GBA. unterſchrieben und 
mit dem Siegel verſehen iſt. Wenn dies als zuläſſig gilt — und gegen 
die Zulaſſigkeit eines ſolchen mitunter notwendigen Verfahrens ſind 
bisher Bedenken nicht laut geworden —, kann auch gegen das hier 
eingeſchlagene Verfahren mit Grund nichts erinnert werden. 


Zu 9. Die Entſch. bietet, inſoweit fie die Rechtsgültigkeit des 
Hypothekenbriefes bejaht, zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Die 
einzige zwingende Vorſchrift in der hier in Frage ſtehenden Richtung 
iſt die des 8 56 GBO.: der Hypothekenbrief muß das belaſtete Grund⸗ 
ſtück bezeichnen. Wie das geſchehen ſoll, iſt zwingend nicht vorgeſchrie⸗ 
ben. Alle hierauf bezüglichen Vorſchriften der GBO. und der landes⸗ 
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Ob die Sach⸗ und Rechtslage anders wäre, wenn lediglich ein 
privater Schuldſchein mit dem Hypothekenbriefe verbunden würde, 
braucht nicht unterſucht zu werden, da im vorl. Falle ein not. Ur⸗ 
kunde in Frage ſteht. 

Durch ſolche Übung wird daher einer Bezeichnung der Grund⸗ 
ſtücke, wie fie die 88 56, 57 GBO. (einſchließlich der Bay. Dienſt⸗ 
anivetjung) anſtreben, Genüge geleiſtet. Andererſeits kann aber auch 
aus 8 58 G80. nichts entnommen werden, was dieſer Übung im 
Wege ſtunde. Der 858 Abſ. 1 ſchreibt vor, daß die über die Hypo⸗ 
thekforderung errichtete Schuldurkunde mit dem Hypothekenbriefe zu 
verbinden iſt, und nach § 58 Nr. 2 unterbleibt ſolchenfalls die im 
857 Abſ. 2 Nr. 3 vorgeſehene Aufnahme des Inhalts der Schuld⸗ 
urkunde in den Hypothekenbrief. Daraus, daß nach 858 Abſ. 2 nur 
die im 857 Abſ. 2 Nr. 3 vorgeſehene Angabe des Hypothekenbriefs 
unterbleiben darf, dagegen die im 857 Abſ. 2 Nr. 1 vorgeſehene 
Angabe des Grundſtücks im 8 58 Abſ. 2 nicht erwähnt iſt, darf nicht 
gefolgert werden, daß zur Angabe des Grundſtücks eine Bezugnahme 
des Hypothekenbriefs auf die Schuldurkunde ausgeſchloſſen iſt. Denn 
abgeſehen davon, daß nach 8 58 auch private Schuldurkunden mit dem 
Hypothekenbriefe zu verbinden find, enthalten die Schuldurkunden 
ſehr häufig die Angabe der belaſteten Grundſtücke nicht oder nicht 
genau nach dem Grundbuche. 

übrigens das in der Beſchwerde geſtellte Verlangen, wenigſtens 
die Plannummer im Hypothekenbriefe ſelbſt zu bezeichnen, iſt auf alle 
Falle unzutreffend. Denn entweder iſt das vom GBA. eingeſchlagene 
Verfahren zuläffig, dann iſt die Angabe der Plannummer nicht not⸗ 
wendig oder das Verfahren iſt mit der GBO. nicht vereinbar, dann 
muß das Grundſtück ſo bezeichnet werden, wie es dem Inhalte des 
Grundbuchs und den Vorſchriften der Dienſtanweiſung entſpricht, 
reicht alſo die bloße Angabe der Plannummer nicht aus. 

Die GB. verlangt die Bezeichnung des Grundſtücks nach dem 
Inhalte des Grundbuchs zu dem Zwecke, um jedem, der ſich über 
den Wert der Hypothek ein Bild machen will, die hierzu erforder⸗ 
lichen Unterlagen zu bieten. Das iſt nötig, weil die Übertragung der 
Hypothek auf ihre Verpfändung nach den 88 1154, 1274 BGB. außer⸗ 
halb des Grundbuchs erfolgen können, der Hypothekenbrief inſofern 
alſo das Grundbuch erſetzt. Dieſem Zwecke der Vorſchrift, daß 
das Grundſtück nach dem Inhalte des Grundbuchs im Hypo⸗ 
thekenbriefe anzugeben iſt, wird aber bei dem vom GBA. geübten 
Verfahren vollauf Genüge geleiſtet. / 

Selbſtverſtändlich ift, daß die durch dieſes Verfahren geſchaffene 
Rechtslage nur aufrecht bleibt, ſolange die Verbindung der not, 


gefeglichen AusfBeſt. (fo für Preußen 88 37, 38 II, 2 der Allg. Verf. z. 
Ausf. der GBD.; für Sachſen 88 138 J, 44 Nr. 1—4 AusfVO. z. 
GBO.) find Ordnungsvorſchriften, deren Nichtbeachtung den Hypo⸗ 
thekenbrief nicht nichtig, unwirkſam oder unfähig macht, Träger des 


hypothekariſchen Rechts zu ſein. Es läßt ſich nicht einmal ſagen, 


daß bie Bezeichnung des Grundſtücks nach dem Grundbuchblatte un⸗ 
erläßlich ſei. Denn auch das wird in 8 57 GBO. nur als Ordnungs⸗ 
vorſchrift vorgeſehen. Der notwendigen Bezeichnung des Grundſtücks 
im Briefe wird daher jede andere eindeutige Bezeichnung genügen, 
die es ermöglicht, das mit der Hypothek belaſtete Grundſtück in der 
Natur ausfindig zu machen. Auf jeden Fall genügt die Bezeichnung 
nach dem Grundbuchblatte. Sie iſt im vorl. Falle im Briefe enthalten, 
und desfalls würde der Brief rechtswirkſam ſein, auch wenn er im 
übrigen keine der ſonſtigen durch Sollvorſchriften geforderten An⸗ 
gaben (Nr. des Steuer⸗ oder Flurbuchs, Wert und Größe des Grund⸗ 
ſtucks uſw.) enthielte. Um fo mehr muß das gelten, wenn wie hier 
der Brief rückſichtlich dieſer Angaben auf die mit ihm durch Schnur 
und Gerichtsſiegel verbundene und in ihm als weſentlicher Beſtand⸗ 
teil des Briefes erklärte Schuld⸗ und Pfandverſchreibung verweiſt. 

Gleichwohl vermag ich mich für die vom BayObLG. bezeugte 
Übung der bay. GBel. nicht zu erwärmen. Die Entſch. deutet ſelbſt 
ein Bedenken an: die Verbindung zwiſchen Brief und Pfandbeſtel⸗ 
lungsurkunde kann ſich löſen. Fälſchungen werden erleichtert. Wie die 
bay. Übung eine nennenswerte Arbeitserleichterung mit ſich bringen 
ſoll, iſt mir unerfindlich. Wenn der Grundbuchrichter die in der Pfand⸗ 
beſtellungsurkunde enthaltenen Angaben, die nach den Ordnungs⸗ 
vorſchriften der GBO. und der AusfBeſt. im Hypothekenbrief ent⸗ 
halten ſein ſollen, an der Hand des Grundbuchs ſorgfältig auf ihre 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit prüft, um das dann im Hypotheken⸗ 
brief zu bezeugen, wird ihm das annehmbar ebenſoviel Zeit und 
Mühe koſten, wie wenn er die wenigen Zeilen aus dem Grundbuch 
ſelbſt in den Brief überträgt. Die von der Landesjuſtizverwaltung ein⸗ 
geführten Formulare für die Hypothekenbriefe ſind für die Auf⸗ 
nahme aller weſentlichen und nicht weſentlichen Erforderniſſe ein⸗ 
gerichtet. Gerade mit Rückſicht hierauf und in der Erwartung, daß 
von den Formularen der bezweckte Gebrauch gemacht werde, hat das 
Geſetz die weſentlichen Erforderniſſe auf das äußerſte Maß ein⸗ 
geſchränkt (vgl. Denkſchr. zur GBO. 8 54 II). Auch die Sollvor⸗ 
ſchriften des Geſetzes ſind dazu da, daß ſie von den Richtern ſorg⸗ 
fältig beachtet werden. Ohne Not darf der Richter nicht von ihnen 
abweichen. Hier liegt eine die Abweichung entſchuldigende Not 


nicht vor. 
SenPräſ. a. D. Dr. Reinhard, Dresden. 


t 


Urkunde mit dem Hypothekenbriefe andauert; würde eine Trennung 
durch irgendwelche Umſtände eintreten, ſo könnte der Hypothekenbrief 
für ſich allein nicht mehr genügen. Eine beſondere Gefahr für den 
Verkehr beſteht hier übrigens nicht, da fi} ja von der notariellen Ur 
kunde eine andere Ausfertigung jeweils beſchaffen läßt. 
(Baydb d., Beſchl. v. 30. April 1927, Reg. III Nr. 51/27.) 
Mitgeteilt von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Rechtaeutſcheide in Miet- und Pachtſachen. 


Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, 
Berlin. 

1. Die in g 3 Abſ. 1 Berl Wohn NotR. v. 30. Dez. 1924 
vorgeſehene Friſt von zwei Wochen wird auch dadurch in 
Lauf geſetzt, daß der Hausbeſitzer vor dem Auszuge des 
Rauminhabers anzeigt, daß ein Raum zu einem beſtimmten 
künftigen Termin von dem bisherigen Inhaber verlaſſen 
werden wird. Die Friſt läuft aber keinesfalls früher als 
zwei Wochen ſeit dem Freiwerden des Raumes a b. ) 

1. 82 Ziff. la des Berl WohnNotg. v. 30. Dez. 1924 legt dem 
Hausbeſitzer und gewiſſen anderen Perſonen die Pflicht auf, ſchrift⸗ 
lich anzuzeigen, ſobald die näher bezeichneten Räume frei oder un⸗ 
benutzt ſind, oder ſobald feſtſteht, daß ſie zu einem beſtimmten Ter 
min von dem bisherigen Inhaber verlaſſen werden. Nach 8 3 Ziff, 
darf der Verfügungsberechtigte über unbenutzte oder frei werdende 
Raume erſt verfügen, nachdem zwei Wochen ſeit erfolgter fchriftlicher 
Anzeige verſtrichen ſind, ohne daß das WA. eine Erklärung ab⸗ 
gegeben hat. Bei dieſem Zuſammenhange der Beſtimmungen kann 
nicht wohl daran gezweifelt werden, daß der Friſtlauf durch jede 
Anzeige begonnen wird, die gemäß der Verpflichtung in 8 2 Ziff. 13 
erſtattet worden iſt. Es macht alſo keinen Unterſchied, ob die Räume 
als frei oder als freiwerdend angezeigt worden ſind. Auch für die An⸗ 
nahme, daß es bez. der Räume, deren künftiges Freiwerden ange⸗ 
zeigt iſt, nach dem Freiwerden einer nochmaligen Anzeige bedürfe, 
bieten die Beſtimmungen des Berl WohnNotR. keinerlei Anhalt. Die 
Beſchwerdeſtelle glaubt, bis zum Freiwerden der Räume müſſe nicht 
der Hausbeſitzer, ſondern der Rauminhaber als Verfügungsberechtigtet 
gelten und die Anzeige erſtatten. Das iſt aber nicht der Sinn der 
Vorſchriften. Auch die Anzeige vom künftigen Freiwerden betrifft 
lediglich die Zeit, in welcher der Rauminhaber nicht mehr verfügungs⸗ 


Zu 1. Das KG. vermochte unmöglich zu einer anderen Ente. 
zu kommen, nachdem es ſich in der Frage, ob eine künftig frei 
werdende Wohnung ſchon vor Auszug des Inhabers beſchlagnahmt 
werden dürfe, bereits in abweichendem Sinne feſtgelegt hatte 471 
75/26, Hertel, Mieterſchutz IV, 1 Nr. 186 und 17 Y 87/26, Het? 
tel IV, 4 Nr. 288). Denn die zur Beſchlagnahme eingeräumte Fri 
von zwei Wochen kann nicht zu einer Zeit laufen, in der das WA. 
von dem Beſchlagnahmerecht keinen Gebrauch machen darf. Ich halte 
jedoch dieſen Standpunkt des KG. keineswegs für richtig. Es ver⸗ 
weiſt zur Begründung in jenen Entſch. darauf, daß nur unbe⸗ 
nutzte Räume ſowohl nach dem Wohn MangG. wie nach dem nicht 
weiterreichenden Inhalt des 8 5, 1a BerlWohnNotR. beſchlagnahmt 
werden können. Das ſchließt jedoch nicht aus, Räume für den Fall, 
daß fie zu unbenutzten werden ſollten, in Anſpruch zu nehmen. Die 
Beſchlagnahme wirkt dann doch nicht bereits für den benutzten 
Raum, ſondern greift erſt ein, ſobald der Raum leerſteht. Entſchei⸗ 
dend iſt vielmehr lediglich, ob man Beſchlagnahmen unter 
einer Bedingung oder Befriſtung für zuläſſig hält. 
habe dagegen keine Bedenken und kann der Meinung von Adam 
(EA. S. 408), der ohne nähere Begründung die Hinzufügung 
einer Bedingung oder eines Anfangstermins für unvereinbar mi 
dem Weſen der Beſchlagnahme hält, nicht beiſtimmen. Bedingungen 
und Befriſtungen als Inhalt von Verwaltungsükten find dem Ver⸗ 
waltungsrecht nicht unbekannt und beeinträchtigen ihre Rechtswir 
ſamkeit nur ausnahmsweiſe. Ihre Zuläſſigkeit entjpricht einem un 
abweisbaren Bedürfnis der Praxis, ganz beſonders in der Wo 
nungszwangswirtſchaft, da nur ſo das ſonſt unvermeidbare Leer⸗ 
ſtehen von Wohnungen bis zum Abſchluß des oft lange ſich 11 
ziehenden Beſchlagnahmeverfahrens vermieden werden kann. Mit Rech 
wendet ſich aus dieſen Gründen auch Hertel (a. a. O. Anm.) gegen 
die allzu formaliſtiſche Auffaſſung des KG. 10 5 

Aber man braucht in Fällen wie dem vorliegenden nicht ein 
mal die Eutſch. von der Zuläſſigkeit einer bedingten oder befriſteten 
Beſchlagnahme abhängig zu machen. Die ſog. Inanſpruchnahme von 
Räumen gem. 85 Berl WohnNotR. während der zweiwöchigen 1 
des 8 3 1.0. iſt überhaupt keine Beſchlagnahmeverfügung mit mate 
riellen Wirkungen. Das Berl Wohn NotR. enthält vielmehr 7 
generelle Beſchlagnahme aller freiwerdenden Räume in dem Ven 
bot des 83 für den Verfügungsberechtigten, über die Räume bis 0 
dem Ablauf der Friſt zu verfügen (vgl. Ruth, Mietrecht S. 45 
Hertel, Mieterſchutz, Bd. II 3. Aufl. S. 37). Die Erklärung de 
WU, daß es die freigewordenen Räume in Anſpruch nehme, 
lediglich die Wirkung, daß die in der BO. beſtimmte generelle 
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berchigt iſt, ſondern das Verfügungsrecht auf den Hausbeſitzer über⸗ 
ben iſt. Ferner kann der Friſtablauf nach der Anzeige niemals 
zen inzwiſchen ausgezogenen Rauminhaber, ſondern ſtets nur dem 
Fausbeſitzer Vorteil bringen. Bei dieſer Sachlage würde es wenig 
. ung verſprochen haben, wenn die Bek. die Anzeigepflicht dem 
uminhaber auferlegt hätte. Eine ſolche Regelung könnte nur an⸗ 
rt werden, wenn der Wortlaut zwingend dafür ſpräche. Tat⸗ 
105 ich aber ſind die Vorſchriften derart gefaßt, daß ſie weit zwang⸗ 
kn gegen die Auffaſſung der Beſchwerdeſtelle verwendet werden 
er Nicht der Mieter, jondern der Hausbeſitzer ift der Anzeige⸗ 
lichtige. Daß neben ihm in 8 2 Ziff. 12 ſonſtige Verfügungsberech⸗ 
— erwähnt ſind, deutet nicht auf eine Verpflichtung des Mieters 
85 „ Sondern findet feine Erklärung in der Möglichkeit, daß das 
erfügungsrecht an den freiwerdenden Räumen anderen Perſonen 
90 dem Hausbeſitzer, z. B. dem Nießbraucher, Zwangsverwalter, 
onkursverwalter, Teſtamentsvollſtrecker, zufällt. 
2 II. Wird demnach die Friſt von zwei Wochen ſchon durch die 
el, pe von dem bevorſtehenden Freiwerden der Räume in Lauf ge⸗ 
volk o iſt doch der Beſchwerdeſtelle darin zu folgen, daß dem WA. 
A e zwei Wochen jeit dem Freiwerden der Räume zur Erklärung 
Ingeben fein müſſen, daß alfo die Friſt nicht vorher ablaufen kann. 
dernfalls könnte es vorkommen, daß die Gemeindebehörde die 
199 überhaupt nicht einzuhalten vermag. Wie im RE. v. 31. März 
1 6, 17 Y 17/26 (JW. 1926, 2459), dargelegt iſt, wird die Friſt nur 
wo eine formgerechte Inanſpruchnahme der Räume gewahrt. Dieſe 
da aber erſt zuläſſig, wenn die Räume frei ſind. Bei dieſer Rechtslage 
Ral die Srift nicht früher als zwei Wochen nach dem Freiwerden der 
orden K wennſchon fie mit der Anzeige in Lauf geſetzt 
n iſt. 
Gch. 17. 8S., RE. v. 21. April 1927, 17 Y 37/27.) D.] 


Layeriſches Oberfies Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


eh 1. Art. 3 Nr. 5 RGeſ. v. 10. Aug. 1925 über Anderungen 
0055 Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemein⸗ 
lich Danach iſt die Erhebung von Chauſſee- und ähn- 
lige Wegegeldern von Kraftfahrzeugen für die gewöhn⸗ 
für“ Benützung öffentlicher Wege mit Ausnahme ſolcher 
leit ſelbſtändige Verkehrsanlagen unzuläſſig. Begriff der 
Ständigen Verkehrsanlagen. }) 
uch Eine ſelbſtändige Verkehrsanlage iſt eine Verkehrsanlage, die 
dez lich nicht zu dem Wege gehört, in deſſen Zuge fie liegt (vgl. Urt. 
8, KG. v. 16.Mai1926: ZIG. Erg Bd. 5, 135ff; Oberländer⸗ 
zold, Automobilrecht S. 93; Markull, Fin AusglG. S. 247; 


kelannahne nicht durch Verſchweigung des WA ihr Ende findet, be⸗ 
die t alſo nichts weiter als die Betonung des Willens, von den durch 
wonsenerelle Beſchlagnahme verliehenen Rechten Gebrauch machen zu 
chaten. Es iſt nicht einzuſehen, warum eine ſolche Erklärung nicht 
ſchlae vor dem Zeitpunkt, von dem ab erſt die Konſequenzen der Be⸗ 
din nahme gezogen werden können, wirkſam abgegeben werden 
Zulage ſie iſt ja ohne konſtitutive Wirkung, die allein vielleicht die 
aͤſſigkeit einer Bedingung oder Befriſtung in Frage ſtellen könnte. 
der Erkennt man dieſen Standpunkt für richtig an, ſo iſt nunmehr 
den eg frei, um auch den Lauf der Erklärungsfriſt in einer beſſer 
entf wirtſchaftlichen Bedürfniſſen angepaßten Weiſe zu beſtimmen. Es 
un richt zweifellos mehr dem Intereſſe des Verfügungsberechtigten 
30 ebenfo des WA. bzw. der Allgemeinheit, daß ſchon vor voll⸗ 
a Räumung einer Wohnung Klarheit über ihre künftige Ver⸗ 
fin ung unter den Beteiligten geſchaffen wird. Man kann ſehr wohl 
nur auf den Standpunkt ſtellen, daß eine Gemeinde, die Anzeige nicht 
b der unbenutzten, ſondern auch der künftig freiwerdenden Räume 
angt, dann auch die entſprechenden Konſequenzen ziehen muß, 
nun ſie die Anzeige ſchon vor vollzogener Räumung einer Woh⸗ 
Diese erhält. Darin liegt keine unbillige Zumutung an das WA. 
miete hat es ja in der Hand, die Räume auch dann für ſich zu rekla⸗ 
Enten wenn es über die Art ihrer Verwendung noch zu beinem 
zuſſchluß kommen kann. Ergibt ſich — ein Fall, der aber kaum je 
mit 7700 wird — nach Freiwerden der Wohnung, daß das WA. 
erſelben nichts anzufangen vermag, ſo iſt das WA. ja auch dann 
In dleverzeit in der Lage, auf deren Inanſpruchnahme zu verzichten. 
im 2 Auffaſſung liegt kein Widerſpruch zu dem von mir ſonſt 
ein egenſatz zum KG. (JW. 1924, 2016 und meine Anm. hierzuß 
gleßtnommenen Standpunkt, daß eine abſtrakte Beſchlagnahme ohne 
— ettige Zuweiſung eines Wohnungſuchenden unzuläflig ſei. Denn 
anf eſchlagnahme bedeutet, wie erwähnt, die Erklärung der In⸗ 
pruchnahme nicht. 
Prof. Dr. Ruth, Halle a. d. Saale. 


im Zu 1. Die Entſch. verſteht die „ſelbſtändige Verkehrsanlage“ 
erkechtlichen Sinne: eine ſelbſtändige Verkehrsanlage iſt eine ſolche 
Rehrsanlage, die rechtlich nicht zu dem Wege gehört, in deſſen 
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Koch, Fin AusglG., Bem. 8 zu § 13 S. 52). Die Frage, ob eine 
Brücke eine ſelbſtändige Verkehrsanlage oder Beſtandteil des Weges 
iſt, in deſſen Zuge ſie liegt, iſt nach Landesrecht zu beurteilen. In 
Bayern gilt der Grundſatz pons pars viae. Es ſind aber Ausnahmen 
von dieſer Regel zuläſſig; eine Brücke kann ſowohl bei ihrer Er⸗ 
bauung als auch ſpäter durch die beteiligten Verwaltungsorgane die 
Eigenſchaft einer ſelbſtändigen Verkehrsanlage erhalten. Im vorl. 
Fall würde der Donaubrücke bei Donauſtauf die Eigenſchaft einer 
ſelbſtändigen Verkehrsanlage nicht abgeſprochen werden können, wenn 
die Zufahrtsſtraße rechts und links von der Donau eine Diſtrikts⸗ 
(Bezirks⸗) Straße, die Brücke aber eine Verkehrsanſtalt der Gemeinde 
Donauſtauf wäre. Sie wäre in dieſem Falle kein Beſtandteil der 
Zufahrtsſtraße; ſie hätte die rechtliche Eigenſchaft einer ſelbſtändigen 
Verkehrsanſtalt, wenn ſie ihr nicht ſchon früher zuſtand, dadurch er⸗ 
halten, daß ſie nicht dem rechtlichen Schickſal der Zufahrtsſtraße 
unterworfen wurde, ſondern bei der Erhebung der Zufahrtsſtraße zur 
Bezirksſtraße eine gemeindliche Einrichtung blieb. Der Umſtand, daß 
die Brücke im Zuge der Zufahrtsſtraße liegt und in derſelben Weiſe 
wie dieſe benützt wird, ſchließt die ſelbſtändige Natur der Brücke nicht 
aus. Da die Brücke eine Verkehrsanſtalt iſt, muß ſie ſelbſtverſtändlich 
im Zuge einer Straße liegen und als Verkehrsmittel benutzt werden. 

(BayObLG., Si S., Urt. v. 30. Juni 1927, Nevfteg. II Nr. 176/27.) 

* 


2. Art. 23 Bay Jagd. Jagdausübung liegt nur 
dann vor, wenn der Wille des Jagenden auf eigene Er⸗ 
legung von Wild oder darauf gerichtet iſt, daß das Wild 
von anderen für ihn erlegt werde. Andere Betätigungen 
find keine Jagdausübung i. S. diefer Beſtimmung, nament⸗ 
lich kann eine Gehilfentätigkeit jeglicher Art nicht als 
ſolche aufgefaßt werden. Deshalb bedürfen Treiber, Trä- 
ger uſw. keiner Jagdkarte. (S. BayObsG. v. 25. Nov. 1924, 
Revgteg. I Nr. 803/24; Behr, Bay Jagd., Art. 14 Anm. 2; Poll⸗ 
wein, Jagd. Anm. 1 Abſ. 2d zu Art. 14; Wirſchinger, Bay. 
Jagdrecht S. 76 Abſ. 3.) 

(Bayob sc., StS., Urt. v. 24. Juni 1927, RevReg. I Nr. 311/27.) 
* 


3. 81 Abſ. 1 GewO. Mit dem Grundſatz der Ge⸗ 
werbefreiheit ſteht eine Vorſchrift in Widerſpruch, ſoweit 
in derſelben der Beginn jeglichen Geſchäftsbetriebs über⸗ 
haupt auf öffentlichen Straßen und Plätzen, alſo die Zu⸗ 
laſſung zu einem ſolchen Gewerbebetrieb, von behördlicher 
Bewilligung abhängig gemacht iſt. f) 

Soweit in dieſer Vorſchrift der Beginn jeglichen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes überhaupt auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen, alſo die Zulaſſung zu einem ſolchen Gewerbebetrieb, von 
behördlicher Bewilligung abhängig gemacht iſt, ſteht ſie mit dem in 


Zuge ſie liegt, die alſo einen anderen Eigentümer hat als die Zu⸗ 
fahrtsſtraße. Wenn in Bayern nach Landesrecht der Grundſaß gilt: 
Pons pars viae (vgl. Anm. über den Codicem Maximilianeum Ba- 
varicum Civilem, II. Teil 8. Kap. Nr. 15), ſo kann dies nur ſo ver⸗ 
ſtanden werden, daß jede Brücke, die im Zuge eines Weges liegt, ein 
Teil dieſes Weges iſt, alſo keine ſelbſtändige Verkehrsanlage bildet. 
Eine Brücke dagegen, die nicht im Zuge einer Zufahrtsſtraße liegt, 
iſt eine ſelbſtändige Verkehrsanlage, einerlei ob ſie im Eigentum 
des Wegeherrn ſteht oder nicht. Daß es ſolche Brücken gibt, iſt nicht 
zu bezweifeln. Wenn am Ufer eines Fluſſes auf beiden Seiten dem 
Fluſſe entlang eine Straße führt, ein Kai, ſo iſt die Brücke, die 
die beiden Seiten miteinander verbindet, eine ſelbſtändige Verkehrs⸗ 
anlage. Alſo nicht die rechtliche Natur einer Brücke, ſondern ihre 
techniſche Beſchafſenheit, ob ſie im Zuge eines Weges liegt oder nicht, 
entſcheidet darüber, ob ſie eine ſelbſtändige Verkehrsanlage ſei. 
Geh. IR. Prof. Dr. Rieker, Erlangen. 


Zu 3. Wird ein Gewerbe auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen ausgeübt, jo kommen neben den Beſtimmungen der Gew. 
öffentlich⸗rechtliche Vorſchriften, insbeſ. Vorſchriften der Sicherheits⸗ 
und Wohlfahrtspolizei, zur Anwendung. Wie in der Nfpr. unſtreitig 
iſt und auch in dem Urt. des Bay obs. beſtätigt wird, kann durch 
allgemeine polizeiliche Beſtimmungen, die auf Landesgeſetzen beruhen, 
die Ausübung eines Gewerbes beſchränkt werden. Zuwider⸗ 
handlungen gegen polizeiliche Beſtimmungen, die „zur Erhaltung der 
Sicherheit Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf öffentlichen 
Wegen, Straßen und Platzen“ ergehen, fallen unter die Vorſchrift 
des 8366 Ziff. 10 StccB. Eine ſolche Beſtimmung iſt nun, wie das 
Gericht zutreffend ausführt, vom Magiſtrat nicht getroffen worden, 
da durch ſie jeglicher Geſchäftsbetrieb auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen ohne Bewilligung des Magiſtrats bei Strafe ver⸗ 
boten wird. Das Verbot des Magiftrats läßt ſich im Hinblick auf feine 
allgemeine Faſſung unter die Vorſchrift des § 366 Ziff. 10 StGB. 
nicht bringen. Dem Urt. iſt aus dieſem Grunde zuzuſtimmen. 

Ob das Verbot auch gegen §1 GewO. verſtößt, weil es „die 
Zulaſſung zu einem Gewerbebetrieb“ beſchränkt, erſcheint zweifelhaft. 
Man könnte mit größerem Rechte ſagen, daß es „die Ausübung 
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91 Abſ. 1 GewO. aufgeſtellten Grundſatz der Gewerbefreiheit in 
Widerſpruch. Dieſer Grundſatz, wonach jedermann zum Beginn und 
zum Betrieb eines Gewerbes zugelaſſen iſt, erleidet eine Durchbrechung 
nur, ſoweit die GewO. ſelbſt — oder ein ſpäteres Reichsgeſ. — Aus⸗ 
nahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen hat. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt alſo jede hiermit nicht in Einklang ſtehende Be⸗ 
ſchränkung der Zulaſſung zu einem Gewerbebetrieb durch 
PolVO 

Dagegen ſind zuläſſig Beſchränkungen durch allgemeine polizei⸗ 
liche Beſtimmungen, die auf den Landesgeſetzen beruhen, ſoweit ſie 
die Art der Ausübung eines Gewerbes betreffen. Beſchränkungen 
hinſichtlich der Art der Ausübung eines Gewerbes können insbeſ. 
zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe 
auf den öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen durch PolVO. 
angeordnet werden, die nach § 366 Nr. 10 SGB. zuläſſig find 
und die in Bayern ihre geſetzliche Grundlage in Art. 2 Nr. 6 Pol⸗ 
St HB. haben (vgl. Landmann⸗Rohmer, Komm. zu Gewd., 
Bem. 2a und 2 Kk zu § 1; Nelken, Das Gewerberecht in Preußen, 
1,236 ff.; Rohrſcheidt, Gewd., 2. Aufl., Aum. 22 zu § 1; Obst. 
2, 61, 65; 4, 23, 26; Proc.: GewArch. 3, 358; KG.: Gewurch 8, 
534 ff.; 23, 504). Hieran iſt durch die Beſtimmung in Art. 151 Abſ. 3 
Verf. nichts geändert worden (vgl, Anſchütz, Verf. des Deutſchen 
Reichs, 3./4. Aufl., Anm. 4 zu Art. 151; KG.: Gewarch. 23, 504). 

Ob eine PolVO. gegenüber dem § 1 Gewd. gültig iſt, ent⸗ 
ſcheidet ſich nach ihrem Zweck und nach ihrem Inhalt. Sie darf, 
wie im Schrifttum und in der Rſpr. anerkannt iſt, jedenfalls nicht 
ſo weit gehen, daß ſie die Zulaſſung zu einem erlaubten Gewerbe⸗ 
betrieb beſchränkt oder hindert (vgl. Landmann⸗Rohmer, a. a. O. 
1,80; KG.: GewArch. 23, 504, 505). 

Nun mag 8 43 der Straßen- und Reinlichkeitspold. für die 
Stadt K. allerdings die Art der Ausübung von Gewerbebetrieben 
im Auge gehabt haben, inſofern er ihre Ausübung gerade auf öffent⸗ 
lichen Straßen und Plätzen betrifft. Inſoweit bezieht ſich die Vor⸗ 
ſchrift auf Gewerbebetriebe, die regelmäßig oder wenigſtens auch in 
beſtändig oder in regelmäßiger Wiederkehr benützten Räumen (wie 
Läden oder fonftigen Verkaufsſtellen, Werkſtätten, Ateliers) aus⸗ 
geübt werden. Inſofern wäre die Beſtimmung rechtlich bedenkenfrei. 
Allein die Vorſchrift trifft in ihrer ganz allgemeinen uneingeſchränk⸗ 
ten Faſſung („jeder Geſchäftsbetrieb“) auch alle Gewerbebetriebe, 
die ihrer Ark nach lediglich auf öffentlichen Straßen und Plätzen aus⸗ 
geübt werden. Auch wenn unter dieſen Gewerbebetrieben im Hinblick 
auf 837 Gewd. und mit Rückſicht auf die FahrO. und die Dienſt⸗ 
männer O. der Stadt K. von den in dieſen Vorſchriften beſonders 
geregelten Gewerbebetrieben hier gänzlich abgeſehen wird, ſo beſchränkt 
doch 8 43 der angeführten Straßen⸗ und ReinlichkeitsPolO. min» 
deſtens hinſichtlich der übrigen Gewerbebetriebe dieſer Art, nament⸗ 
lich hinſichtlich des Straßenhandels, dadurch, daß dieſe Beſtimmung 
jeden Gewerbebetrieb ſchlechthin auf allen öffentlichen Straßen und 
Platzen der Stadt von beſonderer vorheriger magiſtratiſcher Bewilli⸗ 
gung abhängig macht, die Zulaſſung zu dem betreffenden Gewerbe⸗ 
betrieb, nicht mehr bloß — wie dies z. B. in den Fällen der oben⸗ 
angeführten Entſch. in GewArch. 3, 358; 23, 504 anzunehmen war — 
die Art der Ausübung, da es eben bei Gewerbebetrieben dieſer Art 
die Ausübung auf öffentlicher Straße die einzige Art der Aus⸗ 
übung darſtellt. 

Der Wortlaut des § 43 der Straßen- und ReinlichkeitsPolO. 
läßt eine Beziehung ausſchließlich auf Gewerbebetriebe der erſtbezeich⸗ 
neten Art, nämlich auf diejenigen, die nicht bloß auf öffentlichen 
Straßen ausgeübt werden, und ſohin eine beſchränkende Auslegung 
dahin, daß nur eine beſondere Art der Ausübung ſolcher Gewerbe⸗ 
betriebe aus Rückſichten des öffentlichen Verkehrs von behördlicher 
Bewilligung abhängig gemacht werden wollte, nicht zu. Da dieſe Vor⸗ 


des Gewerbes“ betrifft, da der Magiſtrat lediglich den gewerblichen 
Betrieb auf den Straßen und Plätzen von feiner Zu» 
ſtimmung abhängig macht. Daß es Gewerbe gibt, die ihrer 
Art nach nur auf Straßen und Plätzen betrieben werden können, 
iſt richtig; um einen ſolchen Sonderfall handelt es ſich aber hier 
nicht (gewerbsmäßiges Photographieren auf Straßen). 

In Frage kann noch kommen, ob nicht der Magiſtrat kraft 
der Wegeherrſchaft eine über den Gemeingebrauch hinausgehende Be⸗ 
nutzung des öffentlichen Verkehrsraumes unterſagen kann. Das 
OVG. Dresden hat in feiner Entſch. v. 25. Febr. 1911 angenommen, 
daß die Stadtgemeinde berechtigt ſei, als Wegeherrin eine über den 
Gemeingebrauch hinausgehende Sonderbenutzung des öffentlichen Ver⸗ 
Rehrsraumes zu unterſagen. Eine Zuwiderhandlung hiergegen löſt 
allerdings nur dann eine Strafe aus, wenn zugleich bei der un⸗ 
berechtigten Inanſpruchnahme des öffentlichen Verkehrsraumes gegen 
polizeiliche Belange verſtoßen wird, wie fie 8 366 StGB. im Auge 
hat, und wenn ein in den Rahmen dieſer Beſtimmung fallendes Verbot 
ergangen iſt. 

Am Schluſſe des Urt. wird erörtert, ob etwa das Photogra⸗ 
phieren auf der Straße gegen die auf Grund von 88 42 b, 148 Gew. 
erlaſſenen Vorſchriften verſtößt, wonach u. a. das Anbieten gewerb⸗ 
licher Leiſtungen auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen dann 
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ſchrift in ihrer allgemeinen Faſſung zugleich auch Gewerbebetriebe 
erfaßt, die nur auf öffentlicher Straße ausgeübt werden, iſt Mi 
wegen des hierin liegenden Verſtoßes gegen den Grundſatz des 5 

Abi. 1 GewO. als im ganzen Umfange ungültig zu erachten, weil der 
Wortlaut eine Ausſcheidung der Fälle, für die eine Beſchränkung 
der Ausübung des Gewerbebetriebs aus Verkehrsrückſichten zuläſſig 
iſt, unmöglich macht. 0 

Die Verurteilung des Angekl. auf Grund des 8366 Nr. 1 
StGB. und des 8 43 der angeführten Straßen⸗ und Reinlichkeits⸗ 
Pol O. kann ſohin nicht aufrechterhalten werden, obwohl das von 
ihm auf der Straße ausgeübte Gewerbe ein ſolches iſt, das regel⸗ 
mäßig nicht nur auf der Straße ausgeübt wird, und daher eine Be⸗ 
ſchränkung der Ausübung dieſes Gewerbes auf der Straße aus Ver⸗ 
kehrsrückſichten grundſätzlich zuläſſig wäre. 

Die Handlung des Angekl. kann aber unter einem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkte ſtrafbar ſein. 

Nach § 42 b Abſ. 1 GewO. kann durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde nach Anhörung der Gemeindebehörde oder durch Beſchluß 
der Gemeindebehörde mit Genehmigung der höheren Verwaltung? 
behörde für einzelne Gemeinden beſtimmt werden, daß Perſonen, wel € 
in dem Gemeindebezirk einen Wohnſitz oder eine gewerbliche Nieder“ 
laſſung beſitzen und welche innerhalb des Gemeindebezirkes auf 
öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen oder an anderen öffent⸗ 
lichen Orten Waren feilbieten oder gewerbliche Leiſtungen, hinſicht⸗ 
lich deren dies nicht Landesgebrauch iſt, anbieten wollen, der Erlaub⸗ 
nis bedürfen. 

Auf Grund dieſer Vorſchrift der Gerd. hat die Stadt K. „Be⸗ 
ſtimmungen bez. des Gewerbebetriebs im Umherziehen im Bezirke der 
Stadtgemeinde“ erlaſſen, die ſich in ihrem Wortlaut eng an die 
Vorſchrift des § 42 b GewO. anlehnen. 

Nach 8 148 Abſ. 1 Nr. 5 GewO. wird u. a. beftraft, wer der Bot’ 
ſchrift des § 42 b zuwiderhandelt, insbeſ. ohne die vorgeſchriebene 
Erlaubnis ein Gewerbe der in 8 42 b Abf. 1 GewO. bezeichneten 
Art ausübt. 

Es iſt deshalb die Prüfung veranlaßt, ob ſich der Angekl. gegen 
dieſe Vorſchriften verfehlt hat, insbeſ. ob die Vorausſetzung de 
8 42 b Abf. 1 Nr. 3 GewO. gegeben iſt, wonach es fi) um eine ge 
werbliche Leiſtung (hier Photographieren gegen Entgelt) handeln mu . 
hinſichtlich deren das Angebot auf öffentlicher Straße uſw. nich 
Landesbrauch iſt. 

(Baydbsch., Ste., Urt. v. 25. Okt. 1926, RevReg. II Nr. 347/26.) 


** 


4. Das Freizügigkeits G. v. 1. No v. 1862 iſt, ſoweit 
ſeine Beſtimmungen nicht durch Art. 111 in die Reichs“ 
verfaſſung aufgenommen wurden, in Geltung geblieben. 
85 FreizügigkeitsG. iſt jedoch durch $ 30 WO. über dit 
Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 erſetzt worden. Art. 10 
bay. Zigeuner und ArbeitsſcheuenG. v. 16. Juli 1926 ſteht 
nicht in Widerſpruch mit der RVerf. Eine Zuwider⸗ 
handlung gegen Art. 10 Abſ. 1 des letztgenannten Geſ. if 
nicht ftrafbar. f) 

Der Beſchluß des Stadtrats D. ſtützt ſich auf Art. 10 Abs. 1, 
Art. 8 Abſ. 1 Ziff. 2 des bay. Zigeuner⸗ und ArbeitsſcheuenG. ® 
16. Juli 1926 (GVBl. S. 359 ff.). Nach Art. 10 Abſ. 1 dieſes Geſ. 
können Arbeitsſcheue im Alter von mehr als 16 Jahren, die den 
Nachweis einer geregelten Arbeit oder ernſtlicher Bemühung u 
Arbeit nicht zu erbringen vermögen, aus Gründen der öffentli 90 
Sicherheit den in Art. 8 Abf. 1 Ziff. 2 und 3 und in Art. 9 anf; 
und 2 angeführten Maßnahmen unterworfen werden, wenn 0 
zu einer Zuchthausſtrafe verurteilt worden ſind. Das gleiche PR 
wenn ſolche Perſonen wegen Raubes, Erpreſſung, Diebſtahls, Be 


einer behördlichen Erlaubnis bedarf, wenn das Anbieten ſolcher Lei 
ſtungen nicht Landesgebrauch iſt. 3. 
Der 8 42 b Gewd. hat jedoch nur ein beſchränktes Anwendung? 
gebiet, da von ihm nur ſolche Perſonen betroffen werden, die 1 
dem fraglichen Gemeindebezirk einen Wohnſitz oder eine gewerblich 
Niederlaſſung beſitzen. Perſonen, die außerhalb ihres Wohnortes ode 
ihrer gewerblichen Niederlaſſung gewerbliche Leiſtungen anbieten, 5 
dürfen nach 8 55 Ziff. 3 Gewo. eines Wandergewerbeſcheines ode 
nach 8 44 GewO. einer Legitimations karte. Letztere Beſtimmue 
ſetzt allerdings in Anſehung des photographiſchen Gewerbes nad) * 
ſicht des Odch. Dresden (Urt. v. 15. Mai 1925) voraus, daß es 
Photograph „Warenbeſtellungen aufſucht“, alſo nicht etwa nur 155 
ſtellungen auf photographiſche Aufnahmen, mithin „auf gewerbli 
Leiſtungen“ aufſucht. Werden Beſtellungen auf gewerbliche Leiſtung er 
aufgeſucht, jo fällt das nicht unter 8 44 Gewo., aber auch nicht un 
8 55 Ziff. 3 GewO., der ein unmittelbares Anbieten, d. 
ein Feilbieten, von gewerblichen Leiſtungen vorausjebt. 8 
RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


Zu 4. Die Ausführungen über die Verfaſſungsmäßigkeit = 
bay. Gef. v. 16. Juli 1926 find m. E. bedenkenfrei. Auch der 2775 


legung des Art. 17 wird man beiſtimmen müſſen. Selbſt wenn 
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runs, Hehlerei, Päderaſtie, Kuppelei, Zuhälterei, Gewerbsunzucht, 
Vettclbsmäßigen Glücksſpiels, Landſtreicherei, Arbeitsſcheue oder 
ettelns zu einer anderen Freiheitsſtrafe verurteilt worden find. 
uf im Art. 8 Abſ. 1 Ziff. 2 und 3, Art. 9 Abſ. 1 und 2 des Gef. 
ke Tgeführten Maßnahmen find Verbot des Aufenthalts in beſtimm⸗ 
Wel Gemeinden oder Bezirken für die Dauer von drei Jahren, Zu⸗ 
0 ang eines beſtimmten Aufenthaltsortes für die gleiche Zeit⸗ 
delt Ausweiſung aus Bayern — ſoweit es ſich um Perſonen han⸗ 
„die die bay. Staatsangehörigkeit nicht beſitzen —, Unterbrin⸗ 
gung in einer Arbeitsanſtalt bis zur Dauer von zwei Jahren und 
Zuweiſung einer entlohnten Arbeit an Perſonen, denen ein be⸗ 
unmter Aufenthaltsort vorgeſchrieben iſt. 
— Es fragt ſich, ob der Art. 10 a. a. O. nicht mit dem Reichs- 
Yin Widerſpruch ſteht. Die Frage iſt zu verneinen. 
im Nach Art. 111 RVerf. genießen alle Deutſchen Freizügigkeit 
5 ganzen Reich. Jeder hat das Recht, ſich an beliebigem Orte des 
»leiches aufzuhalten und niederzulaſſen, Grundſtücke zu erwerben 
Er jeden Nahrungszweig zu betreiben. Einſchränkungen bedürfen 
5 Reichsgeſetzes. Art. 111 RVerf. enthält keinen neuen Rechts⸗ 
a ſondern gibt im weſentlichen die Beſtimmungen in $1 Abſ. 1 
1 2 des Freizügigkeitsch. v. 1. Nov. 1867 wieder, die er 
Arte verfaſſungsmäßigen Schutz ſtellt. Aus Art. 111 Satz 3 und 
00 Abſ. 2 Verf. ergibt ſich, daß das Freizügigkeits®., ſo⸗ 
eit feine Beſtimmungen nicht durch Art. 111 in die WVerf. auf- 
enommen wurden, aufrechterhalten worden iſt. Das in Art. 111 
de erf. gewährleiſtete Recht der Freizügigkeit unterliegt deshalb 
n in den $$3—5 des FreizügigkeitsG. vorgeſehenen Beſchrän⸗ 
en; ber § 5 des FreizügigkeitsG. ift jedoch durch den § 30 
ir BD. über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 (RGBl. I, 
i ff) erſetzt worden. Hiernach iſt $ 3 Abſ. 1 des Freizügigkeits®. 
) ‚Geltung geblieben. Durch dieſe Beſtimmung find nicht bloß die 
Nie der Einführung des Freizügigkeitsch. beſtehenden landesgeſetz⸗ 
en Vorſchriften über die Zuläſſigkeit von Aufenthaltsbeſchrän⸗ 
vielen beſtrafter Perſonen aufrechterhalten worden; ſie geſtattet 
an meht auch die ſpätere Erlaſſung ſolcher landesgeſetzlicher Vor⸗ 
Dritten. Der 8 3 Abſ. 1 a. a. O. hat, wie in der Begründung z. 
m des Zigeuner⸗ und Arbeitsſcheuen. (Verh. des bay. LT. 
di 5/26, Beil Bd. III, Beil. 1970) zutreffend hervorgehoben iſt, 
tio Bedeutung einer reichsrechtlichen Delegation. Solche Delega⸗ 
onen ſind auf Gebieten, die der ausſchließlichen Geſetzgebung des 
eiches unterliegen, zuläſſig (Anſchütz, Die Verf. des Deutſchen 
deiches, 3. und 4. Aufl., Bem. 6 zu Art. 6). Infolgedeſſen war 
51 bay. Geſetzgeber auf Grund des § 3 Abſ. 1 des Freizügig⸗ 
SG, zur Erlaſſung der oben aufgeführten Beſtimmungen des 
nageuner⸗ und ArbeitsſcheuenG. berechtigt, obwohl dem Reiche 
ach Art. 6 Ziff. 3 Verf. die ausſchließliche Geſetzgebung auf 
Sp. Gebiete der Freizügigkeit zukommt (vgl. BaycemVzZ. 1921 
m; Anſchütz a. a. O., Bem. 1 zu Art. 111; Ziegler, 
Jeandausgabe des bay. Aufenthaltsch. und des FreizügigkeitsG., 
„Aufl., Einl. S. 3 Fußnote und Bem. 1b und 7 zu Art. 3 
107 sügigkeits®).; ſiehe auch RG. 73, 16, 20; 84, 199; 100, 105; 
— 264; 108, 356, 360). Die Gerichte haben ſich im gegebenen 
4 auf die Prüfung der Frage zu beſchränken, ob das vom Stadt⸗ 
af angewendete Geſetz zu Recht beſteht und ob der Stadtrat zur Er⸗ 
ſſung des Beſchluſſes zuftändig war. Die Verurteilung des 
geRl. wegen einer Überkretung nach Art. 17 Abf. l des Zigen⸗ 
3 und Arbeitsſcheuench. läßt ſich nicht aufrechterhalten. Angel. 
ha ſich gegen Art. 10 Abſ. 1 des Gef. verfehlt. Zuwiderhandlungen 
beſſen dieſe Beſtimmung find aber in Art. 17 Abſ. 1 des Geſ., wie 
fallen Wortlaut dartut, nicht unter Strafe geſtellt. Es iſt auf⸗ 
Art. d. daß in Art. 17 Abſ. 1 wohl Art. 10 Abſ. 3, nicht aber 
4 „10 Abſ. 1 aufgeführt ift. Man könnte wohl annehmen, daß 
fa, Geſetzgeber auch die Zuwiderhandlungen gegen die von den zu⸗ 
undigen Polizeibehörden auf Grund des Axt. 10 Abſ. 1 angeord⸗ 
u. en Maßnahmen der in Art. 8 Abſ. 1 Ziff. 2 bezeichneten Art 
er die Strafbeſtimmung des Art. 17 bringen wollte und daß 
% nur unterlaſſen wurde, dies in Art. 17 Abſ. 1 des Geſ. zum 
ar ruck zu bringen in der Annahme, es genüge hier die Anfüh⸗ 
12 05 des Art. 8 Abſ. 1 Ziff. 2, worauf Art. 10 Abſ. 1 bezüglich 
di iſſer, gegen Arbeitsſcheue zuläſſiger Maßnahmen verweiſt. Allein 
Arte erweiſung in Art. 10 Abſ. 1 hat nur zur Folge, daß die in 
a Abſ. 1 Ziff. 2 angeführten Maßnahmen — unter den in 
10 Abſ. 1 und 2 ae Vorausſetzungen — auch gegen 
ne 
ab cke vorläge, könnte das Gericht ſie nicht ausfüllen. Ich halte es 
60 für durchaus möglich, daß der Geſetzgeber Art. 10 Abſ. 1 in 
Bei Strafvorſchrift des Art. 17 absichtlich nicht aufgenommen hat. 
zei der ſehr ſorgfältigen Faſſung des Geſetzes iſt ein Verſehen kaum 
ſol zunehmen, und es läßt ſich wohl denken, daß man zwar die Be⸗ 
gung der einen Arbeitszwang verhängenden polizeilichen Maß⸗ 
auchn en nicht nur gegenüber „Zigeunern und Landfahrern“, ſondern 
zuch bei „Arbeitsſcheuen“ durch die Strafvorſchrift des Art. 17 hat 
85 wollen, daß man dagegen für die Aufenthaltsbeſchränkungen 
für Arbeitsſcheuen die allgemeinen Vorſchriften des Polizeiſtrafrechts 
ausreichend gehalten hat. RA. Weck, Berlin. 


n 


Arbeitsſcheue zuläſſig ſind. Wenn der Geſetzgeber Arbeitsſcheue im 
Fall einer Zuwiderhandlung gegen dieſe von der zuſtändigen Po⸗ 
lizeibehörde verfügten Maßnahmen mit einer beſonderen Strafe 
bedrohen wollte, ſo mußte dies im Geſetz erklärt werden. Durch 
die Faſſung des Art. 17 Abſ. 1 iſt ein ſolcher Wille nicht zum Aus⸗ 
druck gebracht worden, denn die hier u. a. vorgeſehene Straf⸗ 
beſtimmung für „Zuwiderhandlungen gegen Art. 8 Abf. 1 Ziff. 2“ 
richtet ſich nur gegen Zigeuner und Landfahrer. Da die Gerichte 
nicht befugt ſind, Lücken von Strafgeſetzen auszufüllen, iſt die 
Verurteilung des Angekl. wegen einer Übertretung nach Art. 17 
Abſ. 1 a. a. O. unzuläſſig. Es bleibt deshalb nichts übrig, als den 
Angekl. nach Art. 28 PolStG., deſſen Vorausſetzungen nach den 
Feſtſtellungen der StͤK. gegeben ſind, zu beſtrafen. Da der Straf⸗ 
rahmen des Art. 28 Pol StG. mit dem des Art. 17 des Zigeuner- 
und Arbeitsſcheuench. nicht übereinſtimmt, ſondern niedriger iſt, 
und deshalb nicht ausgeſchloſſen it, daß die Stk. bei Anwendung 
des Art. 28 PolStchB. zu einem geringeren Strafausſpruch ge⸗ 
kommen wäre, iſt Rückverweiſung erforderlich. 

(BayObLG., StS., Urt. v. 21. Mai 1927, RevReg. II Nr. 45/27.) 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 
1. 8 77 RVG. Das auf Grund 8 77 RVG. ein- 


getragene Veräußerungs- und Belaſtungsverbot wirkt 
nicht gegenüber den dinglich Berechtigten, die z. Z. der 
Eintragung des Verbots aus 8 77 ſchon im Grundbuch 
eingetragen waren. 

Die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks, die gegen ein im 
öffentlichen Intereſſe erlaſſenes Veräußerungsverbot verſtoßen 
würde, iſt unzuläſſig (Jäckel⸗Güthe, Anm. 9 zu $ 83 3G. ). 
Die im öffentlichen Intereſſe erlaſſenen Veräußerungsverbote be⸗ 
dürfen nicht der Eintragung, ſie wirken ohne Eintragung gegen 
jedermann. Eine Ausnahme hiervon bildet indeſſen das Veräuße⸗ 
rungsverbot des § 77 RVG. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung wird 
die das Veräußerungsverbot enthaltende Anordnung erſt mit der 
Eintragung in das Grundbuch wirkſam. Danach bedarf das Ver⸗ 
äußerungsverbot des RVG. zu feiner Wirkfamkeit der Eintragung 
und die Wirkfamkeit beginnt erſt mit der Eintragung. Die Wir⸗ 
kung des Veräußerungsverbotes erſtreckt ſich vom Tage der Ein⸗ 
tragung auf die Zukunft. Dadurch, daß der Geſetzgeber das Er⸗ 
fordernis der Eintragung aufgeſtellt hat, hat er das Veräußerungs⸗ 
verbot in die Rangordnung der an dem Grundſtück beſtehenden 
dinglichen Rechte eingereiht. Er hat damit klargeſtellt, daß das 
Veräußerungsverbot Rechte, die ihm im Range vorgehen, nicht 
unwirkſam macht. Das Veräußerungsverbot des § 77 wirkt zwar 
abſolut, aber mit der aus ſeiner Stellung im Range der dinglichen 
Rechte am Grundſtücke ſich ergebenden Einſchränkung. Hätte der 
Geſetzgeber auch in die z. Z. der Eintragung des Veräußerungsver⸗ 
bots wohlerworbenen dinglichen Rechte eingreifen wollen, ſo hätte 
dieſer Eingriff im Geſetz ausdrücklich angeordnet werden müſſen, 
was nicht der Fall iſt. Von Bedeutung iſt auch Ziff. 16 AusfBeſt. 
Danach haben die Verſorgungsbehörden vor der Gewährung der 
Kapitalsabfindung auch die Belaſtungsverhältniſſe des Grundſtücks 
zu prüfen. Dieſer Vorſchrift hätte es nicht bedurft, wenn das Ver⸗ 
äußerungsverbot auch gegen die im Range vorſtehenden dinglich 
Berechtigten hätte wirken ſollen. Da im vorliegenden Falle der 
betreibende Gläubiger und Beſchwerdeführer mit ſeinem Rechte 
dem Veräußerungsverbot aus 8 77 RV. im Range vorgeht, fein 
Recht alſo nicht unwirkſam geworden iſt, ſo iſt er berechtigt, die 
Zwangsverſteigerung der Grundſtücke zu betreiben. 

(KG, 11. 38., Beſchl. v. 22. März 1927, 11 W 2131/27.) 
Mitgeteilt von Geh. IR. KR. Gfrörer, Berlin. 
* 


2. 88 535 ff., 595 BOB. Miete oder Pacht von ge⸗ 
werblichen Räumen. Aufwertung von Pachtzinſen. 

Die Bezeichnung eines Vertrages als „Mietvertrag“ läßt allein 
das zwiſchen den Parteien damit entſtandene Rechtsverhältnis nicht 
als Mietvertrag erſcheinen. 

Wenn weiter auch der Wille der Parteien auf den Abſchluß eines 
Mietvertrages ging, ſo iſt dieſer Wille allein auch nicht maßgebend, 
er muß vielmehr in dem Vertrage ſeinen Ausdruck gefunden haben, 
d. h. es müſſen die Räume dem Bekl. nur zum Gebrauch (8535 BGB.) 
überlaſſen worden ſein, und ſie dürfen beim Vertragsabſchluß nicht 
ſo beſchaffen ſein, daß ſie bürgerliche Früchte abwerfen können. 
„Unerheblich für die Rechtsnatur des Vertragsverhältniſſes iſt es auch, 
von wem das Wirtſchaftsinventar herrührt, ob der Pächter es von 
dem Verpächter oder ſeinem Pachtvorgänger oder von einem Dritten 
erlangt oder ob er Eigentum daran erworben hat oder nicht“ (RG. : 
Warn. 1927 Nr. 117 S. 165; vgl. RG. 91, 3111); Warn. 1915 


1) JW. 1918, 109. 
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Nr. 217 S. 332; 1927 Nr. 45 S. 55; 1926 Nr. 183 S. 270; 
DWohn A. 1926 Sp. 710). 

Nach RG. 91, 3112) „ſtellt die gebrauchsweiſe entgeltliche Über- 
laſſung von Räumen zur Ausübung eines Gewerbebetriebes einen 
Pachtvertrag in der Regel nur dar, wenn neben den durch die bau⸗ 
liche Beſchaffenheit für den Betrieb ſich eignenden Räume zugleich 
eine geeignete Ausſtattung mit überlaſſen wird“, Rechtsgrundſätze, die 
das RG. auch in ſpäteren Entſch. ausgeſprochen hat (vgl. NS. 109, 
206; 113, 51; 114, 243; JW. 1924, 802 10; 1927, 582 7). Leere 
Räume, auch nur für einen Gewerbebetrieb geeignete Räume, ſind in 
der Regel nicht in der Verfaſſung, allein ſchon Erträge abzuwerfen, 
nur in Verbindung mit einer Inneneinrichtung ſind „die Räume in 
dem betriebsfertigen Zuſtande, der es ermöglicht, einen Ertrag in Ge⸗ 
ſtalt bürgerlicher Früchte von ihnen zu ziehen“ (RG. 91,3113); vgl. 
ferner RG. 81, 234); ZW. 1913, 982 10; vgl. auch Stern, RM., 
2. Aufl. [1925], Anm. 12 b zu 81 RM.). Dabei ſteht der An⸗ 
nahme eines Pachtvertrages nicht entgegen, daß die Inneneinrichtung 
nicht vollſtändig iſt, es iſt aber von ausſchlaggebender Bedeutung, daß 
die mit den Räumen überlaſſene Inneneinrichtung ſo ſehr überwiegt, 
daß mit dem von dem Übernehmer eingebrachten Inventar nur noch 
eine Ergänzung und Vervollſtändigung der Ausſtattung vorgenommen 
wird (vgl. RG. 113, 52). Auch in anderen Entſch. hat das RG. aus⸗ 
geſprochen, daß es für die Frage, ob Miete oder Pacht vorliegt, nur 
darauf ankommt, daß die Räume mit der zum Betriebe erforderlichen 
Einrichtung auf den neuen Inhaber übergehen (vgl. Warngſpr. 1923/24 
Nr. 103 S. 127; Nr. 105 S. 130; Nr. 183 S. 270). 

Aus den getroffenen Feſtſtellungen ergibt ſich, daß der in Rede 
ſtehende Laden für die Geſchäftszwecke einer Fleiſcherei eingerichtet 
und ausgeſtattet worden iſt. Nach dem Gutachten des gerichtlichen 
Sachverſtändigen „ſind ſämtliche Räume, nämlich 1. im Vorderhaus 
zu ebener Erde belegen ein Laden, daran anſchließend ein Kühl⸗ 
raum, ein Kontorzimmer, ein kleines Schlafzimmer ſowie eine Küche, 
2. Kellerräume unterhalb des ganzen Vorderhauſes mit folgender 
Raumverteilung: Räucherkeller, Eisraum, Pökelraum, Fleiſchaufbewah⸗ 
rungsraum, Schmokraum und Feuerungsanlage, 3. auf dem Hof ein 
Fabrikationsraum mit Keſſelanlage zur Herſtellung der Wurſt⸗ und 
Fleiſchwaren — über dem Fabrikationsraum befinden ſich die Mohn- 
und Schlafräume des Perſonals —, ihrer ganzen Einrichtung und 
baulichen Beſchaffenheit nach nur zum Betriebe einer Schlächterei ge⸗ 
eignet“. Auch wenn der Kl. die Abſicht gehabt hat, das Geſchäft 
als Zigarrengeſchäft zu vermieten, ſo wird damit das Gutachten des 
Sachverſtändigen nicht widerlegt. Der Kl. wollte den Laden auf jeden 
Fall verwerten, in erſter Linie als Fleiſcherei. Der Bekl. hat die 
Fleiſcherei mit allem dazugehörigen Inventar und den Maſchinen 
käuflich erworben und die Fleiſcherei mit anſchließender Wohnung 
und Nebenräumen von dem Kl. „gemietet“. Es handelt ſich aber 
nicht um Miete, ſondern um Pacht. Ein gewerblich eingerichtetes 
Unternehmen iſt zum Betrieb überlaſſen worden, betriebsfertige Räume 
find dem Behl. übergeben worden. Hieran ändert auch nichts die 
als wahr zu unterſtellende Tatſache, daß der Bekl. während feiner 
Beſitzdauer die Einrichtung durch Ankauf von Maſchinen ergänzt hat. 
Auch ohne Anſchaffung dieſer neuen Gegenſtände war der Bekl. in der 
Lage, bürgerliche Früchte aus dem Betriebe zu ziehen (RG. 109, 206). 
Er hat nicht die vom Kl. ehemals benutzte Einrichtung etwa wegen 
Abnutzung und Unbrauchbarkeit gegen neue Einrichtungsgegenſtände 
ausgewechſelt, ſondern dieſe Einrichtung weiter benutzt und durch ihm 
gut dünkende Anſchaffungen ergänzt. Nach der ganzen Sachlage iſt 
das zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis als ein Pacht⸗ 
verhältnis i. S. des BGB. anzuſprechen. 

Nach dem Vertrag ift dem Bekl. auch die an den Laden an⸗ 
ſtoßende Wohnung, beſtehend aus zwei Stuben und Küche, überlaſſen 
worden. Ob dieſe Räume der Bekl. auch jetzt noch bewohnt oder fie 
für den Betrieb ſeines Ladens, alſo für gewerbliche Zwecke benutzt, 
kann dahingeſtellt bleiben. Fraglich iſt nur, ob ſich der Räumungs⸗ 
anſpruch auch auf die mitüberlaſſenen Wohnräume erſtreckt oder nicht. 
Der Vorderrichter hat ausgeführt, daß die geſetzlichen Beſtimmungen 
über Mieterſchutz Anwendung finden, da die Wohn- und Geſchäfts⸗ 
räume untrennbar verbunden ſind. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zu 
billigen. Maßgebend iſt vielmehr lediglich, „ob die Wohnung als 
Nebenſache, als unſelbſtändiger, lediglich den gewerblichen Zwecken 
des Wirkſchaftsbetriebes dienender Beſtandteil des Pachtvertrages an⸗ 
zuſehen iſt“ (RG. v. 26. Jan. 1926, III 3895 und die dort an⸗ 
gezogenen Urt.). Iſt letzteres der Fall, wird der Vertrag, auch ſoweit 
er eine bloße Gebrauchsüberlaſſung von Wohnräumen zum Gegen⸗ 
ſtande hat, von dem Zwecke beherrſcht, dem Pächter die Ausnutzung 
des Grundſtücks als Erwerbsquelle zu ermöglichen, jo kann von 
einem aus Miete und Pacht gemiſchten Vertragsverhältnis und dem⸗ 
gemäß von Anwendung der Mieterſchutzvorſchriften auf die Wohn⸗ 
räume keine Rede fein (RG. III 389/26; vgl. RG. 102, 186 5); 
JW. 1927, 582 7). 

Schon der Wortlaut des Vertrages ergibt, daß der Wille der 
Parteien in der Hauptſache auf Ausnutzung des Ladens als Erwerbs⸗ 


2) JW. 1918, 169. 3) ZW. 1918, 169. ) JW. 1913, 280. 
5) FR. 1921, 136 l. 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


quelle ging und nicht auf die Gebrauchsüberlaſſung der Wohnräume⸗ 
Beſtätigt wird dieſe Anſicht auch dadurch, daß der Bekl. die „Wohn⸗ 
räume“ jetzt feinen gewerblichen Zwecken dienſtbar machen ſoll. Da 
zwiſchen den Parteien beſtehende Vertragsverhältnis iſt hiernach in 
ſeinem vollen Umfange als Pacht anzuſehen, ſo daß die Beſtim⸗ 
mungen des MSchG. keine Anwendung finden. 3 

Das Pachtverhältnis iſt von dem Prozeßbevollmächtigten des 
Kl. dem Bekl. unter dem 26. Mai 1926 „zu dem zunächſt zulaſſigen 
Termin, welcher ſpäteſtens der 1. Okt. 1926 ſein dürfte“, gekündigt 
worden. Dieſem Schreiben hat zwar die Vollmachtsurkunde des 
Prozeßbevollmächtigten nicht beigelegen, andererſeits hat aber der 
Bekl. dieſe Kündigung aus dieſem Grunde nicht unverzüglich 
zurückgewieſen, fo daß fie inſoweit zuläſſig iſt (8 174 BGB.). Wirk⸗ 
ſam iſt die Kündigung aber nicht ſchon zum 1. Okt. 1926, ſondern 
erſt zum 1. Okt. 1927. Denn nach 8 595 BGB. iſt die Kündigung 
nur für den Schluß eines Pachtjahres zuläſſig, ſie hat ſpäteſtens am 
erſten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, mit deſſen Ablauf 
die Pacht endigen ſoll. Räumung wird auch erſt zum 1. Okt. 1924 
verlangt, ein Anſpruch, der hiernach gerechtfertigt ift. 

Was nun den geltend gemachten Anſpruch auf Zahlung von 
2475 Rentenmark angeht, ſo iſt hierzu folgendes zu ſagen. Da zwiſchen 
den Parteien nur ein Pachtverhältnis beſteht, finden die Beſtimmungen 
des AMG. keine Anwendung. Andererſeits gilt auch nicht mehr mit 
Einführung der Rentenmark als Pachtzins der in dem Vertrage vom 
26. Okt. 1920 in Papiermark feſtgeſetzte Betrag. J. J. 1920 war be⸗ 
reits ein Währungsverfall eingetreten, ſo daß der in dem Vertrage 
feſtgeſetzte Nennbetrag nicht zugrunde gelegt werden kann. Wohl aber 
dürften keine Bedenken beſtehen, den Betrag von 6200 GM. als 
Pachtzins zugrunde zu legen. Denn nach dem von dem Bekl. nicht 
beſtrittenen Vorbringen des Kl. haben ſich die Parteien mit der 
Schätzung, die von der beim MEN. St. gebildeten Gutachter“ 
kommifjion mit 6200 GM. vorgenommen iſt, einverſtanden erklärt. 
Wenn auch dieſer Betrag als Friedensmiete bezeichnet iſt, ſo kann 
er auch für die Berechnung des Pachtzinſes als Maßſtab dienen. 
Die hiergegen von dem Bekl. gemachten Ausführungen, daß die 
Feſtſetzung in der Inflation erfolgt ſei, als man mit geringfügigen 
Prozentſätzen rechnete und daher mit der Feſtſetzung der Friedens miete 
zu höheren Summen neigte, greifen nicht durch. Der Bekl. hat Me 
Einführung der Rentenmark unter Zugrundelegung einer „Friedens“ 
miete“ von 6200 GM. die geſetzlichen Sätze gezahlt; daß der Pacht⸗ 
zins etwa geringer angenommen werden kann als die Friedensmiete, 
dafür hat der Bekl. irgendwelche Tatſachen nicht vorgebracht. Der 
Sen. iſt der Anſicht, daß der Betrag von 6200 GM. nicht zu hoch 
iſt im Verhältnis zu dem vereinbarten „Mietzins“ von 8000 . Ein 
Pachtzins von 6200 GM. jährlich iſt auch für den Bell. nicht etwa 
untragbar. 6 

Den Anſpruch auf Nachzahlung des von dem Bekl. zu wenig 
gezahlten Pachtzinſes hat der Kl. nicht dadurch verloren, daß er die 
vom Bell. geleiſteten Zahlungen vorbehaltlos als Erfüllung au 
genommen hat. Die bloße Nichtgeltendmachung einer dem Gläubiger 
zuſtehenden Forderung hat nicht die Wirkung, daß der Gläubiger 
damit ſeines Rechts verluſtig geht, ihn trifft nur gem. 8 363 BGB. 
die Beweislaſt, wenn er eine von ihm als Erfüllung angenommene 
Leiſtung deshalb nicht als Erfüllung gelten laſſen will, weil fie MM 
vollſtändig geweſen ſei. Den Beweis, daß die Leiſtung unvollſtändig 
geweſen iſt, hat der Kl. geführt. Einen Verzicht auf eine Forderung. 
abgeſehen von der Hypothek als Pfandrecht, kennt das BGB. niche! 
daß ein Erlaßvertrag zwiſchen den Parteien geſchloſſen iſt, hat ber 
Bekl, ſelbſt nicht behauptet. Der Kl. kann den vom Bekl. zu wenig 
gezahlten Pachtzins noch nachträglich geltend machen. Die Tatſache 
daß der Bekl. einen Kaufpreis von 70000 % an den Kl. entrichten 
hat, kann an dieſem Ergebnis nichts ändern. Dieſer Betrag War 
als Kaufpreis für das Inventar der Fleischerei gedacht. Dieſes In 
ventar gehört dem Bekl., bei der Räumung des Ladens iſt er DE 
rechtigt, es mitzunehmen. Ein Schaden erwächſt ihm dadurch nicht, 

(KG., 16. 3 S., Urt. v. 15. Juni 1927, 16 U 3501/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Richard Munk, Berlin. 
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3. 8 885 BGB. Nur wenn die Gefahr einer Verwechſ⸗ 
lung verſchiedener Schuldgründe beſteht, bedarf der Schuld 
grund der Vormerkung zur Vermeidung der Nichtigkel 
der Eintragung im Grundbuch, nicht alſo bei der Auf“ 
laſſungsvormerkung. a 

Allerdings herrſcht in der Rſpr. kein Streit darüber, daß be 
der Eintragung einer Vormerkung der Grund des zu ſichernden An 
ſpruchs, alſo der Tatumſtand, aus dem er entſtanden iſt oder © 
ſtehen ſoll, in der Weiſe angegeben werden muß, daß er von 5 
gleichen Anſprüchen desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuld , 
unterſchieden werden kann (KG.: RIA. 7, 146; KJ. 37, A 
51, A251; 48, A190; RG.: JW. 1911, 587 32). Dieſe Auffaſſug 
wird auch im Schrifttum vertreten (RGRKomm. 8 885 Anm. 
Staudinger, 8885 IVe). Dagegen führen Güthe- Triebe 
(4. Aufl 845 Anm. 22) aus, daß es ſich nach der Lage des einzein 
Falles beſtimme, ob zur Bezeichnung des Anſpruchs auch die Ang 
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des Schuldgrundes gehöre. Jedenfalls ſei die Vormerkung nicht in 
allen Fallen nichtig, in denen ſie den Schuldgrund nicht angebe; es 
genüge, daß der geſicherte Anſpruch ſich in zweifelsfreier Weiſe an 
der Hand der Eintragung feſtſtellen laſſe. 
. Aus dem Geſetz ($ 885 BGB.) läßt ſich kein Grundſatz des 
Inhalts entnehmen, daß eine Vormerkung nur dann gültig ſei, 
wenn der zu ſichernde Anſpruch ſeinem Grunde nach gekennzeichnet 
lei. Aus 8 885 Abſ. II BGB. geht nur hervor, daß er in irgendeiner 

eiſe näher bezeichnet werden müſſe. Wenn aus dieſer Beſtimmung 
entnommen wird, daß die Angabe des Tatumſtandes erforderlich ſei, 
aus dem er entſtanden ſei oder entſtehen ſolle, ſo beruht dieſer Ge⸗ 
danke auf dem im Grundbuchrecht herrſchenden Spezialitätsprinzip. 
Die Verwirklichung derartiger Grundſätze iſt jedoch nicht Selbſt⸗ 
zweck, ſondern dient nur als Mittel zu dem Ziele, die im Grundbuch 
eingetragenen Rechte in ſicherer und jeder Verwechſlungsgefahr ver⸗ 
meidenden Weiſe zu bezeichnen. Eine genaue, auch den Rechtsgrund 
umfaſſende Bezeichnung des Anſpruchs iſt daher nur dort erforder⸗ 
lich, wo die Möglichkeit einer Verwechſlung beſteht. Dies iſt grund⸗ 
lätzlich dann der Fall, wenn es ſich um Anſprüche auf Leiſtung ver⸗ 
tretbarer Sachen, insbeſ. auf Zahlung von Geldbeträgen handelt, 
denn die Möglichkeit liegt nahe, daß zwiſchen zwei Parteien mehrere 
Anſprüche auf Zahlung von Geldſummen, vielleicht auch in gleicher 
Hohe, beſtehen. In dieſem Falle iſt es erforderlich, den Anſpruch, 
zu deſſen Sicherung eine Hypothekenvormerkung eingetragen werden 
oll, in unzweideutiger Weile auch feinem Rechtsgrunde nach zu be⸗ 
zeichnen. Dagegen iſt es im höchſten Grade unwahrſcheinlich, daß eine 

artei gegen eine andere aus verſchiedenen Rechtsgründen An⸗ 
ſprüche auf Auflaſſung ein und desſelben Grundſtücks hat. Vielmehr 
werden ſich die Rechtsbeziehungen zwischen zwei Perſonen hinſichtlich 
eines ſolchen ſtets auf einen Tatbeſtand beſchränken. In dieſen Fällen 
deſteht daher keine Verwechſlungsgefahr, es liegt alſo kein fachlicher 

rund dafür vor, daß auch Vormerkungen zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Auflaſſung eines Grundſtücks außer dem Berechtigten und 
dem Verpflichteten den Tatbeſtand erkennen laſſen, auf den ſich der 

uſpruch auf Auflaſſung ſtützt. 

(KG., 14. ZS., Urt. v. 10. Juni 1927, 14 U 275/27.) 

Mitgeteilt von RA. Salomon, Guben. 


* 


„ 4. 8 48 PrPSchdO.; 88 578—591 ZPO. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Beſchwerdeſtelle über den Antrag auf Wieder- 
yfnahme des Verfahrens in Pachtſchutzſachen iſt ein 
echtsmittel nicht gegeben. 
mn. Nachdem durch das LG. als Beſchwerdeſtelle der Antrag des 
Pachters auf Verlängerung des Pachtverhältniſſes rechtskräftig zurück⸗ 
gewieſen war, hat der Pächter Wiederaufnahme des Verfahrens beim 
G. beantragt. Dieſer Antrag iſt mit der Begründung, daß Wieder⸗ 
aufnahmegründe nicht vorliegen, verworfen worden. Gegen dieſe 
Kutſch. des LG. iſt ein Rechtsmittel nicht gegeben. Denn auf das 
iederaufnahmeverfahren in Pachtſchutzſachen findet nach § 48 preuß. 
SHD. die Vorſchriften der ZPO. in den 88 578—591 entſpr. An⸗ 
wendung, alſo auch insbeſ. 8 591, der beſtimmt, daß in dem Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren Rechtsmittel nur inſoweit zuläſſig ſind, als fie 
gegen die Entſch. der mit den Klagen befaßten Gerichte überhaupt 
ſtattfinden. Da nun gegen die Sachentſch. der LG. als Beſchwerde⸗ 
tellen in Pachtſchutzſachen ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet, iſt auch 
gegen ihre Entſch. über die Wiederaufnahme des Verfahrens ein 


Rechtsmittel nicht gegeben. 


KG., 7. Fer ZS., Beſchl. v. 11. Sept. 1926, 17 W 6188/26.) 
Mitgeteilt von KGR. Dahmann, Berlin. 


——— x 
Ae Zu 5, Mit Recht geht das DRG. davon aus, daß nach 8 905 
A. 2 BGB. jegliches Intereſſe des Eigentümers, alſo auch ein 
üſthetiſches, zur Begründung ſeines Ausſchließungsrechts genügt, daß 
sähe) Drahtleitungen, von ganz beſonderen Umſtänden abgeſehen, 
licht als eine ins Gewicht fallende Verunſtaltung des Straßenbildes 
empfunden werden (fo auch SeuffArch. 71, 154). 
di Nun hatte der bekl. Kommunalverband aber auch eingewendet, 
de Überleitung ſei ſchlecht ausgeführt und werde mangelhaft beaufſich⸗ 
It, ſo daß der Straßenverkehr gefährdet ſei. Mit dieſer Behaup⸗ 
ng, deren Erheblichkeit an ſich anerkannt wird, iſt der Bekl. nicht 
a worden, weil er nicht des näheren dargetan habe, daß eine 
. Gefährdung tatſächlich zu beſorgen ſei. Hierdurch iſt die Be⸗ 
„alt berkannt. Wer die ausnahmsweise Zuläſſigkeit der Ein⸗ 
a ung behauptet, trägt die Beweislaſt dafür, daß ihre Voraus⸗ 
zungen gegeben ſind, alſo ein Intereſſe des Eigentümers an der Aus⸗ 
ließung der Einwirkung fehlt (RG. 59, 120; Warn. 126 Nr. 158). 
19 — Beweislaſt iſt allerdings zunächſt Genüge geleiſtet, wenn die 
5 eren Umſtände dargelegt werden, welche den Mangel eines Inter⸗ 
1 des Eigentümers erkennen laſſen. Dieſem bleibt es dann an⸗ 
ungeſtellt, ein beſtimmtes Intereſſe zu behaupten. Das war hier 
1955 die Aufſtellung geſchehen, daß durch die Art der Ausführung 
5 berleitung und deren mangelhafte Beaufſichtigung das für den 
igentümer der Straße erhebliche Intereſſe der Hintanhaltung einer 


Hamm. 

5. 8 905 BGB. Der Eigentümer kann die Über- 
querung eines öffentlichen Weges durch eine Starkſtrom⸗ 
leitung nicht verbieten. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges ergibt ſich aus dem 8 13 
GVG. in Verb. mit dem 84 EGZ PO. Der von der Kl. geltend 
gemachte Anſpruch beruht auf dem § 905 S. 2 BGB., gehört mit- 
hin dem privaten Rechte an und richtet ſich gegen den Bekl. in 
ſeiner Eigenſchaft als Kommunalverband und Eigentümer der Kreis⸗ 
ſtraßen (vgl. Stein, ZPO. 12. Aufl. S. 4, 8ff. mit Rechtſpr.). 

Nach 8 905 S. 1 BGB. erſtreckt ſich das Recht des Eigen⸗ 
tümers eines Grundſtücks auf den Raum über der Oberfläche und 
auf den Erdkörper unter der Oberfläche. Nach den 88 903, 1004 BGB. 
kann der Eigentümer bei Einwirkungen auf ſein Eigentum Be⸗ 
ſeitigung der Beeinträchtigung verlangen, es ſei denn, daß er zu 
ihrer Duldung verpflichtet iſt. Eine ſolche Duldungspflicht ergibt ſich 
ür den Eigentümer aus dem 8 905 S. 2 BGB. — Ihr iſt auch der 
Bekl. unterworfen, ſoweit er Eigentümer der Kreisſtraßen iſt und 
als ſolcher, wie hier, ſein Beſeitigungsrecht geltend macht. Ob er es 
auch als Wegepolizeibehörde fein würde (vgl. OVG.: DIZ. 1911, 
1159), braucht bei dieſer Sachlage hier nicht entſchieden zu werden. 
8905 S. 2 BGB. beſtimmt, daß der Eigentümer Einwirkungen nicht 
verbieten kann, die in ſolcher Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, 
daß er an der Ausſchließung kein Intereſſe hat. In der Recht⸗ 
ſpr. iſt anerkannt, daß der Eigentümer ein Ausſchlußintereſſe wegen 
ſolcher Einwirkungen auf den Luftraum hat, die der Ausnutzung 
ſeines Eigentums am Grundſtücke hinderlich ſind oder in Zukunft 
hinderlich fein können (vgl. RG. 59, 118; RG.: GruchBeitr. 58, 204; 
OLG. 18, 121 f.; 34, 171; vgl. ferner RG. 42, 210). Die Prot. zum 
BGB. 3, 122 verhalten ſich über die Beſtimmung des 8 905 wie folgt: 

Die Stellungnahme des Geſetzes ſei geboten durch die Entwicke⸗ 
lung des modernen Verkehres, die eine immer weitergehende Be⸗ 
nutzung des Raumes über und des Erdkörpers unter der Grund⸗ 
fläche für elektriſche Leitungen, Tunnelbauten u. dgl. nötig mache. 
Grundſätzlich brauche nun der Eigentümer Einwirkungen nicht zu 
dulden. Davon ſeien aber ſolche auszunehmen, an deren Beſeitigung 
er nach Beſchaffung und Entfernung von dem Grundſtücke kein Inter» 
eſſe habe. Es müſſe jedoch jedes Intereſſe mit Rückſicht auf die Be⸗ 
deutung der Einwirkung für die Benutzung oder den Wert des Grund» 
ſtückes Beachtung finden. 

Hiernach ſoll das Ausſchließungsrecht jedem wirtſchaftlichen oder 
ſonſtigen vernünftigen Intereſſe des Grundeigentümers dienen, 
das eine Beziehung zur Benutzung oder zum Werte des Grund⸗ 
ſtücks aufweiſt; dabei kann aber nur ein ſolches Intereſſe berückſich⸗ 
tigt werden, das im gegebenen Falle für jeden Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks gerade an der Nichteinwirkung auf den Luftraum oder den 
Erdkörper beſteht (jo OLG. Kiel in SeuffArch. 71, 154 ff.; Biere 
mann 3. Aufl. Anm. 2d zu § 905; Blauck⸗Strecker 4. Aufl. 
Anm. 4b zu 8 905; Staudinger 9. Aufl. Anm. 2b zu 8 905; 
Warneyer Anm. II zu 8 905; Wolff, Sachenrecht, 15.—19. Aufl. 
S. 149 II 1; vgl. auch RGRKomm. Anm. 22 E zu 8 905). Jedes 
andere Intereſſe iſt als nicht ausreichend zu erachten. 

Es iſt nun zu verneinen, daß der Bekl. ein dem 8 905 S. 2 
BGB. genügendes Intereſſe an der Ausſchließung der von der Kl. 
vorgenommenen Einwirkungen auf den Luftraum oder den Erdkörper 
der Kreisſtraßen hat. 

Die weitere Behauptung des Bekl., die Kl. habe die Überleitung 
ſchlecht ausgeführt und beaufſichtige ſie auch mangelhaft, ſo daß der 
Straßenverkehr gefährdet ſei, würde im Falle ihrer Erweislichkeit 
zwar ein Intereſſe an der Beſeitigung der Leitungen für den Behl. 
rechtfertigen (vgl. RRKomm. § 905 Anm. 4). Daß eine ſolche Ge⸗ 


Gefährdung der Verkehrſicherheit verletzt werde. Es wäre dann Sache 
der einwirkenden Kl. geweſen, nachzuweiſen, daß durch die Art der 
Einwirkung (Ausführung und Überwachung) eine Gefährdung der 
Verkehrſicherheit nicht herbeigeführt wird (vgl. Monnich: Ihering J. 
38, 157; Meisner⸗Stern, Preuß. Nachbarrecht S. 8). 

Das OLG. bejaht die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, weil ſich 
der Streit nur darum drehe, ob der Kl. als Eigentümer der 
öffentlichen Straße auf Grund der privatrechtlichen, den Inhalt des 
Eigentums beſchräukenden Vorſchrift des $ 905 Abſ. 2 BGB. die Ein⸗ 
wirkung dulden müſſe. Die Frage, ob der Bekl. dieſer Duldungs⸗ 
pflicht auch als Wegepolizeibehörde unterworfen iſt, läßt die 
Entſch. dahingeſtellt. Dieſer Standpunkt iſt bedenklich; denn der 
Bekl., der nicht nur Eigentümer der Straße, ſondern auch die zum 
Schutze der Verkehrſicherheit berufene Polizeibehörde iſt, hat in der 
Tat das Verlangen zur Beſeitigung der Starkſtromleitung auch damit 
begründet, daß infolge mangelhafter Einrichtung und Überwachung der 
Straßenüberquerung der Straßenverkehr gefährdet ſei. Die Beziehung 
dieſer Begründung auf die dem Bekl. als Verkehrspolizeibehörde 
obliegende Aufgabe und Zuſtändigkeit iſt unverkennbar. Wäre noch 
ein Zweifel übriggeblieben, ob der Bekl. die Beſeitigung auch in 
ſeiner Eigenſchaft als Verkehrspolizeibehörde verlangte, dann hätte 
dieſer Zweifel durch Ausübung des richterlichen Fragerechts gelöſt 
werden müſſen. Die Frage wäre ſicher bejaht worden. Dann hätte 
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fährdung aber tatſächlich zu beſorgen iſt, hat der Bekl. nicht des 
Näheren dargetan. Er kann deswegen hiermit nicht gehört werden. 

Zuletzt hat der Bekl. auf das äſthetiſche Intereſſe hingewieſen, 
das er daran habe, daß das Straßenbild nicht durch Drähte und 
Geſtänge verunziert werde. Zwar kann unter Umſtänden auch ein 
ſolches Intereſſe zur Begründung des Ausſchlußrechtes ausreichen; 
bei der Entſch. hierüber dürfen jedoch die allgemeinen Verkehrs⸗ 
anſchauungen und die Ortsüblichkeit der Einwirkungen nicht un⸗ 
berückſichtigt bleiben. Der Ausbau des Verkehrsweſens hat zur 
Folge gehabt, daß die Überleitung von Drähten über Straßen als 
eine alltägliche Erſcheinung zu gelten hat, daß alſo ganz beſondere 
Umſtände hinzutreten müſſen — die hier nicht geltend gemacht ſind —, 
um den Straßeneigentümer aus äſthetiſchen Gründen ein Ausſchluß⸗ 
recht zu geben. 

Ein Beſeitigungsrecht des Bell. 
aus den 88 823, 249 BGB., da der von der Kl. vorgenommene 
Eingriff in das Eigentum des Bekl. vom Gef. erlaubt iſt (8 905 
S. 2 BGB.) und es ſomit an dem für das die unerlaubte Handlung 
erforderlichen Tatbeſtandsmerkmal der Widerrechtlichkeit fehlt. 

(OLG. Hamm, Urt. v. 9. Jan. 1926, 8 U 225/26.) 


* 


ergibt ſich endlich auch nicht 


Jena. 

6. 8 51 Thür GͤO. Die Gebühr für Eintragung 
einer Geſamthypothek iſt nach 8 51 Thür KO. auch dann 
zu ermäßigen, wenn das mitbelaſtete höchſtwertige Grund- 
ſtück in einem anderen deutſchen Lande liegt. f) 


Die N. und P. AktG. in Berlin gab Teilſchuldverſchreibungen 
aus, die die D. Bank vertrieb. Zur Sicherung der Anſprüche der 
Bank von 3600000 AN aus dieſer Verbindung beſtellte ihr die 
N. und P. AktG. in einer einheitlichen Bewilligung v. 16./18. Sept. 
1926 eine Geſamthypothek an Grundſtücken, die in verſchiedenen 
Amtsgerichtsbezirken z. T. auch in verſchiedenen deutſchen Ländern 
lagen u. a. in A. (Thür.). Von allen verpfändeten Grundſtücken hatten 
die im Amtsgerichtsbezirke K. (Preuß.) gelegenen Grundſtücke den 
höchſten Wert. Der Wert des A. Grundbeſitzes war auf 228 370 AH 
berechnet und vom Landesfinanzamt B. als richtig anerkannt wor⸗ 
den. Die Hypothek wurde in K. am 22. Sept. 1926, in A. am 
25. Sept. 1926 eingetragen. 

Das AG. A. berechnet dafür die volle Eintragsgebühr (1% 0) 
von einem Werte von 3 600 000 AN. Der LGPräſ. in G. hat die 
Beſchwerde gegen dieſen Anſatz zurückgewieſen. Beide Vorentſchei⸗ 
dungen vertreten die Auffaſſung, daß eine Berechnung nach § 51 
Thür KO., der eine Ermäßigung bei Belaſtung mehrerer Grund⸗ 
ſtücke mit einem und demſelben Rechte vorſieht, deshalb nicht in 
Frage komme, weil die übrigen belaſteten Grundſtücke nicht in 
Thüringen lägen. Dieſe Anſicht wird von der Rechtslehre und 
Rechtſprechung überwiegend geteilt (KG.: KGJ. 53, 299; 39, 45; 
OLG. Jena, 1. Sen. Beſchl. v. 25. Juni 1926 1 W 491/26; Mü⸗ 
gel, PröͤKG. 292; Bartſcher, PrGͤKG. 238; Pietſch, Pr⸗ 
GKG. 117; a. M. nur OLG. Karlsruhe: BadRPrax. 1926, 10). 

Das Geſ. geht davon aus, daß für die Gebührenberechnung der 
Wert des Gegenſtandes maßgebend iſt, auf den ſich das Geſchäft bezieht 
(SIE GK O.) Auch der Wert eines Pfandrechts richtet ſich im allgemeinen 
nach dem geringeren Werte der Forderung oder der Pfandſache 
(8 203 GKO.). Nur bei der Hypothek entſcheidet regelmäßig der 
Betrag der Forderung (§S 58 GK O.). Daraus wie aus ähnlichen 
Vorſchriften der Koſtengeſetze (z. B. § 202 GK O., § 6 ZPO., 89 
GKG.) läßt ſich aber keineswegs der Schluß ziehen, daß die Re⸗ 
gelung des Gebührenweſens überhaupt der Billigkeit nicht gerecht 
werde. Hier wird nur ausnahmsweiſe dieſer Grundſatz dem Be⸗ 
dürfniſſe ſchneller und ſicherer Erledigung bewußt hintangeſetzt, 
weil die Ermittelung des wahren Wertes eines Grundſtücks oft 
Schwierigkeiten begegnet, die gegenüber den ſeltenen Fällen un⸗ 
wirtſchaftlich erſcheinen, in denen die formale Regelung des $ 58 
GKG. zu unbilligem Ergebniſſe führt. Das gilt jedoch nicht für 
die Geſamthypothek. Hier übertrifft der Wert der Forderung res 
gelmäßig den Wert jedes der belaſteten Einzelgrundſtücke, weil erſt 
deren ſonſt unnütze Geſamthaftung die genügende Sicherung der 
Forderung erzeugt. Deshalb hält hier das Geſetz auch eine Sonder- 
regelung in $ 51 GK O. für angebracht. 

Dieſer zutreffende geſetzgeberiſche Gedanke würde aber ohne 
Not verlaſſen, wenn man die Milderung des 8 51 GK O. dann 


aber der Bekl. zur Duldung der Leitungen über der Straße nicht 
verurteilt werden können; denn inſoweit war der Rechtsweg un⸗ 
zuläſſig (vgl. Meisner⸗Stern, Preuß. Nachbarrecht S. 524). 
Übriggeblieben wäre die gerichtliche Zuſtändigkeit für die Feſtſtellung 
(8 256 ZRD.), daß der Bekl. die Überquerung der Straße mit der 
Starkſtromleitung nicht auf Grund ſeines Eigentums verbieten kann. 
RA. Meiſner, Würzburg. 


Zu 6. Die Entſch. hat Allgemeinintereſſe im 
ganzen Deutſchen Reich, da 851 ThürGK O. dem Preuß KG. 
und dem anderer deutſcher Länder entſpricht. D. E. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


wieder ausſchließen wollte, wenn die übrigen mitbelaſteten Grund⸗ 
ſtücke in einem anderen deutſchen Lande liegen. Man würde dann 
dieſem Umſtande eine Bedeutung beilegen, die ihm nach dem enn 
wickelten Grundgedanken der GKO. nicht zukommt. Freilich regen 
die Gebührenordnungen der Länder nur die Gebührenpflicht TM 
Rechtshandlungen, die von Landesorganen vorgenommen ſind. Abet 
das ſchließt nicht ein, daß dabei Tatumſtände, die in einem auderen 
Lande vorgenommen ſind, außer Betracht bleiben. Es handelt ſich 
hier um die rechtliche Würdigung eines Geſamtaktes, deſſen Trag⸗ 
weite viele in verſchiedenen Ländern gelegene Grundſtückhe ergreift, 
Da auch die grundlegende einheitliche Bewilligung nach dem überd! 
gleichen Reichsliegenſchaftsrechte in allen deutſchen Ländern die 
gleiche Wirkung erzeugt, iſt die Landesgrenze für die Eintragung 
bedeutungslos. Nicht im Einklange damit ſtände, wenn ſie wieder 
für die Koſten dieſer Eintragung Bedeutung gewänne. In der 
Tat ſpricht auch $ 513 GK O. nicht davon, daß eine Ausnahme von 
ſonſtigen Beſtimmungen für den Fall gemacht werden ſoll, daß die 
belaſteten Grundſtücke in verſchiedenen deutſchen Ländern liegen, 
entſcheidend iſt nach ihm nur der verſchiedene Amtsgerichtsbezirk. 
Auch ſonſt macht das Geſetz nicht an der Landesgrenze halt, ſo wird 
die Gebühr für die Eintragung einer Zweigniederlaſſung ermäßigt, 
gleichgültig ob ſich die Hauptniederlaſſung in Thüringen befindel 
oder nicht (8 62 G O.). Ahnlicherweiſe verbieten die Vorſchriften 
über Doppelbeſteuerung die Berückſichtigung der Landesgrenze 
wenn es ſich um dasſelbe Einkommen handelt. Der Geſichtspunkt 
rein geldlicher Belange des Landesfiskus muß jedenfalls vor dem 
Grundgedanken jeder Gebührenregelung zurücktreten, die Beteilig⸗ 
ten nur nach dem Maßſtabe zu belaſten, zu dem ihre wirtſchaft“ 
lichen Intereſſen befriedigt werden (Grundſatz der Gleichwertigkeil, 
e denn ſoweit beſchränkt der Staat in der GKD. ſich 
elbſt. 

Alles das führt zu dem Schluſſe, daß entweder die Vorſchrift 
des § 51 GK O. bei richtiger Auslegung auch für Fälle gilt, in 
denen ſich die mitbelafteten Grundſtücke außerhalb Thüringens be“ 
finden, oder daß eine Lücke im Geſetze vorliegt, wenn es DIE 
Tragweite des Geſamtakts ungenügend erfaßt, und daß dann nach 
dem Grundgedanken des Geſetzes im Einklange mit der Billigkele 
und den Bedürfniſſen der Wirtſchaft bei Ausgabe hypothekariſh 
geſicherter Schuldverſchreibungen die Regeln des 8 51 GK O. auf 
den nicht vorgeſehenen Fall anzuwenden ſind. 

(Os. Jena, 2. 3S., Beſchl. v. 12. April 1927, 2 Y 16/27.) 
Mitgeteilt von OS GR. Dr. Zeunert, Jena. 
* 
Köln. 

7. 8 771 3P O. Eine von dem Schuldner abgegebene, 
eidesftattlihe Verſicherung reicht zur Glaubhaftmachung 
des Rechtes des widerſprechenden Dritten im allgemeinen 
nicht aus (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. V zu $ 771; KG. o. 
22. Mai 1925, ZW. 1925, 230). Derjenige, der ein einem 
Dritten unerkenn bar bleibendes Rechtsverhältnis ſchafft, 
iſt im Streitfalle zu deren völligen Aufklärung der“ 
pflichtet. 

(OSG. Köln, 2. 3S., Urt. v. 3. März 1927, 2 U 220/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fuchs J, Köln. 


Dres den. b) Strafſachen. 


Beſchaffenheit ſeines Fahrzeugs überzeugen. 

Es bedeutet keine Überſpannung des Fahrläſſigkeitsbegriffs, 
wenn dem Kraftwagenführer auf einer längeren Fahrt auf al“ 
geweichten ſchmutzigen Straßen bei ſchlechtem, regneriſchen u 
ſtürmiſchen Wetter, wie es nach den getroffenen Feſtſtellungen A 
dem Tage der hier in Frage kommenden Fahrt geherrſcht hat, al 
der alſo mit der naheliegenden Möglichkeit des Eintritts einer > 
Unlesbarkeit herbeiführenden Beſchmutzung der Kennzeichen e 
Beendigung der Fahrt und auch mit dem Eintritt anderer Mäng 
gerechnet werden muß, zugemutet wird, ſich von Zeit zu Zeit DOT 
der ordnungsmäßigen Beſchaffenheit ſeines Fahrzeugs zu über 
zeugen und etwa vorhandene Mängel abzuſtellen. Wollte man — 
Kraftwagenführer geſtatten, in einem ſolchen Falle unbekümmert 
um die Beſchaffenheit und den Zuſtand ſeines Fahrzeugs weiters 
fahren, ſo würden die im Intereſſe der Sicherheit des Verkehr 
in Beziehung auf die Erhaltung der Lesbarkeit der Kennzeichen 
und die Beleuchtung des hinteren Kennzeichens erlaſſenen geſek 
lichen Vorſchriften, insbeſ. bei Fahrten auf ſchmutzigen Se 
jede Bedeutung verlieren. Die Anforderungen, die hiernach 2 
der Erhaltung der Lesbarkeit der Kennzeichen und der deln 
tung des hinteren Kennzeichens gemäß §8 10, 11, 16 VO. u 
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Kraftfahrzeugverkehr v. 5. Dez. 1925 geſtellt werden müffen, lau⸗ 
len deshalb noch nicht auf eine Unterbindung des Kraftwagenver⸗ 
kehrs bei ſchlechtem Wetter hinaus. Die in § 10 S. 2 a. a. O. 
iu Beordnete Art der Anbringung der Kennzeichen von Kraftwagen 
15 offenbar vom Geſetzgeber gewählt worden, um dem Kraft⸗ 
wagenführer die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten nach Mög⸗ 
eökeit zu erleichtern, ihn insbeſ. nicht zu nötigen, bei ſchmutzigen 

traßen fortwährend anzuhalten, auszuſteigen und die Kenn⸗ 
zeichen zu reinigen. 

(OL. Dresden, 2. StS., Urt. v. 14. Juni 1927, 2 OSta 57/27.) 

Mitgeteilt von OStA. Dr. Al fr. Weber, Dresden. 
* 


519 9. 8 17 Ziff. 4 Viehſeuchen G. v. 26. Juni 1909 (RGBl. 
0 ): 88 20 ff. Ausführungsvorſchriften dazu v. 7. Dez. 1911 
ABl. 1912, 4). Der Begriff „Beſitz“ i. S. 8 20 Ausführungs⸗ 
borſchriften umfaßt den mittelbaren Beſitz nicht mit. 7) 
1 Der Angekl., von Beruf Viehhändler, hat von feinem Bruder 
©. mit der Bahn drei Rinder nach Z. zugeſendet und den Fracht⸗ 
350 über ſie ausgehändigt erhalten. Da ihn der Gutsbeſitzer R. in 
= Kurz vorher um Zuſendung dreier guter Kühe gebeten hatte, hat 
r dieſe drei ihm zugeſendeten Rinder, die fein Bruder unmittelbar 
A R. hatte ſchicken folen und nur verſehentlich an ihn — den 
bengelkl. — geſchickt hat, ohne fie in das nach 8 20 ff. AusſVorſchr. 
8 BR. zum Viehſeuchch. als Viehhändler von ihm zu führende 
Kontrollbuch einzutragen, auf Grund eines neu von ihm ausgeſtellten 
Bradtbriefes an ben Getsbeſitzer R. in G. weiter verſendet. Des⸗ 
halb iſt der Augekl. wegen Übertretung nach 8 76 Ziff. 1 Viehſeuchch. 
% Verb. m. 817 Ziff. 4 dieſes Gef. und mit 88 20 ff. der Ausf⸗ 
Vorſchr. zu Strafe verurteilt worden. Der Vorderrichter iſt der An⸗ 
1 daß ſich der Begriff „im Beſitze von Viehhändlern befindlich“ 
19 5 des 8 20 AusfVorſchr. mit dem Begriff „Beſitz“ i. S. des 
bürgerlichen Rechts decke und ſonach auch den mittelbaren Beſitz i. S. 
des 8 868 BGB. mit umfaſſe, fo daß alſo der Angell. verpflichtet 
geweſen ſei, die ihm von ſeinem Bruder zugeſendeten, nur in ſeinen 
mittelbaren Beſitz gelangten drei Rinder in das von ihm zu führende 
vontrollbuch vorſchriftsmäßig einzutragen. 
Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrig. 
Der Beſitz iſt, wennſchon ihm im bürgerlichen Recht gewiſſe 
rechtliche Wirkungen beigelegt ſind, doch nicht ein ausſchließlich 
privatrechtlicher Begriff, ſondern zunächſt rein tatſächlicher Natur. 
n den Fällen, in denen öffentlich⸗rechtliche Geſetze, insbeſ. Straf⸗ 
geſetze, von Beſitz ſprechen, kann daher dieſer Ausdruck nicht ohne 
es nach dem techniſchen Sprachgebrauch des bürgerlichen Rechts 
urrſtanden werden. In dieſen Fällen iſt vielmehr ſtets nach dem Zweck 
fs dem Sinn der in Frage kommenden ſtrafrechtlichen Beſtimmung, 
H a ihrer Vorgeſchichte und ihrem Zuſammenhang mit anderen Vor⸗ 
uptiften desſelben Geſetzes zu prüfen, was in dem beſonderen Fall 
e Beſitz hat verſtanden werden ſollen. Wie in 8 246 Steh B. 
5 in anderen Reichsgeſ., z. B. nach der ſtändigen Rſpr. des NE. 
1 8 9 Sprengſtoffch. v. 9. Juni 1884 unter Beſitz in ausgeſproche⸗ 
le Abweichung vom bürgerlichen Recht nur ein bewußtes tatſäch⸗ 
hes Innehaben, d. h. die Ausübung einer tatſächlichen Herrſchafts⸗ 
nett in dem Sinne verſtanden wird, daß der Inhaber phyſiſch 
S der Lage iſt, die Herrſchaft über die in ſeinen Händen befindliche 
ache (Sprengſtoff) für ſich ſelbſt mit Ausſchließung anderer aus⸗ 
uren (vgl. RGSt. 12, 256; 37, 198; 43, 13 u. 339; 45, 249; Goltd⸗ 
1010,54, 291), fo ergibt ſich auch aus Zweck und Sinn der Vor⸗ 
1 riften in 88 20 ff. AusfVorſchr., daß der Begriff „im Beſitz befind⸗ 
Es i. S. dieſer geſetzlichen Vorschriften dahin auszulegen iſt, daß eine 
alſächliche Innehabung und Herrſchaftsausübung auf ſeiten des 
ni, bhändlers über das in Betracht kommende Vieh beſteht, wie 
he der 8 854 BGB. vorausſetzt. Den Begriff „im Beſitze von 
in ehhändlern befindlich“ verwendet das Viehſeuch G. ſelbſt, und zwar 
S. Ziff. 3 feines § 17. J. S. dieſer Vorſchrift iſt, wie das OLG. 
luttgart in feinem Urt. v. 1. Febr. 1915 (Jahrb. der Württemb. 
nachtepfl. 27, 349) überzeugend dargelegt hat, unter dieſem Begriffe 
en Sinn und Zweck der Vorſchrift ſowie nach dem Sprachgebrauch 
unt gewöhnlichen Verkehrslebens allein die tatſächliche Innehabung 
K o Herrſchaftsausübung durch den Viehhändler über das in Betracht 
ommende Vieh zu verſtehen. Es beſteht kein Grund anzunehmen, daß 
ei damalige Bundesrat denſelben Begriff in 8 20 AusfVorſchr. in 
Seren, en Sinne hat aufgefaßt wiſſen wollen. Der 
tehſeuch g., deſſen Ziff. 4 i 20 ff. ſchr. = 
Erde ſſen Ziff. 4 durch die 88 20 ff. AusfVorſchr. aus 


Zu 9. Die Entſch. iſt zu begrüßen; fie entſpricht dem Geſetz 


En auch dem Rechtsbewußtſein des Volkes. Es geht nicht an, Be⸗ 
Eiffe des bürgerlichen Rechts ohne weiteres auf Begriffe des 


inafrechts anzuwenden. Dieſer Grundgedanke kommt auch auf 
em anderen Gebiete, nämlich dem des Steuerrechts, zum Aus⸗ 
ein, Der MFH. hat in zahlreichen Entſch. (gl. NY. 7, 85) aus- 
oh daß die für die Betrachtungsweiſe des bürgerlichen Rechts 
—— ſpringenden Ergebniſſe für die Auslegung der Steuergeſetze nicht 
ſchlechthin und ausnahmslos maßgebend fein müſſen. 
RA. IR. Dr. Stölzle, Kempten im Allgäu. 
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geführt wird, bezweckt, wie ſchon aus ſeinen Eingangsworten und dem 
allgemeinen Teil der Begründung zum Entwurf hervorgeht, daß das 
in Betracht kommende Vieh möglichſt ſeuchenfrei in den Handel 
kommt und daß die zur Abwendung und Einſchränkung der Seuchen⸗ 
gefahr angeſichts der modernen Entwicklung des Viehverkehrs er⸗ 
fahrungsgemäß notwendigen veterinärpolizeilichen Maßnahmen er⸗ 
griffen, insbeſ. die häufigen Quellen einer Seuchenübertragung ver⸗ 
ſtopf: werden. Da das erfahrungsgemäß aus verſchiedenen Orten und 
Ställen ſowie auf mancherlei Wegen zuſammenkommende Händlervieh 
für eine Weiterverbreitung, insbeſ. der Maul⸗ und Klauenſeuche, als 
beſonders gefährlich und verdächtig gilt, das in ſolch ſtetem Wechſel 
zuſammengebrachte Vieh der Anſteckungsgefahr beſonders ausgeſetzt 
und bei ihm die fortgeſetzte Möglichkeit einer Verſchleppung der 
Seuchen gegeben iſt, rechtfertigt es ſich, daß das Händlervieh einer 
weit ſchärferen Kontrolle unterworfen wird, als das im Beſitze von 
Nichthändlern, z. B. auch von Landwirten, befindliche Vieh, wie das 
auch in den Motiven zu Ziff. 3 des 817 hervorgehoben iſt. Dies 
trifft aber naturgemäß nur für ſolches Vieh zu, das wirklich im Ge⸗ 
wahrſam des Händlers, d. h. in ſeiner tatſächlichen Innehabung, ſteht 
oder wenigſtens bereits mit dem Betrieb des Händlers tatſächlich in 
Berührung gekommen iſt. Hierzu genügt aber keinesfalls, wie der 
Vorderrichter meint, das Beſtehen eines bloß mittelbaren Beſitzes, 
ſofern der Viehhändler irgendeine tatſächliche Herrſchaftsgewalt über 
das Vieh noch nicht erlangt hat und dieſe noch in der freien Ver⸗ 
wahrung eines Nichtviehhändlers ſich befindet und bleibt (vgl. Urt. v. 
25. Jan. u. 1. Febr. 1915 a. a. O.). Gegen die Annahme, daß unter 
dem Begriff „Beſitz“ i. S. des § 20 auch der mittelbare Beſitz mit 
zu verſtehen iſt, ſpricht auch, daß die Viehhändler in ſehr vielen 
Fällen nicht in der Lage ſein werden, über das nur in ihrem mittel⸗ 
baren Beſitz befindliche Vieh aus eigener Wiſſenſchaft diejenigen 
Angaben in das von ihnen zu führende Kontrollbuch zu machen, die 
in 8 21 von ihnen verlangt werden. Nach den getroffenen tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen liegt die Sache im vorl. Fall auch nicht etwa 
ſo, daß die Eiſenbahnverwaltung die tatſächliche Gewalt über die drei 
Rinder in der Zeit von ihrer Ankunft in Z. und der Aushändigung 
des Frachtbriefes an den Angekl. bis zu ihrer Weiterverſendung nach 
G. für den Angehl. in deſſen Erwerbsgeſchäft oder in einem ähnlichen 
Verhältnis ausgeübt hätte, vermöge deſſen ſie den auf die Rinder ſich 
beziehenden Weiſungen des Angekl. Folge zu leiſten gehabt hätte 
(8 855 BGB.). Denn dieſes Erfordernis iſt nicht ſchon dann erfüllt, 
wenn derjenige, der die Gewalt über eine Sache ausübt, einem 
anderen gegenüber lediglich obligatoriſch verpflichtet iſt, deſſen Wei⸗ 
ſungen zu folgen, wie z. B. unter beſtimmten Vorausſetzungen der 
Frachtführer dem Empfänger des Frachtgutes gegenüber nach der 
Ankunft des Frachtgutes am Ablieferungsort und nach Aushändigung 
des Frachtbriefes nach 8 435 HGB. Erforderlich iſt vielmehr, daß der 
die Gewalt Ausübende die Ausübung auf Verlangen des anderen ohne 
weiteres dieſem zu überlaſſen hat und daß auch ohne ſeinen Willen 
der andere ihm die Gewaltausübung ohne gerichtliche Hilfe entziehen 
kann. Eine derartige Befugnis ſtand aber dem Angekl. als Emp⸗ 
fänger der drei Rinder der Eiſeubahnverwaltung als Frachtführer 
gegenüber nicht zu. 

(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 1. Febr. 1927, 2 OSt* 159/26) 

Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Breslau. Landgerichte. 


1. Verhältnis eines Rangvorbehalts gemäß 8 7 
AufwG. zu einer früher eingetragenen Auflaſſungs vor- 
merkung. 

Für den BeſchwFührer ſteht in Abt. II unter Nr. 5 eine Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Übertragung des Eigen⸗ 
tums ſeit dem 23. Jan. 1924 eingetragen. Das Grundſtück war 
ferner in Abt. III unter Nr. 2 ſeit dem Jahre 1902 mit einer Hypo⸗ 
thek von 54000 % belaſtet, bei welcher nunmehr der Aufmetrag 
in Höhe von 13500 GM. eingetragen worden iſt. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit iſt am 12. März 1927 in Abt. II unter Nr. 7 gem. 87 
AufwG. ein entſprechender Rangvorhalt des Eigentümers in Höhe 
von 13 500 GM., und zwar im Range nach der aufgewerteten Hy⸗ 
pothek Abt. III Nr. 2 von 54000 % und vor den Rechten in Abt. II 
Nr. 5 und Abt. III Nr. 5 u. 6 eingetragen. 

Der BeſchwFührer hat beantragt, den Vermerk, daß der Rang⸗ 
vorhalt ſeiner Vormerkung Abt. II Nr. 5 vorgehe, zu ſtreichen. 

Zunächſt iſt hervorzuheben, daß die hier fragl. Vormerkung zu 
den durch den Rangvorhalt des Eigentümers vorbehaltenen Rechten 
überhaupt in keinem Rangverhältnis ſteht. Denn ein Rangverhält⸗ 
nis iſt nur unter mehreren Rechten, mit denen ein Grundſtück be⸗ 
laſtet iſt, möglich (vgl. § 879 BGB.). Ein ſolches Recht iſt aber 
eine Vormerkung nicht. Allerdings kaun ein Rangverhältnis zwiſchen 
dem durch eine Vormerkung vorgemerkten Recht und einem anderen 
als Grundſtücksbelaſtung eingetragenen Recht beſtehen und dieſem 
Rangverhältnis kann alsbald auch bei der Eintragung der Vor⸗ 
merkung oder des anderen Rechts im Grundbuch Ausdruck gegeben 
werden. Das ſetzt aber voraus, daß wenigſtens das vorgemerkte Recht 
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ein Recht iſt, welches das Grundſtück belaſtet, da es ſonſt, wie bereits 
erörtert, zu anderen das Grundſtück belaſtenden Rechten nicht in 
einem Rangverhältnis ſtehen kann. Im vorl. Falle nun iſt das vor⸗ 
gemerkte Recht des Eigentums ſelbſt und nicht ein das Grundſtück be⸗ 
laſtendes Recht. Ein Rangverhältnis zwiſchen ihm und den im Grund⸗ 
buche eingetragenen Rechten iſt alſo nicht möglich. 

War es ſchon aus dem Grunde nicht gerechtfertigt, daß das 
GBA. bei der Eintragung des Rangvorhalts ein Rangverhältnis zwi⸗ 
ſchen den dadurch dem Eigentümer vorbehaltenen Rechten und der 
hier fraglichen Auflaſſungsvormerkung im Grundbuch vermerkt hat, 
ſo läuft ferner auch gerade dasjenige Rangverhältnis, welches 
das GBA. dabei feſtgelegt hat, ſowohl der Bedeutung der hier fragl. 
Auflaſſungsvormerkung, wie derjenigen des Rangvorbehalts zu⸗ 
wider. Das letztere gibt nämlich dem Eigentümer die Befugnis, in 
beſtimmter Weiſe über das Grundſtück zu verfügen. Die Bedeutung 
der hier fragl. Auflaſſungsvormerkung liegt aber gerade darin, daß 
alle Verfügungen, die nach der Eintragung der Vormerkung über 
das Grundſtück getroffen werden, dem Vormerkungsberechtigten 
gegenüber unwirkſam ſind (vgl. 8883 Abſ. 2 BGB.). Indem nun 
das GBA. den Rang der dem Eigentümer durch den hier fragl. 
Rangvorbehalt vorbehaltenen Rechte als jener Auflaſſungsvormer⸗ 
kung vorgehend feſtgelegt hat, hat es zum Ausdruck gebracht, daß 
der Eigentümer kraft jenes Rangvorbehalts dennoch befugt ſei, mit 
Wirkung gegenüber jener Auflaſſungsvormerkung durch Ausnutzung 
des Rangvorbehalts über das Grundſtück zu verfügen. Das iſt aber 
weder nach der vorerörterten Geſetzesvorſchrift rechtlich zutreffend, 
noch entſpricht es der Bedeutung des Rangvorbehalts. Dieſe er⸗ 
ſchöpft ſich nämlich darin, daß der Grundſtückseigentümer berechtigt 
ſein ſoll, das Grundſtück im Range vor gewiſſen anderen geld⸗ 
werten Grundſtücksbelaſtungen zu belaſten. Dagegen kommt dem 
Rangvorbehalt, der ſeinem Weſen nach nur ein Stück des dem Eigen⸗ 
tümer zuſtehenden Eigentums iſt, nicht die Bedeutung zu, daß er 
ihn in Stand ſetzen ſoll, dieſes Stück Eigentum auch mit Wirkung 
gegen Berechtigungen zu gebrauchen, die die Ausübung des geſamten 
Eigentums ſeitens des Eigentümers ergreifen; eine ſolche aber iſt 
die hier fragl. Auflaſſungsvormerkung. 

(28. Breslau, Beſchl. v. 28. Juni 1927, 8T 501/27.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Ernſt Marcus, Breslau. 
Ae 
Frankfurt a. M. 

2. 88 905, 1004 BB. Der Grundſtückseigentümer 
kann das Überſpannen feines Grundſtücks durch eine Hoch⸗ 
antenne verbieten. Maßgebend iſt nicht das Intereſſe des 
Eigentumsſtörers, ſondern des Eigentümers ſelbſt. f) 

Nach § 905 BGB. erſtreckt ſich nun das Recht des Eigen⸗ 
tümers auch auf den Raum über der Erdoberfläche. Wird ihm 
dieſes Recht in anderer Weiſe als durch Entziehung oder Vor⸗ 
enthaltung des Beſitzes beeinträchtigt, ſo kann er nach 8 1004 
BGB. die Beſeitigung der Beeinträchtigung von dem Störer ver⸗ 
langen. Das Verbietungsrecht des Eigentümers iſt aber nach 8 905 
Satz 2 a. a. O. dann ausgeſchloſſen, wenn die Beeinträchtigung in 
ſolcher Höhe vorgenommen wird, daß der Eigentümer an der Aus⸗ 
ſchließung kein Intereſſe hat. Zu Unrecht nimmt der Bekl. dieſen 
Rechtsbehelf für ſich in Anſpruch. Wenn er ſich zunächſt darauf be⸗ 
zieht, daß er den Anſchluß an die Hochantenne auf dem Haus C., 
das er nur durch Überſpannen des Grundſtücks der Kl. erreichen 
kann, zu wiſſenſchaftlichen Verſuchen zum Zwecke des Fern⸗ 
empfangs benötige, ſo verkennt er die Bedeutung und Tragweite 
des 8 905 Satz 2 BGB. Es kommt gar nicht auf das Intereſſe des 
Eigentumsſtörers, ſondern nur auf das des Eigentümers ſelbſt an. 
Ein derartiges Intereſſe i. S. des 8 905 BGB. braucht aber keines⸗ 
wegs ein vermögensrechtliches zu ſein, es genügt vielmehr jedes 
des Schutzes würdige Intereſſe, auch z. B. ein rein ideales oder 


Zu 2. a) S. RG. oben S. 136720. b) Die Entſch. bewegt ſich 
ganz im Rahmen der bisherigen Rſpr. über die Benutzung des Luft⸗ 
raumes über einem Grundſtück durch luftkreuzende Drähte elektriſcher 
Anlagen, die wenig anlagenfreundlich iſt und immer ſehr ſtark das 
Intereſſe des Eigentümers an Freihaltung des Luftraumes betont 
(vgl. Neugebauer, Funkrecht 2. Aufl. S. 116). In der gleichen 
Richtung bewegt ſich das Urt. des NG. v. 7. Juli 1926, V 314, 
25, wonach das Ziehen von Leitungsdrähten durch den Luftraum 
über öffentlichen Wegen nicht ohne weiteres zuläſſig iſt. Die Zu⸗ 
rückhaltung der Rechtſprechung hat ihre Berechtigung. Immerhin 
will es bei dem heutigen Stande der Elektrizitätsverſorgung doch 
etwas ſeltſam anmuten, daß das NÖ. in der vom LG. Frank⸗ 
furt (Main) verwerteten Entſch. RG. 59, 116—120 „die Beſorgnis 
vor der Furcht von Hotelgäſten vor Gefahren einer“ das Hotel 
luftkreuzenden „elektriſchen Lichtkabelleitung“ als ein ſchutzwürdi⸗ 
ges Intereſſe des 8 905 BGB. anerkannt hat. So entbehrt auch 
die Erwägung des LG. der Berechtigung, daß eine ernſte Beſorg⸗ 
nis beſtünde, daß der ein Grundſtück lediglich im Luftraum kreu⸗ 
zende Antennendraht eine Blitzgefahr begründet. Es ſollte doch 


Affektionsintereſſe. Zuſtimmend: RR Komm. 4. Aufl. zu 9985 
Anm. 4; Soergel 3. Aufl. zu § 905 Anm. 2; RG. 59, 118). > 
iſt z. B. in der Rechtſprechung anerkannt worden, daß ſich ein Gar 
tenbeſitzer den freien Ausblick zum Himmel nicht durch Drähte ver 
kümmern zu laſſen braucht. So liegen aber hier die Dinge. Die 1 
iſt eine alte Frau, die ſeit langen Jahren an den freien Ausblig 
über das ihr gehörige Grundſtück gewöhnt iſt. Darin wird 1 
durch den in gut ſichtbarer Höhe gegen ihren Willen von dem Bekl- 
angebrachten Antennendraht geſtört. Hierbei ift weſentlich, daß der 
Draht nicht in ſehr großer Höhe über das Grundſtück geführt I 
Dieſe eigenmächtige Störung ruft bei der Kl. — wie ſie glaubhaft 
darlegt — ein Gefühl der Verärgerung und Verbitterung hervor, 
das allein ſchon als ein hinreichendes Intereſſe an der Verbietung 
der Beeinträchtigung angeſehen werden muß. Es kommt hinzu, daß 
die Kl. ernſte Beſorgniſſe in der Richtung hegt, daß ihr durch den 
freigeſpannten Draht Nachteile, wie etwa die Erhöhung der BIN“ 
gefahr uſw. drohen. Dieſen Befürchtungen iſt inſoweit jede Berechti⸗ 
gung nicht ohne weiteres abzuſprechen, als der Antennendraht nicht 
wie die Telegraphendrähte der Reichspoſt nach genauen Richtlinien 
und unter Beobachtung amtlicher Scherheitsvorſchriften angebracht 
iſt, ſondern nach dem nicht nachprüfbaren Ermeſſen des Bekl. Dan 
gewiſſe Gefahren nicht außerhalb des Bereichs der Möglichkeit. 
liegen, beweiſt zudem am beften die Tatſache, daß der Bekl. die 
Antenne mit einem hohen Reichsmarkbetrage gegen Perſonen⸗ und 
Sachſchaden verſichert hat. Es kann aber ganz dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob wirklich ſchädigende Einwirkungen von dem Antennendraht 
auf das Grundſtück der Kl. zu beſorgen ſind, denn es reicht aus, daß 
die Bedenken der Kl., wenn auch ſachlich nicht begründet, ſo doch 
immerhin möglich und entſchuldbar find, um ein Verbietungskre t 
aus 881004, 905 BoB. auszulöſen (RG. 59, 120). Mit Re 
hat die Kl. ferner darauf hingewieſen, daß, ebenfo wie der Bekl. 
demnächſt auch andere Nachbarn zur eigenmächtigen Überſpannung 
ihres Grundſtücks ſchreiten könnten. Hieraus können aber ug 
derum Unzuträglichkeiten erwachſen, deren vorausſehbare Wale 
ſcheinlichkeit ein hinreichendes Verbietungsrecht des Eigentümer 
gegen den einzelnen Störer als gegeben erſcheinen läßt. 

Die Geſamtheit dieſer Umſtände zwingt im vorliegenden Falle 
dazu, das Recht der Kl. auf Beſeitigung der über ihr Grundſtüch 
eigenmächtig von dem Bekl. geſpannten Antenne anzuerkennen. 
Hierbei iſt zu bemerken, daß es ſich nicht, wie die Kl. in ihrer 
Klageantrage behauptet, um mehrere Drähte, ſondern, wie de 
Bekl. ſpäter umftritten vorgetragen hat, nur um einen Draht handelt. 
Mit der vorſtehenden Rechtsauffaſſung ſetzt ſich die erkennende 
Kammer auch keineswegs mit dem in KG. 100, 74 ausgeſprochenen 
Grundſatz in Widerſpruch, wonach der Richter neuzeitlichen Errun 
genſchaften der Technik zu den Grenzen berechtigter Freiheit ver 
helfen ſoll. In dem vom RG. entſchiedenen Falle iſt dem Eigen 
tümer das Recht abgeſprochen worden, das überfliegen jene? 
Grundſtückes durch Flugfahrzeuge in großer Höhe zu verbieten, 
da ſonſt der Luftfahrbetrieb in unzuläſſiger Weiſe eingeengt würde, 
Dieſer Fall kann aber mit dem vorliegenden nicht verglichen wer 
den. Es muß dem Bekl. überlaſſen bleiben, ſich auf dem von ihm 
bewohnten Grund und Boden, im Einvernehmen mit feinem Ven 
mieter, eine ausreichende Antenne anzulegen, wobei er die berechtigten 
Belange der Kl. nicht zu verletzen braucht. Ein Luftfahrzeug iſt da 
gegen nach der Natur der Sache darauf angewieſen, das Eigentum 
unbeteiligter Dritter zu überfliegen, andernfalls ein Luftfahrve“ 
kehr überhaupt nicht denkbar iſt. Inſofern unterſcheidet ſich I 
vorliegende Tatbeſtand in dem weſentlichen Punkte von dem U 
RG. 100 a. a. O. 

(2G. Frankfurt a. M., Urt. v. 10. Febr. 1927, 2 8 679/26.) 


Mitgeteilt von LR. Dr. Aron, Frankfurt a. M. 


* 


nicht jede eingebildete Beſorgnis für § 905 BGB. ausreichen. Daß 
endlich bloße Verärgerungs⸗ und Verbitterungsgefühle ein {hub 
würdiges Intereſſe des § 905 BGB. darſtellen, dürfte wohl # 
weitgehen. Sonſt müßte derartigen Verärgerungsgefühlen die 
deutung beigemeſſen werden, daß ſie die Benutzungsbeeintro 
tigung durch Immiſſionen des 8 906 BGB. zu einer nicht unweſen 
lichen geftalten können. Das Maß des Intereſſes im 8 905 Bo 3 
follte doch wohl bei den dem Intereſſe des Gemeinſchaftsleben 
der Menſchen dienenden, vielfach dieſes Gemeinſchaftsleben FT 
ermöglichenden Fortſchritten der Technik gewiſſe Wandlungen er 
fahren. Eine nähere Unterſuchung hierüber wäre ſehr zu begrüßen 
Die Gründe, mit denen das Urt. die Heranziehung der Erwägn 
gen des Urt. RG. 100, 74 ablehnt, ſind jedenfalls nicht in al 5 
Punkten überzeugend. Für die Anwendung jener Entſch. he 
RG. auf den Rundfunk tritt auch Kober, Staud Komm. 9. u 
Anm. 3 d zum § 905 BGB. ein. — Daß der Antenneninhaber a 
Recht hat, feine Antenne an oder auf einem Nachbargrundſtü 03 
befeitigen, ſteht außer Zweifel: es gibt kein Roſektenrecht 
Antenneninhabers. Ming. Dr. E. Neugebauer, Berlin. 


56. Jahrg. 1927 Heft 44] 


Göttingen. 


5 3. 87 Gef. über den Geldentwertungsausgleich bei 

bebauten Grundſtücken v. 1. Juni 1926. Gegen die Feſt⸗ 

young der Friedensmiete durch das MEN. nach 87 iſt die 
echtsbeſch werde unzuläſſig. F) 


x Auf Grund des $7 hatte das MEA. die Friedensmiete der 
zohnung eines Eigentümers zur Berechnung der Hauszinsſteuer feſt⸗ 
geſetzt. Seine Rechtsbeſchwerde hat das MEA. als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. Auf Anrufung der Beſchwerdeſtelle führt dieſe folgendes aus: 
R Der Beſchwerdeführer macht geltend, daß nach 8 41 MSchch. die 
echtsbeſchwerde gegen die Entſch. des MEA. ſchlechthin zuläſſig ſei. 
3 muß zugeſtanden werden, daß dem Wortlaut des 8 41 MSchc. 
zufolge immerhin Bedenken darüber obwalten können, ob die Entſch. 
des MEA. ſämtlich der Rechtsbeſchwerde unterworfen find oder nur 
inſoweit, wie das MEA. annimmt, als ſie auf Grund des MSchG., 
des RM. und des WohnMangG. erlaſſen find. Für die Rechts⸗ 
meinung des Beſchwerdeführers ſpricht nur der Wortlaut des Geſetzes. 
Die Stellung der Beſtimmung des 841 im Abſchnitt „Mieteinigungs⸗ 
amter“ und ihr Zuſammenhang mit 8 37 MSchch. läßt erkennen, 
daß die Zuläfſigkeit der Rechtsbeſchwerde gegen die Entſch. der 
NE. nur gegeben fein ſoll, ſoweit ihre Spruchtätigkeit Mieterſchutz 
und Wohnungsmangelſachen betrifft (fo auch RGE. v. 14. April 
2024; JW. 1924, 84329), Für dieſe Rechtsmeinung ſpricht auch wei⸗ 
terhin, daß die Abſicht des Geſetzgebers ganz offenbar dahin ging, 
nur dann eine Rechtsbeſchwerde zuzulaſſen, wenn es ſich um ein 
Verfahren handelt, bei dem mehrere Parteien beteiligt ſind, es ſich 
alſo um ein gerichtsähnliches Verfahren handelt, und die Abſchneidung 
leglicher Rechtsmittel für einen Beteiligten die Gefahr der Beſchwerung 
mit ſich bringen würde (vgl. dazu die Begründung zu 8 44, abgedr. 
3 Hertel, Mieterſchutz und Wohnungszwangswirtſchaft, I, 530). 
as vorl. Verfahren ift ein ſolches nicht. Die Herabſetzung der 

iete iſt vorliegendenfalls auf Grund des 8 7 d. Gef. über den Geld⸗ 
entwertungsausgleich v. 1. Juni 1926 erfolgt. Dieſes Geſetz iſt ein 
teines Steuergeſetz. Soweit in 87 beſtimmt iſt, daß die Friedens⸗ 
miete erforderlichenfalls vom MEN. feſtzuſtellen iſt, liegt darin 
eine Ergänzung des RM., vielmehr wird durch dieſe Vorſchrift 
de angeordnete ſteuerrechtliche Schätzung nur dem MEA. als der 
anderweitig mit der Materie vertrauten und damit ſachlich geeignetſten 
Dehörde übertragen. Das MEN. fungiert alſo, wenn es auf Grund 
es 87 des Gef. v. 1. Juni 1926 tätig wird, als Hilfsorgan der 
teuerbehörden, alſo als reine Verwaltungsbehörde. Seine Tätige 
get als ſolche unterliegt alſo gerichtlicher Kontrolle nicht. Die Rechts⸗ 
ar iſt daher unzuläſſig. 

(LG. Göttingen, Beſchl. v. 28. März 1927, 1 T 102/27.) 

* 

Greifswald. 


. 4. 88 1438, 1439, 133 BGB. Altenteilsbeſtellung 
durch in allg. Gütergemeinſchaft lebende Ehegatten. +) 
5 Der Antragſteller zu 1 iſt eingetragener Eigentümer der oben 
ezeichneten Grundſtücke. Er lebt mit ſeiner Ehefrau in allgemeiner 
Cütergemeinſchaft. Er bewilligt und beantragt die Eintragung ſeiner 
Ehefrau als Miteigentümerin der genannten Grundſtücke. Das AG. 
80 die Eintragung als Miteigentümerin abgelehnt. Der 
utrag auf Einkragung der Ehefrau des mit dieſer in allgemeiner 
üütergemeinſchaft lebenden Antragsſtellers als Miteigentümerin 
Er Grundſtückes iſt nach dem Zuſammenhange der Urkunde ge» 
Ba 8 133 BGB. fo auszulegen: Die Eintragung follte in der 


— 


ei Zu 3. Dieſe Entſch. begegnet erheblichſten Bedenken. Wenn 
it RöGeſ. dem MEN. Aufgaben überträgt, jo ift, wenn nichts Be⸗ 
onderes, Abweichendes angeordnet iſt, die Annahme begründet, daß 
f 3 MEN. in der vom Reich geregelten Weiſe — alſo nach den Vor⸗ 
Köriften des MSHS. und der Verfa. — tätig werden foll (vgl. 
bieh den RE. v. 7. Juli 1927, 17 Y 55/27); damit iſt aber auch für 
elles Verfahren die Rechtsbeſchwerde zugelaſſen. Daß wegen Fehlens 
mes Gegners ein Rechtsmiktel ausgeſchloſſen ſei, überzeugt nicht; 
ſußem ſpricht nichts dagegen, die Steuerbehörde als Gegner zuzu⸗ 
allen. Es iſt deshalb auch im vorl. Falle die Rechtsbeſchwerde als 


zuläſſig zu erachten. 
KGR. Dahmann, Berlin. 


0 Zu 4. Das LG. unterſcheidet zutreffend zwiſchen der Neu⸗ 
ae tellung eines Altenteils durch die in allgemeiner Gütergemein⸗ 
Haft lebenden Ehegatten und dem bereits für einen der Ehegatten 
„„setragenen Altenteil, das nachträglich durch die Vereinbarung 
böch Güterſtandes der allgemeinen Gütergemeinſchaft trotz ſeiner 
I lperfönlichen Natur im Falle der Eintragung auf den zum Ge⸗ 
Migut gehörigen Grundſtücken als gemeinſchafkliches Recht beider 

egatten feiner Rechtseigenſchaft als Sondergut eutkleidet würde. 
S „ Tührend im zweiten Falle mit Recht wegen Aufhebung der 
ob lehnen eie erg die Eintragung als gemeinſchaftliches Recht 
9 0 ehnen iſt, ſteht § 1439 BGB., wie unter Heranziehung des 

438 BGB. der Beſchluß treffend begründet, dem Antrage der in 


eiſe erfolgen, daß auch das Eigentum der Ehefrau entſprechend 
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ihrer Eigenſchaft als Geſamthandberechtigte Kraft allgemei⸗ 
ner Gütergemeinſchaft ſich aus dem Grundbuch ergibt. 
Die ungenaue Bezeichnung als Miteigentümerin im Antrage ſteht 
der Eintragung des ſich aus dem Geſetz ergebenden gemeinſchaft⸗ 
lichen Rechts nicht entgegen. Es kann für die Eintragung die Faſ⸗ 
ſung gewählt werden: Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft leben⸗ 
den Eheleute uſw. Ferner hat das AG. die beantragte Eintragung 
eines Altenteils als gemeinſchaftliches Recht beider Ehegatten ab⸗ 
gelehnt, da der Vorſchrift des 8 48 GBO. nicht genügt ſei. 

Es iſt nicht erſichtlich, weshalb die Bezeichnung: Die Eheleute 
leben im Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft, nicht als 
Bezeichnung des für die Gemeinſchaft maßgebenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes i. S. des 8 48 GO. genügen ſoll. 

Das AG. meint, da ein Altenteil ein höchſtperſönliches Recht 
ſei, könne es gemäß § 1439 BGB. nicht zum Geſamtgut gehören, 
es bleibt vielmehr Sondergut jedes Ehegatten. Aus der Angabe 
des Beſtehens der allgemeinen Gütergemeinſchaft ergäbe ſich nicht, 
welches für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhältnis hinſicht⸗ 
lich des Altenteils vorliege, da ja Geſamthandsberechtigung nicht in 
Frage käme, weil das Altenteil nicht zum Geſamtgut gehöre. 
Wenn das Altenteil als gemeinſchaftliches Recht eingetragen wer⸗ 
den ſollte, ſo müßten die Eheleute eine Bruchteilsgemeinſchaft ver⸗ 
traglich vereinbaren. Dieſe Anſicht erſcheint nicht zutreffend. 1439 
will verhindern, daß durch die Begründung einer Gütergemein⸗ 
ſchaft höchſtperſönliche Rechte, die einem der Eheleute vor der 
Begründung der Gütergemeinſchaft zuſtanden, Geſamtgut werden, 
da dies mit dem Charakter eines höchſtperſönlichen Rechtes nicht 
zu vereinbaren wäre. Der § 1439 hat alſo nur bereits beſtehende 
höchſtperſönliche Rechte im Auge. $ 1439 iſt nur in Verbindung mit 
§ 1438 zu verſtehen. In § 1438 heißt es: Das Vermögen des 
Mannes und das Vermögen der Frau werden ... gemeinſchaftliches 
Vermögen (Geſamtgut). Durch § 1439 werden aus dem Vermögen 
eines jeden die höchſtperſönlichen Rechte ausgeſchloſſen, da ſie bei 
ihrer Begründung feſt mit der Perſon des Berechtigten verknüpft 
würden. Der Sinn des 8 1439 iſt alſo der, daß die unübertrag⸗ 
baren Gegenſtände nicht Geſamtgut werden ſollen. Dem Cha⸗ 
rakter eines höchſtperſönlichen Rechtes ſteht es aber nicht entgegen, 
wenn ein ſolches für mehrere Berechtigte von vornherein begrün⸗ 
det wird. Bei Neubegründung eines Altenteils zugunſten der durch 
Gütergemeinſchaft begründeten Geſamthandsgemeinſchaft wird die⸗ 
ſes Altenteil, das ja auch mit den Mitteln des Geſamtguts begrün⸗ 
det wird, Beſtandteil des Geſamtgutes. 

(LG. Greifswald, Beſchl. v. 2. März 1927, 1 T 61/27.) 
Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. v. Lübtow, Anklam. 
* 


Hamburg. 

5. Die Zurücknahme der Anmeldung des Auf“ 
wertungsanſpruchs durch den von dem Eigentümer be⸗ 
friedigten Gläubiger hat nicht die Wirkung, daß der 
Eigentümer die auf ihn übergegangene Eigentümergrund⸗ 
ſchuld wieder verliert. 5) 

Zahlt der Eigentümer die durch die Hypothek geſicherte For⸗ 
derung aus, ſo erliſcht die Forderung, und der Eigentümer erwirbt 
die Hypothek (8 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Verzichtet der Gläu⸗ 
biger auf die Hypothek, ſo erwirbt ſie gleichfalls der Eigentümer 
(51168 Abſ. 1 BGB.). Dies gilt auch für Aufwertungshypotheken. 
Hat der Gläubiger ſeinen Anſpruch auf Aufwertung kraft Rück⸗ 
wirkung oder kraft Vorbehalts rechtzeitig angemeldet, ſo lebt die 
Hypothek außerhalb des Grundbuchs wieder auf. Zahlt der Eigen⸗ 


Gütergemeinſchaft bereits verbundenen Ehegatten auf Neubeſtel⸗ 
lung eines Altenteils nicht entgegen. 

Aus dem Antrag auf Beſtellung eines den beiden Ehegatten 
einzuräumenden Altenteils ift der Vertragswille gemäß $ 133 BOB. 
zu entnehmen, daß für ſie das Altenteilsrecht ein einheitliches 
Recht, das in das Geſamtgut fällt (der Wille, das Sonderrecht 
jedes Ehegatten in das Geſamtgut einzuverleiben, ergibt ſich aus 
dem Zeitpunkt des Antrages, der hinter der Beſtellung der AllgcG. 
liegt), werden ſoll. 

Nun hat die grundbuchliche Eintragung eines einheitlichen 
Rechtes für mehrere Berechtigte, worauf das AG. unter unzutref⸗ 
fender Anwendung dieſer Beſtimmung hinweiſt, zur Vorausſetzung 
entweder eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder eine Geſellſchaft 
oder eine Erbengemeinſchaft. Weshalb ſoll man nicht die Geſamt⸗ 
handgemeinſchaft, unter welche die Erbengemeinſchaft fällt, der Er⸗ 
bengemeinſchaft, wenn erſtere durch die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft geſchaffen iſt, rechtlich als Eintragungsgrundlage gleich⸗ 
ſtellen; werden ja aus den gemeinſchaftlichen Mitteln des Geſamk⸗ 
gutes und nicht aus einem Sondergut die beiden Ehegatten zu⸗ 
fallenden Altenteilsleiſtungen beſtritten. Wirtſchaftlich befriedigend 
iſt dieſe Löſung, weil ſie dem Parteiwillen der Altenteilsberechtigten 
entſpricht und der Geſetzeswille demſelben ſich leicht anpaſſen läßt. 

RA. Eunſt Böttger, Berlin. 


Zu 5, Die Entſch. iſt ſelbſtverſtändlich; ein Zweiſelsgrund iſt 
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tümer dann die durch die Hypothek geſicherte Forderung aus, oder 
verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek, ſo erwirbt der Eigen⸗ 
tümer die Hypothek auch dann, wenn ſie zur Zeit der Zahlung 
oder des Verzichtes noch nicht wieder in das Grundbuch eingetragen 
worden war. All dies iſt anerkannt Rechtens (vgl. KG. IFG. 3, 
399). Es fragt ſich, ob ſich an dieſen Ergebniſſen etwas ändert, 
wenn der Gläubiger, nachdem er durch den Eigentümer befriedigt 
worden iſt, ſeine Aufwertungsanmeldung zurücknimmt. Dabei mag 
mit dem Grundbuchamt davon ausgegangen werden, daß der Gläu⸗ 
biger, der ſeinen Aufwertungsanſpruch rechtzeitig angemeldet hat, 
an ſich befugt iſt, die Anmeldung wieder zurückzunehmen. Es erhebt 
ſich jedoch ſofort die Frage, welches Intereſſe denn ein Gläubiger, 
der durch den Eigentümer befriedigt worden iſt, noch daran haben 
ſollte, ſeine Anmeldung zurückzunehmen. Einen Sinn hat die Zu⸗ 
rücknahme der Anmeldung doch nur da, wo der Gläubiger er⸗ 
kennt, daß er mit ſeinem Anſpruch nicht durchdringen wird — ſei 
es, weil der von ihm behauptete Vorbehalt nicht erweislich iſt, 
ſei es, weil der Schuldner ſich mit Erfolg auf feine Gutgläubig⸗ 
keit berufen kann, ſei es, weil ein Fall vorliegt, in dem infolge 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Schuldners die Härteklauſel mit 
Erfolg geltend gemacht werden kann uſw. Nimmt in einem ſolchen 
Falle der Gläubiger die Anmeldung zurück, ſo mag der Zurück⸗ 
nahme auch unbedenklich die Wirkung zugeſprochen werden, daß 
die Aufwertungshypothek als nicht entſtanden gilt. Denn in der 
großen Mehrzahl all dieſer Fälle war ſie ja in Wahrheit trotz der 
Anmeldung nicht entſtanden, weil die Anmeldung für ſich allein 
noch nicht die Entſtehung der Hypothek bewirkt, ſondern erſt dann, 
wenn ſie berechtigt war. Aus der Zurücknahme einer Anmel⸗ 
dung durch den nicht befriedigten Gläubiger wird daher in der 
Regel zu folgern ſein, daß die Anmeldung unberechtigt war, ſo daß 
die Zurücknahme das Nichtbeſtehen der Hypothek lediglich end⸗ 
gültig klarſtellt. Ganz anders liegt es aber dann, wenn der Gläu⸗ 
biger befriedigt worden iſt. Die Befriedigung iſt der ſichtbare Aus⸗ 
druck deſſen, daß die Anmeldung berechtigt und die Aufwertungs⸗ 
hypothek entſtanden war, und andererſeits war dafür, daß die Befrie⸗ 
digung ſtattfand, die Anmeldung wieder die notwendige Voraus- 
ſetzung. Der befriedigte Gläubiger hat alſo durch die Befriedi⸗ 
gung das erreicht, was er durch die Anmeldung erreichen wollte. 
Iſt er daher befriedigt worden, ſo iſt die Zurücknahme der An⸗ 
meldung für ihn völlig zwecklos und ohne jeden praktiſchen Wert, 
gleich wie ſie es wäre, wenn er zuvor eine rechtskräftige Entſch. 
der Aufwertungsſtelle für ſich erſtritten hätte. Durch die Zurück⸗ 
nahme der Anmeldung ſetzt er ſich höchſtens der Gefahr aus, daß 
der Schuldner den gezahlten Betrag zurückverlangt mit der Be⸗ 
gründung, die Aufwertungshypothel fei durch die Zurücknahme 
der Anmeldung erloſchen und die Zahlung daher ohne rechtlichen 
Grund erfolgt. Die Zurücknahme der Anmeldung iſt auch nicht 
etwa aus verfahrensrechtlichen Gründen notwendig. Denn das 
Verfahren vor der Aufwertungsſtelle iſt ohnehin zu Ende, weil 
entweder der Schuldner, der den Gläubiger befriedigt hat, über⸗ 
haupt keinen Einſpruch eingelegt hat oder doch die Parteien an 
der Fortſetzung des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle kein In⸗ 
tereſſe mehr haben. 

Eine vom Intereſſe des befriedigten Gläubigers aus derart 
nutz⸗ und zweckloſe Maßnahme, wie es die Zurücknahme der An⸗ 
meldung nach der Befriedigung ſeitens des Schuldners iſt, kann 
nicht den ſchwerwiegenden Erfolg haben, daß durch fie die Auf⸗ 
wertungshypothek als nicht entſtanden behandelt wird, während 
ſie, falls er die Anmeldung in richtiger Würdigung der Rechts⸗ 
lage nicht zurücknimmt, fortbeſtehen ſoll. Schon dieſe Erwägung 
müßte darchſchlagen, um der nach der Befriedigung erklärten Zu⸗ 
rücknahme der Anmeldung jede Wirkung zu verſagen. Hinzu kommt 
nun aber, daß die materielle Rechtslage dem Schuldner die Zu⸗ 
rücknahme der Anmeldung mit materieller Wirkung nach der Be⸗ 
friedigung gar nicht mehr geſtattet. Denn durch die Befriedigung 
iſt die Wirkung eingetreten, daß der Eigentümer die Hypothel er⸗ 


nicht vorhanden: Mit der Rücknahme der Anmeldung wollte der 
vom Eigentümer befriedigte Gläubiger nichts anderes zum Aus⸗ 
druck bringen, als daß das Aufwertungsverfahren für ihn erledigt 
ſei; zu einer materiell wirkſamen Erklärung war er auch gar nicht 
legitimiert, wie oben zutreffend ausgeführt iſt. 

IR. Stillſchweig, Berlin. 


Zu 6. Die Entſch. iſt zutreffend. 

Dem Parteiwillen iſt keinesfalls zu entnehmen, daß der Grund⸗ 
ſtückseigentümer die allgemeine Verfügungsgewalt über das Weide⸗ 
land dem Heuwerber überlaſſen wollte; der Vertrag hatte lediglich die 
einmalige (d. h. für das laufende Erntejahr) käufliche Überlaſſung 
der Vor⸗ und Nachmahd zum Gegenſtande. Ein anderes Verfügungs⸗ 
recht (3. B. Bodenverbeſſerung, Düngung, Anpflanzen von Bäumen, 
Abgraſen) war dem Werbungsberechtigten nicht eingeräumt. Infolge⸗ 
deſſen iſt auch nicht an die Pacht des Heunutzungsrechtes zu denken; 
im übrigen würde letztere die Pachtung des Weidelandes zur Voraus⸗ 
ſetzung haben (analog dem Rohrnutzungsrecht RG. 56, 83). Es wird 
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worben hat; dieſe Rechtslage können die Parteien auf keine Weiſe 
vermeiden. Steht aber die Hypothek dem Eigentümer zu, 1" 
kann es nicht mehr im Belieben des Gläubigers liegen, die 
Eigentümerhypothek dadurch wieder zu beſeitigen, daß er nach der 
Befriedigung feine Anmeldung zurückzieht. Die Entſch. über das 
Schickſal der Eigentümerhypothen ſteht vielmehr ausſchließlich dem 
Eigentümer zu; dieſer kann ſie entweder eintragen laſſen oder al 
ſie verzichten, wofür die vorherige Eintragung der Aufw. nach 
Art. 7 DurchfVO. nicht erforderlich iſt. Dem Gläubiger dagegen 
iſt nach der Zahlung jeder Einfluß auf die weitere Geſtaltung der 
Rechtsverhältniſſe verſagt. Wäre es anders, jo könnte der Gläu⸗ 
biger nach langer Zeit — vielleicht noch nach Jahren — durch 
Zurücknahme ſeiner Anmeldung bewirken, daß die inzwiſchen wieder 
eingetragene Eigentümeraufwertungshypothek außerhalb des Grund“ 
buchs wieder erliſcht, da der Wiedereintragung nur deklaratoriſche 
Bedeutung zukommt. 95 

Dieſe Rechtslage iſt für den Eigentümer von großer prak 
tiſcher Bedeutung. Der Eigentümer kann — und wird in der Re- 
gel — ein erhebliches Intereſſe daran haben, daß die von ihn 
ausgezahlte Aufwertungshypothek auf ihn übergeht, um ſie für 
ein ſpäteres Kreditbedürfnis zu feiner Verfügung zu haben; er 
wird an dem Fortbeſtehen der Aufwertungshypothek um jo meh 
ein Intereſſe haben, als er unter Umſtänden nur auf dieſe Weiſe in 
den Genuß des Rangvorbehalts nach $7 AufwG. treten kann. Daß 
das Fortbeſtehen nicht in das Belieben des Gläubigers geſtellt 
ſein kann, liegt auf der Hand. Br. 

Die aus dem Standpunkt des Grundbuchamts folgende Nicht 
eintragung der Eigentümerhypothek oder des Verzichts auf die 
Eigentümerhypothek wurde übrigens für die Dauer der Suspenſion 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs noch die unerwünſchte 
Folge haben, daß das Grundbuch keine Auskunft darüber Rehn 
würde, ob noch die Eintragung eines Aufwertungsbetrages zu er 
warten iſt, während die Eintragung des Aufwertungsbetrages der 
Eigentümerhypothek oder des Verzichts darauf dies klarſtellt. 5 

(LG. Hamburg, ZR. 4a, Beſchl. v. 11. Januar 1927, G Bs 114½6. 
Mitgeteilt von Landrichter Dr. Marcus, Hamburg. 
* 
Neuruppin. 

6. 88 587, 446 BGB. Heuverpachtung tft Kauf; Unter“ 
gang der Wieſennutzung durch Hochwaſſer löſt keinen 
Pachtminderungsanſpruch aus. f) 

Die Kl. veräußerte im Juni 1925 die Grasnutzung (Vor- und 
Nachmahd) von 12 Morgen Weideland an den Bekl. gegen ein Ent“ 
gelt von 650 RM. Hiervon hat der Bekl. bisher 350 AA bezahlt. 

Die Kl. hat den Reſt eingeklagt, deſſen Zahlung der Be 
ablehnt, weil ſchon acht Tage nach Vertragsſchluß das Hochwaſſer 
das Weideland überſchwemmt habe und er infolgedeſſen nur etwa 
30 Zentner minderwertiges Heu habe einfahren können. 

AG. und LG. haben der Klage ſtattgegeben: 

Maßgebend iſt die Frage, ob es ſich vorliegend um einen Kauf 
oder Pachtvertrag handelt. ($ 956 BGB. kommt nicht zur 5 
wendung, da er ſich lediglich auf den Eigentumsübergang bezieht.) Ha 
der Bekl. von der Kl. Heu gekauft, ſo iſt die Gefahr des zufälligen 
Unterganges oder der Verſchlechterung mit der Übergahe auf den Bekl. 
übergegangen (8 446 BGB.), d. h. in dem Zeitpunkt, in welchem ihn 
die Kl. geſtattete, das Heu zu ernten. Lag dagegen ein Pachtvertrag 
vor, fo kann der Bekl. eine Ermäßigung der Pacht beanſpruchen. 

Der Vorderrichter hat mit Recht einen Kaufvertrag angenommen 
Die Erlaubnis, die Heuernte eines Jahres zu gewinnen, enthält kei 
Übergabe des Landes mit dem Recht auf Beſiz und Fruchtziehung 
ſondern den Verkauf der ſtehenden Ernte. Der Bekl. hat nicht d 
Recht erlangt, das Land in den Beſitz zu nehmen, noch hat er ie 
welche Verpflichtungen übernommen außer der, den Preis zu entricheg 0 
Die vom Bekl. angezogene Rſpr. betrifft einen anderen Fall, näm 
die Übertragung des Rechts auf Gewinnung von Bodenbeſtandteilen. 


trotz der irrtümlichen Bezeichnung als Heuverpachtung der all 
jährlich neu vorgenommene Verkauf der anſtehenden Grasnutzung * 
den Meiſtbietenden oder die Verſteigerung der beiden Schnitte ſt 5 
als Kauf in den beteiligten Landwirtskreiſen angeſehen. Der 57 
ſchaftliche Effekt ift die günſtigſte alljährliche Ausnutzung des Wleſe 
ſchnittes, der in einem Jahre zu höheren Geboten als in den ande b 
Jahren je nach Witterung führt. Der Pachtzins würde gleichbleibe 
fein, der Kaufpreis iſt dem jeweiligen Ertrage angemeſſen. ic 
Steht die Rechtsnatur des Kaufes feſt, iſt es felbftverjtändilr 
daß im Zeitpunkte der Einigung über die zeitweilige wirtſchaf He 
Benutzung der Wieſe zu dem ausſchließlichen Zwecke der eee 
der Gefahrübergang vollzogen iſt und die Folgen des Untergang 
bzw. der Verſchlechterung der Erträgniſſe durch überſchwemmung Min- 
ſchließlich den Käufer treffen. Daß dagegen ein Pächter aus 
derung des Pachtzinſes bei Überſchwemmung verlangen kann, iſt 1 
8581 BGB. i. Verb. m. RONKomm. zu § 581 und Staudinger 
8 581 III Note B 3b zu entnehmen. 4 
RA. Ernſt Böttger, Berlin. 
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8323 BGB. findet vorliegend keine Anwendung mit Rückſicht 
auf die Spezialvorſchrift des 8 446 BGB. Auch bez. der Nachmahd 
liegt die Sache nicht anders. 

(EG. Neuruppin, Urt. v. 4. Juli 1927, 18 147/27.) 


Bremen. Amtsgerichte. 
1. 816 Aufw®. Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt; 
3207 BGB. kann keine Anwendung finden. 
Ein Miterbe des 1924 geſtorbenen Hypothekengläubigers hatte 
die Hypothek zur Aufwertung am 12. Jan. 1926 angemeldet, obwohl, 
vie er unter Beweis ſtellte, die Teſtamentseröffnung, durch die er 
ſichere Kenntnis von ſeinem Erbrecht erhielt, erſt im Febr. 1926 er⸗ 
folgte. Er verlangt Feſtſtellung, daß die fragliche Hypothek gemäß 
den Beſtimmungen des AufwG. aufzuwerten iſt, und begründet das 
damit, daß die im 8 16 AufwG. beſtimmte Friſt gehemmt ſei 
207 BGB.), da die Erbſchaft noch nicht angenommen ſei. 8 207 
GB. ſei nur deshalb nicht, wie bei 88 8 und 12 AufwG., erwähnt, 
weil hier die reguläre Friſt von ſechs Monaten Platz greifen ſolle, 
während in den 88 8 und 12 eine vom BGB. abweichende Friſt 
gelten ſoll. 
Das AG. hat die Klage abgewieſen mit folgenden Gründen: 
hi Die Friſt des 816 Abſ. 1 Aufw®. iſt eine Ausſchlußfriſt, 
ie Vorſchriften des BGB. über Verjährung, insbeſ. die des 
g07 BGB., können demnach auf die Friſt des § 16 Abſ. 1 AufwG. 
eine Anwendung finden. Auch die Tatſache, daß in den 88 8, 12 
und 23 Abſ. 2 AufwG. bei anderen Ausſchlußfriſten eine entſprechende 
Anwendung der 88 203, 204, 206 und 207 BGB. ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben iſt, rechtfertigt nicht, wie der Kl. meint, den Schluß, daß 
auch im Falle des § 16 AufwG. § 207 BGB. entſprechend anwendbar 
lei; vielmehr weiſt umgekehrt das Fehlen einer gleichen Vorſchrift bei 
16 Aufio®. darauf hin, daß dieſe Beſtimmungen hier nicht gelten ſollen. 
So ſtehen auch die führenden Kommentare zum AufwG. auf dem 
Standpunkt, daß die Vorſchriften der 88 203, 204, 206 u. 207 BGB., 
da ſie nicht für anwendbar erklärt worden ſind, auf die Friſt des 
16 Abſ. 1 Auf. keine Anwendung finden (Mügel, 8 16 Anm. 1; 
Schlegelberger⸗Harmening, 4. Aufl., § 16 Anm. 4). Auch 
ver vom Kl. für feine Meinung, § 207 BGB. ſei auch im Falle des 
916 AufwG. anwendbar, herangezogene Komm. von Michaelis 
Michaelis, Das Aufwertungsrecht S. 90) ſagt lediglich, daß auf⸗ 
lülligerweiſe im Falle des 8 16 eine Hemmung der Friſt und eine 
Nachfriſt in den Fällen, in denen nach den Vorſchriften des BGB. 
die Verjährung gehemmt iſt, nicht vorgeſehen ſei, daß dieſem Mangel 
ledoch wohl im Wege der Durchführungsvorſchriften gemäß $ 88 
al. 1 AufwG. abgeholfen werden könne. Demnach verkennt auch 
(ichaelis nicht, daß de lege lata — eine Durchführungsvorſchrift 
10 dem von Michaelis angeſtrebten Inhalt iſt nicht ergangen — 
hg Vorſchrift des 8207 BGB. auf die Ausſchlußfriſt des § 16 Abſ. 1 
Aufwcß. keine Anwendung finden kann. Es kann demnach dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob tatſächlich für den Kl. die Vorausſetzungen des 
8207 BGB. gegeben find. Da die Anmeldung des Aufwertungs⸗ 
uſpruchs ſomit zu ſpät erfolgt iſt und deshalb eine Aufwertung nicht 
atlfindet, iſt der Klaganſpruch unbegründet und die Klage unter 
inweis auf 8 91 ZPO. wegen der Koſtenentſcheidung abzuweiſen. 
(AG. Bremen, Urt. v. 25. Juni 1927, C Nr. 6171/27.) 


Mitgeteilt von RA. H. Schelb, Bremen. 


8 * 
öln⸗Mühlheim. 
8 2. 89 138, 419, 242 86 B.; 5 3 Aufm®. Der Vertrag, durch 
ir ein in Jahlungsichhmwierigleiten geratener Schuldner 
alle Vermögen einem Treuhänder zwecks Befriedigung 

er Gläubiger übereignet, iſt gültig, hat aber die in 
419 BGB. beſtimmten Wirkungen. 


800 Der Vertrag iſt der Niederſchlag eines Sanierungsverſuchs des 
geit ners auf außergerichtlichem Wege, wie ſie für die heutige 
u it thpiſch und wünſchens wert find. Der Vorwurf der Sitten⸗ 
ſei rigkeit kann ihnen nicht gemacht werden, obgleich der Schuldner 
4 N Vermögen und damit feine Kreditbaſis einem Treuhänder über⸗ 
m net hat, jo wird es doch von dem Treuhänder zum Zwecke ber 
fällt bigerbefriedigung verwendet, vor allem — und deshalb ent⸗ 
t 8138 B56. — wird die Eingehung neuer Verbindlichkeiten 
die Treuhänder (Geſchäftsüberwachung) nur ſoweit zugelaſſen, als 
21 durch das übereignete Vermögen oder die Geſchäftseinkünfte 
Sa werden. Das Anſchwellen neuer Verbindlichkeiten ſoll ja 
wi den Sanierungsplan gerade vermieden werden. Für Kredit⸗ 
bel auf Grund einer Scheinexiſtenz — den Erforderniſſen zur 
für endung des § 138 BGB. — iſt alſo kein Raum. Ebenſo nicht 
a Anfechtung gemäß 8 3 AnfG. Der Vorſatz des 

175 3 ging bei der Vermögensverſchiebung dahin, fein geſam⸗ 
5 eſchaftsvermögen den Gläubigern in die Hände zu geben, ſich 
55 urch ihr Vertrauen zu erwerben und ſo weiteren Kredit (Stun⸗ 
ſprech zu erhalten. Hier von einer Gläubigerbeteiligungsabſicht zu 
echen, iſt völlig abwegig. Auch die Gläubiger ſollten nicht benach⸗ 
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richtigt werden, die an dem Vergleiche nicht teilgenommen haben, 
denn auch für ſie wurde ja das Vermögen bereitgeſtellt. 

Die Streitfrage, ob fiduziariſche Vermögensübertragungen als 
Vermögensübernahme i. S. des 8 419 BGB. anzuſehen ſind, iſt mit 
der herrſch. Lehre (Planck II 1,616; OLG. Kiel: Rechtſpr. 29, 192) 
zu bejahen, denn auch die fiduziariſche Übereignung iſt rechtlich (wenn 
auch nicht wirtſchaftlich) eine Vollübereignung, die der Gläubigerin — 
wie ja auch der vorliegende Fall kraß zeigt — jede Zugriffsmög⸗ 
lichkeit entzieht. Das eben will § 419 BGB. vermeiden. 

Nach 8 419 I BB. nun haftet der Vermögensübernehmer 
für die auf dem Vermögen laſtenden Schulden. Nach feſtſtehender 
Rechtſprechung (RG. Warn. 12, 158, RGRKomm. 3 zu 8 419) 
ſteht deshalb dem Übernehmer gegen die Gläubiger des Übertragen⸗ 
den die Widerſpruchsklage mit Rückſicht auf 8 242 BOB. nicht zu. 
An dieſer Rechtslage ändert die Tatſache, daß vorliegend die Über⸗ 
eignung zu Sanierungszwecken zur quoten⸗ und ratenweiſen Ab⸗ 
findung aller Gläubiger erfolgte, nichts. Zu Unrecht verweiſt der 
Kl. die Bekl. auf die ihr zugedachte Quote, denn von dem Ver⸗ 
gleiche wird die Bekl., weil fie nicht Vergleichspartei iſt, in keiner 
Weiſe gebunden. Darin etwa liegt der ſcharfe Gegenſatz des außer⸗ 
gerichtlichen Vergleiches zum Zwangsvergleiche. Darin liegt auch die 
Schwäche des erſteren. Gelingk es außergerichtlich nicht, alle Gläu⸗ 
biger zum Vergleiche zu bringen, verweigern einzelne auch noch jo 
ſtörriſch und grundlos ihre Zuſtimmung, ſo muß der Schuldner ent⸗ 
weder die Mittel bereit halten, dieſe voll und bei Fälligkeit abzu⸗ 
finden, oder er muß den Weg des Zwangsvergleichs wählen, ſonſt 
zerſtören ihm die nicht zuſtimmenden die Sanierung. 

(AG. Köln-Mülheim, Urt. v. 22. Okt. 1926, III 0 2211/26.) 
Mitgeteilt von RA. Georg R. A. Iſrael, Berlin. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsſinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arl tu. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


Grunderwerbſteuer. 


1. 8 1 GrErwStG.; 8 5 RAbgD. Beſteuerung der 
Abtretung von GmbhH.-Anteilen. f) 

Die i. J. 1908 gegründete PBlanetGrErm&mbH. beſaß i. J. 
1925 ein Stammkapital von 10000 AM und als einziges Ver⸗ 
mögensobjekt das Grundſtück. Durch Vertrag v. 29. Okt. 1925 trat 
der Direktor N. 4500 RM an Frau M. und 5000 RM Anteile an 
= K. ab. Der Vertrag wurde geſchloſſen zwiſchen den Eheleuten 

k. und K., und zwar von dem Ehemann K. als Bevollmächtigten 
des N., von ihm und dem Ehemann M. als gemeinſchaftlich ver⸗ 
tretungsberechtigten Geſchäftsführern der GmbH., und von M. zu⸗ 
gleich als Bevollmächtigten der Eigentümerin des letzten Anteils von 
500 Ast, der Geſellſchafterin M. V., genehmigt. Durch Vertrag v. 
12. Nov. 1926 hat dann M. V., vertreten durch den Ehemann M., 
ihren Anteil gleichfalls an Frau M. verkauft, 

Das Bezirksamt hat daraufhin bei Annahme eines Grund⸗ 
ſtückswertes von 34 200 RM (= 300% des Vorkriegswerts) Frau K. 
zu 855 N., Frau M. zu 769,50 Kl und zu 85 N GrErmSt. für 
Reich und Gemeinde herangezogen. Es ſtützte die Steuerforderung auf 
8 1 GrErwStG. i. Verb. m. 85 RAbgdO., weil der Erwerb der Anteile 
an der nur das Grundſtück beſitzenden Gmbh ., deren alleiniger Zweck 
Verwaltung und Verwertung desſelben ſei, einen Mißbrauch der For⸗ 
men darſtelle, da es den Erwerbern nur auf den Erwerb des 


Zu 1. Während die Berliner Wertzuwachs StVO., wie bereits 
das RWertzuwachs StG. v. 14. Febr. 1911, die direkte Beſteue⸗ 
rung der Abtretung von Gmbh. ⸗Auteilen unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen vorſieht, ift für die GrErwSt. eine ſteuerliche Erfaſſung 
der Abtretung von Gmbc.⸗Anteilen nur auf Grund des 8 5 Abg. 
zuläſſig. Der RF. 5, 247 und 11, 310 hat bereits den Satz auf⸗ 
geftellt, daß die Beſteuerung der Veräußerung von einzelnen Gmb .⸗ 
Anteilen dann in Frage komme, wenn die Geſellſchaft im weſent⸗ 
lichen uur gegründet war, um den Grundbeſitz zu mobiliſieren; wenn 
alſo die Abſicht dahin geht, ſtatt der Veräußerung des Grundſtückes 
ſelbſt, denſelben wirtſchaftlichen Erfolg durch Abtretung einzelner 
GmbH.-Anteile zu erzielen. N 

Die Entſch. hatten eine oft zu weitgehende Beſteuerung der 
Veräußerung von GmbH.-Anteilen durch die Finanzbehörden zur 
Folge. In der Entſch. II A 118/26 v. 26. März 1926 hat der R§h. 
ſodann zwar grundſätzlich auch für den Fall der Veräußerung von An⸗ 
teilen einer Grundſtückserwerbsgeſellſchaft die Beweispflicht der Steuer⸗ 
behörden ausdrücklich anerkannt; er hat aber verlangt, daß der Er⸗ 
werber der Anteile zur Vermeidung der Steuerpflicht den Tatbeſtand 
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Grundſtücks angekommen ſei. Auf die Berufungen, welche be⸗ 
ſtritten, daß etwas anderes beabſichtigt als ausgeführt ſei, erfolgte 
Freiſtellung. Das Fincher. lehnte die Anwendung des § 5 RAbgD. 
ab, weil deſſen Abſ. 2 Ziff. 2 nicht zutreffe, da der Erwerb der An⸗ 
teile dem Erwerb eines ideellen Grundſtücksanteils nicht gleich⸗ 
ſtehe: denn es ſei der Inhaberin von 50% der Anleihe nicht mög⸗ 
lich, gegen die Stimme der anderen Hälfte über einen entſprechenden 
Bruchteil des Grundſtücks zu verfügen. Ein innerer Zuſammenhang 
zwiſchen den Geſellſchaftern, der Verfügungen über das Grundſtück 
nur in allſeitigem Einverſtändniſſe zulaſſe, ſei nach Lage der Akten 
nicht ſeſtſtellbar. 

Die Rechtsbeſchwerden des Bezirksamts ſind begründet. 

Die Vorentſch. ſtützen ſich anſcheinend auf den Entſch. des Sen. 
v. 24. Sept. 1926 — II A 413/26 —, wenn fie die Anwendung des 
§ 5 NAbgO. ablehnen, weil die Erwerber mit dem Erwerbe der Ge⸗ 
ſchäftsanteile nicht das gleiche, wie mit dem Erwerb eines Grund⸗ 
ſtücksanteils erreicht hätten, und ein innerer Zuſammenhang zwiſchen 
den Geſellſchaftern nach Lage der Akten nicht feſtſtellbar ſei. Mit 
Recht findet die Rechtsbeſchwerde darin eine ungenügende Würdigung 
des Tatbeſtandes. Denn der Vertrag über die Abtretung der % und 
1% Anteile ergab, daß die Ehemänner der Exwerberinnen gleich⸗ 
zeitig ſämtliche Anteile vertraten und gemeinſchaftlich vertretungs⸗ 
berechtigte Geſchäftsführer der Geſellſchaft waren. Das find Be⸗ 
ziehungen, welche die Annahme, der tatſächliche Vorgang ſei der ge⸗ 
meinſchaftliche Erwerb des Grundſtücks geweſen und ſeine Einklei⸗ 
dung in die Form eines Erwerbes von Geſellſchaftsanteilen ſtelle eine 
umgehungshalber gewählte ungewöhnliche Rechtsform dar, nahelegen 
können. Denn bei dem zwiſchen Ehegatten beſtehenden Verhältnis 
ſpricht die Vermutung dafür, daß die Verfügung über die Geſellſchafts⸗ 
anteile wie diejenige über die das Grundſtück beherrſchende GmbH. 
ein und demſelben Willen unterſtand, und der Umſtand, daß die Ab⸗ 
tretung der 1% Anteile durch den bevollmächtigten Ehemann K. 
gleichzeitig an ſeine Ehefrau und an Frau M. erfolgte, läßt die Deu⸗ 
tung zu, als ſolle, ungeachtet der gewählten Rechtsformen, vermöge 
gemeinſamer Willensbildung eine einheitliche Perſon durch die zwei 
Erwerberinnen erſetzt werden (vgl. Entſch. v. 5. Abril 1927 — IIA 
134/27). Nicht entſcheidend würde dagegen der Umſtand ſprechen, 
daß in dem Vertrage v. 29. Okt. 1925 über das letzte 1½0 nicht ver⸗ 
fügt ift: denn bereits damals wurde auch dies von dem Ehemann M. 
vertreten, überdies ſteht nichts im Wege, aus dem ſpäteren Verlaufe 
der Dinge einen Rückſchluß auf den Zweck des Erwerbes zu ziehen. 
Die weitere Tatſache, daß den Erwerberinnen das Fehlen anderer 
als auf dem Grundbeſitz eingetragener Verbindlichkeiten der Ge⸗ 
ſellſchaft zugeſagt wurde, würde nicht gegen, ſondern für die An⸗ 
wendung des § 5 RAbgoO,. ſprechen, weil fie das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen von deſſen Abſ. 2 Nr. 3 klarſtellt. Es wird alſo einer 
näheren Erörterung des Herganges bei dem Anteilserwerbe be⸗ 
dürfen, zwecks Feſtſtellung, ob wirtſchaftlich weſentlich der gleiche Er⸗ 
folg wie bei Erwerb des Grundſtücks erzielt iſt (85 Abſ. 2 Nr. 2 
RAbgd.). 

Ergäbe dieſe Prüfung nun aber auch die Feſtſtellung eines in 
einen Anteilserwerb gekleideten Grundſtückserwerbes, ſo wäre damit 
allein die Steuerpflicht noch nicht begründet. Denn es iſt den Steuer⸗ 
pflichtigen zuzugeben, daß, nachdem einmal die Grundſtücksgeſell⸗ 
ſchaft beſtand, der Erwerb ihrer Anteile der gewieſene Weg war. Des⸗ 
halb hat der Sen. in RF. 5, 247 und 11, 310 auch noch mehr 
verlangt, nämlich den Nachweis, daß es ſich bei dem Verkehre mit 
den Anteilen um eine Mobiliſierung des Grundbeſitzes handle derart, 
daß Zweck der Geſellſchaftsgründung wie der vorgenommenen An⸗ 
teilöveräußerungen weſentlich nur der Verkehr mit dem Grub» 
ſtück geweſen ſei. Hierüber iſt bisher überhaupt noch nichts feſtge⸗ 
ſtellt, erſt hiernach läßt ſich aber entſcheiden, ob nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe der Anteilserwerb ſich als ungewöhnliche Form darſtellt. 

(RFH., Urt. v. 10. Juni 1927, II A 235 — 237/27.) 
Mitgeteilt von RA. Richard Becher, Berlin. 
* 


aufklärt und genügenden Anhalt dafür gibt, inwieweit die an ſich 
theoretiſch gegebenen Unterſchiede zwiſchen Eigentumsübertragung und 
Abtretung der Anteile im gegebenen Fall für die Wahl des einge⸗ 
ſchlagenen Weges von maßgeblicher Bedeutung waren. Damit war den 
Steuerbehörden ein brauchbarer Richtweg für die Behandlung der 
Anteilsveräußerung gegeben. 

Nunmehr verlangt aber der R§cH. nicht nur für die Gründung, 
ſondern auch für die Weiterveraußerung den Nachweis, daß 
es ſich bei dem Verkehre mit den Anteilen um eine Mobiliſierung 
des Grundbeſitzes handle. Für die ſteuerrechtliche Praxis muß der 
Satz des Urt. recht bedenklich erſcheinen, daß „dem Steuerpflich⸗ 
tigen zuzugeben iſt, daß, nachdem einmal die Grundſtücksgeſellſchaft 
beſtand, der Erwerb ihrer Anteile der gewieſene Weg war“. Es würde 
vielleicht näherliegen, wenn einmal die Mobiliſicrungs abſicht bei 
Gründung der Geſellſchaft feſtgeſtellt iſt, für den ſpäter tatſäch⸗ 
lich erfolgenden Fall der Abtretung von Geſchäftsanteilen die tat⸗ 
ſächliche Vermutung zuzulaſſen, daß die Abtretung die Verwirk⸗ 
lichung der Mobiliſierungsabficht darſtellt. 

NA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


* 2. 8 2 GrErwStz. Bruchteilseigentum an einem 
Bergwerk iſt kein unbeweglicher Bergwerksanteil i. &. 
des § 2 GrEr wStG. f) 


Zutreffend geht die Vorinſtanz davon aus, daß nach den 
hier vorliegenden tatſächlichen Verhältniſſen keine Gewerkſchaft, 
ſondern reines Bruchteilseigentum an dem Bergwerk vorliegt. Das 
entſpricht dem Standpunkt, den der Senat in Entſch. Bd. 9 S. 387 
eingenommen hat, iſt überdies nicht angegriffen. Es iſt deshalb ohne 
Bedeutung, welches Geſellſchaftsverhältnis zwiſchen den webt 
ligten beſtanden hat, da jeder Alleineigentümer eines Bruchteil 
war und dieſen an eine andere phyſiſche Perſon wiederum zu 
Alleineigentum übertragen hat. Zu unterſuchen iſt deshalb nur, ob 
dieſer Bruchteil für die Grunderwerbſteuer wie ein Bruchteils⸗ 
eigentum an einem Grundſtüch behandelt und bejahendenfalls, ob 
er als ein unbeweglicher Bergwerksanteil angeſehen werden kann, 
wie ſolche im 82 des GrErwetch. von der Steuer ausgenommen 
ſind. Erſteres iſt zu bejahen, letzteres zu verneinen. Gegen die 
Anſicht der Rechtsbeſchwerde ſpricht zunüchſt die Entſtehungsgeſchichte 
der aus dem ZumStG. entnommenen Beſtimmung. Die Gleich, 
ſtellung der grundſtückähnlichen Berechtigungen mit den Grund 
ſtücken iſt dort aus dem Schoße der Kommiſſion angeregt zu dem 
ausgeſprochenen Zwecke, das Bergwerkseigentum unter das Geſetz 
zu ſtellen, und trotz lebhaften Widerſpruchs der Bergintereſſenten 
aufrechterhalten. Dabei iſt die Ausnahme für unbewegliche Berg 
werksanteile nur gemacht, um die unbeweglichen Kuxe nicht ander 
zu behandeln, als die nicht unter das Geſetz fallenden beweglichen. 
Die von der Rechtsbeſchwerde hervorgehobenen Unterſchiede zwwiſchen 
dem Bergwerls⸗ und dem Grundſtückseigentume, die an ſich richte 
ſind, ſind auch bereits in der Kommiſſion erörtert, haben aber nicht 
zu einer Ablehnung der ſteuerlichen Gleichſtellung geführt. Kaum 
ſchon hiernach kein Zweifel daran beſtehen, daß der Geſetzgeber 
das Bergwerkseigentum als grundſtücksgleiche Berechtigung au, 
gefaßt hat, eine Auffaſſung, die den 88 50 und 52 des preuß. 
Allg. Berg. entſpricht, ſo wäre es von vornherein widerſinnig, 
wenn er die Gleichſtellung davon hätte abhängig machen wollen, 
ob das Berwerkseigentum in der Hand eines einzelnen liege 
oder mehreren Perſonen anteilig gehöre. Allerdings ſtellt auch der 
Kux des älteren Rechtes nichts anderes als einen Bruchteil de 
Bergwerkseigentums dar. Aber für ihn beſteht, bereits nach dem 
preuß. ALR. (II, 16 § 133), die beſondere Eigentümlichkeit, daß 
jedes verliehene Bergwerk in eine größere Anzahl (128) sur 
zerfiel und daß der Kur durch dieſe Beſchaffenheit als Partia 
recht, die Eignung für den Handel erhielt. Dieſe Eignung für den 
Handelsverkehr iſt es dann geweſen, die es geboten erſcheinen 
ließ, die Kuxe älteren Rechtes, aber auch nur fie, den Kuxen 
neueren Rechtes gleichzuſtellen und von der Grunderwerbſtener⸗ 
pflicht bei ihrer Veräußerung auszunehmen (vgl. Cuno, Bunt. 
S. 48 Anm. III B1 b zu 5 2). Etwas anderes beſagt denn auch 
der Wortlaut der Ausnahme nicht. Da das Bergwerkseigentum⸗ 
wenn es überhaupt unter § 2 GrErwStG. fallen ſoll, ein un“ 
bewegliches Recht darſtellen muß, wäre es unverſtändlich, wenn der 
Geſetzgeber bei Feſtlegung der Ausnahme dieſe Natur im Hinblick 
auf das Bergwerk beſonders hätte hervorheben wollen. Das hat en 
auch nicht getan: denn grammatikaliſch kann ſich das Beiwort: 
„unbewegliche“ nur auf das Hauptwort „Anteile“ beziehen, det 
Satzteil kann alſo nur von ſolchen Anteilen verſtanden werden, 
welche je nach ihrer Beſchaffenheit im Rechtsſinn verſchiedene 
Natur beſitzen können, nicht aber von ſolchen, welche nur einen 
Teil des Bergwerkseigentums darſtellen. Entſprechend wird in der 
preußiſchen Geſetzgebung allgemein eine Nebeneinanderſtellung bon 
Bergwerkseigentum und unbeweglichen Bergwerksanteilen für 
erforderlich erachtet (Art. 28 des Ausf. z. O. v. 26. N 
1899; Art. 15, 20 des Ausf®. z. ZwVerſtGG. v. 23. Sept. 1899 
88 1, 2 des Gef. v. 23. Juni 1909), ein Vorgehen, melde? 
ſchlechterdings unverſtändlich wäre, wenn der Ausdruck ſich au 


Zu 2. Die obige Entſch. iſt mit dem Wortlaut des 9 2 
Satz 2 GrErw etc. nur ſchwer zu vereinigen. Hiernach ſollen un“ 
bewegliche Bergwerlsanteile den Grundſlücken nicht gleichſtehen, 
Der NEO. ſucht nun aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes her 
zulciten, daß unter unbeweglichen Bergwerksanteilen nur it 
Kuxe des älteren Rechts zu verſtehen ſind, nicht aber ein Mit⸗ 
eigentumsanteil am Bergwerk. Es kann zweifelhaft ſein, 5 
gegenüber der Ausdrucksweiſe des Geſetzes die Entitehung® 
geſchichte im vorliegenden Falle ein genügendes Gewicht hat, um 
die einſchränkende Auslegung zu rechtfertigen. Dagegen dürften 
die juriſtiſch⸗logiſchen Gründe wohl durchſchlagen. Unzweifelhaft 7 
das Bergwerkseigentum eine dem Grundſtück gleichſtehende! g 
rechtigung. Nun wird aber vom GrErwStG. das Miteigen . 
(Bruchteilseigentum) überall wie Eigentum behandelt, und Ne 
entſprechend der Behandlung in der allgemeinen Rechtslehre. 5 
entſpricht es, daß die Übertragung von Bruchteilseigentum 25 
einem Bergwerk ſteuerlich ebenſo zu behandeln iſt wie die übe 
tragung des ungeteilten Vergiverkäeigentuns. 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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Rechte beziehen ſollte, welche ſchon nach allgemeinen Rechtsgrund» 
üben als Teile des Eigentumsrechts zu behandeln find. Da hier 
Anteilseigentum am Bergwerk in Frage ſteht, beruft ſich deshalb 
die Rechtsbeſchwerde zu Unrecht auf die Ausnahmebeſtimmung im 
2 GrErwetc. 
(REH., II. Sen., Urt. v. 18. Febr. 1927, II A 52/27.) 


9 3 83 GrErwStG. a) Der Senat hält an feiner 
pr. 6, 384 feſt, daß $ 3 GrErwStG. nicht die grundbuch⸗ 
mäßige Eintragung des Eigentums an Grundſtücken vor⸗ 
aus etzt, ſondern wirtſchaftliches Eigentum i. S. des 8 80 
wel. RAb9 d. genügt. b) Alle Anteile einer Perſonen⸗ 
doteinigung ſind nicht dadurch in einer Hand vereinigt, 
hr fie von mehreren Geſellſchaften erworben werden, 
le wirtſchaftlich nur einer Geſellſchaft gehören. Wohl 
Nr muß in ſolchen Fällen geprüft werden, ob nicht 95 
Abg. Platz greift. 
„ Die zwölf Gründer der W.⸗ Gmb. haben die ſämtlichen Ge⸗ 
ſchäftsanteile der W.⸗Werke an die GmbH. R. und die Firma 
st. & Söhne abgetreten. Von dem 440 000 % betragenden Stamm⸗ 
Kapital hat R. 300 000 % und K. 140 000 % erworben. Die ſämt⸗ 
deen Geſchäftsanteile der Gmbh. R. befauden fi) in den Händen 
der URS. Gebr. D., die auch wirtſchaftliche Eigentümerin der 
irma K. & Söhne war, da deren alleiniger Inhaber L. lediglich 
liduziariſches Eigentum für ſie erworben hatte. Weil zu dem Ver⸗ 
Mögen der W.⸗Werhe nach Anſicht der Steuerſtelle Grundſtücke 
gehörten, hat dieſe die Beſchwerdegegner als Erwerber der ſämt⸗ 
ichen Geſchäftsanteile der W.⸗Geſellſchaft nach Maßgabe des 
Grundſtückswerts gemäß 8 3 GrErwStG., 8 5 RAbgdO. zur GrErwSt. 
erangezogen und den Einſpruch als unbegründet zurückgewieſen. 
Auf Berufung hat das Fincher. die BeſchwGGegner von der Steuer 
ſreigeſtellt. 
* Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. Das FinGer. hat die Prü⸗ 
jung unterlaſſen, ob die W.⸗Geſellſchaft zur Zeit der Abtretung der 
Geſchäftsanteile nicht bereits das wirtſchaftliche Eigentum der von 
ir durch Vertrag v. 20. April 1921 erworbenen Grundſtücke erlangt 
hatte. Der Senak hat ſchon in der Entſch. NFH.6, 314 entſchieden, 
aß zur Anwendung des 83 die grundbuchmäßige Eintragung des 
Gihentums nicht erforderlich iſt, daß es vielmehr genügt, wenn die 
eſellſchaft i. S. 8 80 Abſ. 1 NAD. wirtſchaſtliches Eigentum an 
rundſtücken beſizt. Da das FinGer. dies verkannt hat, war die 
elgef. Entſch. wegen Rechtsirrtums aufzuheben und die nichtſpruch⸗ 
eife Sache an das FinGer. zur anderweiten Entſch. zurückzu⸗ 
erweiſen. 
8 Das Fincher. wird die nach Vorſtehendem noch erforderliche 
Seftftelfung, ob das wirtſchaftliche Eigentum der durch Kaufvertrag 
15250 April 1921 erworbenen Grundſtücke ſchon vor dem 11. Jan. 
0 22 auf die W.⸗Geſellſchaft übergegangen iſt, nachzuholen haben. Vor⸗ 
. iſt jedoch zu unterſuchen, ob die Beſchwäzegner überhaupt zur 
Steuer herangezogen werden können, ſofern die W.⸗Geſellſchaft zur 
eit der Abtretung der Geſchäftsanteile Grundſtücke beſeſſen hat. 
Un dieſer Richtung hin weiſen die BeſchwGegner zutreffend auf das 
Art. v. 23. Juli 1926 II A 348/26 (Steuer u. Wirtſch. V Nr. 523) 
Per Dort iſt ausgeſprochen, daß die Frage, ob alle Anteile einer 
Sal onenvereinigung in einer Hand vereinigt find, lediglich rechtlich 
Er nicht wirtſchaftlich zu entſcheiden iſt. Damals lag der Fall jo, 
eine Rechtsperſonlichkeit ſämtliche Anteile einer GmbH. in ihrer 
and vereinigt hatte, und zwar zum Teil für ſich, zum Teil als 
ein abänber für einen Dritten. Der Senat hat die Frage der Ver⸗ 
1 aller Anteile in einer Hand lediglich vom rechtlichen Stand⸗ 
Punkt aus betrachtet und hier bejaht. Jetzt iſt der Fall zu ent⸗ 
eiden, daß zwei verſchiedene Rechtsperſönlichkeiten die ſämtlichen 


I 
Anteile erworben haben, wenn auch wirtſchaftlich für denſelben 
ritten. Die Betrachtungsweiſe kann aber auch hier nur auf den 


Achtlichen Geſichtspunkt abgeſtellt werden. Rechtlich aber ſind die 
le von mehreren Perjonen erworben, eine Vereinigung in 
. Hand hat alſo nicht ſtattgefunden, ſo daß die Anwendung des 
hi bal ſcheidet. In Frage kommt aber die Anwendung des 8 5 
lic add. ſofern ein Mißbrauch von Formen und Geſtaltungsmög⸗ 
5 eiten des bürgerl. Rechts vorliegt. Nach dieſer Richtung hin iſt 
bleib albeſtand noch nicht geprüft. Das bleibt nachzuholen. Dabei 


t zu unterſuchen, welche rechtliche Geſtaltung gegebenenfalls den 
3 ſuchen he rechtliche Geſtaltung gegebenenf 


St Zu 4. Die Entſch. baut die Rechtſprechung des R§H. über die 
Rech erpflicht bei der Ermächtigung, über ein Grundſtück auf eigene 
ſie mung zu verfügen, weiter aus. Die Ermächtigungsgeſchäfte, wie 
ſchlie . 12, 259, 260 im einzelnen darlegt, ſind nicht als aus⸗ 
t lebliche Aufzählung aufzufaſſen, ſondern bedeuten nur Vertrags⸗ 
a, die nach Lage des Falls die Vorausſetzungen des 8 5 Abſ. 4 
dechtlie erfüllen können. Bürgerlich⸗ rechtliche Wirkungen und ſteuer⸗ 
For iche Erforderniſſe kreuzen ſich hier vielfach. Der Mangel der 
rer 8313 BOB. führt dazu, eine Ermächtigung i. S. des 8 5 
ſowej Ziff. 5 GreErwStch. unbedingt zu verneinen. Nur wenn und 

eit die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung in das 
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wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprochen haben würde. In dieſer Be⸗ 
ziehung wäre möglich, die Vereinigung der ſämtlichen Geſchäfts⸗ 
antelle der W.⸗Geſellſchaft in der Hand eines der beiden Beſchw⸗ 
Gegner oder in der Hand der D.⸗Werke. Danach wäre auch 
die Frage zu encſcheiden, wer Steuerſchuldner iſt und als ſolcher in 
Anſpruch genommen werden kann. 
(At Fg., II. Sen., Urt. v. 11. Marz 1927, 2 A 609/26.) 
* 


4. 8 5 Abſ. 4 Nr. 2, § 23 Abſ. 1b Nr. 4 GrErw St. 
Die Steuerpflicht der Abtretung der Rechte aus einem 
Vertragsantrage fällt auch dann weg, wenn durch Annahme 
des Antrags ein Veräußerungsgeſchäft zuſtande gekommen 
iſt, dieſes aber, ohne zum Eigentumsübergange geführt 
zu haben, wieder aufgehoben wird und nicht mehr die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, z. B. wegen Friſtablaufs, daß die Abtre⸗ 
tung der Rechte noch zu einem Eigentumsübergange führt.“) 

Wie NFH. 12, 258 darlegt, bedarf eine Ermächtigung i. ©. des 
85 Abs. 4 Nr. 5 GrErwStG. zu ihrer Rechtswirkſamheit der öffentl. 
Beurkundung gem. 8 313 BGB. Allerdings iſt an und für ſich bei Voll⸗ 
machten, die zur Übertragung von Grundbeſitz ermächtigen, nicht die 
Beobachtung beſonderer Formen vorgeſchrieben (3 167 Abſ. 2 BGB.). 
Eine Vollmacht erfüllt aber nur dann die Erforderniſſe der Steuer⸗ 
pflicht aus 85 Abſ. 4 Nr. 5, wenn der Auftraggeber (Vollmacht⸗ 
geber) ſich dem Vollmachtnehmer gegenüber gebunden, d. h., wenn er 
ſich im Verhältnis zu dieſem wirtſchaftlich des Grundbeſitzes entäußert 
hat. Auch das iſt in der bezeichneten Entſch., entſprechend der früheren 
Rechtſprechung, ausgeführt. Daraus folgt, daß die Ermächtigung die 
gewünſchte bürgerlich-rechtliche Wirkung nur dann ausüben kann, 
wenn ſie der für Grundſtücksübertragungen vorgeſchriebenen Form 
entſpricht. In dem am 10. Juli 1923 entſchiedenen Falle konnte die 
Steuerpflicht nur deshalb bejaht werden, weil der Mangel der Form 
durch den ſpäteren Eigentumsübergang auf den vom Bevollmächtigten 
gewonnenen Käuſer geheilt war. Im vorliegenden Falle hat die Ge⸗ 
ſamtheit der ſchuldrechtlichen Gefchäfte nicht zum Eigentumsübergange 
geführt. Der ſchließlich zuſtande gekommene Kaufvertrag iſt vielmehr 
wieder aufgehoben worden. 

Hieraus ergibt ſich bez. der aus $5 Abſ. 4 Nr. 5 feſtgeſetzten 
Steuer die Freiſtellung des Beſchwerdeführers. 

Auch die für die Abtretung der Rechte aus dem Angebote ſeſt⸗ 
geſetzte Steuer kann nicht beſtehen bleiben, weil die Vorausſetzungen 
des 823 Abſ. 1b Nr. 4 gegeben find. Dort heißt es: „Die Steuer⸗ 
ſtelle hat die Steuer auf Antrag zu erlaſſen oder zu erſtatten: wenn 
der Antrag zur Schließung eines Veräußerungsgeſchäfts ... (8 5 
Abſ. 4 Ziff. 2) fortgefallen iſt, ohne daß das Veräußerungsgeſchäft 
zuſtande gekommen iſt.“ Der Große Senat des NY. hat in der 
Entſch. v. 20. März 1922 (RF. 9, 19) dieſe Vorſchrift dahin aus⸗ 
gelegt, daß die Steuerpflicht des Zwiſchengeſchäfts wegfällt, wenn ſich 
ſpäter der Vertragsantrag durch Friſtablauf oder Ablehnung erledigt. 
Nun iſt allerdings vorliegend der Vertragsantrag angenommen, alfo 
zunächſt nicht durch Friſtablauf oder Ablehnung erledigt worden. Die 
Annahme des Vertragsantrags war aber nicht von Dauer, da der 
durch die Annahme zuſtande gekommene Vertrag wieder aufgehoben 
worden iſt. Damit hat ſich auch der Vertragsautrag endgültig (durch 
Friſtablauf) erledigt, weil die Friſt zur Annahme des Antrags am 
15. Dez. 1923 abgelaufen war und eine nochmalige Annahme ſchon 
aus dieſem Grunde nicht denkbar iſt. 

Allerdings ſind durch die Auſhebung des Kaufvertrags nicht alle 
Wirkungen der Abtretung der Rechte aus dem Vertragsantrage be⸗ 
ſeitigt. Der Beſchwerdeführer hat ſich für die Abtretung ein Entgelt 
ausbedungen, und es mag ſein, daß er dieſes nicht zu erſtatten braucht. 
Das trifft indeſſen nicht das Weſen der Sache. Wenn überhaupt kein 
Kaufvertrag zuſtande kommt, kann es nicht zweifelhaft ſein, daß 
Steuerfreiheit eintritt, gleichviel, ob für die Abtretung der Rechte 
aus dem Vertragsantrag ein Entgelt vereinbart iſt oder nicht und ob 
der Abtretende, wenn der Antrag ſich erledigt, das Entgelt behalten 
darf oder nicht. Es iſt nicht einzuſehen, warum die Rechtslage anders 
fein ſollte, wenn zunächſt der Antrag angenommen, dann aber das 
Veräußerungsgeſchäft wieder aufgehoben wird. Der Sinn des 85 
Abſ. 4 Nr. 5 in Verb. mit 8 23 Abſ. 1b Nr. 4 iſt der, daß, wenn 
kein Veräußerungsgeſchäft zuſtande kommt und nicht mehr zuſtande 
kommen kann, der Vertragsantrag und die Abtretung der Rechte aus 
ihm, ſoweit Übertragung einer Verfügungsmacht in Frage kommt, 


Grundbuch eingreift, können die im 85 Abſ. 4 GrErwStG. ge 
nannten, im Grundſtücksgeſchäft häufig zu findenden Rechtsgeſchäfte 
ſteuerpflichtig werden, wenn bürgerlich⸗rechtlich für das zugrunde lie⸗ 
gende Geſchäft der 8 313 Anwendung findet. Im vorliegenden Falle 
iſt weiterhin zu prüfen geweſen, ob die Steuerpflicht ſich nicht aus 
85 Abſ. 4 Ziff. 2 GrErwStcz. ergab. Man wird der vorſichtigen 
Weiterbildung der Grundgedanken der Entſch. des Großen Senats des 
RF. 9, 19 zuſtimmen können, da der durch die Annahme zuſtande 
gekommene Vertrag wieder aufgehoben wurde. Wirtſchaftlich jeden⸗ 
falls iſt die Entſch. des RFH. zutreffend und deshalb auch ſteuer⸗ 
rechtlich zu begrüßen. LG Dir. Dr. F. Schulze, Charlottenburg. 
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keine Wirkung mehr ausüben, und das iſt ebenſo, wenn zwar ein 
Veräußerungsgeſchäft zuſtande gekommen iſt, dieſes aber wieder auf⸗ 
gehoben wird, ohne daß die Möglichkeit beſteht, daß die Abtretung 
3. B., wie hier, durch Friſtablauf zu einem Eigentumsübergange führt. 
Daß der Geſetzgeber, ebenſo wie der Große Senat in der gedachten 
Entſch., nicht einen Fall der hier vorliegenden Art ins Auge gefaßt 
hatte, hindert nicht, den Wortlaut, dem Sinne des Geſetzes ent⸗ 
ſprechend, ausdehnend auszulegen. Im 8 23 iſt in weitherzigſtem 
Maße Erlaß und Erſtattung vorgeſchrieben von dem Geſichtspunkt 
aus, daß, wenn der frühere Zuſtand rechtlich gar nicht verändert war 
oder wenn er wiederhergeſtellt wird, der bloße Umſtand, daß einmal 
eine Steuerpflicht ſcheinbar oder tatſächlich entſtanden war, unter den 
beſonderen Vorausſetzungen des Paragraphen dem Wegfall der Steuer 
nicht im Wege ſtehen und die Sache ſo angeſehen werden ſoll, wie 
wenn inzwiſchen überhaupt keine Rechtshandlungen vorgenommen 
worden wären. 

(RFH., II. Sen., Urt. v. 26. März 1926, II A 83/26.) 

* 

5. 8 11 GrErwStG.; 8140 RAbgO. Die Vorſchrift 
des 8 140 findet auch auf die GrErwSt. Anwendung. 
Demgemäß iſt bei Bewertung eines Grundſtücksbruchteils 
nicht zu berückſichtigen, daß Bruchteile für ſich im all- 
gemeinen ſchwerer verkäuflich find als das Grundſtück 
im ganzen. f) 

Der Grundſtückswert am 30. Jan. 1925 iſt von dem Finger. 
auf 44 700 46 feſtgeſtellt. Von dieſem Werte hat aber das FinGer. 
einen Abſchlag von 10% gemacht, weil es ſich um den Verkauf 
einer ideellen Grundſtückshälfte handelt und eine ſolche 
ſchwerer verkäuflich ſei, als das ganze Grundſtück. 

Die Rechtsbeſchwerde der Steuerſtelle rügt insbeſ. Verletzung 
des 8 140 RAbgd. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. Nach § 140 RAbgd. iſt 
in der Regel der Wert im ganzen zu ermitteln, wenn ein Gegenſtand 
mehreren zuſteht; der Wert iſt alsdann jedem Beteiligten nach Ver⸗ 
hältnis ſeines Anteils zuzurechnen. Das FinGer. iſt der Anſicht, 
daß hier ein Ausnahmefall von der Regel vorliegt, weil der Anteil 
ſchwerer verkäuflich ſei als das Ganze. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Wenn es ſich um ein eine wirtſchaftliche Einheit bildendes 
Grundſtück handelt, wird das ganze Grundſtück wohl meiſt leichter 
verkäuflich ſein als ein Anteil daran, ſo daß für einen Anteil faſt 
ſtets ein niedrigerer Preis erzielt werden wird, als er dem Anteil 
an dem ganzen Grundſtück entſpricht. Trotzdem hat der Geſetzgeber 
vorgeſchrieben, daß für die Beſteuerung der verhältnismäßige Anteil 
an dem im ganzen ermittelten Werte maßgebend iſt, und es würde 
zu einer tatſächlichen Beſeitigung des § 140 führen, wollte man 
dieſen Fall ſtets als eine Ausnahme behandeln. Demgemäß hat der 
Sen. in dem Urt. v. 23. Nov. 1926, II A 532/261) (St. u. Wirtſch., 
6. Jahrg. Ah bereits entſchieden, daß bei Feſtſtellung des Wertes 
eines Grundſtücksbruchteils nicht in Betracht gezogen werden darf, 
daß ein Bruchteil für ſich ſchwerer verkäuflich iſt als das Grund⸗ 
ſtück im ganzen. 

Allerdings iſt Ott, GrErwStG., 3. Aufl. S. 303 Anm. 32 
zu 811 der Anſicht, daß 8 140 auf die GrErwSt. überhaupt nicht 
anwendbar ſei, und auch Becker, R Abg., 5. Aufl. S. 342 Anm. 3 
zu 8140, äußert nach dieſer Richtung hin Zweifel. Wenn Ott zur 
Begründung ſeiner Anſicht geltend macht, die Veräußerung eines 
Grundſtücks im ganzen ſei rechtlich und wirtſchaftlich etwas anderes 
als die Veräußerung dieſes Grundſtücks nach Bruchteilen, ſo kann 
damit die Anwendbarkeit des $ 140 nicht beſeitigt werden. Denn 
§ 140 enthält nur eine Wertberechnungsvorſchrift und kame deshalb 
überall zu Raum, wo der Wert eines Grundſtücksanteils feſtzuſtellen 
if. Becker geht davon aus, daß § 140 zunächſt wenigſtens nur für 
Fälle beſtimmt iſt, in denen der Gegenſtand durch die Beſteuerung 
der einzelnen Beteiligten im Ergebnis im ganzen erfaßt wird, wie 
z. B. bei der VermSt. Es mag richtig fein, daß der 8 140 feine Ent⸗ 


Zu 5. Man wird wohl — im Gegenſatz zu den in der Entſch. 
angeführten Schriftſtellern und in Übereinſtimmung mit dem RF. 
— zu der Auffaſſung gelangen müſſen, daß 8 140 RAbgD. ebenjo 
wie die unmittelbar vorhergehenden Paragraphen auf das GrErw⸗ 
StG. anzuwenden ſind. Es iſt m. E. kein durchſchlagender Grund 
erſichtlich, aus dem dies anders ſein ſollte. Es iſt aber zuzugeben, 
daß die Anwendung des 8 140 RAbgo. auf das GrErwStG. zu 
einer Schwierigkeit führt, deren auch der Rh., wie mir ſcheint, 
nicht Herr geworden iſt und die reſtlos wohl überhaupt nicht zu 
löſen iſt. Es handelt ſich um die durch den $ 140 verurſachte Not⸗ 
wendigkeit, das Verhältnis zwiſchen Regel und Ausnahme zu be⸗ 
ſtimmen. RH. führt aus, für den Anteil werde faſt ſtets ein ge⸗ 
ringerer Preis erzielt, als dem Anteil am ganzen Grundſtück ent⸗ 
ſpreche; wollte man den Anteilsverkauf daher ſtets als Ausnahme 
von der Regel des 8 140 betrachten, ſo würde dies zu einer tatſäch⸗ 
lichen Beſeitigung des § 140 führen; deshalb dürfe der Umſtand, 
daß ein Bruchteil für ſich ſchwerer verkäuflich ſei als das Grundſtück 

1) JW. 1927, 1445. 


ſtehung den aus den direkten Steuern hergeleiteten Erwöigunge⸗ 
verdankt; das ſtünde aber nicht im Wege, ihn auch auf die © 
ErwSt. anzuwenden. Namentlich, wenn der Grund für die Vorſchriſt 
des § 140 rein fiskaliſch darin geſucht werden müßte, daß dem 
Reiche nichts entgeht, it nicht erſichtlich, warum dann die Antven⸗ 
dung auf die GrErwSt. ausgeſchloſſen ſein ſollte. Der Senat glaubt 
aber, den Grund für die Vorſchrift in etwas anderem finden zu 
ſollen. Der Geſetzgeber hat mit dieſer Vorſchrift die Schwierigkeiten 
beſeitigen wollen, die ſich bei der Schätzung von Grundſtücksantellen, 
die mehreren Perſonen zuſtehen, immer ergeben werden, indem 
die Berückſichtigung der in der Perſonengemeinſchaft liegenden ber 
ſonderen Verhälkniſſe bei der Verſteuerung ausſchloß. Demgemäß iſt d 
ſchon im § 138 RAbgO. enthaltene geſetzgeberiſche Gedanke, daß bei der 
Ermittlung des gemeinen Wertes beſondere und lediglich perſönlich' 
Verhältniſſe nicht zu berückſichtigen find, im § 140 für Bruchteile 
eigentum noch beſonders zum Ausdruck gebracht worden. Hiervon 
ausgehend kann das Anwendungsgebiet des § 140 kein ander 
fein, als das der 88 137 u. 138, wie zudem auch der Geſetzester 
und der Aufbau keinerlei Einſchränkung erkennen laſſen. Insbe⸗ 
ſondere ſpricht auch nicht der 2. Halbſ. des 8 140, wonach der im 
ganzen ermittelte Wert jedem Beteiligten nach Verhältnis ſeines un 
teils zuzurechnen iſt, gegen die hier vertretene Auffaſſung. Sieh 
man in ihm mehr als eine nicht ganz gelungene Faſſung, ſo hat 
er Bedeutung, wenn z. B. zwei Bruchteilseigentümer (etwa Eheleute) 
ihre Bruchteile, alſo das ganze Grundſtück, gleichzeitig veräußern. 
Dann iſt es nicht zuläſſig, jeden Bruchteil für ſich zu bewerten, JO 
dern das Grundſtück wird im ganzen bewertet und der Wert jedem 
nach Verhältnis ſeines Anteils zugerechnet. 

(RFH., II. Sen., Urt. v. 17. Juni 1927, II A 221/27.) 


* 


6. 88 11, 12 GrErwStG.; 5 228 RA bg. a) Die — 
mittlungspflicht der Rechtsmittelbehörden darf bei Schal 
zungen geringfügiger Werte nicht überſpannt werden. 
b) Bleibt bei geringen Objekten der Kaufpreis nur a 
hältnismäßig wenig hinter dem zurück, was äußerftenfall 
als Grundſtückswert geſchätzt werden könnte, fo dürfen 
Preis und Wert als übereinſtimmend behandelt und de 
Preis der Verſteuerung zugrunde gelegt werden. 


Der Beſchwerdegegner hat durch Vertrag v. 15. Okt. 1925 . 
unbebaute Parzelle für 1000 % erworben und iſt am 17. Nov. 10 
als Eigentümer im Grundbuch eingetragen. Die Steuerſtelle PX 
den Grundſtückswert auf 1313,40 % und die Reichsſteuer 636 
nebſt Zufchlägen (4%) auf 91,95 46 feſt, und wies den Einſpruch a 
unbegründet zurück. Die Berufung hatte den Erfolg, daß die Steue⸗ 
unter Zugrundelegung des Kaufpreiſes auf 70 % ermäßigt wurbe⸗ 
Hiergegen richtet ſich die Rechtsbeſchwerde der Steuerſtelle. In einer 
anderen ähnlichen Sache war für die Aufhebung der dort ange, 
fochtenen BerEntſch. der erhebliche Unterſchied zwiſchen dem Kauf 
preis (2360 /) und dem von ber Steuerſtelle ermittelten Grund 
ſtückswerte (3727 M). Dieſer erhebliche Unterſchied ließ der Per 
mutung Raum, daß der Preis durch beſondere Umſtände beeinfluß 
und deshalb nicht ohne weiteres als gemeiner Wert des Grundſtüc 5 
i. S. § 138 RAbgO. anzuſehen war. Ein ſolch erheblicher Unterſchie 
zwiſchen Preis und Wert iſt im Streitfall nicht gegeben. Bei 0 
Unterſchied von etwa 300 % kann angenommen werden, daß U 
Preis unter gemeingewöhnlichen Umſtänden zuſtande gekommen 
Alsdann aber iſt er auch für die Verſteuerung maßgebend. In dieſem 
Falle bedurfte es für das FinGer. keiner Rückfragen bei 
Steuerſtelle über die Art der zum Vergleich herangezogenen Gru f 
ſtücke und keiner Anhörung des Kataſteramts über die Höhe be 
im Verhältnis zum Vorkriegswert anderweit erzielten Kaufpreise, 
fo daß die in dieſer Richtung ſich bewegenden Verfahrens rügen 
Steuerſtelle nicht begründet ſind. a 

Allerdings ſchreibt 8228 NAGGD. vor, daß die Redtsmitie 
behörden, ſoweit fie zur Nachprüfung tatſächlicher Verhältniſſe 
im ganzen, bei der Wertfeſtſtellung nicht in Betracht gezogen werden 
Das mag zugegeben werden; man kann aber mit gleichem Re 7 
auch umgekehrt ſchließen, daß, wenn man den geringeren Berkäut 
lichkeitswert nicht in Betracht zieht, nicht erſichtlich wäre, worin den 
die vom Geſetz nun einmal zugelaſſenen Ausnahmefälle beſte 
follten; die Worte „in der Regel“ wären bedeutungslos. Die Li 
des Widerſpruchs wird wohl die ſein, daß man den Faktor des I 
ringeren Verkäuflichkeitswertes nicht als ſtarr betrachten, ihm * ne 
einen abſoluten Einfluß im bejahenden oder verneinenden Sin 
auf die Ermittlung des Werts des ideellen Grundſtücksanteils 
ſchreiben darf. Er fol in der Regel nicht berückſichtigt werbe 
in Ausnahmefällen darf er nach Befinden der Behörden 
rückſichtigt werden. Es würde ſich alſo um eine Wertberechnun 1 
vorſchrift handeln, die dem Ermeſſen der Behörde Spielraum gewas er 
Freilich entſteht hierbei wieder die Schwierigkeit, nach welche 
Grundſätzen das Ermeſſen ausgeübt werden ſoll. Dem Workia 
des § 140 dürfte dieſe Löſung aber entſprechen. 


IR. Stillſchweig, Berlin. 
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rufen ſind, den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln haben. 
ſi ie Ermittlungspflicht darf aber nicht überſpannt werden. Wenn es 
lich bei Grundſtücksſchätzungen um fo geringfügige Objekte handelt wie 
im Streitfall und etwaige Ermittlungen nach den eigenen Angaben 
der Streitenden äußerſtenfalls nur zu einer den Kaufpreis wenig über⸗ 
bekeitenden Schätzung des Wertes führen können, iſt das FinGer. 
8 gt, von weiteren Ermittlungen abzuſehen und den Kaufpreis der 
werſteuerung zugrunde zu legen. Schätzungen beruhen ſtets mehr oder 
d eniger auf freiem Ermeſſen. Dies muß namentlich gelten, ſolange 
as FinGer., wie gegenwärtig, nach dem Stande der Geſetzgebung 
1 der Lage iſt, bei einem Streitwert von nur 21,95 % ohne wei⸗ 
Reh Aufklärung des Sachverhalts oder der Stellungnahme zu 
3 Gtäftagen nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden (vgl. $48 der 
h Steuer Not O.). 

(Rc., II. Sen., Urt. v. 15. März 1927, II A 630/26.) 

* 


. 7. 812 GrErwStG. Der Grundſatz, daß der in feſter 
aum me im Vertrag angegebene Kaufpreis als Kaufpreis 
laeſehen werden muß und eine Vereinbarung über Be- 
gung desſelben, fo durch Übernahme von geringver- 
flußlichen oder un verzinslichen Hypotheken, keinen Ein- 
Bert und nicht bei Hypotheken Platz greifen, die der 
turfwertung unterliegen. Es enthält keinen Rechtsirr⸗ 
5 wenn die Wertbemeſſung ſolcher Hypotheken ſich an 
A Anl. J der Durchf. z. Aufwb.vom 29. November 1925 
nlehnt. f) 
für Streitig iſt allein die Grundlage, auf welcher die Steuer 
I den am 4. Sept. 1925 erfolgten Erwerb des Grundſtücks zu ent⸗ 
10 feen iſt. Der Steuerpflichtige hat dafür einen Barpreis von 
owe RM. unter Übernahme der Wertzuwachs⸗ und Gr&rmöt. 
& ie einer Hypothek von 210000 PM. vereinbart und ift vom 
Reicteramt unter Aufwertung dieſer Hypothek mit 25% = 52 500 
eichsmark nach einem Kaufpreis von 68 167 RM. zur Steuer 
erangezogen. 
alle Die Frage, welcher Kaufpreis vorliegend vereinbart iſt, hängt 
ein von der Frage ab, mit welchem Betrage die übernommene 
ſeuermarkhypothek von 210 000 % anzuſetzen iſt. Die Steuer⸗ 
= nimmt 25% an, indem fie ſich auf 8 4 AufwG. und das Urteil 
90 preuß. OVG. v. 31. Okt. 1912 beruft, das Finanzgericht geht 
fest den für die vorzeitige Rückzahlung vom Reichsfinanzminiſter 
lbeſeßten Werten aus. Die letztere Anſicht iſt zutreffend. Nach 
2 Abf. 2 GrErwStG. beſtimmt ſich der Veräußerungspreis nach 
ſpre Geſamtbetrage der Gegenleiſtung. Das OVG. hat aus den ent⸗ 
krechenden Beſtimmungen des ZuwachsStch. entnommen, daß ent⸗ 
beeidend die ziffermäßig getroffene Vereinbarung ohne Rückſicht auf 
1 wirtſchaftlichen Wert ſei. Wenn die Steuerſtelle ſich auf dieſe 
bann ſtützt, ſo überſieht ſie, daß deren Vorausſetzungen hier über⸗ 
lese nicht zutreffen. Denn zunächſt geht dieſe Entſch., ebenſo wie die 
aut hn des bay. VerwGer . v. 3. Febr. 1913 und 6. Juli 1914 
1 Mitt. 1913, 125; 1914, 260), von dem Falle aus, daß ein 
bur der Geſamtpreis vereinbart und die Übernahme der Hypothek 
ouch zu deſſen Belegung beſtimmt iſt. In einem ſolchen Falle hat 
dem der Senat in einer Entſch. v. 10. März 1925 (II A 1188/24) 
f 5 rte der zur Preiserfüllung gewählten Leiſtung einen Einfluß 
en Inhalt der Preisvereinbarung verſagt. Aber jelbit wenn man 
on ausgehen würde, daß auch hier in der übernahme der Hypo⸗ 
ie Belegung eines Geſamtkaufpreiſes zu erblicken ſei, würde 
N Grundſatz des OVG. bei den vorliegenden beſonderen Verhältniſſen 
Rönn dem von der Steuerſtelle gewünſchten Ergebnis führen 
und z, Die Entſch. geht von einem gleichbleibenden Geldwert aus 
8 lehnt nur ab, an deſſen Stelle einen wirtſchaftlichen Wert zu 
lich „ Hier handelt es ſich aber um etwas anderes. Schon rein äußer⸗ 
5 müßte die Anwendung des vom OVG. aufgeſtellten Grundſatzes 
u führen, die übernommene Hypothek mit 210000 PM., d. h. mit 
zn BIER 


beſta gu 7. Der Entſch. ift unbedenklich beizupflichten. Der Tat⸗ 
ſamm gab keinen Anlaß, andere Fragen zu krörtern, die im Zu⸗ 
ſtückzenhang mit der Materie ſtehen. Wäre der Erwerb des Grund⸗ 
werte, vor der Aufwertungsgeſetzgebung erfolgt und hätte der Er⸗ 
mit ir die Möglichkeit gehabt, die Hypothek vor dem 15. Juni 1922 
A ihrem Papiermarkwert abzulöſen, ſo wäre die Hypothek nur mit 

ge geringen aus der Umrechnung in Goldmark ſich ergebenden Ve⸗ 
und es zuſeßen. Der Kaufpreis wäre eben ein beſonders niedriger, 
er Mzdlelte keinen Unterſchied ausmachen, ob der Erwerber von 
tatſzh §glichkeit, die Hypothek vor dem 15. Juni 1922 abzulöſen 
min lich Gebrauch gemacht hat. Es würde eine erhebliche Ver⸗ 
15, 06 rung der GrErwst. eintreten. Iſt die Hypothek erſt nach dem 
mg re 1928 abgelöſt worden, weil ihre Ablöſung rechtlich früher nicht 
liegt ft war (ſie wurde erſt nach dieſem Zeitpunkt fällig), ſo unter⸗ 

W der Aufwertung kraft Rückwirkung, und es treten für ihre 
Geimbſüe die vom Ac. in der Textentſcheidung entwickelten 
auf be ein. — Ahnliche Fragen treten bei der Wertzuwachsſteuer 

und zwar namentlich bei der Bemeſſung des Erwerbspreiſes, der 
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uß darauf beſitzt, kann nur bei gleichbleibendem Geld-, 
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Null zu bewerten, und würde dann der hier zur Entſch. ſtehenden 
Frage keine Grundlage geben. Fraglich iſt hier vielmehr, wie, von 
der Tatſache ausgehend, daß bei der veränderten Geldbedeutung die 
ziffermäßige Vereinbarung eben nicht mehr maßgebend ſein kann, 
deren Betrag anderweit zu beſtimmen iſt. Und da wird der Stand⸗ 
punkt der Steuerſtelle dem AufwG. nicht gerecht, wenn er ſich aus» 
ſchließlich auf deſſen § 4 ſtützt. Denn dabei überſieht er, daß $4 ge 
ſetzlich durch § 25 derart eingeſchränkt iſt, daß die volle Schuld erſt 
am 1. Jan. 1932 eintritt, und durch § 28 dahin, daß erhebliche Zins⸗ 
beſchränkungen beſtehen. Derartige geſetzliche Einſchränkungen können 
vertraglichen nicht gleichgeſtellt werden, denn während letztere freie 
Parteivereinbarungen über eine feſtſtehende Schuld darſtellen, ſind 
erſtere untrennbare Beſtandteile dieſer Schuld ſelbſt derart, daß ſie 
deren Nennbetrag beeinfluſſen. Die Aufwertung erfolgt eben nicht zu 
25%, ſondern nur zu einem um den Wert der Beſchränkungen ver⸗ 
minderten Teilbetrage dieſes Satzes. Bei der Ermittelung dieſes 
Wertes iſt nun der Vorderrichter von den Grundfägen ausgegangen, 
welche die DurchfVO. zum AufwG. v. 29. Nov. 1925 für den je⸗ 
weiligen Barwert der am 1. Jan. 1932 fälligen Forderung aufſtellt, 
und hat zur Ermittelung des Wertes am 4. Sept. 1925 den Wert 
v. 1. Jan. 1926 zugrunde gelegt. Dagegen iſt nichts einzuwenden. 
Allerdings kann dieſen für andere Zwecke beſtimmten Grundſätzen 
für die hier zu treffende Entſch. Geſetzeskraft nicht beigelegt werden; 
ſie geben aber einen brauchbaren Anhalt, weil ſie dartun, mit welchem 
baren Aufwand ſich der Steuerpflichtige zur Zeit der übernahme von 
der übernommenen Verpflichtung befreien konnte (825 Abſ. 2 AufmG.), 
und verdienen deshalb den Vorzug vor der von dem Steuerpflichtigen 
vorgeſchlagenen, auf willkürlichen und der Veränderung unterworfenen 
Vorausſetzungen aufgebauten Berechnungsweiſe. Sie entſprechen in⸗ 
ſoweit auch dem 8 143 RAbgd. 
(RFH-, II. Sen., Urt. v. 2. Juli 1926, II A 303/26.) 
* 


8. 8 5 Abf. 2 GrErw&tG. Über die Art, wie ber für 
die Steuerberechnung maßgebende Unterſchied des Wertes 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes und des Eigentumsüber⸗ 
ganges feſtzuſtellen iſt. 

Durch Vertrag v. 2. Okt. 1922 verkaufte L. an die Off. 
M. Söhne & Co. eine Anzahl Trennſtücke. Die Trennſtücke wur⸗ 
den am 30. Mai 1924 im Grundbuch auf die Käuferin um⸗ 
geſchrieben. Der Eigentumsübergang gab der Steuerſtelle Anlaß, 
den Veräußerer, der die Steuer im Vertrage übernommen hatte, 
auf Grund des 85 Abſ. 2 zur Grunderwerbſteuer zu veranlagen. 
Der Beſteuerung wurde ein gemeiner Wert von 50000 RN zu⸗ 
grunde gelegt. 

Nachdem der Herangezogene Einſpruch eingelegt hatte, nahm 
die Steuerſtelle von der Einziehung der Steuer Abſtand und ließ 
einen gleichlautenden Veranlagungsbeſcheid der Erwerberin zugehen. 
Dieſe legte ebenfalls Einſpruch ein. Die Steuerſtelle wies den Ein⸗ 
ſpruch als unbegründet zurück. Sie ging jetzt davon aus, daß 
Bemeſſungsgrundlage der Wertunterſchied des Grundſtücks 

wiſchen dem Tage des Kaufvertrags und des Eigentumsüberganges 
fei Den Wert für den 2. Okt. 1922 nahm fie auf 1014 AN an, 
den für den 30. Mai 1924 auf 50 000 AM, den Unterſchied alſo 
auf 48 986 MN. 

Gegen dieſen Beſcheid legte die Erwerberin Berufung mit 
dem Antrag auf Freiſtellung ein, da der Wert ſich nicht erhöht 
habe. Der Veräußerer erklärte, daß er dem Berufungsverfahren 
beitrete. Durch vorläufigen Beſcheid v. 1. April 1926 ſetzte der 
Finanzgerichtsvorſitzende die Steuer auf 672 , herab. Er ſchloß 
ſich dem Gutachten eines von ihm gehörten Sachverſtändigen an, 
der den Wert des Grundſtücks für den 2. Okt. 1922 auf 6100 AN 
und für den 30. Mai 1924 auf 14500 „/ ſchätzte. Von dem ſich 
hiernach ergebenden Wertunterſchiede (8400 AN) fette der Fi⸗ 
nanzgerichtsvorſitzende die Steuer (89%) feſt. 

Sowohl die Steuerſtelle als auch die beiden Veräußerungs⸗ 
beteiligten legten Rechtsbeſchwerde ein. 


vom Veräußerungspreis abzuziehen iſt. Hier könnte die oben ge⸗ 
zogene Folgerung, daß bei der Ablösbarkeit der Hypothek vor dem 
15. Juni 1922 der Erwerbspreis ſehr niedrig ausfallen würde, für 
die Beteiligten recht unangenehm werden; die Wertzuwachsſteuer 
würde hier ſehr hoch werden. Dieſes unbillige Ergebnis vermeidet 
die Berliner Wertzuwachsſteuerordnung in ihrem dritten Nachtrage 
v. 27. Jan./7. Mai 1926 für den Fall, daß der Erwerber die Hypo⸗ 
thek in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt. Hier iſt, ohne die 
oben hervorgehobenen Unterſcheidungen, beſtimmt, daß der Wert der 
Hypothek für die Berechnung des Erwerbspreiſes mindeſtens 
mit dem gleichen Betrage einzuſtellen iſt, wie er bei der Berechnung 
des neuen Veräußerungspreiſes in Anſatz gebracht worden 
iſt. Die in der Textentſcheidung für die Grunderwerbsſteuer 
entwickelten Grundſätze der Bewertung der Hypothek ſind hiernach 
für die Berliner Wertzuwachsſteuer nicht ohne weiteres anzuwenden, 
ſondern nur, wenn vereinbarungsgemäß der Erwerber die 
Hypothek in der nach dieſen Grundſätzen zu berechnenden Höhe über⸗ 
nimmt. IR. Stillſchweig, Verlin. 
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Zutreffend iſt das Finder. davon ausgegangen, daß der Un⸗ 
terſchied der Grundſtückswerte zwiſchen dem Tage des Vertrags⸗ 
ſchluſſes und des Eigentumsüberganges für die Steuerberechnung 
maßgebend iſt. Die Werte für dieſe beiden Tage müſſen nach ein⸗ 
heitlichen Grundſätzen ermittelt werden. Das Ergebnis, zu dem das 
Fincher. kommt, läßt ohne weiteres erkennen, daß die Wert⸗ 
ermittlungen fehlerhaft ſein müſſen. Denn es widerſpricht allen 
Erfahrungen, daß der innere Wert des Grundſtücks (und nur 
auf dieſen kommt es an) in wenig mehr als 1½ Jahren um 
mehr als 100 v. H. geſtiegen ſein ſollte. Der Fehler des Gut⸗ 
achtens, dem das Finder. folgt, liegt darin, daß der Sachverſtän⸗ 
dige bei Schätzung des Anfangswerts von dem vereinbarten Preiſe 
ausgeht. Der Senat hat aber in der Entſch. v. 21. Nov. 1924 
(RF H. 14, 329) ausgeführt, daß für die Zeit des ſtarken Wäh⸗ 
rungsverfalls die Preiſe keinerlei Wertmeſſer mehr gebildet haben 
und daß man unabhängig von vereinbarten Papiermarkpreiſen 
zur Feſtſtellung des gemeinen Wertes kommen müſſe. Er hat es 
als nicht rechtsirrtümlich gebilligt, daß bei Mietgrundſtücken in 
großen Verkehrsmittelpunkken wie Berlin ein Satz von wenig⸗ 
tens 15/,00 des Vorkriegswerts als gemeiner Wert angeſetzt 
werde. Für Grundſtücke in kleinen Orten und für nicht durch Ver⸗ 
mietung genutzte Grundſtücke hat er vielfach erheblich höhere Hun⸗ 
dertſätze bis zu 100/,00 nicht beanſtändet. 

Deshalb war die angefochtene Entſch. auf die Rechts⸗ 
beſchwerde des Erwerbers und ſeines Streitgenoſſen aufzuheben. 
Derſelbe Grund führt auch die Rechtsbeſchwerde der Steuer⸗ 
ſtelle zum Erfolge. Denn wenngleich es wahrſcheinlich iſt, daß 
die weitere Behandlung der Sache zu einer Ermäßigung der vom 
Fincher. feſtgeſetzten Steuer führen wird, iſt es doch nicht ganz 
ausgeſchloſſen, daß eine Erhöhung Platz greift. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. Es bleibt zu unterſuchen, um 
wieviel der innere Wert des Grundſtücks zugenommen hat. Es 
iſt zweckmäßig, von einem der beiden in Frage ſtehenden Werte 
auszugehen und zunächſt feſtzuſtellen, ob überhaupt eine Wert⸗ 
unahme in Betracht kommt. Hierbei kann z. B. von Bedeutung 
An, ob es ſich um Bauland handelt und ob ſich ſeit Befeſtigung 
der Währung die Bauluſt oder die Kapitalkraft der Bauluſtigen 
geſteigert hat. Wird vom Endwert ausgegangen, fo wird der nach 
dem Reichsbewertungsgeſetze ſeſtgeſtellte Einheitswert, auf den 
die Steuerſtelle hinweiſt, nicht unbedingt maßgebend ſein können, 
weil er nicht ohne weiteres den gemeinen Wert darſtellt. Würde 
z. B. der Anfangswert auf 5%90 des Vorkriegswerts (58 000 4, 
wie der Sachverſtändige annimmt), d. h. auf 17400 % ermittelt, 
fo würde, falls eine Wertſteigerung um ½1õỹe angenommen wird, 
der Endwert 19 140 % betragen, die Stener alſo nach einem Be⸗ 
trage von 1740 % zu berechnen fein. Würde andererſeits der 
Endwert z. B. auf 50000 „% und die Wertſteigerung auf ½10 
angenommen, ſo würde der Anfangswert 45 454,54 % und der 
Unterſchied 4545,54 AN, die Steuer 363,60 AH betragen. 

(Röch., II. Sen., Urt. v. 18. März. 1927, II A 49/27.) 
* 


9. 815 GrErwStG. 

a) Die Anwendung des 8 15 iſt nicht ausgeſchloſſen 
bei Veräußerung eines Grundſtücks von einer Off. an 
eine ganz oder zum Teil perſonengleiche andere. 

b) Berechnung der Steuer. f) 

Die beſchwerdeführende OHG. R. & Co. erwarb von der in 
Liquidation befindlichen OHG. N. mehrere Grundſtücke zum Preiſe 
von 84500 GM., und erhielt ſie am 7. Juli 1924 durch Umſchrei⸗ 
bung im Grundbuch übereignet. Die alleinigen Geſellſchafter der 
Firma R. & Co. waren der Fabrikant R. und der Kaufmann K., die 
der Firma N. der vorgenannte R. und der Rechtsnachfolger des ver⸗ 
ſtorbenen Fabrikanten N. Über die der Verteilung der Liquidations- 
maſſe der Off. zugrunde zu legende Höhe der Kapitalanteile der 
Geſellſchafter R. und N. ſchwebt vor den ordentl. Gerichten ein 
Rechtsſtreit, in dem R. ſeinen Kapitalanteil auf 65,7% des Ver⸗ 
mögens der Geſellſchaft anzuſetzen begehrt. 

Die Steuerſtelle ſetzte die Steuer auf 8% von 59 865 (65% 
von 92 100) feſt, indem ſie unter Anwendung des 8 15 den von ihr 
entſprechend der Angabe im Kaufangebote mit 35% angenommenen 
Anteil des Geſellſchafters R. am Vermögen der veräußernden Off. 
unberückſichtigt ließ. 

Der Rechtsbeſchwerde kann ein Erfolg nicht verſagt werden. 


Zu 9. Die oben entſchiedene Frage, ob bei der Veräußerung 
eines Grundſtücks von einer Off G. an eine ganz oder teilweiſe 
perſonengleiche andere OHG. die Vergünſtigung des § 15 GrErwStG. 
Platz greift, war bisher ſtreitig. Ich hatte die Frage in meiner Aus» 
gabe des Geſetzes Anm. 4 zu § 15 bejaht, ebenſo Lindemann, 
Anm. 4 zu 8 15 im Anſchluß zu RF. 10, 311; Boethke⸗Berg⸗ 
ſchmidt, Anm. 4 zu 8 15; a. M. Ott, Anm. 17 zu § 15. Der RFH. hat 
ſich in der obigen Entſch. auf den bejahenden Standpunkt geſtellt 
und den RF. 10, 311 für den Übergang von einer Erbengemein⸗ 
ſchaft auf eine perſonengleiche Kommanditgeſellſchaft bereits ausge⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Es iſt die Rüge begründet, 8 15 ſei durch Nichtanwendung DE 
letzt. Zu Unrecht glaubt die Berkntſch., ſich für ihre Anſicht auf 
NH. 17, 40 ſtützen zu können. Gewiß iſt es richtig, daß dieſelben 
Perſonen mehrere OHG. bilden können oder eine Perſon ſich an 
mehreren OFfH®. beteiligen kann und daß die mehreren Geſellſchaften 
ſodann in einen rechtsgeſchäftlichen Verkehr miteinander zu trel m 
vermögen. Damit aber iſt für die Entſch. über die Anwendbarkel 
des 815 im Falle der Veräußerung eines Grundſtücks von FE 
OHH®. an eine ganz oder zum Teil perſonengleiche DffHG. nicht 
gewonnen. Grundſätzlich geht das GrErwSich. von der Anſchauuntg 
aus, daß im Falle der Veräußerung eines Grundſtücks aus der or 
ſamthand an einen Mitberechtigten und im Falle des Erwerbes eines 
Grundſtücks durch die Geſamthand von einem Mitberechtigten ohne 
eine Sondervorſchrift eine Steuerpflicht nach Maßgabe des 9% 
ſamten Grundſtückswerts oder des geſamten Kaufpreiſes entſtehen 
würde. Der 8 15 d. Geſ. enthält eine Sondervorſchrift, die bei d 
Geſamthandgemeinſchaft den daran Beteiligten Steuererleichterungen 
gewährt, und es fragt ſich nur, ob und inwieweit dieſe Vorſchriſt 
auch den Fall deckt, daß ein Grundſtück von einer Geſamthand 
eine ganz oder teilweiſe perſonengleiche Geſamthand übereignet wird. 

Dem Fincher, muß zugegeben werden, daß an ſich die Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks einer OFH®. an einen Geſellſchafter oder an 
eine ganz oder teilweiſe aus denſelben Geſellſchaftern beſtehende Offo G. 
volle Steuerpflicht auslöſt, weil das Vermögen der OHG. ein Sonder 
vermögen bildet (vgl. $ 718 Ad}. 1 BGB.), dem eine gewiſſe Selbſtändig⸗ 
keit zukommt, fo daß durch Umwandlung des Geſamthandeigentum 
in Einzeleigentum oder in Geſamthandeigentum der anderen Geſellſcha 
Eigentum anderer Art entſteht. Daß auch das GrErwStG. auf die 
Standpunkt fteht, ergibt ſich aus $ 15, der überflüſſig fein würde, 
wenn ſchon ohnehin das Sondervermögen einer Geſamthand wie Ein 
zelvermögen der Geſamthänder zu behandeln wäre. Aber 8 15 wil 
eben die Härten, bie ſich aus der grundſätzlichen Auffaſſung ergeben 
mildern und der hier herrſchenden Verkehrsauffaſſung Rechnung 
tragen. Den grundſätzlichen Rechtsſtandpunkt nimmt au da 
UmſStch. und das KapVerkSt®. ein (R§H. 7, 207; 17,298). DI 
dieſen Geſetzen fehlt es nur an einer dem § 15 GrErw Si. entſpk 
Vorſchrift, 0 daß nach ihnen ſtets die volle Steuer zu erheben 1" 
Es fragt ſich, wie geſagt, nur, ob § 15 auch Anwendung findet, wein 
der Geſamthand nicht einer oder mehrere Geſellſchafter als Einzel 
perſonen gegenüberſtehen, ſondern mehrere Geſellſchafter der er 
werbenden oder veräußernden Geſellſchaft (Abſ. 1 u. 3), die wieder f 
zu einer Geſamthand verbunden ſind. Dieſe Frage muß dem Sinn 
und der wirtſchaftlichen Bedeutung der Vorſchrift entſpr. bela 
werden. Allerdings gehört die veräußernde (Abſ. 1) oder die = 
werbende (Abs. 3) Geſellſchaft nicht als ſolche der auf der andere 
Seite ſteheuden Geſellſchaft an. Das verlangt 8 15 aber an 
nicht. Die Geſellſchaft (ihr Sondervermögen) iſt keine juriſtiſch⸗ 
Perſon. Der Ausdruck „HGeſellſchaft“ iſt nur eine zuſammenfaſſe 
Redeweiſe für „Geſellſchafter in ihrer Beziehung zum Sonderd 
mögen der Geſellſchaft“. Hieraus ergibt ſich, daß nicht die Geſellſchaft, 
ſondern ihre Geſellſchafter „Mitberechtigte“ i. S. des 815 find 1 
daß deshalb § 15 einſchlägt, wie wenn die Geſellſchaft in Einz 
perſonen (Bruchteilseigentum) aufgelöſt wäre. 

Die angef. Entſch. war hiernach aufzuheben. als 

Bei der Steuerberechnung iſt der Gedanke abzulehnen, solle 
komme, ſoweit die Anteile des Geſellſchafters an den beiden Gef 
ſchaften prozentual übereinſtimmen, eine Grundſtücksübertragung W 
haupt nicht in Frage. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß der vr 
meinſchaftliche Geſellſchafter ſowohl auf der Veräußerer⸗ wie au 
auf der Erwerberſeite nur mit Anteil en beteiligt iſt. Hier 
würde, wenn er beiſpielsweiſe bei ber veräußernden Off. mit "IM 
bei der erwerbenden OHG. mit ½ beteiligt wäre, / 5 
oder ¼ der nach dem Geſamtgrundſtückswerte bemeſſenen Ste 
unberückſichtigt bleiben müſſen. 

Dieſe Rechnungsweiſe ſtimmt nicht mit der in der Entſch. 
17. Nov. 1922 (RF. 10, 311) angewendeten überein, wohl aber 40 
der Berechnungsart der Entſch. v. 10. Juli 1925 (RF. 17, 8. 
Dieſe Entſch. iſt maßgebend. Sie geht davon aus, daß foviel Steuer, 
fälle gegeben ſind, als Einzelperſonen auf der Veräußererſeite 0 if 
Abſ. 1) oder auf der Erwerberſeite ($ 15 Abſ. 8) find. Vorliegend 3 
es ebenfalls ſo anzuſehen, als ob, je nachdem man die Sache a 
815 Abſ. 1 oder Abſ. 3 betrachtet, auf der Veräußerer⸗ oder . 
werberſeite Einzelperſonen ſtänden, denen Bruchteilseigentum ent 
ihrem Anteil an dem Sondervermögen der OHG. zuſteht. Dave 
ergibt ſich die Berechnung von ſelbſt. Falch wäre es, anzunehmen, 


v. 
it 


ſprochenen Grundſatz auf den Übergang von einer Offg G. auf 425 
andere ausgedehnt. Für die verſchiedene Beurteilung dieſer Fälle — 
währt Wortlaut und Sinn des 8 15 keinen Anhalt. — Die Se 7 
berechnung hat ſo ſtattzufinden, wie wenn jeder veräußernde 1 
ſchafter einen Anteil entſprechend der Größe ſeines Geſeüſcha . 
anteils ie zu einem Bruchteil auf jeden Geſellſchafter der sicht 
werberſeite übertrüge. Die Darlegungen des NFH. in dieſer Hin 
find klar und bedürfen keiner weiteren Erörterung. 


RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 
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daß die Anteile der bei beiden Geſellſchaften beteiligten Geſellſchafter 
lich ganz oder teilweiſe decken und daß, ſoweit das zutrifft, Steuer⸗ 
reiheit einzutreten habe. Dem 8 15 entſpricht es vielmehr, daß jeder 
deräußernde Geſellſchafter ſeinen Anteil jedem der auf der Er⸗ 
werberſeite ſtehenden Geſellſchafter zu einem Bruchteil überträgt, 
200 daß jeder erwerbende Geſellſchafter von jedem auf der Ver⸗ 
gußererſeite ſtehenden Geſellſchafter einen Bruchteil empfängt. Das 
ft ganz fo, wie wenn mehrere Bruchteils eigentümer an andere 
zerſonen zu Bruchteilen veräußern, einzeln oder gleichzeitig. Steht 
ein Grundstück dem A. und B. je zur Hälfte zu und veräußern ſie 
gemeinſchaftlich ein Drittel an C., jo hat A. ein Drittel feiner Hälfte an 
, beräußert und ebenſo B. Veräußern fie nun den Reſt an D., jo 
hut dieſer von der früheren Hälfte des A. 2/ empfangen und eben⸗ 
5 B. Geſchieht beides einheitlich, jo iſt die Rechtslage nicht anders, 
> hat / . ½ C ½ . ½ / erworben, D. hat / 1½ L ½ 
9 > te empfangen. Iſt D. Sohn des B., jo kann nach 88 
8 r. 4 nicht Steuerfreiheit für ½ verlangen, weil ſoweit fein Erwerb 
ach mit dem Anteil feines Vaters deckt, vielmehr bezieht ſich die 
teuerfreiheit nur auf / . 1½ / = 1½. Natürlich hätte es dem 
freigeſtanden, feinen Anteil (½) ganz auf D. zu übertragen und 
den A. zu veranlaſſen, ein weiteres Drittel des Geſamtgrundſtücks auf 
55 zu übertragen. Dann genöſſe D. Steuerfreiheit für die Hälfte 
es Geſamtgrundſtücks. 

(Acc., Urt. v. 1. Juli 1927, II A 215/27.) 


* 


E 10. 88 24,8 GrErwStG. Grundſtücksgeſchäfte unter 
heleuten. 7) 
„ J. J. 1922 erwarben der Beſchwerdegegner und feine Eher 
. das Grundſtück B. zu gleichen Teilen. Der Beſchwerdegegner 
vehauptet, daß ſeine Ehefrau zu dem Kaufe aus eigenen Mitteln 
NOS zugegeben habe und daß das Eigentum auf Anregung des 
otars nur deshalb auf beide Eheleute eingetragen worden ſei, 
nen fie geglaubt hätten, daß in Deutſchland Gütergemeinſchaft be⸗ 
bebe. In der notariellen Verhandlung v. 15. Jan. 1926 ließ die 
Aera ihre Grundſtückshälfte an den Ehemann auf. Beide er⸗ 
hatten, daß die Ehefrau für die übertragung kein Entgelt er⸗ 
halte. In einer weiteren Verhandlung v. 27. Mai 1926 erklärte 
95 Ehefrau: Wenn i. J. 1922 beide Ehegatten gemeinſam als 
Gufer aufgetreten ſeien, ſo ſei darin eine Schenkung der einen 
rundſtückshälfte an fie enthalten, ſie ſchenke dieſe jetzt ihrem 
emanne zurück. 
35, Die Steuerſtelle machte die Erteilung einer Beſcheinigung aus 
94 GrErwStG. von der Zahlung einer Steuer abhängig. 
Der Herangezogene beantragte, die Steuer abzuſetzen. 
0 Wenn die Angaben des Beſchwerdegegners richtig find, dann 
E. ſeinerzeit das Grundſtück auf beide Eheleute, ftatt nur auf den 
daß mann, lediglich deshalb aufgelaſſen worden, weil ſie glaubten, 
N fte ohnehin Kraft geſetzlicher Gütergemeinſchaft Miteigentümer 
Grundſtüces werden würden. Der Ehemann hatte dann gegen 
— Ehefrau einen Anſpruch auf Übertragung des Alleineigenkums, 
— der Ehefrau ſtand das Recht zu, von ihm die Befreiung von 
I persönlichen Hypothekenverbindlichkeiten zu verlangen. Die 
bt beabjichtigte Übertragung der einen Grundſtückshälfte auf den 
hemann ſtellte ſich als Verwirklichung dieſer Anſprüche dar. Dar⸗ 
bes, ergibt ſich Steuerpflicht. Namentlich kommt eine Steuer⸗ 
efreiung nach 88 Abſ. 1 Nr. 1 GrErwStG. nicht in Betracht. 
n, Als die Eheleure erkannten, daß Gütergemeinſchaft zwiſchen 
Ben nicht beſtehe, haben fie es ſachlich bei der Gemeinſchaftlich⸗ 
— des Eigentums gemäß der Eintragung im Grundbuch belaſſen 
len, in der Weiſe, daß ſie jetzt das Miteigentum der Ehefrau 
N auf Schenkung beruhend anſahen. Das geht aus den Erklärun⸗ 
eser Ehefrau zur Verhandlung v. 27. Mai 1926 hervor, wo 
ayeibt: „Wenn damals mein Ehemann und ich gemeinfan als 
10 fer aufgetreten und als Eigentümer eingetragen worden find, 
Nn tellt dies eine Schenkung meines Ehemannes an mich dar.“ 
Berbem erklärte die Ehefrau: „Ich ſchenke meine ideelle Hälfte 
0 nn Grundſtück Mlle Ehemann wiederum un d el der 
Demann na illen u a uffaſſu er Eheleute 
A nach dem nd nach der Auffaſſung heleu 


ein Zu 10. Der Sachvortrag der Steuerpflichtigen bewegte ſich in 

er doppelten Richtung. Einerſeits behaupteten ſie, daß die Auf⸗ 

ung der Grundſtückshälfte an die Ehefrau auf Grund eines 
in lstertums erfolgt ſei, weil ſie geglaubt hätten, daß zwiſchen 
h er Gütergemeinſchaft beſtehe. Dagegen erklärten fie in der Ver⸗ 
hätt lung v. 27. Mai 1926, daß die Auflaſſung der Grundſtücks⸗ 
5 te zan die Ehefrau auf einer Schenkung beruht habe und daß 
dars ückauflaſſung wiederum eine Schenkung an den Ehemann 
gen elle. Der NED. hat dieſe letztere Erklärung als glaubhaft an⸗ 
I men und die Beſteuerung auf den Tatbeſtand der Rück⸗ 
ben kumg geſtützt. Dieſe tatſächliche Feſtſtellung iſt rechtlich nicht 
27 enkenfrei. Die Erklärung der Ehegatten in der Verhandlung v. 
ich Rai 1926 enthält nur eine rechtliche Qualifikation des zeit⸗ 
5 weit zurückliegenden Rechtsgeſchäfts. Ob dieſe Qualifikation 
treffend war, unterlag der ſelbſtändigen Nachprüfung des Ge⸗ 
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einen Anſpruch auf Übertragung der Hälfte gehabt, ſo hätten ſie 
nicht von einer Rüchſchenkung ſprechen können. 

Das jetzt in Frage ſtehende Rechtsgeſchäft iſt eine Schenkung 
unter einer Auflage. Die Ehefrau haftete für die auf ihrer Grund» 
ſtückshälfte laſtenden Hypotheken auch perſönlich. Das galt im Ver⸗ 
hältnis der Eheleute untereinander ebenfalls; denn es iſt nicht 
anzunehmen, daß der Ehemann, wenn er ſeiner Ehefrau die 
Grundſtückshälfte ſchenkte, für die auf dieſer Hälfte ruhenden 
Hypotheken ihr gegenüber auch perſönlich haften wollte, zumal 
wenn die Ehefrau dem Veräußerer und damit auch den Gläubigern 
gegenüber perſönlich haften zu wollen verſprochen hatte. Darauf, 
ob das zwiſchen den Eheleuten ausdrücklich vereinbart worden iſt, 
kommt es nicht an. Das zwiſchen ihnen ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend getroffene Schenkungsabkommen iſt ſo auszulegen, wie 
es Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfor⸗ 
dern (5157 BGB.). Die vorſtehend entwickelte Auslegung ent⸗ 
ſpricht aber ſowohl den Regeln von Treu und Glauben als auch 
der Verkehrsſitte. 

Was für die Schenkung an die Ehefrau gilt, muß in gleicher 
Weiſe auch auf die Rückſchenkung an den Ehemann angewendet 
werden. Der notarielle Rückſchenkungsvertrag enthält nichts über 
die Haftung für die Hypothekenſchulden. Es liegt auf der Hand, 
daß der Ehemann, den nunmehr die volle dingliche Haftung für 
die Hypotheken trifft, im Verhältnis zwiſchen ihm und ſeiner Ehe⸗ 
frau auch perſönlich haften wollte, zumal wenn die Ehefrau auch 
jetzt noch vermögenslos iſt und deshalb nach Verluſt der Grund» 
ſtückshälfte gar nicht mehr imſtande iſt, die Schulden perſönlich 
zu tilgen. Würde der Ehemann als Grundſtückseigentümer die 
Gläubiger befriedigen, obwohl ihn nicht die perſönliche Haftung 
trifft, jo würden die nach 81143 BGB. auf ihn übergehenden For⸗ 
derungen wertlos ſein, ſo daß der Zuſtand eintreten würde, wie 
wenn er die perjönlichen Verbindlichkeiten feiner Ehefrau gegen⸗ 
über übernommen hätte (vgl. Mrozek, Steuerkartei 88 Abſ. 1 
Nr. 1, Rſpr. 2). 

Die Übernahme der Hypothekenſchulden bei Gelegenheit einer 
Schenkung des belaſteten Grundſtücks als Auflage i. S. des 88 
Abſ. 1 Nr. 1 anzuſehen, entſpricht der ſtändigen Rſpr. des Sen. 
(RF H. 11, 286). 

Hiernach entſteht im Falle der Übereignung der Grundſtücks⸗ 
hälfte Steuerpflicht entſprechend dem Werte der Auflage. Da je⸗ 
doch über den Vetrag der nach 8 24 zu leiſtenden Vorauszahlung 
nicht im Berufungsverfahren, ſondern im Beſchwerdeverfahren zu 
eutſcheiden iſt (Rö. 15, 132), jo war hierauf nicht einzugehen. 
Vielmehr war die Berufung ohne weiteres als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. 

(Ri., II. Sen., Urt. v. 7. Jan. 1927, II A 641/26.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Wendt Perkuhn, Berlin. 


Sonſtiges Steuerrecht. 


11. 85 137, 138 Abſ. 1 RAbg O. a) Jedes Grundſtück 
hat einen gemeinen Wert. b) Über die Feſtſtellung des 
gemeinen Wertes. o) Dingliche Vorkaufsrechte beeinfluſſen 
nicht den gemeinen Wert eines Grundſtücks. Wohl aber 
können außergewöhnliche Mietverhältniſſe (auch Hypo- 
thekenbelaſtung) den Preis und damit den gemeinen Wert 
mitbeſtimmen. 


L. war Eigentümer eines Grundſtücks, das an die DffH®. 
M. zunächſt bis zum 1. Okt. 1930 für jährlich 215 000 % ver- 
mietet war. Doch ſollte ſich der Vertrag um zehn Jahre und 
ſodann um weitere zehn Jahre verlängern, wenn die Mie⸗ 
terin ihn nicht ein Jahr vor Ablauf der jeweiligen Mietszeit 
kündigte. Ferner war für die genannte Firma in der II. Abt. des 
Grundbuchs ſeit dem 4. Dez. 1920 ein Vorkaufsrecht gemäß der Be⸗ 
willigung vom 27. Nov. 1920 eingetragen. Durch notariellen Ver⸗ 
trag vom 31. Juli 1924 verkaufte L. das Grundſtück an die Be⸗ 
ſchwerdeführerin für 1020000 4. Die „Koſten und Stempel“ des 
Vertrags übernahm die Käuferin, eine etwaige Wertzuwachsſteuer der 


richts. Falls die Auflaſſung der Grundſtückshälfte an die Ehefrau 
i. J. 1922 auf einem Rechtsirrtum beruht hatte, lag eine Schen⸗ 
kung nicht vor. In Betracht kam dann rechtloſe Bereicherung. 
Ein Bereicherungsanſpruch hinſichtlich der Grundſtückshälfte würde 
aber kaum in Frage kommen, da die Ehefrau die Grundſtücks⸗ 
hälfte nicht unmittelbar aus dem Vermögen des Ehemannes er⸗ 
langt hatte. Vielmehr wäre ſie wohl nur um den für ihre Rech⸗ 
nung gezahlten Teil des Kaufpreiſes aus dem Vermögen des Ehe⸗ 
mannes rechtlos bereichert. Die Rückübereignung der Grundſtücks⸗ 
hälfte wäre dann rechtlich als Tilgung der Bereicherungsſchuld durch 
Hingabe und Annahme der Grundſtückshälfte an Zahlungs Statt zu 
betrachten. In dieſem Falle wäre die Steuer nach dem vollen Wert 
der Grundſtückshälfte zu bemeſſen geweſen. Bei der rechtlichen 
Konſtruktion des RFH. ſind die Parteien alſo günſtiger gefahren. 
RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


319 


2546 


Verkäufer. Am 17. Jan. 1925 wurde die Beſchwerdeführerin als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen. 

Aus Anlaß des Eigentumsüberganges ſetzte die Steuerſtelle 
eine GrErwSt. von 224000 % feſt. Dabei legte fie den gem. Wert 
mit 2 800 000 % (das iſt der Vorkriegswert) zugrunde und bemaß 
die Reichsſteuer (4%) auf 112 000 4. Die Herangezogene legte 
Einſpruch ein, indem ſie geltend machte, daß der vereinbarte Kauf⸗ 
preis von 1020 000 % dem gem. Werte entſpreche. Der Einſpruch 
wurde als unbegründet zurückgewieſen. 


Die nunmehr eingelegte Berufung hatte teilweiſe Erfolg. Das 
Finder. ſetzte den Grundſtückswert auf 1 464 400 % feſt, das find 
52,3 v. H. des Vorkriegswerts, indem es dem Mietvertrag und dem 
Vorkaufsrechte keine wertmindernde Bedeutung beilegte. Hiergegen 
richtet ſich die Rechtsbeſchwerde der Herangezogenen. 


Unzutreffend iſt zunächſt deren Ausführung, daß das Grundſtück 
im Hinblick auf den beſchränkten Käuferkreis, der für es in Be⸗ 
tracht komme, überhaupt keinen gemeinen Wert habe und daß des⸗ 
halb der Kaufpreis maßgebend ſein müſſe. Jedes Grundſtück hat 
mit Rechtsnotwendigkeit einen gemeinen Wert. Dieſe iſt gleich dem 
Preiſe, der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr erzielt werden kann. 
Es gibt kein Grundſtück, das des Verkaufs nicht fähig wäre, mag 
auch die Veräußerung tatſächlich aus Rechts⸗ oder anderen Gründen 
unter Umſtänden unzuläſſig oder erſchwert ſein. Kann aber das 
Grundſtück veräußert werden, ſo iſt es auch der Erzielung eines 
Preiſes fähig, und damit iſt das Vorhandenſein eines gem. Wertes 
gegeben. Daß der Kreis der Kaufliebhaber, wenn das Grundſtück 
zum Verkaufe geſtellt wird, gering iſt, ändert hieran nichts (vgl. 
Entſch. des PrOVG. v. 14. Jan. 1916, VII C 291/14 — PrVerwBl. 
37, 569). Dieſe Tatſache könnte höchſtens zu einer Herabdrückung 
des Preiſes und damit des gem. Wertes Anlaß geben. 


Nicht zu beanſtanden iſt auch, daß das FinGer, den gem. Wert 
abweichend vom Kaufpreis, der übrigens unter Hinzurechnung der 
halben übernommenen GrErwSt. feſtzuſtellen wäre, ermittelt Hat. 
Der RFH. ſteht im allgemeinen zwar auf dem Standpunkt, daß der 
Kaufpreis einen wichtigen Anhaltspunkt für die Feſtſetzung des gem. 
Wertes keldet und daß es beſonderer Gründe bedarf, um ihn zu über⸗ 
gehen (Ri. 11, 260). Indeſſen gilt das nicht für die Zeit des Wäh⸗ 
rungsverfalls und die erſte Zeit nach Feſtigung der Währung. Der 
RFH. hat es vielfach gebilligt, daß die von ihm in der Entſch, vom 
21. Nov. 1924 (RF. 14, 329) entwickelten Grundſätze auch noch bis 
in das Jahr 1925 hinein angewendet werden. Demgemäß hat auch das 
FinGer. den gem. Wert des Grundſtücks in Geſtalt eines Hundert⸗ 
ſatzes vom Vorkriegswerte feſtgeſetzt. Gegen die Art, wie es vorge⸗ 
gangen iſt, ſind keine Bedenken zu erheben. Der von der Beſchwerde⸗ 
führerin zu ihren Gunſten herangezogenen Entſch. v. 18. Dez. 1925, 
II A 627/25 (Mrozek, Steuerkartei, RAbgO. § 138 Abf. 1 Recht⸗ 
ſpr. 32) lag ein Sachverhalt ganz anderer Art zugrunde als der 
vorliegende. Bei der Vergleichung mit anderen Grundſtückskäufen 
kommt es nicht darauf an, daß die Grundſtücke ſämtlich genau ſo 
bebaut ſind, wie das zu bewertende. Etwaige Mängel der Bauart 
haben ſchon bei Ermittlung des Vorkriegswerts Berückſichtigung ge⸗ 
funden, fo daß fie bei der Vergleichung mit den Hundertſätzen des 
Vorkriegswerts anderer Grundſtücke ſachgemäß zur Geltung kom⸗ 
men. Daß ſich etwa der Zuſtand des zu bewertenden Grundſtücks 
gegenüber den Vergleichsgrundſtücken ſeit Kriegsbeginn verhältnis⸗ 
mäßig ſtark verſchlechtert hat, iſt nicht behauptet und auch nicht an⸗ 
zunehmen. 


Beizutreten iſt dem FinGer. auch dahin, daß das auf dem 
Grundſtück laſtende Vorkaufsrecht nicht als wertmindernd zu be⸗ 
handeln iſt. Der RH. hat ſchon in einem Urt. v. 24. März 1925 
(RF. 16, 56) ausgeſprochen, daß bei Feſtſtellung des gem. Wertes 
keine Rückſicht darauf zu nehmen ſei, daß ſich der Verkäufer eines 
Grundſtücks ein durch Vormerkung geſichertes perſönliches Wieder⸗ 
erwerbsrecht vorbehalten hat. Vorliegend handelt es ſich um ein 
dingliches Vorkaufsrecht. Bei dieſem gilt aber nichts anderes als 
in jenem Falle. Welcher Art das Vorkaufsrecht iſt, ſteht nicht feſt. 
Aber auch wenn es ſich — was der ungünſtigſte Fall iſt — nicht auf 
den Vorkauf beſchränkt hat, der dem beſteuerten Eigentumsüber⸗ 
gange zugrunde lag, ſondern auch für alle ſpäteren Verkaufsfälle 
gilt (vgl. BGB. 81097), jo wirkt es doch nicht wertmindernd. Es 
mag zwar ſein, daß mancher Kaufluſtige durch das Beſtehen des 
Vorkaufsrecht abgeſchreckt wird. Wenn er ſich aber zum Kaufe 
entſchließt, ſo liegt für ihn kein Anlaß vor, mit Rückſicht auf das 
Beſtehen des Vorkaufsrechts einen geringeren Preis zu bewilligen, 
als er ohne das Vorkaufsrecht tun würde. Im Gegenteil, wenn ihm 
beſonders viel am Erwerbe liegt, ſo wird er, um die Ausübung des 
Vorkaufsrechts zu verhindern, eher zur Anlegung eines höheren 
Preiſes geneigt ſein. Durch das Beſtehen eines Vorkaufsrechts wird die 
Zahl der Kaufluſtigen nicht beſchränkt. Allerdings iſt es mög⸗ 
lich, daß das Zuſtandekommen von Kaufverträgen verhindert wird, 
wenn die Beteiligten glauben oder wiſſen, daß der Vorkaufsberechtigte 
fein Recht ausüben werde. Die Erſchwerung des Abſchluſſes von 
Kaufverträgen kann aber nicht preis⸗ und damit wertmindernd 
wirken. 
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Schwieriger iſt die Beantwortung der Frage, wieweit die Ver⸗ 
mietung oder Verpachtung eines Grundſtücks auf die Preisbildung 
und damit auf den gemeinen Wert einwirkt. Die Frage berührt 11% 
aufs engſte mit der, welchen Einfluß die hypothekariſche Belaſtung 
auf den Grundſtückswert hat. Vermietung, Verpachtung, Hypotheken 
können unter Umſtänden den Verkauf geradezu fördern, alſo wert⸗ 
erhöhend wirken. Manchmal kann es aber auch umgekehrt ſein. 
Man wird deshalb im allgemeinen ſagen können, daß dieſe Um? 
ſtände bei Bemeſſung des gem. Wertes überhaupt nicht zu berückſich⸗ 
tigen find. Iſt jedoch das Grundſtück beſonders günſtig oder un' 
günſtig vermietet oder verpachtet, oder ſind die Beleihungsbedin⸗ 
gungen bei den Hypotheken beſonders günſtig oder beſonders UN? 
günſtig, ſo kann das die Preisbildung allerdings in dem einen oder 
dem anderen Sinne beeinfluſſen. Im vorliegenden Falle iſt b 
Grundſtückseigentümer nicht in der Lage, das Mietverhältnis ohne 
Zuſtimmung des Mieters vor dem Jahre 1950 abzulöſen. Das 
in der Tat ein fo außergewöhnlicher Umſtand und ſchränkt für den 
Eigentümer die Verwertungsmöglichkeiten derart ein, daß die Mehr” 
zahl der Kaufluſtigen daran Anſtoß nehmen werden, zumal wenn der 
Mietzins fo bemeſſen fein ſollte, daß er die Entwichlungsmöglich⸗ 
keiten der Zukunft unberückſichtigt läßt. Inſoweit muß alſo ein 
Rechtsirrtum des FinGer. feſtgeſtellt werden. 

(R., II. Sen., Urt. v. 8. Okt. 1926, II A 429/26.) 


* 


12. 8 143 Abſ. 3 RAbg O. Iſt der Kaufpreis für ein 
Grundſtück unverzinslich geſtundet, fo darf vom verein“ 
barten Barbetrage kein Abzug für den Zwiſchenzins ge“ 
macht werden. Wohl aber iſt das zuläſſig bei Sach- 
leiſtungen. 

Beſchwerdeführerin hat eine Erbpachthufe für 10000 GM. und 
2700 Ztr. Weizen erworben. Die Gegenleiſtung war folgendermaßen 
zu entrichten: 1. Der Barpreis mit 3000 % ſofort, mit 2000.46 bi 
1. Nov. 1924, mit den reſtlichen 5000 % bis 1. Jan. 1925. 2. Die 
Weizenlieferung in handelsüblicher Ware mit je 450 Ztr. bis zum 
1. Nov. 1925, 1926, 1927, 1928, 1929 und 1930. 

Nachdem der Vertrag innerhalb Jahresfriſt nicht zum Eigen 
tumsubergange geführt hatte, forderte die Steuerſtelle gem. 85 Abl, 
GrErwStG. eine Steuer, der ſie einen Kaufpreis von 37 838,54 SM. 
zugrunde legte. Dieſen errechnete fie, indem fie unter Berückſichti 
gung des Umftandes, daß der Käufer die geſamte Steuer über“ 
nommen hatte, dem Barpreis von 10 000 % den Wert von 2700 Bit 
Weizen mit je 9,75 = 26325 GM. zuſchlug. N 

um die Bewertung des Kaufpreiſes dreht ſich der Steil. 
Das Finanzamt berückſichtigt die Zinsloſigkeit der erſt ppätet 
fälligen Leiſtungen, erachtet aber einen Zwiſchenzins von 7% 9 
den hinter den zeitigen Darlehnszinſen zurückbleibenden Zinſen 
Reſtkaufgeldhypotheken entſprechend als angemeſſen und ſeßt als 20 
mittelten Durchſchnittspreis für den tr. Weizen am 20. Aug. 19 
den Satz von 9,50 % ein. l 

Das Fincher. lehnte die Berückſichtigung eines Zwiſchenzinſes m 
den Barbetrag überhaupt ab, weil für Geldzahlungen deren Ge 
ſamtbetrag ohne weiteres maßgebend ſei. Der Wert der Sach 
leiſtungen ſei dagegen nach § 143 Abſ. 3 RAbgO. zu ermitteln. 
So geſchah es. 

Der Rechtsbeſchwerde kann keine Folge gegeben werden. 

Die Vorentſcheidung geht von zutreffenden rechtlichen 
wägungen aus. Denn es iſt weder zu beanſtanden, daß das Finch 
die Diskontierung des Barpreiſes abgelehnt hat — das entſpri 1 
der allgemein geteilten und auch vom Ri. bereits ausgeſprochen“ 
Auffaſſung des RG. (RG. 69, 171) — noch find Einwände gegen lege 
Ermittlung des Wertes der Weizenlieferungen zu erheben. Daß dies 
Ermittlung auf anderer Grundlage erfolgt als die Feſtſtellung 
Barpreiſes, liegt daran, daß für letzteren der 3 12 GrCrwStd. den 
Betrag, für erſteren dagegen (da er nicht an Erfüllungs Statt 99 
geben wird) den Wert maßgebend ſein läßt. Bei deſſen Ermittku 
iſt auch gegen die entſprechende Anwendung des allerdings nicht 
mittelbar einſchlägigen 8 143 Abſ. 3 RAbgdO. nichts einzuwenden. 


(RZY., IL Sen., Urt. v. 25. März 1927, II A 120/27.) 
* 


13. 88 11 Abf. 2, 12 Abf. 2 EinkStG. 1925. Die Beil 
mungen des 8 11 Abſ. 2 EinkstG. gehen bei Steuerpfl ue 
tigen, die für Einkünfte der im § 6 Abſ. 1 Nr. 1 it 
zeichneten Art regelmäßige Abfchlüffe fertigen und ut 
dem nach 8 12 Abf. 1 ermittelten Gewinne zur GE", 
herangezogen werden, der Vorſchrift des 812 Abſ 2 4 
EinkStc. vor. Aber auch für Pflichtige ohne ordnunſen 
mäßige Buchführung, als deren Einkommen bei Eintünt, n 
der genannten Art der nach 8 12 Abſ. 1 ermittelte Gen rs 
gilt, tft $ 12 Abſ. 2 Sag 1 inſoweit nicht anzuwenden, er⸗ 
der gleiche Vorgang bei einem buchführenden Sten 32 
pflichtigen mit Rückſicht auf die Grundſätze ordnung 


? 
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zu biger Buchführung nicht in der dort vorgeſehenen Weiſe 
behandeln wäre. }) 
an Der Beſchwdührer iſt buchführender Landwirt und daher mit 
Wirte Einkommen aus dem Betriebe der Landwirtſchaft für das 
* rtſchaftsjahr 1924/25 nach Maßgabe des Buchabſchluſſes zur Ein⸗ 
mmenſteuer herangezogen worden. 
ah Im Rechts mittelverfahren iſt lediglich ſtreitig, ob zwei Raten⸗ 
gungen, die an den BeſchwFührer im Aug. und Okt. 1924 im 
1923 von zuſammen .. . % durch eine Zuckerfabrik für im Jahre 
dem „24 bewirkte Rübenlieferungen entrichtet wurden, und die in 
Buchabſchluß als Einnahmen des Jahres 1924/25 behandelt 
15 als Einnahmen des Vorjahres wieder abgeſetzt werden dürfen. 
11 Vorbehörden haben den Abzug unter Hinweis auf die Beſtim⸗ 
16 9 des 811 Abf. 2 Eink StG. 1925 verweigert. Dagegen richtet ſich 
Ei Rechtsbeſchwerde. Sie wendet in der Hauptſache ein, daß dieſe 
3 ahmen bereits durch die für das erſte Halbjahr 1924 geleiſteten 
erauszahlungen ſteuerlich erfaßt worden ſeien, eine nochmalige 
küſſiged chung im Wirtſchaftsjahre 1924/25 bedeute daher eine unzu⸗ 
ate Doppelbeſteuerung. Wegen der Einzelheiten wird auf den In⸗ 
galt der Beſchwerdeſchrift verwieſen. 
Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. 
fen Die Anſicht des BeſchwFührers, daß er zur „Einkommen⸗ 
lahr 1924 (gemeint ſind die Vorauszahlungen für das erſte Halb⸗ 
= 1924) nicht etwa nur nach dem Werte ſeiner Buckerrübenliefe- 
für sen im Wirtſchaftsjahre 1923/24 abzügl. der erſt im folg. Jahre 
* dieſe Lieferungen vereinnahmten Entgelte, ſondern nach dem 
mie der geſamten Rübenlieferung des Jahres 1923/24 heran⸗ 
nawden worden ſei, iſt irrtümlich. Der BeſchwFührer ſtützt feine Ans 
für me auf den Umſtand, daß die Grundlage für die Vorauszahlungen 
hal das erſte Halbjahr 1924 der unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
tniſſe am 31. Dez. 1923 feſtgeſtellte berichtigte Wehrbeitrags⸗ 
1 N geweſen jei, der ſich wiederum auf dem Ertragswerte des 
udwirtſchaftlichen Betriebsvermögens aufgebaut habe. In dieſem 
halagswert ſei aber der geſamte Rübenertrag des betr. Jahres ent⸗ 
1 Dabei überſieht der BeſchwFührer, daß es bei der Ermitt⸗ 
fü 8 des berichtigten Wehrbeitragswerts weder auf den tat» 
noch lichen Ertrag der Grundſtücke der einzelnen Steuerpflichtigen 
50 auf den Ertrag gerade des Jahres 1923 ankam, ſondern auf 
I nachhaltigen, bei gemeinüblicher Bewirtſchaftung 
Eintchſchnittlich zu erzielenden Ertrag. Bei dieſer nicht auf dem 
des kommen eines beſtimmten Jahres, ſondern auf der Grundlage 
— Vermögens vorgenommenen Feſtſetzung der Vorauszahlungen für 
lich erſte Halbjahr 1924, die als Ablöſung für die EinkSt. ledig⸗ 
{af deshalb erklärt wurden, weil der Feſtſtellung des im Wirtſchafts⸗ 
bie r 1923/24 katſächlich bezogenen Einkommens mit Rückſicht auf 
übe zu Beginn dieſes Wirtſchaftsjahres noch herrſchende Inflation uns 
von urdliche Schwierigkeiten gegenüberſtanden, kann aber nicht da⸗ 
Ro geſprochen werden, daß beſtimmte Beträge, die nach den 
jape(öriften des CinkGt®. 1925 als Einkommen des Wieſſchafts⸗ 
59 1924/25 anzuſehen wären, durch die geleiſteten Vorauszahlungen 
eits zur Einkommenſteuer herangezogen wären. 
5 Die Entſch. des Nechtsſtreits hängt daher ausſchließlich davon 
15 ob die im Wirtſchaftsjahre 1924/25 gezahlten Beträge 
x ch den Beſtimmungen des EinkStG. 1925 als Einkommen dieſes 
ünbres anzuſehen waren. Auch in dieſer Beziehung iſt den Aus⸗ 
baden des Fincher. beizutreten. Für den BeſchwFührer als 
5 miuhrenden Landwirt, der regelmäßig Abſchlüſſe fertigt, gelten 
Steuß 11 Abſ. 2 CinkStch. Einnahmen grundſätzlich in dem 
orbmerabſchnitt als bezogen, für den ſie nach den Grundſätzen 
nungsmäßiger Buchführung ſpäteſtens in den Abſchlüſſen 
zuweiſen ſind; eine Ausnahme greift dann Platz, wenn die Ein⸗ 
ſüh en ohne Verſtoß gegen die Grundſätze ordnungsmäßiger Buch⸗ 
rung in dem Abſchluß für einen früheren Steuerabſchnitt ausge⸗ 
en werden, ſie gelten dann bereits in dieſem Abſchnitt als be⸗ 
in eu. In Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorl. Fall iſt daher 
Raster Linie zu prüfen, ob die Einſtellung der Einnahmen aus den 
für Iilleferungen des Wirtſchaftsjahrs 1923/24 in den Abſchluß 
dem 924/95 inſofern zuläſſig war, als ſie nicht ſchon entſprechend 
aus Entſtehen der Forderung ſpäteſtens im Abſchluß 1923/24 
un weifen waren. In dieſer Beziehung find die auf den Erfah⸗ 
aut zahlreicher Buchprüfungen beruhenden Feſtſtellungen des Fin⸗ 
beachtlich, daß die Übung der Landwirte allgemein dahin gehe, 


em n 13. Die vorſtehende Entſch. iſt auch für die Ein⸗ 

A mensberechnung der freien Berufe von Bedeu⸗ 
ür EN Es handelt ſich um eine Zahlung, die im Wirtſchaftsjahr 1924/25 
eine Lieferung aus d. J. 192324 entrichtet worden ift, und es wurde 
924, ob dieſe Zahlung zu den Werbungskoften des Wirtſchaftsfahres 
er den gehört. Der RFH. hat im letzteren Sinne entſchieden auf Grund 
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die Entgelte aus den Rübenlieferungen erſt in dem Zeitpunkt in den 
Büchern auszuweiſen, in denen ſie tatſächlich gezahlt werden, 
gleichgültig, ob die Zahlung für Rübenlieferungen dieſes oder des 
vorhergehenden Wirtſchaftsjahrs geleiſtet werde. Das iſt darauf zu⸗ 
rückzuführen, daß ſich die Nachzahlungen für die im abgelaufenen 
Jahre gelieferten Rüben nach dem aus der Verarbeitung erzielten 
Gewinne der Zuckerfabriken richten und daher ihrer Höhe nach am 
Ende eines Wirtſchaftsjahrs meiſt noch gar nicht überſehen werden 
können. Es iſt dem FinGer. durchaus zuzuſtimmen, wenn es dieſe, 
auf die Eigenart der Rübenlieferungsverträge zurückzuführende Übung 
als den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung entſprechend an⸗ 
geſehen hat. Dieſem Ergebnis ſteht auch die Vorſchrift des § 12 Abſ. 2 
Satz 1 EinkSt®. nicht entgegen, nach welcher bei der Berechnung des 
Gewinns an Stelle des Gegenſtandes der Wert der Gegenforderung 
anzuſetzen iſt, wenn während des Steuerabſchnitts ein Gegenſtand 
veräußert worden und das Entgelt bis zum Schluſſe des Steuer⸗ 
abſchnitts noch nicht fällig geworden iſt. Das ergibt ſich zunächſt 
ſchon daraus, daß dieſe Beſtimmung in erſter Linie für die Ermitt⸗ 
lung von Einkünften der im 86 Abf. 1—3 EinkStG. bezeichneten 
Art der nicht buchführenden Steuerpflichtigen gilt, während bei 
Steuerpflichtigen, die regelmäßige Abſchlüſſe fertigen, die Vor⸗ 
ſchrift des 8 11 Abſ. 2, wonach es wegen des Zeitpunkts der Ver⸗ 
einnahmung auf die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung an⸗ 
kommt, vorgeht. Daneben iſt aber zu beachten, daß der Grundgedanke 
des § 12 Abſ. 2 nichts anderes iſt als eine Ausſtrahlung und Über⸗ 
tragung kaufmänniſcher Grundſätze auf die Gewinnermittlung nach 
812 Abſ. 1, durch die auch bei nichtbuchführenden Steuerpflichtigen, 
ſoweit ihre Einkünfte unter 8 6 Abf. 1 Nr. 1—3 fallen und demnach 
bei der Ermittlung des Einkommens von dem kaufmänniſchen Ge⸗ 
winnbegriff auszugehen iſt, allgemein vermieden werden ſoll, daß 
auf der einen Seite der Gewinn durch die Veräußerung von Gegen⸗ 
ſtänden, die bei dem Vermögensvergleiche zu berückſichtigen ſind, ge⸗ 
mindert wird, ohne daß die entſprechende Gegenforderung den Ge⸗ 
winn wieder erhöht. Daraus folgt aber, daß die Vorſchrift des 8 12 
Abſ. 2 auch bei nichtbuchführenden Steuerpflichtigen nur dann an⸗ 
wendbar iſt, wenn eine entſprechende Behandlung des gleichen Vor⸗ 
ganges auch bei buchführenden Pflichtigen nach den Grundſätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung zu erfolgen hätte. 

Einer Unterſuchung darüber, ob etwa im vorl. Falle die 
ſchätzungsweiſe Einſtellung von zu Beginn des Wirtſchaftsjahrs 
1924/25 beſtehenden Forderungen des BeſchwFührers auf noch aus⸗ 
ſtehende Zahlungen für die bereits bewirkten Rübenlieferungen in 
die Vermögensaufſtellung auf den Anfang des Wirtſchaftsjahrs 
1924/25 nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung eben⸗ 
falls zuläſſig, und aus dieſem Grunde eine Minderung des Einkom⸗ 
mens 1924/25 in Höhe des eingeſtellten Betrags geboten geweſen 
wäre, bedarf es, mit Rückſicht auf die aktenmäßige Feſtſtellung, daß 
der BeſchwFührer einen ſolchen Betrag bei der Aufſtellung des 
Anfangsvermögens nicht aufgeführt hat, gemäß 8 11 Abf. 1 Halbſ. 2 
nicht. Es ſoll aber noch bemerkt werden, daß, ſelbſt wenn dies zu⸗ 
läſſigerweiſe geſchehen wäre, ſich daraus nicht ohne weiteres eine 
Minderung des Einkommens 1924/25 ergeben würde, da folge⸗ 
richtig auch in die Vermögensaufſtellung auf das Ende des Wirt⸗ 
ſchaftsjahres 1924/25 eine am Abſchlußtag etwa beſtehende Forde⸗ 
rung aus Rübenlieferungen hätte aufgenommen werden müſſen; 
denn es liegt nicht in dem Belieben des Steuerpflichtigen, eine von 
mehreren zuläſſigen Arten der Verbuchung einmal gewählte Art ohne 
triftigen Grund zugunſten einer anderen, an ſich ebenfalls zuläſſigen 
Verbuchungsweiſe wieder aufzugeben. Ein ſolches Verfahren würde 
gegen den im Weſen einer jeden ordnungsmäßigen Buchführung lie⸗ 
genden Grundſatz der Kontinuität verſtoßen, die Buchführung würde 
ſich daher inſoweit nicht als ordnungsmäßig darſtellen und müßte be⸗ 
richtigt werden. 

(RFH-, VI. Sen., Urt. v. 22. Dez. 1926, VI A 496/26.) 


>14. 88 12 Abf. 1, 16 Ab ſ. 2, 3 u. 4, 19, 20, 104 ff., 107 
EinkStG. 1925. Zu den Gegenſtänden des beweglichen 
Anlagekapitals können auch Spargelanlagen gehören. Bei 
ihnen find Abſetzungen gem. $ 16 Abſ. 2, 3 zuläſſig. Hat 
der Pächter eines Grundſtücks beſondere Aufwendungen zur 
Verbeſſerung des Grund und Bodens zu machen, ſo ſind 


lungsjahres, nicht des Jahres, in dem der Rechtsanwalt den Kauf⸗ 
preis für die Lieferung ſchuldig geworden iſt. Entſprechend iſt 
natürlich ein Honorar Einnahme des Zahlungsjahres und nicht des 
Jahres, in dem das Honorar verdient iſt (vgl. Steuerrecht der Rechts⸗ 
anwälte und Notare, S. 7 unten, 8). Anders wiederum liegt die 
Sache bei buchführenden Kaufleuten; hier wird im Augenblick der 
Lieferung der Kaufpreis dem Lieferanten auf Konto gutgeſchrieben. 
Die Schuld belaſtet alſo das Jahr der Lieferung. Die Zahlung, 
die im nächſten Jahr geleiſtet wird, iſt auf den Erfolg des Zah⸗ 
lungsjahres ohne Einfluß. Um den Betrag der geleiſteten Zahlung 
ermäßigt ſich die Schuld an den Lieferanten. 
RA. Dr. Paul Marcufe, Berlin 
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biefe Aufwendungen durch Bewertung des Pachtrechts 
beim Beſtandsvergleich unter Berückſichtigung der Ab⸗ 
ſetzung auf die Pachtzeit zu verteilen. f) 

Der Stpfl. beanſprucht Abſetzung eines den Koſten der Er⸗ 
richtung einer Spargelanlage entſpr. jährlichen Betrags. Die Vor⸗ 
inſtanz hat dies mit der Begründung abgelehnt, daß die Koſten für 
derartige landwirtſchaftliche Verbeſſerungen lediglich in dem Jahre 
ihrer Aufwendung abzugsfähige Ausgaben darſtellten. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Das Einkommen des BeſchwFührers iſt nach $ 12 Eink StG. zu 
ermitteln. Nach 8 12 Abſ. 1 iſt Gewinn der Überſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben zuzüglich des Mehrwerts oder abzüglich des 
Minderwerts der Erzeugniſſe, Waren und Vorräte des Betriebs, der 
dem Betriebe dienenden Gebäude nebſt Zubehör ſowie des beweglichen 
Anlagekapitals am Schluſſe des Steuerabſchnitts gegenüber dem 
Stande am Schluſſe des vorangegangenen Steuerabſchnitts. Bei Feſt⸗ 
ſetzung des Mehr⸗ oder Minderwerts ſind die in Betracht kommenden 
Gegenſtände nach 88 19, 20 Eink StG. zu bewerten. Da der Stpfl. 
nach § 10 Abſ. 2 für jeden Gegenſtand den Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungspreis unter Abzug der nach § 16 Abſ. 2—4 zuläffigen Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung und Subſtanzverringerung einſetzen kann, 
ſo muß es als Meinung des Geſetzes angeſehen werden, daß dieſe 
Abſetzungen nur durch entſprechende Bewertung der Gegenſtände, 
nicht aber durch Anſetzung als Ausgabe bei Berechnung des Gewinns 
nach 8 12 zu berückſichtigen find. Denn die Abſicht des Geſetzes geht 
im $ 16 Abſ. 2—4 offenbar auf Verteilung des Anſchaffungspreiſes auf 
die Zeit der Gebrauchsdauer, und dies wird erreicht, wenn man den 
Anſchaffungspreis ſofort in voller Höhe als Ausgabe behandelt und 
anderſeits den angeſchafften Gegenſtand zunächſt mit dem An⸗ 
ſchaffungspreis und jedes Jahr um einen der Abſetzung entſprechen⸗ 
den Betrag niedriger bewertet. Würde man die Abſetzung auch noch 
als Ausgabe einſetzen, ſo würde ſie doppelt berückſichtigt, und 
würde man dafür den Anſchaffungspreis nicht als Ausgabe be⸗ 
handeln, ſo würde im Jahre der Anſchaffung der Gewinn um den 
Anſchaffungspreis des Gegenſtandes erhöht, da dem im Beſtands⸗ 
vergleiche zu berückſichtigenden Gegenſtand keine Ausgabe gegen- 
überſtehen würde. 8 16 Abſ. 2 EinkStG. iſt deshalb im Falle des 
8 12 nicht wörtlich anzuwenden. Dagegen würde 8 16 Abſ. 3 eine 
wörtliche Anwendung zulaſſen. 

Der Sen. iſt jedoch der Anſicht, daß 8 12 Abſ. 1 i. Verb. mit 
8 19 Abſ. 2 und § 16 Abſ. 3 u. 4 nur unter Berückſichtigung ihres 
Zuſammenhanges auszulegen find und daß danach einerſeits alle im 
§ 16 Abſ. 3 u. 4 genannten Gegenſtände, alſo insbeſ. Be⸗ und Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen und fiſchereiwirtſchaftliche Anlagen, im Beſtands⸗ 
vergleiche zu berückſichtigen ſind, anderſeits bei allen nach 8 12 
Abſ. 1 beim Beſtandsvergleiche zu berückſichtigenden Gegenſtänden 
Abſetzungen zuläſſig ſind, ſoweit bei ihnen die Vorausſetzungen der 


Zu 14. Die Entſch. des NFH. zeigt fo recht, daß die ganze 
Materie der neuen Steuergeſetze noch ſehr im Fluß iſt. Die Aus⸗ 
legung der ſteuerlichen Beſtimmungen in der Literatur und in der 
Praxis, beſonders der FinGer., iſt nad) zu uneinheitlich. Um fo er⸗ 
freulicher iſt es, wenn, wie hier, im Laufe der Zeit Klarheit geſchaffen 
wird über grundlegende Auslegungsfragen ſteuerrechtlicher Beſtim⸗ 
mungen. 

In der vorl. Entſch. handelt es ſich um ein Problem aus dem 
Gebiete des EinkStG., und zwar um die Frage der Verteilung eines 
Anſchaffungspreiſes auf die Zeit der Gebrauchsdauer. Aus der ge⸗ 
ſetzlichen Regelung dieſer Frage iſt zu erſehen, daß der Geſetzgeber 
ganz ähnliche auch techniſche Maßnahmen angewendet wiſſen will, 
wie ſie vornehmlich bei Kaufleuten durch das Mittel der Abſchrei⸗ 
bung zum Zwecke der Schaffung fog. ſtiller Reſerven üblich find, 

Die Entſch. behandelt den Fall, wie ein Pächter, der eine 
Spargelanlage hergeſtellt hat, die ihm hierdurch entſtandenen Koſten 
für die Berechnung feines der Beſteuerung unterliegenden Einkom⸗ 
mens anſetzen kann. Zwei Wege wären denkbar: 

a) Der Pächter zieht die Koſten für die Herſtellung der Spargel⸗ 
anlage als Ausgabe von den Einnahmen ab, und zwar entweder 
gleich auf einmal oder, da ſich die Nutzung der Spargelanlage be⸗ 
ſtimmungsgemäß auf einen längeren Zeitraum erſtreckt, mit einem 
jährlichen Teilbetrage, der ſich bei der Verteilung auf die Geſamt⸗ 
dauer der Nutzung ergibt. 

b) Der Pächter ſetzt die ihm entſtandenen Koſten überhaupt 
nicht als Ausgabepoſten den Einnahmen gegenüber, ſondern berück⸗ 
sichtigt die Koſten durch entſpr. Bewertung der hergeſtellten Spargel⸗ 
anlage bei dem ſog. „Beſtandsvergleich“. 

Mit Recht hat der R5H. den letzteren Weg als nach Meinung 
des Geſetzes richtigen angeſehen. 

Gemäß 8 12 EinkSt®. beſtehen nämlich die der Beſteuerung 
unterliegenden Einkünfte aus dem Betriebe der Landwirtſchaft, 
„Gewinn“ genannt, nicht nur in dem Überſchuß der Einnahmen 
über die Ausgaben, ſondern hierzu iſt noch hinzuzuzählen der Mehr⸗ 
wert oder abzuziehen der Minderwert der Erzeugniſſe, Waren und 
Vorräte des Betriebes, der dem Betriebe dienenden Gebäude nebſt 
Zubehör ſowie des beweglichen Unlagekapital® am Schluſſe des 
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Abf. 2 u. 4 des 9 16 gegeben find. Danach iſt das ſonſtige Betriebs, 
inventar im 8 16 Abſ. 3 i. S. des beweglichen Anlagekapitals 5 
812 Abſ. 1 zu verſtehen. Für die Frage, was zum beweglichen l 
lagekapitale zu rechnen iſt, ſind aber nicht zivilrechtliche, ſondern 
wirtſchaftliche Geſichtspunkte entſcheidend. Es iſt nun allerdings au 
treffend, daß Bodenverbeſſerungen regelmäßig nicht als garjtellund 
vom beweglichen Anlagekapital anzuſehen find. Kauft jemand eine! 
verunkrauteten und ausgeſogenen Acker und wendet er erheblig 
Mittel auf, um ihn unkrautfrei zu machen oder ihm Kali, Kalb, 
Phosphor oder Stickſtoff zuzuführen, ſo liegen, falls nicht 35 
Nr. 1 eingreift, was aber nur bei außergewöhnlichen Aufwendunge 
anzunehmen ſein dürfte, i. J. der Aufwendung abzugsfähige Ausgaben 
vor, obwohl die Aufwendungen auch ſpäteren Jahren zugute 
men. Allein die Frage liegt ſchon anders, wenn die Aufwendung 
von einem Pächter gemacht werden, der ſich verpflichtet hat, ** 
Acker nach Ablauf der Pachtzeit in einem verbeſſerten Zuſtand zurü ib 
zugeben. Und die Frage liegt auch beim Eigentümer anders, ſoba 
es ſich nicht um reine Bodenverbeſſerungen handelt, die zur enn 
Erhaltung des erreichten Zuſtandes nur einer jährlichen Er nzun 
bedürfen, ſondern um Anlagen, die nur eine begrenzte Zeit net 
Nutzen find und alsdann vollkommen erneuert werden müſſen. a 
artige Anlagen müfien, ſoweit fie im Verhältnis zu dem betreffende 
Grundſtück einen erheblichen Umfang haben, trotzdem ſie zwwilrech en 
nicht als ſelbſtändige Gegenſtände anzuſehen find, den Gegenſtänd 
des beweglichen Anlagekapitals zugerechnet werden. Zu dieſen Anlage. 
gegenſtänden gehören auch die Spargelbeete. Es iſt rechtsirrig 1 
ihnen deshalb, weil fie zivilrechtlich nicht ſelbſtandige Sachen * 
Abſetzungen nicht zuzulaſſen. Im vorl. Falle kommt hinzu, da m 
ſich um einen Pächter handelt. Beim Pächter gehört auch das Pacht 
recht zu den Gegenſtänden des beweglichen Anlagekapitals. Es x 
aber regelmäßig nicht zu bewerten, weil ihm die Verpflichtung 15 
Zahlung des Pachtzinſes gegenüberſteht. Dagegen liegt es ane; 
wenn die Pacht im voraus zu bezahlen iſt oder der Pächter au) 
wendungen zu machen hat, die den berpachteten Gegenſtand er 
einen beſſeren Zuſtand ſetzen ſollen. In Höhe dieſer Aufwendung : 
iſt ein zum Anlagekapitale gehöriger Gegenſtand anzunehmen, “2 
dem Abſetzungen nach der Dauer der Pachtzeit berechnet zuläſſig ſin; 
Die angef. Entſch. war danach aufzuheben. Bei freier Wen 
lung iſt die Sache nicht ſpruchreif. Mit Rücksicht auf 89 02 
EinkStG. kommt es auf die urſprünglichen Koſten der Spatd 
anlage nicht an. Es iſt der Wert der Anlage für den Beginn d 
Steuerabſchnitts gemäß 8 107 Eink&t®. feſtzuſtellen. Dieſer 2 
gilt als Herſtellungspreis, und von ihm ſind Abſetzungen gemäß 5 
Dauer der Anlage oder des Pachtrechts zuläſſig. 
(RFH, VI. Sen., Urt. v. 11. Mai 1927, VIA 15/27 8.) 


Steuerabſchnittes gegenüber dem Stande am Schluſſe des voran, 
gegangenen Steuerabſchnittes. Es muß alſo auch noch zum Zis m 
der Gewinnberechnung eine Vermögensvergleichung ſtattfinden. ga 
wird es aber nicht felten vorkommen, daß dieſes oder jenes E 
des Betriebsvermögen: von dem Steuerpflichtigen erſt in dem 
Veranlagung kommenden Steuerabſchnitt angeſchafft oder herge 

worden iſt. Schon aus logiſchen Gründen wäre es hier ein Un ing 
wollte man den Anſchafſungs⸗ oder Herſtellungspreis auch noch an 
Ausgabepoſten gegenüber den Einnahmen einſetzen; dies würde nah 
gemäß zu einer dom Geſetz zweifellos nicht gewollten Doppelberll 


„ 


ſichtigung führen. lle 
Die Entſch. des NZH. führt ſomit zu dem Ergebnis, daß 995 
Ausgaben, die mehreren Jahren zugute kommen, beim Beſtam 


vergleich zu berückfichtigen ſind, wenn hiermit, und dies i lich 
Wichtige, „Gegenſtände“ angeſchafft oder hergeſtellt ſind. uc 
zu beanſtanden iſt, daß die Auslegung des Vegriffes „Gegenſtal en 
oder „bewegliches Anlagekapital“ nicht nach zivilrechtlichen, ſondel 1 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu erfolgen hat, ſo daß — 
eine Spargelanlage hierher zu rechnen hat. Sehr inſtruktiv find wess 
die übrigen vom NFH. aufgezählten Fälle, insbeſ. auch der Hine 
auf die ſteuerrechtliche Behandlung ſogenannter Kultivierungsvertru 
(vgl. 8 2 II RPSchdO. 1925). auf 
VBemerkt ſei nochmals, daß eine Verteilung der Ausgaben | ct 
mehrere Jahre ftet3 dann nicht in Frage kommt, wenn es ſich 5 
um Anſchaffung oder Herſtellung von Gegenſtänden handelt, moge 
auch die Ausgaben mehreren Jahren zugute kommen. Hierunter 10 
zum Veiſpiel der Fall zu rechnen, daß ein Pächter, der eine Pa Ver⸗ 
im Zeſſionswege übernimmt, hierfür feinem Vorpächter, deſſen iet 
trag an ſich noch einige Jahre lief, eine Abſtandsſumme zahlt. 0 
darf der Pächter den ganzen Betrag abziehen, weil es ſich nicht 
die Anſchaffung eines Gegenſtandes handelt. ver⸗ 
Nicht unerwähnt ſoll bleiben, daß wirtſchaftlich die Nicht be. 
teilung von Ausgaben auf mehrere Steuerabſchnitte im Grunde ug 
nommen kein Vorteil, ſondern eher ein Nachteil it; denn der 1. 
in einem Jahre u häufig eine geringere Ermäßigung der Einge 
ur Folge haben, als die Verteilung auf mehrere Jahre. 
5 RA. Dr. Hermann Richter, Halle a.. 
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15. 88 10 Abſ. 1, 22, 2b, 13, 14 Nr. 3 KörpStG. v. 
10. Aug. 1925. 

1. Vergütungen für Geſchäftsführer einer Gmbh. als 
verſteckte Gewinnverteilung. 

2 Auch verſteckte Gewinnausſchüttungen können nach 
§ 10 Abſ. 2a KörpStG. als Mindeſteinkommen befteuert 
werden. 

„ 3. Von einer Anwendung des $ 10 Abſ. 2a KörpStG. 
iſt in den erſten drei auf die Geldentwertungszeit fol- 
genden Geſchäftsjahren regelmäßig abzuſehen. 

4 Eine vertragliche Zuſicherung im Sinne des 8 10 
Ab. 2b KörpStG. it jede bindende Vereinbarung, mag 
dieſe im Geſellſchaftsvertrag oder in einem Anſtellungs⸗ 
vertrag oder in einem beſonderen Vertrage getroffen ſein. 
Die Vereinbarung kann auch ſtillſchweigend in der Weiſe 
betroffen fein, daß die durch Veſchluß der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung feſtgeſetzten Vergütung ohne ausdrücklichen 
Vertrag tatſächlich gezahlt und von den Empfängern an⸗ 
genommen werden. f) 


Die Beſchwerdeführerin, eine GmbH., betreibt Landwirtſchaft, 
und zwar in der Hauptſache Saatgutwirtſchaft und Schweinezucht; 
lte bewirtſchaftet eine zum größten Teil gepachtete Bodenfläche von 
annähernd 2000 ha mit einem entſprechenden Viehbeſtande. An 
dem Stammkapitale von 1000009 MM find als Geſellſchafter be- 
teiligt Eduard M. mit 520000 % und feine beiden Söhne Rudolf 
und Alfred M. mit je 240 000 PN. Geſchäftsführer find die drei 
Geſellſchafter und die Ehefrau des Eduard M. Die fortlau⸗ 
fende Vergütung der Geſchäftsführer wird nach § 8 des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags v. 16. März 1922, Geſellſchafterverſammlung, be⸗ 
ſtimnit. Am 1. Juni 1924 hat dieſe beſchloſſen, vom 1. April 1924 
ab bis auf weiteres dem Geſchäftsführer Eduard M. 5000 AN und 
den übrigen drei Geſchäftsführern je 2500 AH monatlich als Ver⸗ 
gütung zu zahlen. Dieſe Beträge find mit insgeſamt 150 000 AM 
m Wirtſchaftsſahre 1924/25 entrichtet worden, das nach ihrem 

bzug einen Verluſt von 51767 RM ergeben hat. 

„Das Fin A. hat zur KörpSt. 1924/25 von der gezahlten Ver⸗ 
gütung einen Teilbetrag von 35000 % gemäß 5 10 Abſ. 2b 
KörpStGä. als Mindeſteinkommen veranlagt und eine KörpSt. von 
‘000 RN feſtgeſetzt. Einſpruch und Berufung find mit der Begrün⸗ 
dung zurückgewieſen, daß der Beſchluß v. 1. Juni 1924 nicht als 
eine vertragliche Zuſicherung i. S. des § 10 Abſ. 2b KörpStG. 
angeſehen werden könne, weil er nicht für die Dauer berechnet 
let und jederzeit wieder habe aufgehoben werden können; als ver⸗ 
fraglich zugeſichert könne nur eine der Üblichleeit entſprechende, ſich 
n gelesene Höhe bewegende Vergütung gelten, und das ſei 
der vom Findl. angenommene und auch von der Beſchwerdeführerin 
„erkannte Betrag von 115000 , wovon auf Eduard M. die 
ollen, ihm gezahlten 60 000 RX, auf feine Söhne je 25000 AH 
nd auf feine Ehefrau 5000 AN entfallen. 
S Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. Nach § 10 Abſ. 2b Körp⸗ 
to, können dem als Mindeſteinkommen zu verſteuernden Betrage 
9. |. die Aufſichtsratsvergütungen) hinzugerechnet werden die Tan⸗ 
emen, Enutſchädigungen und Belohnungen, die an Mitglieder des 
orſtandes und Angeſtellte in leitender Stellung für den Steuer⸗ 
abſchnitt gewährt worden ſind, ohne daß ſie vertraglich zugeſichert 
waren. „Eine vertragliche Zusicherung“ iſt, wie der erk. Sen. im 
va = — 


Zu 15. Dem Finder. waren offenbar die ausgeſetzten Gehäl⸗ 
Er, deren Höhe einen Verluſtabſchluß der beſchwerdeführenden 
Fami. verurſacht hatte, verdächtig vorgekommen. Bei den engen 
8 amilienbeziehungen der Geſellſchafter⸗Geſchäftsführer untereinan⸗ 
er und zur Geſellſchaft iſt dies erklärlich. Der vom Finder. ein- 
belchlagene Weg, dieſe Vergütungen auf Grund der Beſtimmung 
Fi $ 10 Abſ. 2b vom Verluſt abzuziehen und dadurch zu einem 
wenerbaren Gewinn zu kommen, war jedoch falſch. Der Rh. 
eiſt überzeugend nach, daß jede noch ſo formloſe, bindende Verein⸗ 
mund als vertragliche Zusicherung i. S. der genannten Beſtim⸗ 
one anzuſehen ijt, wodurch die Hinzurechnungsfähigkeit ausge⸗ 
15 oſſen wird. Anderſeits können aber übermäßige Vergütungen, 
wis dies ſchon bisher feſtſtehenden Rechts war, als verſteckte Ge⸗ 
zannausſchüttungen angeſehen werden. Liegen ſolche verſteckte Aus⸗ 
ſchüttungen vor, ſo eröffnen ſich nach dem Geſetz zwei Wege: ent⸗ 
3 es wird ihre Abzugsfähigkeit verſagt (§ 10 Abſ. 1), oder fie 
* als ausgeſchüttete Gewinnanteile gemäß § 10 Abſ. 2a dem 
Nazberſteuernden Mindeſteinkkommen hinzugerechnet werden. Der 
abe d hält, an ſich beide Möglichkeiten für gegeben, entſchließt ſich 
5 er für die erſtere und zwar aus einem Grunde, der das Urt. be⸗ 
ſonders intereſſant macht. 
Mi Die Vorſchrift des § 10 Abſ. 2 a, wonach dem zu verſteuernden 
net deſtbetrage (Ausſchüttungen an den Aufſichtsrat) hinzugerech⸗ 
& werden Rann: „Die Summe der Gewinnanteile, die für den 
euerabſchnitt ausgeſchüttet worden ſind, ſofern ſie nicht aus Ver⸗ 
gen ſtammen, das bei ſeinem Entſtehen in den letzten 3 Jahren 
r Beſteuerung nach dem KörpStch. unterlegen hat“, iſt bekannt 
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Anſchluß an Evers, Körh6tß. 2. Aufl. § 10 Anm. 55 S. 437 
in der Entſch. Bd. 20 S. 169 ausgeſprochen hat, „jede bindende 
Vereinbarung, mag dieſe im Geſellſchaftsvertrag oder in einem 
Anſtellungsvertrag oder in einem beſonderen Vertrage getroffen 
ſein.“ Mit Unrecht vermißt das Finder. im vorliegenden Falle 
eine bindende Vereinbarung. Eine ſolche könnte möglicherweiſe ſchon 
dadurch zuſtande gekommen ſein, daß die Empfänger der Vergü⸗ 
tungen, die Gejchäftsführer — mit Ausnahme der Ehefrau —, in 
ihrer Eigenſchaft als Geſellſchafter den die Vergütungen regelnden 
Beſchluß gefaßt haben. Hierbei würde es kein Hindernis bilden, 
daß die Vergütungen nicht für die Dauer oder für längere Zeit, 
ſondern „bis auf weiteres“ feſtgeſetzt find, daß alſo die Zuſicherung 
jeden Augenblick wieder aufgehoben werden konnte (vgl. RFH. 20, 
169); eine Zuſicherung „bis auf weiteres“ iſt eben ſo lange bindend, 
bis ſie aufgehoben oder geändert wird. Es kann jedoch dahingeſtellt 
bleiben, ob und inwieweit der Beſchluß der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung vom 1. Juni 1924 damals Anſprüche für die Geſchäfts⸗ 
führer begründet hat; denn die feſtgeſetzten Vergütungen ſind 
während des ganzen Wirtſchaftsjahrs 1924/25 tatſächlich ge» 
zahlt worden. Jedenfalls in der Zahlung der Vergütungen durch 
die Geſellſchaft und ihrer Annahme durch die Geſchäftsführer muß 
der ſtillſchweigende Abſchluß eines Vertrags, alſo eine vertragliche 
Zuſicherung i. S. des § 10 Abſ. 2b KörpStG. erblickt werden; 
denn es iſt nicht anzunehmen, daß die Geſellſchaft etwa die gezahl⸗ 
ten Vergütungen hätte zurückfordern können. Sie waren ſomit end⸗ 
gültig aus dem Vermögen der Geſellſchaft ausgeſchieden; die Ve⸗ 
ſchwerdeführerin konnte, als fie über die Bilanz für das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1924/25 Beſchluß faßte, über dieſe Beträge nicht mehr 
frei verfügen, ſondern mußte die geleiſteten Zahlungen ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Höhe des erzielten Gewinns und trotzdem ſich dadurch 
ein Verluſt ergab, als verbindlich anerkennen. Derartige Gehalts⸗ 
aufwendungen ſind, wie bei der Ausſchußberatung zum KörpGt®. 
ausdrücklich klargeſtellt worden iſt (Evers a. a. O. S. 413), reine 
Werbungskoſten, die unter allen Umſtänden abzugsfähig ſind und 
nicht gemäß § 10 Abſ. 2b Körp&t®. als Mindeſteinkommen ber 
ſteuert werden können. 

Infolgedeſſen war der angefochtene Beſcheid nebſt der Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung wegen unrichtiger Anwendung des $ 10 Abſ. 2 b 
KörpStG. aufzuheben. 

Es bedarf nunmehr die vom Finder. offengelaſſene Frage der 
Prüfung, ob die Gehaltszahlungen z. T. als verjteckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen aufzufaſſen find. Der Rö. hat bereits wiederholt aus⸗ 
geſprochen, daß Vergütungen, die an Geſchäftsführer und ſonſtige 
Angeſtellte gezahlt werden, mögen dieſe gleichzeitig Geſellſchafter 
ſein oder nicht, als verſteckte Gewinnverteilung behandelt werden 
können, ſofern die Vergütungen unter Berückſichtigung des Um⸗ 
fanges und der Ertragsausſichten des Unternehmens in ſo großem 
Mißverhältniſſe zum Werte der Dienſtleiſtungen ſtehen, daß ange⸗ 
nommen werden muß, es ſolle nicht nur die Tätigkeit entlohnt, 
ſondern zugleich Gewinn verteilt werden (R§H. 2, 266; 6, 266; 
16, 335; 20, 169 und die zur amtlichen Veröffentlichung be⸗ 
ſtimmte Entſch. v. 16. Nov. 1926, IA 335/26, abgedr. in Steuer 
und Wirtſchaft 1926 — Ergänzungsheft — Nr. 563 Sp. 1986). So⸗ 
weit eine verſteckhte Gewinnverteilung vorliegt, find die als Ver⸗ 
gütungen gezahlten Beträge weder als Werbungshkoſten noch nach 
§ 14 Nr. 3 KörpStcz. abzugsfähig und daher dem gemäß 8 10 


lich eine Parallelvorſchrift zum berüchtigten § 49 Eink StG. (Be⸗ 
ſteuerung nach dem Verbrauch), er enthält gewiſſermaßen die 
Verbrauchsbeſteuerung der Geſellſchaften. Der VI. 
(Einkommenſteuer⸗) Sen. des Rc H. hat nun in einer Reihe von 
neueren Entſch. dem 8 49 EinkStG. eine außerordentlich ſtrenge 
Auslegung gegeben, die darauf hinausläuft, daß nicht nur Schieber 
und Spekulanten, ſondern auch wirklich arbeitende Pflichtige, Kauf⸗ 
leute, Grundbeſitzer, die mit Verluſt gearbeitet haben und zur Ber 
ſtreitung eines 15000 RN überſteigenden Verbrauchs ihre Ver⸗ 
mögensſubſtanz angreifen mußten, nach dem Verbrauch beſteuert 
werden dürfen, ja ſollen, ohne daß auf die Aue des 
Verbrauchs im Einzelfalle irgendwie eingegangen werden dürfte. 
Nur bei Vorliegen beſonderer Gründe (Elementarſchäden u. 
dgl.) ſoll von der Anwendung der Kannvorſchrift abgegangen wer⸗ 
den dürfen, in ſonſtigen berückſichtigenswerten Fällen ſoll eine Ta⸗ 
rifmilderung auf Grund § 56 EinkStG. zuläſſig fein. Dieſe Rſpr. 
des VI. Sen. iſt von den verſchiedenſten Seiten lebhaft angegriffen 
worden und es dürfte mit ihr das letzte Wort auf dem Gebiete 
der Verbrauchsbeſteuerung noch nicht geſprochen ſein. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang intereſſiert nun das vorliegende Urt. 

Der J. Sen. führt aus: In den drei auf die Geldentwertungs⸗ 
zeit folgenden Geſchäftsjahren wird aus den bei Evers, Körp⸗ 
StG. 2. Aufl. 8 10 Anm. 40 angegebenen Gründen regelmäßig 
von einer Anwendung des 8 10 Abſ. 2 KörpStG. abzuſehen fein. 
Die von Evers angeführten Gründe gehen dahin, daß während 
der Inflationszeit gemachte Gewinne regelmäßig ſchon bei Be⸗ 
meſſung der Abſchlußzahlung für 1923 berückſichtigt worden ſind 
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Abſ. 1 KörpStG. zu verſteuernden Einkommen hinzuzurechnen. 
Hieraus folgt, daß ſich im vorliegenden Falle ein zu verſteuerndes 
Einkommen nur in Höhe des Betrags ergeben kann, um den die 
als verſteckte Gewinne zu behandelnden Zahlungen den Verluſt von 
51767 AN überfteigen. Nun haben zwar die Vorbehörden im bis⸗ 
herigen Verfahren Vergütungen von insgeſamt 115000 AM als an⸗ 
gemeſſen anerkannt; würde hieran feſtgehalten werden, ſo würde 
eine Hinzurechnung nur für die hierüber hinausgehenden 35 000 % 
in Betracht kommen und dadurch nicht einmal der Verluſt ausge⸗ 
glichen, ein zu verſteuerndes Einkommen alſo nicht erreicht werden. 
Da es jedoch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß eine erneute Prüfung 
dazu führen wird, einen weſentlich höheren Betrag als verſteckte 
Gewinne zu betrachten, ſo war zur Vornahme dieſer Prüfung die 
Sache — zweckmäßig an das Fin A. — zurückzuverweiſen. Die Prü⸗ 
fung wird ſich nach den Grundſätzen, die der RH. in den ange» 
führten Entſch. aufgeſtellt hat, insbeſ. darauf zu erſtrecken haben, 

1. welche Tätigkeit die Geſchäftsführer im Wirtſchaftsjahre 
1924/25 für die Geſellſchaft geleiſtet haben, namentlich, ob fie ſich 
auf die kaufmänniſche Leitung des Unternehmens beſchränkt oder 
auch die Aufſicht über den landwirtſchaftlichen Betrieb ausgeübt 
haben, wobei vor allem die Tätigkeit der Ehefrau M. eingehend zu 
unterſuchen fein wird; 2. mit welchen Erträgen das Unternehmen 
z. Z. der Feſtſetzung der Gehälter (1. Juni 1924) rechnen konnte, 
und ob damals zu erwarten war, daß nach Abzug der 150000 % 
noch ein angemeſſener Reingewinn zur Verteilung an die Geſell⸗ 
ſchafter übrigbleiben würde, oder ob ſchon zu jener Zeit mit eini⸗ 
ger Wahrſcheinlichkeit anzunehmen war, daß die den Geſchäftsfüh⸗ 
rern zugebilligten Gehälter den Gewinn ganz oder überwiegend 
aufzehren würden; 3. welche Vergütungen bei dieſen Ertragsaus⸗ 
ſichten und bei dem Umfang des Unternehmens fremden Ge⸗ 
ſchäftsführern, d. h. ſolchen, die weder gleichzeitig Geſellſchafter 
find, noch zu Geſellſchaftern in verwandtſchaftlichen Enden 
ſtehen, für eine gleichartige Tätigkeit üblicherweiſe zugebilligt wor⸗ 
den wären. Nötigenfalls werden bei dieſer Prüfung Sachverſtändige 
aus den der Beſchwerdeführerin naheſtehenden Wirtſchaftskreiſen 
zu hören fein. Gelangt das Fin’. zur Annahme einer verſteckten 
Gewinnverteilung für einen höheren Betrag als 51 767 NM, fo iſt 
der Überſchuß gemäß § 10 Abſ. 1 KörpStcG. als Einkommen an⸗ 
zuſetzen. Andernfalls iſt die Beſchwerdeführerin für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1924/25 von der KörpsSt. freizuſtellen. 

An ſich würde nichts im Wege ſtehen, verſteckte Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen auch nach § 10 Abſ. 2a KörpSt®. als Mindeſteinkom⸗ 
men zu beſteuern, ſofern die ſonſtigen Vorausſetzungen dieſer Vor⸗ 
ſchrift gegeben find. In den drei auf die Geldentwertungszeit fol 
enden Geſchäftsjahren wird jedoch aus den bei Evers a. a. O. 
| 10 Anm. 40 S. 431, 432 angegebenen Gründen regelmäßig von 
einer Anwendung des § 10 Abſ. 2a KörpSt®. abzuſehen fein. 
Sie kommt daher im vorliegenden Falle nicht in Betracht. 

(Rö., I. Sen., Urt. v. 23. März 1927, I A 73/27.) 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 
1. Die zweijährige Friſt des 8 57 Abſ. 2 Satz 1 RVG. 
gilt nicht für die Hinterbliebenenrente. 
(RVGer., Urt. [Großer Sen.] v. 18. Mai 1927, M Nr. 29 902/26, 11, 
Grdſ. 395.) 
* 


und daher Geſellſchaften, die während der Inflation theſaurierte 
Gewinne nunmehr ausſchütten, dafür nicht noch einmal beſteuert 
werden dürfen. Wenn aber die während der Inflation erfolgreichen 
Geſellſchaften nicht herangezogen werden ſollen, dann um ſo we⸗ 
niger ſolche, die während der Inflation Verluſte hatten, aus der 
Subſtanz Steuern zahlten und aus der Subſtanz Gewinn aus⸗ 
ſchütteten. Dieſe Gründe haben den Sen. veranlaßt, etwaige ver⸗ 
ſteckte Gewinnausſchüttungen zur Beſteuerung nach 8 10 Abſ. 1 
und nicht nach Abſ. 2a zu empfehlen. 

Die Gedankengänge des erſten Sen. ſind ohne weiteres über⸗ 
tragbar auf die der Kognition des VI. Sen. unterliegenden Fälle 
der Einzelperſonen, die trotz Verluſtes einen gewiſſen Verbrauch 
hatten; denn auch bei ihnen ſoll während der letzten 3 Jahre Er⸗ 
übrigtes bei der Verausgabung freibleiben, auch bei ihnen war aber 
erfolgreicher Geſchäftsgang während der Inflation ſchon ein Grund 
zur Erhöhung der Abſchlußgahlung für 1923, auch ſie leben, wenn 
ſie durch die Inflation Verluſte hatten und nun auch infolge der 
Deflationserſcheinungen keine Gewinne zu erzielen vermochten, von 
der Subſtanz. Auch bei natürlichen Perſonen ſollte daher die Ver⸗ 
biaen für die drei erſten Nachinflationsjahre ausgeſetzt 
bleiben. 

Bisher klafft zwiſchen den Urt. der beiden Sen. eine Kluft. 
Es iſt zu hoffen, daß der VI. Gen. fie überbrücken wird, indem er 
die Gedankengänge, die der I. Sen. für § 10 Abſ. 2a KörpStG. 
engeftellt hat, auf $ 49 Eink StG. überträgt. 

j RU. Prof. De. Rheinſtrom, München. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Bei der Kürzung der Offizierpenſion iſt das 
Wartegeld nicht als Zivilpenſion i S. des § 24 DBO. zu 
behandeln. Hierin iſt durch die PAB. (v. 27. Okt. 1923 — 
RG Bl. L 999) eine Anderung nicht herbeigeführt worden. 
Der vom III. Sen. in E. V, 164 Nr. 47 aufgeſtellte Grund- 
ſatz wird nicht aufrecht erhalten. 

(NBGer., Urt. [Großer Sen.] v. 18. Mai 1927, M Nr. 11784½4, 
18, Grdſ. 396.) 
* 


3. Iſt die Waiſenrente gem. 8 41 RVG. infolge kör⸗ 
perlicher oder geiſtiger Gebrechen über die i 
des 18. Lebensjahres hinaus gewährt worden und erſt 
ſpäter nach erlangter Erwerbsfähigkeit weggefallen, ſo 
kann ſie, wenn künftig wieder Erwerbsunfähigkeit ein⸗ 
tritt, nicht wieder aufleben. 

(RB Ger., Urt. v. 28. April 1927, M Nr. 19 518/26, 10.) 
* 

4. Eine Umanerkennung ohne Nachunterſuchung 
(z. vgl. E. V, 24 Nr. 9) liegt dann nicht vor, wenn zwar 
ohne ärztliche Unterſuchung, aber auf Grund anderer 
Ermittelungen eine neue Schätzung der EM. ſtattgefunden 
hat. Mit dieſem Ermittelungsergebnis iſt bei einer Neu“ 
feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe gem. 8 57 RVG. 
der jetzt erhobene Befund zu vergleichen; auf eine frühere 
Unterfuchung darf dann nicht zurückgegriffen werden. 

(RVGer., Urt. v. 9. Mai 1927, M Nr. 20924/26, 9.) 


Düſſeldorf. Finanzgerichte. 


1. 88 4, 5, 11, 23 GrStG. Wird bei einem Schwarz: 
verkaufe wegen unwirkſamer Auflaſſung auf Grund des 
GrVerkG. eine erneute Auflaſſung vorgenommen, fo iſt 
der damit verbundene Eigentumsübergang grunderwerb⸗ 
ſteuerpflichtig. f) 

(3%. beim LFin A. Düſſeldorf, Entſch. v. 9. Sept. 1926, BLV 
117/26 G.) Mitgeteilt von Reg. Wietfeld, Düſſeldorf. 


1. 
Kaſſel. 

2. 8 94 EintSt®. findet nur auf Kleinrentner An- 
wendung. 

Nach 8 94 i. Verb. mit 8 102 Abſ. 3 muß im Hinblick auf die 
Entſtehungsgeſchichte, den inneren Zuſammenhang und den Zweck 
dieſer Beſtimmung geſchloſſen werden, daß bei Steuerpflichtigen, die 
mit ihrem Geſamteinkommen veranlagt werden, im Falle der 1 
zahlung eine Erſtattung von Steuerabzugsbeträgen nicht erfolgen kann 
(RZH. v. 14. Dez. 1926 VID 2/26 — RStBl. 1927, 57). Die An⸗ 
ſicht des Fin A., daß § 94 Kleinrentnern zuſtatten kommen ſoll, er“ 
hält durch die Ausf. d. RF. in gewiſſem Umfange Berechtigung. 
Daß aus dieſer Anſicht Härten entſtehen können, wird nicht ver“ 
kannt. Sie zu beſeitigen, liegt aber nicht in der Hand des Steuer' 
richters, ſondern der Verwaltungsbehörde. 

(Fin. Kaſſel, Urt. v. 25. Febr. 1927, FI Nr. 35/26.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Max Hermann Maier, Frankfurt a. M. 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OB GR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Eine auf Grund der BO. über Vorausleiſtungen 
für die Wegeunterhaltung v. 25. Nov. 1923 erlaſſene Ab“ 
gaben ordnung darf ſich nicht rückwirkende Kraft beilegen. “) 

Den Ausführungen der Kl. war darin beizupflichten, daß NM 
die vom Kreistag am 29. Nov. 1924 beſchloſſene Wegevorausleiſtungd', 
zu Unrecht in § 15 rückwirkende Kraft bis zum 1. Jan. 1924 ge 
geben hat. 


Zu 1. Vgl. a. A. Finder. Berlin: JW. 1927, 823 mit Anm. 
von RA. Fränkel II. 


Zu 1. Die Entſch. beſtätigt die ſtändige Praxis des Och, 
wonach Abg., ſofern nicht ganz beſondere Beſtimmungen beſte dds 
ſich keine rückwirkende Kraft beilegen dürfen. Dieſer Grundſaß * 
fagt etwas Selbſtverſtändliches, da ſonſt allen geſchäftlichen Kall 
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* 


56. Jahrg. 1927 Heft 44] 


Die VO. über die Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung 
b. 25. Nov. 1923 (GS. 540) beruht auf keiner ſelbſtändigen Ge⸗ 
letzesvorlage, fie bildet vielmehr einen Teil des von der Staats⸗ 
regierung dem Landtage vorgelegten Entwurfs zu einem allgemeinen 

egeabgabegeſetze. Dieſer Teil wurde wegen der bei der Beratung 
es Entwurfs entſtandenen Schwierigkeiten herausgenommen und in 

oem einer NotVO. erlaſſen. Nach der Begr. zum Entw. (Druck. 
10T 1923 Nr. 6922) war die Neuregelung des Vorausleiſtungs⸗ 
weſens beſonders dringlich, weil am 1. Okt. 1923 die Demobil⸗ 
machungs8O. über die Kohlenlandabſatzabgaben außer Kraft träten. 
Abend der Entwurf trotzdem hinſichtlich der rückwirkenden Kraft der 
Abg. lediglich in 819 den 8 70a Komm Abg. in Bezug genommen 
hat, nach welchem ſolche Steuer., die an Stelle einer im Verwal⸗ 
ungsſtreitverfahren für ungültig erklärten beſchloſſen ſind, ſich 
rückwirkende Kraft beilegen dürfen, ſo ergibt ſich daraus die Ab⸗ 
licht des Geſetzgebers, daß mit dieſer Vorſchrift die rückwirkende 
Kraft der AbgO. erſchöpft ſein ſollte, jo daß für weitergehende Vor⸗ 
ſchriften des Ortsgeſetzgebers kein Raum blieb. Dasſelbe gilt für 
die VO. v. 25. Nov. 1923, welche ebenfalls hinſichtlich der rück⸗ 
wirkenden Kraft der Kreis AbgO. nur in 8 12 die aus 8 19 des 
dorerwähnten Entw. übernommene Vorſchrift enthält. Der § 15 der 
ier fraglichen Ordnung, welcher ihr rückwirkende Kraft bis 1. Jan. 
1924 beilegt, ift daher unwirkſam, und es trat die Ordnung gem. 
20 a Kreis⸗ u. Provinzial AbgGG. i. d. Faſſ. d. Gel. v. 26. Aug. 1921 
Be, 495) erſt vom Tage der Beſchlußfaſſung durch den Kreistag, 
em 29. Nov. 1924, ab in Kraft. 
(PrOVG., II. Sen., Urt. v. 17. Mai 1927, II C 207/26.) 
* 

2. Pr. WaſſerG. v. 7. April 1919. Das Eifenbahn- 
lerternehmen hat die bei Herſtellung einer Bahnlinie ver- 
egten Waſſerlaufſtrecken nach denſelben Grundſätzen zu 
unterhalten, die für die Unterhaltung verlegter öffentl. 

ege gelten. f) 

„Das Waſſergeſetz beabſichtigte nicht, die dem Eiſenbahnrecht an⸗ 
gehörigen Grundſätze über die Verpflichtung der Eiſenbahnunterneh⸗ 
mer zur Unterhaltung der von ihnen hergeſtellten Anlagen zu be⸗ 
batigen oder zu beſchränken. Nach 8385 Say 2 Waſſch. bleiben un⸗ 
05 erührt die Vefugniſſe, die der Landespolizeibehörde und dem Min. 
in Öffentt, Arb. nach 89 4, 14 Eifen6G. v. 3. Nod 1838 (88.500 
n Eiſenbahnangelegenheiten zuſtehen. Dieſe Vorſchrift ſpricht nur 
tewas aus, was auch ohne die ausdrückliche Beſtimmung des Gef. gel⸗ 
15 würde, und beruht auf der Erwägung, daß das die beſond. Rechts⸗ 
derbältniſſe der Eiſenbahnunternehmungen regelnde Recht als Son⸗ 
derrecht neben dem Wafi&. beſtehen bleibt. Einen Teil dieſes Son⸗ 
derrechts bilden die Grundſätze, nach denen ſich die künftige Unter⸗ 
ſalung der von dem Eiſenbahnunternehmer veränderten öffentl. An⸗ 
balten beſtimmt. Hier iſt die Rechtslage hinſichtl. der öffentl. Wege, 
ie der Eiſenbahnunternehmer verlegt hat, ſo, daß die in dem landes⸗ 
eullzeilich genehmigten Plane enthaltene Anordnung der Verlegung 
eines öffentl. Weges ſtillſchweigend, wenn keine ausdrückliche Feſt⸗ 
etzung getroffen iſt, auch die weitere Anordnung enthält, daß dem 
iſenbahnunternehmer die Unterhaltung inſoweit obliegen ſoll, als 
a die Verlegung die Wegebaulaſt des Wegebaupflichtigen ver⸗ 
AN wird (vgl. Germershauſen, Wegerecht Bd. , 3. Aufl., 
1177 Ziff. 3 S. 523 ff., 527; OG. 9, 186; 30, 184, 192; 40, 229; 
11 356). Wie in dieſen Urt. ausgeſprochen iſt, tritt der Eiſenbahn⸗ 
iaternehmer in den Kreis der nach öffentl. Rechte Wegebaupflich⸗ 
ra ein, ſo daß die Wegebaulaſt in dem Verhältniſſe der Vermeh⸗ 
ve zu der urjprünglichen Baulaſt geteilt iſt. Über dieſe Mehr⸗ 
p aſtung hinaus darf jedoch eine Entbürdung des ordentl. Wegebau⸗ 
bflichtigen nicht verlangt werden. Das Verhältnis der Mehrunter⸗ 
N 
kiten bie Grundlagen entzogen werden könnten. Gleichwohl wird 
e der kommunalen Körperſchaften immer wieder hiergegen ver⸗ 
Gn en. überhaupt iſt es eigenartig, wieviel Rechtsſtreite bez. der 

[tigkeit von AbgD. entſtehen und wie oft in dieſen die betreffenden 
age für ungültig erklärt werden. Die kommunalen Körperſchaften 
Ei bie Genehmigungsbehörde müßten bei der Abfaſſung von Steuer⸗ 

nungen viel ſorgfältiger vorgehen, als wie dies bisher geſchehen iſt. 

IR. Dr. Riemann, Breslau. 


fi Zu 2. Das Preuß. Waſſergeſ. hat an mehreren Stellen Be⸗ 
mungen, wonach derjenige, welcher Anderungen am Waſſerlaufe 
ſo ft, bie Unterhaltung desſelben zu übernehmen hat, wenigſtens 
pflicht die Unterhaltungslaſt über den Umfang einer beſtehenden Ver⸗ 
ichtung hinausgeht, fo insbeſ. beim Ausbau von Waſſerläufen 
und bei der Verleihung 8 56. 
Fall Das Ob VG. hat es aber mit Recht abgelehnt, im vorliegenden 
De e die Beſtimmungen des Waſſergeſ. anzuwenden, ſondern hat die 
ſtimmungen des Eiſenbahnrechts für anwendbar erklärt, weil dieſes 
tf Sonderrecht neben dem Waifergef. beſtehen geblieben ſei. Das 
e nicht nur den Grundſätzen des § 385 Satz 2 des Waſſergeſ., 
zundern auch denjenigen des allgemeinen Verwaltungsrechtes, wie ſie 
8 158 des Zuſtändigkeitsgeſ. niedergelegt find. 
IR. Dr. Riemann, Breslau. 
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haltungslaſt zu der Baulaſt des zu unterhaltenden Weges in ſeiner 
früheren Geſtalt muß, wenn eine entſprechende behördliche Feſt⸗ 
ſtellung nicht getroffen iſt, auf erhobene Klage anteilsmäßig durch 
Urt. im Verwaltungsſtreitverfahren feſtgeſtellt werden. Dieſe Grund⸗ 
ſätze finden unbedenklich wie auf öffentl. Wege ſo auf Waſſerläufe 
Anwendung, die der Eiſenbahnunternehmer beim Bahnbau verlegt 
hat, wie denn auch die Rechtſpr. die Wege als dem öffentl. Intereſſe 
dienende Anſtalten nur beiſpielsweiſe — „namentlich“ (DVG. 54, 
316) — hervorhebt. 

(PrOG. V. IWaſſwirtſch.] Sen., Urt. v. 1. Juli 1926, VB 31/24.) 


* 

3. PrWegereinigck. v. 1. Juli 1912. Ein Beſchluß, 
den ein Kreisausſchuß, Bezirksausſchuß oder Provinzial⸗ 
rat über die Frage, welche Wege außerhalb der geſchloſ⸗ 
ſenen Ortslage als überwiegend dem inneren Verkehr 
der Ortſchaft dienend anzuſehen find, ohne den in 8 1 
Abi. 2 vorgeſehenen Antrag der Ortspolizei faßt, iſt nicht 
nichtig, ſondern nur anfechtbar gemäß § 126 Pr Verw. f) 

Eine offenkundige Verletzung des geltenden Rechtes, des 8 1 
Abſ. 2 Satz 3 des Wegereinig®. v. 1. Juli 1912, liegt darin, daß 
der Provinzialrat einen Beſchluß über die Frage, welche Wege außer⸗ 
halb der geſchloſſenen Ortslage als überwiegend dem inneren Verkehr 
der Ortſchaft dienend anzuſehen ſind, gefaßt hat, obwohl kein Antrag 
von der Ortspolizeibehörde geſtellt war, die nach der angeführten Vor⸗ 
ſchrift allein befugt war, die Beſchlußfaſſung zu beantragen und damit 
das Beſchlußverfahren in Gang zu bringen. Handelt es ſich ſonach bei 
dieſem Beſchluſſe des Provinzialrats um einen fehlerhaften Staats⸗ 
akt, ſo fragt es ſich, welche Bedeutung dieſem Umſtande für die vor⸗ 
liegende Streitfrage beizumeſſen iſt. Nach der in der Literatur ein⸗ 
ſtimmig vertretenen Auffaſſung gilt im öffentlichen Rechte der Grund⸗ 
ſatz, daß ein Staatsakt, auch wenn er fehlerhaft iſt, in der Regel 
nur anfechtbar, nicht aber nichtig iſt (ogl. Kormann, Syſtem der 
rechtsgeſchäftlichen Staatsakte, Berlin 1910, S. 203 ff., 281, 305; 
Walter Jellinek, Der fehlerhafte Staatsakt u. feine Wirkungen, 
Tübingen 1908, S. 44, 46 ff.; Otto Mayer, Deutſches Ver⸗ 
waltungsrecht Bd. I (2. Aufl. 1914) S. 97, 3. Aufl. 1924 S. 95 ff.; 
Fleiner, Inſtitutionen des deutſchen Verwaltungsrechts, 4. Aufl., 
Tübingen 1919, S. 194 ff.). Als Ausnahme von dieſem Grundſatz ift 
nur allgemein anerkannt, daß ein Staatsakt nichtig iſt, der von einer 
abſolut unzuſtändigen Behörde ausgegangen war, fofern eine be 
ſtimmte Form vorgeſchrieben iſt, ohne Beachtung dieſer Form er⸗ 
gangen iſt oder endlich etwas tatſächlich oder rechtlich Unmögliches 
anordnet. Derartige Mängel liegen hier zweifellos nicht vor. Streitig 
iſt alsdann zwar, ob ein Staatsakt, für deſſen Ergehen die Einwilli⸗ 
gung des davon Betroffenen geſetzlich vorgeſchrieben iſt, beim Fehlen 
dieſer Einwilligung nichtig it (pgl. hierzu OVG. 78, 251). Dies 
kommt jedoch hier nicht in Betracht. Für den gegenwärtigen Fall 
greift daher die Regel Platz, daß der Staatsakt, hier der Beſchluß 
des Provinzialrats, trotz der Mängel, die ihm anhaften, nicht nichtig, 
ſondern nur anfechtbar iſt. Dies muß hier um ſo mehr gelten, als 
das Geſetz (8 426 Pr Verw.) ausdrücklich die Frage geregelt hat, 
wie und unter welchen Vorausſetzungen ein Beſchluß des Provinzial⸗ 
rats im Wege der Anfechtung aufgehoben werden kann. Damit hat 
das Geſetz zum Ausdruck gebracht, daß ein formell ordnungsmäßig 
vom Provinzialrat im Rahmen feiner Zuſtändigkeit gefaßter Be⸗ 
ſchluß, auch wenn er das geltende Recht verletzt, keineswegs nichtig, 
ſondern nur anfechtbar iſt, und ſo lange, bis er infolge einer An⸗ 
fechtung aufgehoben iſt, alle Rechtswirkungen äußert, die ſich aus 
einem ſolchen Beſchluß ergeben. 

(r G., IV. Sen., Urt. v. 25. Nov. 1926, IV B 46/24.) 


Zu 3. Der Entſch. iſt im Ergebnis zuzuſtimmen. Ob die Ab⸗ 
grenzung der Nichtigkeitsfälle gegenüber den Tatbeſtänden der An⸗ 
ſechtbarkeit, wie fie das Urt. im Anſchluß an die ältere Verwaltungs- 
rechtsliteratur vornimmt, nicht zu weit geht, kann hier dahingeſtellt 
bleiben, weil der angegriffene Beſchluß jedenfalls nur anfechtbar iſt. 
Bedenken erweckt lediglich der letzte Satz. Die Gewährung eines 
Rechtsmittels gegen einen beſtimmten Gtaatsaht ift nach preuß. Recht 
ja überhaupt die Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahrens. Es liegt aber keine Veranlaſſung vor, dieſe Rechts⸗ 
mittel nur dann zuzulaſſen, wenn der betr. Staatsakt anfechtbar, 
nicht aber dann, wenn er nichtig iſt. Der Zweck des Verwal⸗ 
tungsſtreitver fahrens beſteht darin, die Möglichkeit zur Auf⸗ 
hebung fehlerhafter Staatsakte zu gewähren. Welche Art der Fehler⸗ 
haftigkeit — Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit — vorliegt, intereſſiert 
nicht. Ein Rechtsſchutzintereſſe iſt auch bei derartigen Staatsakten 
gegeben. Sie dürfen zwar nach herrſchender Meinung „als nicht vor⸗ 
handen behandelt werden“. Aber iſt dem Verfügungsadreſſaten das 
Riſiko zuzumuten, daß er gegen einen ihm gegenüber ergangenen 
Akt, den er für nichtig hält, deshalb keine Rechtsmittel einlegt, 
um dann nach Ablauf der Rechtsmittelfriſt zu erfahren, der Akt ſei 
„nur“ anfechtbar und infolge der Verſäumung der Rechtsmittelfriſt 
rechtskräftig? Dieſe Erwägung ſchlägt um ſo mehr durch, als die 
Lehre von den verſchiedenen Arten der Fehlerhaftigkeit erſt mehrere 
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2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und Verwaltungs: 
gerichte. 
preußiſches Landesamt für Familiengüter. 


Berichtet v. dem Präſidenten des Landesamtes, Miniſterialdirektor i. R., 
Wirkl. Geh. Oberjuſtizrat Dr. Kübler, Berlin. 

1. Die auf Grund des VermStG. v. 10. Aug. 1925 
(RG Bl. I 233) von dem gebundenen Vermögen erhobene 
Vermögens ſteuer iſt eine Fideikommißſtammſchuld. So⸗ 
weit ſie auf den gebundenen Teil des Vermögens des 
Steuerſchuldners entfällt, kann ſie der Fideitommiß⸗ 
beſitzer mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde ohne Zu- 
ſtimmung der Familie aus dem Stamme des Vermögens 
entnehmen; die Aufſichtsbehörde kann die Genehmigung 
verſagen oder an Bedingungen, wie z. B. die Wieder- 
herſtellung des um die Steuer geminderten Stammes, 
knüpfen. ) 

Der Beſitzer hat beim Aufl A. unter Bezugnahme auf 818 
VermStG. v. 1925 den Antrag geſtellt, ihm die Entnahme der auf 
das Fideikommißvermögen entfallenden Steuer aus der Subſtanz 
des Fideikommiſſes zu genehmigen. Der Präſident des Aufl A. ver⸗ 
langte daraufhin von dem Beſitzer eine Darlegung der Höhe ſeiner 
Einkünfte aus dem Fideikommißvermögen. Er ging dabei von der 
Erwägung aus, daß, da 8 18 die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erfordere, dieſer auch eine Prüfungspflicht nach der Richtung auf⸗ 
erlege, ob die Entnahme angemeſſen ſei, insbeſ. ob dem Beſitzer die 
Zahlung der Steuer aus den Einkünften nicht zuzumuten ſei; die 
VermSteuer ſtelle eine laufende Abgabe dar, und es könne nicht in 
der Abſicht des Geſetzgebers gelegen haben, daß die Subſtanz durch 
dauernde Entnahme für Steuerbeträge ſchließlich aufgezehrt werde. 
Der Beſitzer machte dagegen geltend, daß ihm das Geſ. das Recht 
gewähre, die VermSteuer aus der Subſtanz zu entnehmen, die Auf⸗ 
ſichtsbehörde habe bei ihrer im Geſ. vorgeſehenen Genehmigung nur 
zu verhindern, daß der Beſitzer mehr als den auf das Fideikom⸗ 
miß entfallenden Teil der geſamten von ihm zu entrichtenden Steuer 
aus dem Fideikommißvermögen erhebe. Der Geſetzgeber habe die Ab⸗ 
ſicht verfolgt, die Anſammlung von Vermögen zu verhindern und 
toße Vermögen zu vermindern. Er ſelbſt ſei auch nicht in der 
zage, die doch immerhin recht erheblichen Vorauszahlungen auf die 
Steuer aus ſeinen eigenen Mitteln längere Zeit vorzuſtrecken. 

Eine Verbindlichkeit des Fideikommißbeſitzers ſtellt ſich dann 
als eine Fideikommißſchuld dar, wenn ſie aus dem Rechtskreiſe des 
Fideikommißvermögens, d. h. aus Beſitz und Verwaltung dieſes 
Vermögens, erwachſen iſt und ihrem Inhalt nach den Fideikommiß⸗ 
beſitzer gerade in feiner Eigenſchaft als Herrn des Fideikommißver⸗ 
mögens verpflichten ſoll (vgl. amtl. Begr. z. d. FideikGeſEntw. v. 
1903, 38, 113 und 1913, 59). 

Die VermSteuer wird, ſowei fie auf den gebundenen Teil des 
Vermögens entfällt, von dem Beſitzer als Herrn dieſes Sonder⸗ 
vermögens erhoben. Die Steuerſchuld iſt aber nicht als eine Frucht- 
ſchuld anzuſehen. Daran, daß der Fideikommißbeſitzer für Fideikom⸗ 
mißſchulden grundſätzlich nur mit den Einkünften des Fideikommiß⸗ 
vermögens haftet, daß die Fideikommißſchulden alſo in der Regel 
Fruchtſchulden ſind, hält zwar auch der Fideikommißentwurf v. 1913 
feſt; er nimmt aber gewiſſe Schulden davon aus und erklärt als 
Stammſchulden kraft Geſetzes in 841 Abſ. 3 allgemein alle 


Jahrzehnte nach dem Erlaß der grundlegenden preuß. Geſetze auf⸗ 
gekommen iſt. Daher würde die gegenteilige Auffaſſung zu dem m. E. 
unhaltbaren Ergebnis führen, daß gerade in den Fällen ſtärkſter 
Fehlerhaftigkeit ein Rechtsmittel nicht gegeben iſt. Man wird für das 
preuß. Recht weiter gehen müſſen als Enno Becker, der die Rechts⸗ 
mittel dann gewähren will, „wenn dem Betroffenen nach verſtändiger 
Würdigung ſeiner Lage nicht zugemutet werden kann, es darauf an⸗ 
kommen zu laſſen, ob irgendwelche Nachteile (Beitreibung, Rechts⸗ 
kraft) aus der Verfügung für ihn erwachſen“ (RAbgO. (5. Aufl.] 
875 Anm. 1 a). Vielmehr iſt der Verwaltungs rechtsweg in 
allen denjenigen Fällen zuläſſig, in denen ein Akt der Art, gegen 
den er eröffnet iſt, tatſächlich ergangen iſt, mag er rechtlichen Be⸗ 
ſtand haben (Fall der Anfechtbarkeit) oder nicht (Fall der Nichtigkeit). 
Daher ſind im Falle der Nichtigkeit, worauf Becker a. a. O. zu⸗ 
treffend hinweiſt, die Koſten demjenigen öffentlichen Verbande auf⸗ 
zuerlegen, deſſen Organ den nichtigen Staatsakt erlaſſen hat. Daraus 


ergibt ſich, daß man nicht — wie der IV. Sen. des PrOVG. in 


dem hier abgedruckten Urt. — aus dem Vorhandenſein eines ver⸗ 
waltungsprozeſſualen Klagrechtes darauf ſchließen kann, daß der 
rechtswidrige Akt nur anfechtbar ſei. Daß der Ausdruck „anfechten“ 
im 8 126 Pre Verw. nicht den rechtstechniſchen Sinn hat, der ihm 
bei fehlerhaften Staatsakten eignet, ſondern auch die Beſeitigung nich⸗ 
tiger Akte umfaßt, wurde bereits ausgeführt. 

Prof. Dr. Laſſar, Hamburg. 


Zu 1. Daß die derzeitige RVermSt. fideikommiß recht⸗ 
lich nicht als Fruchtſchuld, ſondern als Subſtanzſchuld anzusprechen 
iſt und daß demgemäß ſich der Fideikommißbeſitzer nötigenfalls die 
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(Juriſtiſche Wochenſchrift 


„öffentlichen Laſten“, die dem Fideikommißbeſitzer als ſolchen ob⸗ 
liegen. In der bei. Begr. zu § 41 wird der Begriff der öffentl. Laſten 
dahin erläutert, daß darunter alle auf einem öffentlich⸗rechtl. Tit 

beruhenden Abgaben und Leiſtungen fallen. Die Ausnahmebeſtimmung 
wird damit begründet, daß die Rückſicht auf die Erhaltung des Fidel 
kommiſſes zurücktreten müſſe, wo das Gemeinwohl die ſofortige 
Befriedigung einer Forderung gebietet. An dieſem Grundſatz, der 
in Übereinſtimmung mit dem heutigen Steuerrecht ſteht, muß feſt⸗ 
gehalten werden. Für die hier in Rede ſtehende VermSteuer hat der 
Rin M. im Schreiben an den Präf. des LA. f. FamGüter v. 4. März 
1925 ausgeführt, daß der Schuldner die zur Bezahlung der Verm⸗ 
Steuer notwendigen Mittel erforderlichenfalls aus der Subſtanz ent“ 
nehmen müſſe, widrigenfalls er der Zwangsvollſtreckung unterliege 
(ogl. Rund Verf. des JuſtMin. v. 10. Juni 1919 betr. die F amc BO. 
— JMBl. 321 — Ziff. 22). Für den Charakter einer Schuld als 
einer Steuerſchuld macht es nichts aus, ob die Schuld nach der 
Intention der der Erhebung zugrunde liegenden Anordnung regel⸗ 
mäßig nicht aus dem Stammwert, ſondern aus den Erträgen ber 
ftritten werden fol. Dieſe Frage iſt aber wichtig dafür, wie die 
Schuld im Verhältnis des Beſitzers zur Familie zu br 
handeln ift. Dies gilt namentlich auch für die VermSteuer, die nach 
der Begr. z. Entw. e. VermStG. (88 32—34) nach dem Sinne des 
Gef. aus den Einkünften beſtritten werden fol. Im Verhält“ 
nis zur Familie würde der Fideikommißbeſitzer alſo nicht be⸗ 
rechtigt ſein, die Steuer ohne Zuſtimmung der Familie aus dem 
Stamme des Vermögens zu entnehmen, denn er hat (ogl. 8 111 18 
ALR.) alle ordentl. und außerordntl, Laſten des Fideikommiſſes zu 
tragen. Grundſätzlich würde er ſich daher wegen der Steuer nicht ohne 
Familienſchluß an den Stamm des Vermögens halten können. Da 
Gef. geſtattet ihm aber, von der Zuſtimmung der Familie bei gewiſſen 
Steuern und ſo auch bei der VermSteuer abzuſehen, obwohl ſie nach 
der Intention des Geſ. nicht aus dem Stammwert, ſondern aus den 
Einkünften beſtritten werden ſollen. 


Im WehrbeitrGeſ. v. 3. Juli 1913 (RG Bl. 506) war die 
Genehmigung Dritter bei der Entnahme ausgeſchaltet, wobei unter 
Drittem nicht eine Behörde zu verſtehen war, ſofern das Landesgeſ. 
die Genehmigung einer ſolchen vorſah. Hierbei hatte man aber nut 
partikularrechtl. Beſtimmungen im Auge. In der jetzigen Form findet 
ſich die Beſtimmung über die Genehmigung der Auſſichtsbehörde zu 
Entnahme aus der Subſtanz in der PrVOO. betr. den Erwerb von Reid)?” 
kriegsanl, für Stiftungen, ſtandesherrl. Hausgüter, Famgideikom⸗ 
miffe, Lehen und Stammgüter v. 14. Sept. 1916 (PrcßS. 121).). Hler 
war beſtimmt, daß mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde Kriegs⸗ 
anleihe für die genannten Vermögen erworben werden und daß DIE 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde unter Bedingungen oder Auf 
lagen erteilt werden kann (8 2). In dieſer Form iſt die Beſtimmung 
in eine ganze Reihe ſpäterer Steuergeſ. übergegangen, wenn auch d 
Wortlaut nicht immer gleichbleibend war. In dem Gef, über eine 
Kriegsabgabe vom VermZuwachſe v. 10. Sept. 1919 (RG Bl. 1575) 
iſt der 8 19, wie folgt, gefaßt: 

„Der Inhaber eines Hausguts, Familienfideikommiſſes, Lehns⸗ 
oder Stammguts oder eines ſonſtigen auf Grund von Vorſchriften 
gebundenen Vermögens, die nach den Art. 57, 58, 59 GGBG B. v. 
18. Aug. 1896 unberührt geblieben ſind, iſt mit Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde befugt, den Betrag der Abgabe aus dem gebundenen 
Vermögen zu entnehmen und zu dieſem Zwecke über die zu dem 


Vollſtreckung in die Subſtanz gefallen laſſen müſſe, ſcheint mir zu⸗ 
treffend. 

Die zweite in dieſer Entſch. verneinend beantwortete Frage 
ging dahin, ob jeder Fideikommißbeſitzer ein Recht auf Genehmi' 
gung ſeines Aufl A. zur Entnahme der Steuer aus der Subſtanz habe. 
Dem Vorerben iſt im 8 19 BermSt®. v. 10. Aug. 1925 im Wider- 
ſpruch mit der Regelung des 8 2126 BGB., das dem Vorerben, wie 
dem Nießbraucher (8 1047), die öffentlichen Laſten mit Ausnahme 
nur der auf den Stammwert der Sache gelegten außerordent“ 
lichen Laſten auferlegt, die Befugnis zugeſprochen, die Vermett. 
aus dem Vorerbſchaftsvermögen zu entnehmen. Es liegt nahe, aus 
der Gleichartigkeit der Stellung des Vorerben und des Fideikommiß⸗ 
beſitzers die Folgerung zu ziehen, daß die im unmittelbar vorgehenden 
8 18 vorgeſehene Genehmigung des Aufl A. zur Entnahme der Verms⸗ 
aus dem gebundenen Vermögen nur die Bedeutung einer behörd* 
lichen Überwachung dieſer an ſich dem Fideikommißbeſitzer nicht zu 
verwehrende Entnahmeberechtigung habe. Aber wenn das der Wille 
des or etwa geweſen wäre, jo hat er im Geſetz nicht ge⸗ 
nügend Ausdruck gefunden. Es hätte nahegelegen, wenn grundſätzlig 
die Genehmigung erteilt werden müßte, dies ebenſo zum Ausdrut; 
zu bringen, wie es in dem erwähnten VermZuw StG. v. 10. Sep 
1919 für beſtimmte Fälle angeordnet war. Wirtſchaftlich iſt das 1 
gebnis, zu dem das LA. gelangt, ſehr zu begrüßen. Es erſcheint glei 
widerſinnig beim Fideikommißbeſitzer wie beim Inhaber eines vor 
erbſchaftlichen Vermögens, die VermSt. im Regelfall aus der Sub 
ſtanz entnehmen zu laſſen, obwohl dieſe Steuer nach Sinn und 1 
gründung, nach der Höhe und nach ihrer periodiſchen Erhebungsc 
aus den Einkünften beſtritten werden ſoll (RTVerh. I, 1920, Bd. 30 
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Vermögen gehörenden Gegenſtände zu verfügen. Die Genehmi⸗ 
gung iſt zu erteilen, wenn der Inhaber in Konkurs 
oder zur Zahlung un vermögend iſt. Für den Betrag 
der Abgabe, der auf den Zuwachs an Vermögen des 
Inhabers entfällt, wird der Inhaber Schuldner des 
Stammvermögens. Die Rückzahlung hat ſpäteſtens 
beim Erlöſchen der Rechte des Inhabers am gebunde⸗ 
nen Vermögen zu erfolgen.“ 

Die drei letzten Sätze ſind erſt im Ausſchuß der Nationalver⸗ 
Be. in das Gef. hineingekommen. Sie laſſen keinen Zweifel, 
aß der Beſitzer grundſätzlich nicht ein unbedingtes Recht auf die Ge⸗ 
nehmigung zur Entnahme der Steuer aus der Subſtanz hat und 
einem Antrag nur in den bezeichneten Ausnahmefällen jtattgegeben 
werden muß. Die vorſtehend wiedergegebene Beſtimmung iſt dann in 
das VermStGd. v. 1922 und das v. 1925 ohne jene drei Sätze über⸗ 
nommen. Dabei hat man augenſcheinlich angenommen, daß der Sinn 
der Beſtimmung, wonach der Beſitzer grundſätzlich kein unbedingtes 
Recht zur Erteilung der Genehmigung auf Entnahme der VermSteuer 
aus der Subſtanz hat, ohne weiteres aus dem Gef. folgt. Dem⸗ 
gemäß hat die Aufſichtsbehörde nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu 
entſcheiden, ob dem Antrag des Beſitzers ſtattgegeben werden kann 
oder nicht, wobei auch die Einkommensverhältniſſe des Beſitzers 
und die Vermögenslage des Fideikommiſſes von Bedeutung ſein 
werden. Die Genehmigung kann auch unter Bedingungen erteilt wer⸗ 
en, insbeſ. kann die Aufſichtsbehörde anordnen, daß das entnom⸗ 
mene Kapital wieder anzuſammeln und daß das aufgenommene Dar⸗ 
jehn planmäßig zu tilgen iſt. Dies iſt in der Begründung zum Wehr⸗ 
ie ausdrücklich ausgeſprochen und hat auch für die Vermögenſteuer 

tung. 
(LAfFamGüt., RE. Nr. 67 v. 2. April 1927.) 


* 
2 2. 85 8ZwAV O. Zu einer vor Bildung eines 
aldgutes erfolgenden Verfügung über Grundſtücke, die 
u einem zu nachhaltiger forſtmäßiger Bewirtſchaftung 
geeigneten Walde gehören ($ 12 Abſ. 10 Zw An O. v. 
Febr. 1920 — GS. S. 463), iſt eine Genehmigung der 
tnifter nicht erforderlich. 
be Der Zweck des 85 Zw AVO. ift lediglich, die Verfügungsfreiheit 
U Familiengutsbeſitzers durch Beſeitigung der grundſätzlichen 
nveräußerlichkeit der Gegenftände des Familienguts oder der regel⸗ 
webig zu den Verfügungen und Verpflichtungen des Beſitzers er⸗ 
rderlichen Zuſtimmung der Familie oder einer Familienvertretung 
7 erweitern und damit die familienrechtliche Bindung zu lockern. 
wemgemäß geſtattet der 8 5 dem Beſitzer mit Zuſtimmung der 
Auflöſungsbehörde allein über Familiengutsgegenſtände 
zu verfügen und Verpflichtungen für das Familiengut zu begründen. 
aneben bleibt ihm die Möglichkeit, nach wie vor mit Zuſtim⸗ 
mung der Familie über das Familengut zu verfügen und es zu 
berpflichten und ſelbſtverſtändlich auch, ſoweit ihm ſtiftungsmäßig 
* einzelne Gegenſtände freie Verfügungs⸗ und Verpflichtungs⸗ 
elugnis gegeben fein ſollte, allein zu handeln. Für alle feine 
ei ſügungen zieht ihm aber, ſoweit es ſich um Grundſtücke, die zu 
mem zu nachhaltiger Bewirtſchaftung geeigneten Walde gehören, 
er Abſ. 10 des 9 12 Zw Ad. eine beſondere Grenze. 
wi Dieſe Beſtimmung verfolgt gerade die entgegengefegte Abſicht 
t e die des 85, nicht die Abſicht, den Fideikommißbeſitzer freier zu 
en ſondern umgekehrt die Abſicht, ihn zu bejhränken. Da- 
Er iſt $12 Abſ. 10 nicht aus dem $5, ſondern aus ſich ſelbſt aus⸗ 
egen. Dabei kommt zunaächſt der Wortlaut des Abſ. 10 in 
di acht: Dieſer geht unzweideutig dahin, daß für die von dem 
ö . 10 umfaßten Verfügungen die Genehmigung der Auflöſungs⸗ 
Hörde” erforderlich ift. Von einer Genehmigung der Miniſter 
igt er nichts. Er verweiſt auf dieſe auch nicht etwa durch Heran⸗ 
Kung anderer Beſtimmungen des Geſ., übergeht ſie vielmehr offen⸗ 
95 tlich bei Heranziehung ſolcher Beſtimmungen, indem er die ſinn⸗ 
aber Geltung des 8 12 Abſ. 4 Satz 2 Zw AVO. vorſchreibt, nicht 
er diejenige des Satz 1 daſelbſt, der eben von der miniſteriellen 
lügt ebmiaung handelt. Gerade die Heranziehung des Abſ. 4 Satz 2 
er auch ſchon an ſich erkennen, daß der Abſ. 10 die miniſterielle Ge⸗ 
en gung nicht im Auge hat. Denn in Abſ. 1 Satz 2 wird vorgeſchrie⸗ 
geh daß vor der Entſch. die Landes kulturbehörde zu hören üſt, d. h. 
Be werden muß. Es kann aber nicht angenommen werden, daß 
Zw Geſ. den Min. in der Freiheit ſeiner Entſchließung durch den 
rang der Anhörung einer ihm untergeordneten Behörde hat be⸗ 


— 
10255 Die Befugnis der Entnahme galt im VermStG. v. 8. April 


Vern nur für die Zuſchläge, die den Charakter effektiver 
bei 1775 hatten und zeitlich begrenzt waren. Nachdem es ſich aber 


nelle Regelung des Geſ. v. 10. Aug. 1926 nur noch um nomi⸗ 

St e VermSt. handelt, iſt dieſe Enknahmeberechtigung widerſinnig 
Fuß, Handb. Reichsſteuerr. III, 665). 

enn nicht außerordentliche Verhältniſſe ausnahmsweiſe dazu 


Sen gen, muß ein Fideikommißbeſitzer, der es mit feinen Pflichten 
30 nimmt, die VermSt. aus den Erträgniſſen decken, ohne die 
ſtanz zum Schaden ſeiner Folger anzugreifen. \ 


IR. Dr. Stahl, Kaſſel. 
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einträchtigen wollen. Weiterhin beſchränkt der Wortlaut des Abſ. 10 
den Beſitzer auch nur bei freihändigen Verfügungen. Einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Grundſtücke, die zu einem zu nachhaltiger forſtmäßiger 
Bewirtſchaftung geeigneten Walde gehören, ſteht er nicht entgegen. 
Dies unterſcheidet ſeine Tragweite von vornherein von der Trag⸗ 
weite anderwärts angeordneter miniſterieller Genehmigung, da dieſe 
ſich auch auf die Zwangsverſteigerung bezieht (§ 12 Abſ. 4 Satz 1 
Halbſ. 2). Es wäre aber kein Grund auffindbar, aus dem, wenn 
Abſ. 10 auf die miniſterielle Genehmigung zu beziehen wäre, dieſer 
hier eine geringere Tragweite wie ſonſt gegeben werden ſollte. 
Schließlich kann auch nicht, wie das Auflöſungsamt meint, 
das Wort „gehören“ im § 12 Abſ. 10 in Gegenſag zu dem Wort 
„ausmachen“ geſetzt werden, ſo daß danach bei Verfügungen über 
einen in ſich abgeſchloſſenen ganzen Wald die Genehmigung der Min. 
vorgeſchrieben wäre, bei Verfügungen über Teile eines ſolchen 
Waldes die der Aufl Behörde. Denn dann fehlte es für Grundſtücke, 
die einen Wald „ausmachen“, überhaupt an dem Erfordernis jeder 
Genehmigung, da eine Genehmigung zu Verfügungen über Wald⸗ 
grundſtücke vor Bildung eines Waldgutes eben nur in Abf. 10 
vorgeſchrieben iſt. Eine ſolche Unterſcheidung iſt auch ſchon ſprachlich 
picht zu rechtfertigen, denn, auch wenn die Grundſtücke einen ſchutz⸗ 
würdigen Wald „ausmachen“, ſo „gehören“ ſie doch auch zu dem 
Walde. 

Aber auch innere Gründe ftehen einer Ausdehnung des Abſ. 10 
auf die miniſterielle Genehmigung nicht zur Seite. Die Notwendigkeit 
miniſterieller Genehmigung zu Verfügungen über Grundſtücke, die 
zu einem im öffentlichen Intereſſe zu erhaltenden forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe gehören, iſt ein weſentlicher Beſtandteil des 
von der AuflGeſetzgebung neu eingeführten Sonderrechts 
für den Wald. Dieſes Sonderrecht entſteht aber erſt mit der Begrün⸗ 
dung der ſeinen Gegenſtand bildenden Waldſicherung, und eine ſolche 
Waldſicherung kann gegen den Willen des Beſigers und der Familie 
erſt nach der Auflöſung des Familienguts, alſo erſt mit dem frei⸗ 
werdenden Familiengut geſchaffen werden. Vor dieſem Freiwerden 
lag zu dem Zwange einer miniſteriellen Genehmigung auch kein Ve⸗ 
dürfnis vor. Denn bis dahin unterwarf die Auflöeſetzgebung die 
Familiengüter durchweg bereits einer behördlichen Aufſicht, nämlich 
derjenigen der Aufl Behörde (8 42 Zw AO., VO. des Staatsmin. v. 
3. März 1921 — GS. 367). Dieſe Aufſicht hatte ſich insbeſ. auch auf 
die Bewirtſchaftung des Waldes zu erſtrecken (8 10 FGO.). Es lag 
daher nahe, der Aufſichtsbehörde auch den Schutz gegen die Wald⸗ 
wirtſchaft ſchädigende Verfügungen zu übertragen. Daß die Auflöeſetz⸗ 
gebung nicht nur die privatwirtſchaftl. Intereſſen der Familie den 
Aufl Behörden anvertrauen wollte, ſondern auch die öffentl. Inter⸗ 
eſſen, ergibt ſich aus ihrem Geſamtinhalt und iſt z. B. in der amt⸗ 
lichen Begr. z. § 5 ZwuVO. (IMBl. 1920 a. a. O.) klar ausge⸗ 
ſprochen. Die AuflGeſetzgebung konnte und durfte dabei von den 
Aufl Behörden, insbeſ. auch nach der Art ihrer Zuſammenſetzung, er⸗ 
warten, daß ſie den ſich daraus ergebenden Pflichten gerecht werden 
würden, und fie hatte in 8 12 Abſ. 10 Zw AVO. um fo mehr An⸗ 
laß, es bei der Genehmigung der AuflBehörde bewenden zu laſſen, 
als dieſe Behörde aus ihrer Kenntnis der geſamten Sachlage auf 
möglichſte Vereinigung der privaten Intereſſen der Familie und der 
öffentl. Intereſſen hinzuwirken in der Lage iſt. Sie konnte dabei 
insbeſ. auch vorausſetzen, daß, wenn etwa die AuflBehörde im 
Einzelfal über die Tragweite einer Entſchließung nach der öffentlich⸗ 
rechtl. Seite im Zweifel ſein würde, ſie vor ihrer Entſchließung die 
notwendigen Ermittelungen an der hierfür geeigneten Stelle vor⸗ 
nehmen werde (8 28 Abſ. 4 Zw AV O., 8 12 R Fr.). Von ſelbſt ver⸗ 
ſteht es ſich, daß, ſoweit Verfügungen in Frage kommen, die ſich als 
Teilauflöſungen darſtellen, der 8 12 Abſ. 10 ZwA VO. überhaupt nicht 
Anwendung findet, ſondern der 8 10 a u. Ib FVO. und der 87 
des Adelsgeſ., wonach es zu jeder Auflöſung des Familien⸗ 
guts der miniſteriellen Genehmigung bedarf. Eine Teilauflöſung iſt 
aber nicht zu verwechſeln mit einer Veräußerung, die mit einem 
Erſatzerwerb verbunden iſt, wie fie der $ 12 Abſ. 10 Zw AO. allein 
im Auge hat (vgl. Breme, Das Waldrecht der Auflcheſ. S. 97 
Anm. S. 25 Anm. 8). 

(LAfFamGüt., RE. Nr. 66 v. 2. April 1927.) 
* 


3. 812 3wA Vo. Kann bei der Zwangsauflöſung 
eines Familienguts ein Waldgut nicht gebildet oder die 
Waldgutsbildung nicht genehmigt werden, ſo kann der 
Beſitzer nicht gezwungen werden, ſeine Zuſtimmung zur 
Bildung eines Schutzforſtes zu geben. 

Der Zweck des Geſ. v. 7. Jan. 1922 war, alle Arten der 
Waldſicherung für jede Form des Auflöſungsverfahrens für zuläſſig 
u erklären, um für jeden Einzelfall die paſſendſte Form der Wald⸗ 
ung zu ermöglichen (Breme, Das Waldrecht der Auflöſungsgeſ., 
S. 147); in den Vorausſetzungen der einzelnen Waldſicherungen ſelbſt 
ſollte aber nichts geändert werden. Daher hielt § 1 des Gef. den im 
8 5 Abſ. 1 der Waldverfügung zum Ausdruck gebrachten Grundſatz, 
daß zur Schutzforſtbildung die Zuſtimmung des Beſitzers 
erforderlich ſei, ausdrücklich aufrecht. Auch der 83 des Geſ., 
der beſtimmt, daß, wenn ein Wald⸗ oder Landgut gem. 8 12 Abſ. 6 
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ZwaVO. geteilt oder wenn die Gutseigenſchaft aufgehoben werden 
ſoll, für den Waldbeſitz des Gutes das Schutzforſtrecht eingeführt 
werden kann (nicht „muß“), iſt im Zuſammenhange mit 8 1 des Gel. 
in dieſem Sinne zu verſtehen. 

Der innere Grund dieſer unterſchiedlichen Behandlung von 
Schutzforſt und Waldgut liegt im folgenden: 

Wie das Auflöſungsamt zutreffend bemerkt, geht das Beſtreben 
der Auflöſungsgeſetzgebung auf möglichſte Sicherung des in den 
Familiengütern vorhandenen Waldes, da dieſer — meiſt vorzüglich 
bewirtſchaftete — Wald für die Volkswirtſchaft und Landeskultur 
von hervorragender Bedeutung geworden iſt und feine Erhaltung 
daher in dringendem Intereſſe der Allgemeinheit liegt. Aus dieſem 
Beſtreben ſuchte die Auflöſungsgeſetzgebung zunächſt in dem § 10 der 
Fam Vo. v. 10. März 1919 (GS. 39) und im 8 7 des Adelsgeſ. 
v. 23. Juni 1920 (GS. 367) darauf hinzuwirken, daß ſich der 
Familiengutsinhaber freiwillig ſtaatlicher Aufſicht und behördlichen 
Beſchränkungen bei der Bewirtſchaftung und bei Verfügungen über 
den Wald, die in der Waldverfügung unter der Bezeichnung „Schutz⸗ 
forſt“ zu einem beſonderen Rechtsgebilde zuſammengefaßt wurden, 
unterwürfe. Zu dem Zweck wurde vorgeſchrieben, daß eine von der 
Familie beſchloſſene Auflöſung des Familienguts der Genehmigung 
des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten bedürfen ſolle, und dieſe Genehmigung zu erteilen ſei, 
wenn durch den Familienſchluß für die Sicherung des Waldes in 
dem obigen Sinne Sorge getragen wäre, während ohne die Erteilung 
der Genehmigung das Familiengut der Zwangsauflöſung durch die 
ſtaatliche Behörde anheimzufallen hätte (8 7 Adelsgeſ.; 8 10 Fam⸗ 
GVO. in d. Faſſ. v. 10. März 1919 und §8 10, 10 a, 10 b in d. Faſſ. 
v. 30. Dez. 1920 [GS. 1921, 77) Jene mit dem Schutzforſt 
verfolgte Sicherung des Waldes iſt aber lediglich forſtpolizei⸗ 
licher Natur. Sie hat nur den forſtlicheen Schutz im Auge 
(vgl. RE. Nr. 62 des LA. f. Familiengüter v. 18. Dez. 1926). 
Wirtſchaftliche Intereſſen anderer Art, insbeſ. privatwirtſchaftliche 
Intereſſen des Beſitzers, find dabei nebenſächlich. Ob die Art der 
bisherigen Bewirtſchaftung zerſtört oder in ihrer Entwicklung be⸗ 
einträchtigt wird, iſt bei der Bildung und bei der behördlichen Be⸗ 
aufſichtigung des Schutzforſtes nicht maßgebend, nur das forſtliche 
Intereſſe entſcheidet. Vor einem ſo weitgehenden zwangsweiſen 
Eingriff in das Privateigentum, dem auch die Familiengüter zu⸗ 
gehören, ſcheute man zurück, man überließ es vielmehr den Familien 
bzw. Beſitzern, ob ſie ſich ihm freiwillig unterwerfen wollten. Anders 
liegt die Sache beim Waldgut. Freilich enthält eine bei der 
Zwangsauflöſung von Amts wegen erfolgende Bildung des Waldguts 
auch einen Eingriff in die Verfügungsbefugnis des Eigentümers, und 
auch ſie gründet ſich wie die Errichtung des Schutzforſtes auf das 
öffentliche Intereſſe. Aber ſie geht von anderen, auch die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Beſitzers berückſichtigenden Geſichtspunkten aus als 
die Errichtung des Schutzforſtes. Sie baut ſich auf den beſtehenden 
wirtſchaftlichen Zuſtand auf, indem ſie die Erhaltung des Beſitztums 
als wirtſchaftliche Einheit bezweckt, wenn dies im öffentlichen Intereſſe 
liegt ($ 12 Abſ. 1 Zw O.), und ſucht fo die privatwirtſchaftlichen 
Intereſſen mit dem öffentlichen Intereſſe zu vereinigen (vgl. Ztſchr. 
f. Agrar⸗ und WaſſerR. 1, 11). Daher war es auch hier anders 
wie beim Schutzforſt unbedenklich, innerhalb der durch die Beſtim⸗ 
mungen des Einführungsgeſetzes zum BGB. — Art. 111, 115, 117, 
119, 64 — zugelaſſenen Grenzen einen behördlichen Zwang eintreten 
zu laſſen. Nur aus dieſem Unterſchied zwiſchen Schutzforſt und 
Waldgut heraus läßt es ſich rechtfertigen, wenn in der GebO. für 
die Auflöſung von Familiengütern v. 11. Jan. 1924 (GS. 29) für 
die Beaufſichtigung der Waldgüter eine beſondere Gebühr erhoben 
wird, für die Beaufſichtigung der Schutzforſten aber nicht. 

Dafür, daß die Waldgutsbildungen der vorſtehend dargelegten 
Abſicht des Geſetzes gem. erfolgen, hat die Auflöſungsgeſetzgebung 
durch das von ihr eingeführte Waldgutsbildungsverfahren noch be⸗ 
ſondere Vorſorge getroffen, indem es dasſelbe in die Hand unab⸗ 
hängiger Behörden, wie fie die Auflöſungsbehörden find (vgl. JW. 
1924, 756) gelegt hat (8 12 Abſ. 2 Zw AV O.). Wenn der Juſtiz⸗ 
miniſter und der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
darüber zu entſcheiden haben, ob die von den Auflöſungsbehörden 
vollzogene Waldgutsbildung zu genehmigen iſt oder nicht, fo ſoll 
dieſes Genehmigungsrecht der Miniſter nur verhindern, daß bei einer 
Waldgutsbildung nicht etwa Intereſſen überſehen werden, die von dem 
ſtaatlichen Geſamtintereſſe aus, das — und nicht Sonderintereſſen — 
in einem geordneten Staatsweſen allein entſcheidend ſein muß, höher 
zu bewerten ſind als der Waldſchutz, dagegen ſollte nicht etwa durch 
die Genehmigungsbefugnis der Miniſter eine über den Auflöſungs⸗ 
behörden beſtehende höhere Inſtanz im Waldgutsbildungsverfahren 
geſchaffen werden. Sehen ſich alſo die Miniſter von dem ſtaatlichen 
Geſamtintereſſe aus nicht in der Lage, ein von den Auflöſungs⸗ 
behörden gebildetes Waldgut zu genehmigen, und will der Beſitzer 
einer anderen Art der Waldſicherung nicht zuſtimmen, ſo bleibt nach 
obigen Ausführungen nichts anderes übrig, als von der Waldſicherung 
abzuſehen. 

(LAfFamGüt., RE. v. 21. Juni 1927, Nr. 68 LA 29, 119 
E 


4. Bei der Auflöſung oder dem Erlöſchen eines 
Familienguts erwirbt jeder Anfallberechtigte die ihm 
geſetzlich oder ſtiftungsmäßig zugewieſenen Beſtandterle 
des bisher gebundenen Vermögens unmittelbar kraft Ge“ 
ſetzes, ohne daß es einer beſonderen Rechtshandlung, wie 
Auflaſſung oder Übergabe, bedarf, wenn nach der geſamten 
Sachlage, insbeſ. dem Werte der Zuwendung die Zuwel, 
ſung als eine ſolche auf das ganze Vermögen oder an 
einen Bruchteil desſelben, nicht aber nur als Zuwendung 
eines einzelnen, von dem Geſamtvermögen abzuſondern? 
den Gegenſtandes anzuſehen tft. ) 5 

Das Anfallrecht iſt fideikommißrechtlicher, nicht erbrechtlicher 
Art; es bildet einen Teil des Fideikommißrechts und des mit die⸗ 
ſem Recht inſoweit gleichzubehandelnden Rechts der anderen Fa⸗ 
miliengüter und fällt daher, ſowohl hinſichtlich der Beſtimmung der 
Perſon des Anfallberechtigten wie auch ſeines Inhalts und ſeiner 
Wirkung unter die für die landesgeſetzliche Regelung des Familie 
güterrechts in der Reichsgeſetzgebung gemachten Vorbehalte (Art. ö 
bis 59 EBG B.; 883 GVO. uſw.; NG. 13, 227, 228; beſ. Begrün⸗ 
dung zum vorl. Entw. eines Geſ. über Familienfideikommiſſe von 
1903 S. 188 ff.; beſ. Begr. zum Entw. eines Gel. über Familien 


fideikommiſſe und Familienſtiftungen von 1913 S. 166 ff.; Bericht 


der 10. Kommiſſion des Herrenhauſes zu dieſem Entw. S. 121, 
Herrenh Druckſ. von 1914, 82 a S. 121). Als anfallberechtigt wer 
den diejenigen Perſonen bezeichnet, auf die bei der Auflöſung, 
hebung) oder bei dem Erlöſchen der familienrechtlichen Bindung 
eines Vermögens Beſtandteile dieſes Vermögens übergehen ſollen. Zu 
ihnen gehört nach der Natur des Familiengutsvermögens als eines 
von dem Allodvermögen des Beſitzers getrennten Sondervermögen? 
auch der letzte Beſitzer, ſoweit bei Auflöſung des Familienguts ! 
ſtandteile des vormals gebundenen Vermögens in ſein Allod fallen, 
Das Anfallrecht kann durch Geſetz, Stiftungsurkunde oder dure 
Familienſchluß begründet ſein. Soweit es zum Gegenſtand eines die 
Auflöſung des Familienguts anordnenden Familienſchluſſes gemacht 
iſt, hat die Auflöſungsgeſetzgebung in den 88 19, 20 AdG. und in den 
85 19 c u. d FVO. i. d. Faſſ. v. 30. Dez. 1920 Beſtimmungen 0 
troffen. Im übrigen iſt das Anfallrecht von ihr im 8 2 ZwoluflVO. 
geregelt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Anfallrecht in der Auf 
löſungsgeſetzgebung nur einheitlich und nicht berſchieden je nach 
dem Ort, an dem es behandelt ift, geregelt fein kann. Zu feiner rich⸗ 
tigen Beurteilung find daher die vorerwähnten Beſtimmungen ge⸗ 
meinſam zu betrachten. Um ſie aber voll zu verſtehen, bedarf 
einer Betrachtung feiner Entwickelung. Das LA. hat ſchon wieder⸗ 
holt, zuletzt in den Rechtsentſch. Nr. 57 u. 58 darauf hingewieſen, daß 
die Auflöſungsgeſetzgebung auf den reformatoriſchen Grundſätzen aufe 
gebaut ift, die in dem Fideikommißgeſetzentw. von 1913 niedergelegt 
find, und daß ohne Heranziehung dieſes Geſetzesmaterials ein rich 
tiges Verſtändnis für den Inhalt der Auflöſungsgeſetzgebung nicht 
zu gewinnen iſt. Dies gilt auch hier. 

Der vorl. Entw. eines Geſ. über Familienfideikommiſſe von 
1903 hatte bei der Aufhebung und dem Erlöſchen des Fideikommiſſes 
ein Liquidationsverfahren vorgeſehen und war dabei davon ausge 
gangen, daß die Anfallberechtigten die für ſie beſtimmten Gegenſtä x 
aus dem vormaligen Fideikommißvermögen in den gewöhnlichen 
rechtsgeſchäftlichen Formen, alſo durch Übergabe, Auflaſſung, Ab” 
tretung uſw. von den Liquidatoren ausgeantwortet erhalten würden? 
hiervon hatte er aber aus Zweckmäßigkeitsgründen ſchon eine Aus” 
nahme durch die Beſtimmung gemacht, daß der letzte Fideikommiß⸗ 
beſitzer, der bei Aufhebung oder Erlöſchen des Fideikommiſſes = 
ihm zufallenden Gegenſtände an ſich auch nur in derſelben Melt 
wie jeder Anfallberechtigte erhalten würde, ſie ohne beſondere tiber? 
tragung durch Rechtsgeſchäft erwerben jolle, indem er im 8 170 Abſ. * 


beſtimmte: J F 
„Zum Zwecke der Befriedigung der Fideikommißgläh” 
Giger und der Ausantwortung und Verteilung des Wide” 
kommißvermögens an die Anfallberechtigten muß eine Li 
quidation ſtattfinden. Zum Übergang eines dem letzten Dee 
kommißbeſitzer als Anfallberechtigten gebührenden Fideikom 
mißgegenſtandes in ſein Allodialvermögen bedarf es keiner 
Übertragung durch Rechtsgeſchäft“ (vgl. deſondere Begründung 
des Entwurfs von 1903 a. a. O.). | 
Der Entw. von 1913 verließ die Grundlage der Liquibatior 
und ſchrieb für die Wirkung des Anfallrechts die entſprechende an 
wendung der erbrechtlichen Vorſchriften des bürgerl. Rechts vor. at 
trat damit in bewußten Gegenſatz zu dem Entw. von 1903, in . — 
Begründung gegen die Übertragung dieſer erbrechtlichen Vorſchriſt 


Zu 4. Mit überzeugend begründeten Ausführungen hat das 
LA. eine Lücke des geſchriebenen Fideikommißrechts überbrückt. 4 

Die aus dem Weſen des in den Aufl®. beſonders geregelt 
Anfallrechts entwickelte Rechtsnorm des Rechtsentſcheids vereinfa 
und verbilligt die Auflöſungen und wird deshalb nicht nur in Fid 
kommiß⸗, ſondern auch in Juriſtenkreiſen Beifall finden. 

Zu einem gleichen Ergebnis kommt man, wenn man die bee 
löfung jo regelt, daß das bisher einheitliche Fideikommißvermög 


© 


* 
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auf das Anfallrecht erhebliche Bedenken geäußert waren (beſ. Begr. zu 
Ion Entw. von 1903 S. 186, 187). Dieſe Bedenken hatte der Entw. 
on 1903 namentlich darin erblickt, daß ſtiftungsmäßig der Anfall 
oft nicht auf nur eine Perſon oder nach Bruchteilen des Vermögens 
auf mehrere Perſonen beſtimmt ſei, vielmehr derart, daß die ein⸗ 
zelnen Beſtandteile des vormaligen Fideikommißvermögens unter 
denrere Perſonen verteilt würden, etwa derart, daß die Landgüter 
en männlichen Mitgliedern, die Schmuckſachen den weiblichen Mit⸗ 
Bliebern der Familie, die Fideikommißkapitalien wohltätigen Stif⸗ 
vongen, ſtädtiſche Hausgrundſtücke gemeinnützigen Zwecken, Sachen 
Lon geſchichtlicher Bedeutung dem Staate zugewieſen würden. Es 
wurde erwogen, daß in ſolchen Fällen entweder eine Beſtimmung dar⸗ 
über nötig werden würde, wer unter dieſen verſchiedenen Bedachten 
die Stellung eines Erben annehmen und für die Befriedigung der 
Hideikommißgläubiger aus den Beſtandteilen des bisherigen Fidei⸗ 
zommißvermögens verantwortlich fein ſolle, oder eine Beſtimmung 
dahin, daß die Gläubiger auf alle Anfallberechtigten zuſammen ver⸗ 
wieſen würden. Eine Beſtimmung der erſteren Art ſchien dem Entwurf 
von 1903 aber in einer zweckmäßigen Weiſe nicht wohl möglich, wäh⸗ 
rend bei Verweiſung der Gläubiger auf alle Anfallberechtigten von ihm 
befürchtet wurde, daß damit den Gläubigern die Verfolgung ihres 
Rechts zu ſehr erſchwert werden könnte. Auch ſcheute man ſich bei 
einer ſolchen Verweiſung vor der etwaigen Folgerung, die Anfall⸗ 
berechtigten überall nach den Regeln der Gemeinſchaft von Mit⸗ 
erben behandelt zu ſehen, weil dann von einem der Anfallberech⸗ 
ügten die Auseinanderſetzung nach Art der Auseinanderſetzung unter 
Miterben beantragt werden könne, es hierbei aber zu einer Ver⸗ 
außerung der den Anfallberechtigten ſtiftungsmäßig zugewieſenen 
egenſtände kommen würde, während es im Sinne und Zweck 
5 8 Anfallsrechts liege, daß der Anfallberechtigte die für ihn 
eſtimmten Gegenſtände auch wirklich erhielte. Gerade von dieſem 
fl un und Zweck aus hielt es nun der Entwurf von 1913 für rich⸗ 
iger, auf das Anfallrecht die Beſtimmungen des bürgerl. Rechts 
5 er die Rechtsſtellung der Erben entſprechend anzuwenden. Man 
velorgte jetzt, daß es eher bei einer Liquidation des Fideikommiß⸗ 
dermögens als bei Herſtellung einer Gemeinſchaft unter den Anfall⸗ 
erechtigten nach Art der Gemeinſchaft der Miterben zu einer Ver⸗ 
meberung der für die Anfallberechtigten beſtimmten Gegenſätze kom⸗ 
men könne (beſ. Begr. z. Entw. v. 1913 S. 166). Demgemäß be⸗ 
lämmte der Entw. v. 1913 im 8 120 Abſ. 2: 

„Für einen Erwerb kraft Anfallrechts gelten die Vor⸗ 
ſchriften über den Erwerb von Todes wegen ent⸗ 
ſprechend. Die Anfallberechtigten haben die Stellung von 
Erben; find einem Anfallberechtigten nur einzelne Gegen⸗ 
ſtände zugewieſen, ſo hat er die Stellung eines Vermächt⸗ 
nisnehmers. Für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts iſt 
die Aufſichtsbehörde zuſtändig.“ 

1 Damit blieb indeſſen die Möglichkeit, daß einem Anfallberech⸗ 
gten der für ihn beſtimmte Beſtandteil aus dem vormaligen Fidei⸗ 
rummißvermögen im Wege der Auseinanderſetzung durch Veräuße⸗ 
2043 entzogen würde, noch in weitem Maße beſtehen (88 752, 753, 
H BGB.). Außerdem blieb beſtehen, daß ebenſo wie bei der Liqui⸗ 
ion die Übertragung der dem einzelnen Anfallberechtigten ſtif⸗ 
tun hemaß zugewieſenen Gegenſtände durch beſondere Rechtshand⸗ 
nn wie Auflaſſung, Übergabe uſw. erforderlich wurde, da in dem 
Frommen der Übertragung der Regeln des bürgerl. Rechts von der 
gu daft ſchlechthin eine derartige Verteilung der Beſtandteile des 
A zusgens keine dingliche Wirkung herbeiführen konnte (KchJ. 22 
Ber 01, 24 A 107, 28 A198). Die Folge wäre geweſen, daß für die 
erbeligten beträchtliche Koſten, wie ſie durch ſolche Rechtshandlungen 
aurbeigeführt werden, entſtanden wären; in der Auflöſungsgeſetz⸗ 
ung erwies ſich ihre Aufbürdung auf dieſe um ſo mehr als un⸗ 
telbar. als ſchon die Koſten der — wider den Willen der Be⸗ 
5 aus lediglich öffentlich-rechtlichen Gründen erfolgten — Auf⸗ 
= der Familiengüter den Beteiligten zur Laſt gelegt warem. 
dieſen Erwägungen unternahm es das Adelsgeſetz, das ſich zu⸗ 
Anf in der Auflöſungsgeſetzgebung mit der näheren Behandlung des 
ſtal elrechts zu befaſſen hatte, das Anfallrecht beſonders auszuge⸗ 
Biefes Es teilte feine Beſtimmungen über Inhalt und Wirkungen 
45 Rechts, und zwar ſchon rein äußerlich, in zwei verſchiedene 
auf agraphen. Im 8 19 regelte es das Anfallrecht zunächſt in bezug 
den Übergang der den einzelnen Anfallbereg- 


a in der Hand des heutigen Beſitzers real in mehrere Sonder⸗ 
ſprec gen zerlegt wird und daß die dieſen Sondervermögen ent⸗ 
eng enden Teilfideikommiſſe demnächſt auf die betreffenden Folger 
Über nach Art der Primo⸗ und Sekundogenitur ohne beſonderen 
tragungsakt übergehen. 

in der dle Erwägung könnte vielleicht auch den Prüfſtein für die 
1 805 Entſch. nicht erſchöpfend geklärte Frage abgeben, was als 
Gen Dung eines einzelnen vom Geſamtvermögen abzuſondernden 
den qutanbes“ anzuſehen iſt, etwa ein Gut? Ich möchte jedenfalls 
Gru 15 nicht allein für ausſchlaggebend halten. Daß der Erwerb auf 
gleich Anfallrechts dem Erwerb auf Grund Fideikommißfolgerechts 
hang zuſtellen iſt, nehme ich auch an. Grunderwerbſteuer kann des⸗ 
m. E. davon nicht erhoben werden. IR. Stahl, Kaſſel. 
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tigten zugewieſenen Beſtandteile auf den Berech⸗ 
tigten, und im 8 20 traf es ſodann die Vorſchriften über die 
Haftung der Anfallberechtigten gegenüber den Fi⸗ 
deikommißgläubigern. Demgemäß beſtimmte es in den 
88 19 u. 20: 


8 19. 

„Mit der rechtskräftigen Beſtätigung und der Genehmigung 
des Familienſchluſſes iſt das Hausvermögen aufgelöſt. Dies gilt 
auch dann, wenn der nach dem Familienſchluſſe zunachſt Berufene 
in der Verfügung über das frühere Hausgut noch nach Art eines Vor⸗ 
erben beſchränkt iſt. 

Mit dem genannten Zeitpunkte gehen die Beſtandteile 
des Hausvermögens auf die nach dem Familienſchluſſe Berufenen 
kraft Geſetzes über, es ſei denn, daß die Berufung nur auf 
einzelne Gegenſtände erfolgt iſt.“ 

8 20. 

„Für die am Tage der Auflöſung des Hausguts noch beſtehen⸗ 
den Hausgutsverbindlichkeiten haften nacheinander, ſoweit eine be⸗ 
ſtellte dingliche Sicherheit nicht reicht, der bisherige Hausgutsinhaber, 
ſowie derjenige perſönlich, dem das Hausgut auf Grund des Fa⸗ 
milienſchluſſes angefallen iſt. 

Die nach dem Familienſchluſſe Berufenen haben hinſichtlich 
ihrer Haftung die Stellung von Erben, und wenn ihnen nur ein⸗ 
zelne Gegenftände zugewieſen find, die Stellung von Vermächtnis⸗ 
nehmern. Die Hausgutsgläubiger haben die Stellung von Nach⸗ 
laßgläubigern. 

Für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts iſt die Aufſichts⸗ 
behörde zuſtändig.“ 

Nach dieſen ausdrücklichen Beſtimmungen gehen die Beſtand⸗ 
teile des früheren Familienguts auf die Anfallberechtigten kraft 
Geſetzes, alſo unmittelbar, über, d. h. jeder Anfallsberechtigte 
erwirbt den ihm zugewieſenen Gegenſtand ohne weitere Rechtshand⸗ 
lung, ſoweit ihm nicht nur ein „einzelner Gegenſtand“ zugewieſen 
iſt, ſo daß die Zuweiſung dingliche Wirkung hat, während die An⸗ 
fallberechtigten, abgeſehen von den auf nur einen einzelnen Gegen⸗ 
ſtand angewieſenen, den Fideikommißgläubigern nach Art von 
Miterben haften. Die letztere Vorſchrift bringt es mit ſich, daß 
zwiſchen den Anfallberechtigten — mit Ausnahme der nur auf einen 
einzelnen Gegenſtand angewieſenen — eine Gemeinſchaft zu 
ideellen Teilen beſteht, und zwar zufolge der erſteren Vorſchrift der⸗ 
art, daß ſich die Größe dieſer Teile nach dem Werte der jedem 
Anfallberechtigten zugewieſenen Beſtandteile des bisherigen gebunde⸗ 
nen Vermögens beſtimmt (vgl. RGRKomm. 5. Aufl. III. Anm. 2 
zu $ 2087; Kipp, Erbrecht, Bd. 2 Abt. 3 § 44 II). Keine Zuweiſung 
in dieſem Sinne iſt es, wenn der Anfallberechtigte nur einen ein⸗ 
zelnen Gegenſtand erhalten ſoll (vgl. 8 2087 BGB.). Die Zu⸗ 
weiſung nur eines ſolchen einzelnen Gegenſtandes begründet für ihn 
nur ein Forderungsrecht auf Herausgabe gegen die in einer der 
Erbengemeinſchaft entſprechenden Gemeinſchaft befindlichen anderen 
Anfallberechtigten, ebenſo wie ſich aus einem Vermächtnis nur ein 
Forderungsrecht auf Herausgabe des Gegenſtandes des Vermächt⸗ 
niſſes gegen die Erben ergibt. Ob im einzelnen Falle die Zuwei⸗ 
ſung eines Gegenſtandes nur dieſe engere Wirkung hat, läßt ſich 
nur nach der jeweiligen geſamten Sachlage beurteilen (vgl. Kipp 
a. a. O.; KGJ. 52, 65). 

Die vorſtehend dargelegte Regelung des Anfallrechts iſt durch 
8 2 ErgVO. v. 22. Sept. 1920 (GS. 431) in die FOND. übernommen 
und hat in deren Faſſ. v. 30. Dez. 1920 (GS. v. 1921 S. 77) im 
89 u. Id Ausdruck gefunden. Für die Zwangsauflöſung hat die 
ZwAuflVoO. v. 19. Nov. 1920 (GS. 463) nichts Abweichendes be⸗ 
ſtimmt. Sie bringt in dem § 2 Abſ. 1 letzter Satz i. Verb. mit 9 1 
letzter Abſatz nochmals deutlich zum Ausdruck, daß die Anfallberech⸗ 
tigten, ſoweit ihnen nicht nur einzelne Gegenſtände zugewieſen 
ſind, ebenſo wie die Fideikommißfolger kraft Geſetzes unmittel⸗ 
bar erwerben; indem ſie aber die Grundſätze für die Fideikommiß⸗ 
folge auf den Erwerb kraft Anfallrechts nur für entſprechend 
anwendbar erklärt, läßt ſie gleichzeitig erkennen, daß ſich dieſer 
Erwerb im übrigen ſo vollziehen ſoll, wie es der in den voraus⸗ 
gegangenen Auflöſungsgeſetzen, dem Adelsgeſetz und der Ergänzungs⸗ 
VO. getroffenen Regelung entſpricht, d. h. durch unmittelbaren 
übergang der dem einzelnen zugewieſenen Beſtandteile des 
Familiengutsvermögens auf den Berechtigten mit dinglicher Wir⸗ 
kung ohne eine weitere Rechtshandlung. 

Dieſe Geſtaltung des Anfallrechks in der Auflöſungsgeſetz⸗ 
gebung hat auch für die Steuerfrage Bedeutung. Denn ſind die 
Anfallberechtigten entſprechend zu behandeln wie Erben, ſo finden 
auf ihren Erwerb die Steuerbefreiungen Anwendung, die aus dem 
Begriff des Erwerbes von Todes wegen in den Steuergeſetzen fol⸗ 
gen. Danach iſt insbeſ. von der Grunderwerbſteuer der Erwerb durch 
Erbanfall und der Erwerb auf Grund einer Nachfolge in ein gebun⸗ 
denes Vermögen befreit (vgl. 8 8 Ziff. 1 GrCrm&tG. v. 12. Sept. 
1919 — RGBl. S. 1617 — i. Verb. mit 8 2 ErbſchStG. i. d. Faſſ. v. 
22. Aug. 1925 — RGBl. S. 320 — Ziff. 1 u. 2). 


(LAfFFamGüt., NE. Nr. 61 v. 20. Nov. 1926.) 
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5. 83 der FamGRBD. in der Faſſung v. 30. Dez. 1920 
(G S. S. 1921 S. 77). „Anwärter“ find nur lebende Anwärter. 
Bereits erzeugte, aber noch nicht geborene Anwärter ſind 
daher von der Teilnahme an einem Familienſchluß auf 
Grund der Fam GVO. ausgeſchloſſen. Darlegung ber Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der den Kreis der bei einem Familien⸗ 
ſchluß auf Grund des frühern Rechts zuzuziehenden Fami⸗ 
lienmitglieder beſtimmenden 88 42, 44 II 4 ALR. f) 

Zu den Anwärtern rechnet die FamiliengüterVO. hier aber 
nur lebende Anwärter; ſie ſchließt ſogar die bereits erzeugten, aber 
noch nicht geborenen Anwärter von der Teilnahme am Familien⸗ 
ſchluß aus, wie § 3 Abſ. 4, wo zwar die SS 1911, 1913, nicht aber 
auch der § 1912 BGB. herangezogen werden, deutlich erkennen 
läßt (vgl. Seelmann⸗Kläſſel, Das Recht der Familienfidei⸗ 
kommiſſe, Anm. 10 zu 8 3 Familiengüter O. daſelbſt S. 147). Dieſer 
Standpunkt der Familiengüter VO. entſpricht dem des Entwurfs eines 
Geſetzes über Familienfideikommiſſe und Familienſtiftungen von 
1913, auf. deſſen Beſtimmungen die Familiengüter VO. beruht (vgl. 
Bel. Begr. zu dieſem Entw. S. 157). 

(LAfFamGüt., Beſchl. v. 5. Okt. 1925, LA 112, 9.) 
* 

6. 8 8 Fam GV O.; 88 11, 29 3w AVO. Die Auf⸗ 
nahme eines Familienſchluſſes darf vom Auflöſungsamt 
nicht deshalb abgelehnt werden, weil es vorausſichtlich 
eine zu ihm erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung nicht erteilen wird. Bei der Entſcheidung über 
eine ſolche Genehmigung iſt nicht nur das perſönliche 
Intereſſe des Bevormundeten, ſondern auch das Familien- 
inte reſſe zu berückſichtigen }) 

Durch Beſchl. des Aufl A. f. FamGüt. in Br. iſt dem Fideikom⸗ 
mißbeſitzer auf Grund des 8 11 FamGutsVO. v. 30. Dez. 1920 
(GS. 1921, 77) die Vermögensverwaltung des Familiengutes wegen 


Zu 5. Die Weglaſſung des 81912 BGB. in 8 3 Abſ. 4 der 
Familiengüter O. — dieſelbe Faſſung weiſt auch 823 Abſ. 10 Zw⸗ 
AuflVO. auf — ſtellt, wie das Landesamt für Familiengüter zu⸗ 
treffend ausführt, außer Zweifel, daß der Kreis der zur Teilnahme 
am Familienſchluß befugten Anwärter nur lebende Perſonen umfaßt, 
nascituri dagegen, und zwar ohne Unterſchied, ob es ſich dabei um 
ſolche handelt, die im Zeitpunkt des Familienſchluſſes bereits er⸗ 
zeugt waren, oder die erſt ſpäter erzeugt werden, von dieſem Kreiſe 
ausgeſchloſſen ſind. Der Standpunkt des früheren preußiſchen Rechts 
wird allerdings durch die dem Beſchluß beigegebene Darlegung des 
preußiſchen Juſtizminiſters nicht reſtlos geklärt: immerhin wird damit 
die Angemeſſenheit einer einſchränkenden Auslegung des § 44 II 4 
ALR. äußerſt wahrſcheinlich gemacht. Zur Unterſtützung dieſer An⸗ 
nahme ließen ſich auch noch die entſprechenden Beſtimmungen mancher 
Partikularrechte anführen, die ebenfalls nur die Vertretung des im 
Zeitpunkt des Familienſchluſſes konzipierten Embryos, nicht der 
Nachkommenſchaft ſchlechthin anordnen, vgl. etwa Lewis, Das Recht 
des Familienfideikommiſſes, Berlin 1868 S. 285 f., 459. 

Prof. Dr. Opet, Kiel. 


Zu 6. I. Das Aufl A. hat bei einem Familienſchluß drei Funk⸗ 
tionen: den Familienſchluß aufzunehmen, gegebenenfalls die 
Erklärung des geſetzlichen Vertreters eines Minderjährigen oder die 
des Familienpflegers (8 11 Fam VO. v. 10. März 1919 u. 30. Dez. 
1920) zu genehmigen und, wenn Bedenken nicht vorliegen, den 
Familienſchluß zu beſtätigen. 

Jeder dieſer drei Rechtsakte hat ſeine beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen. Die drei Funktionen des Aufl A. find deshalb voneinander 
ſcharf zu trennen. Insbeſ. kann die Aufnahme des Familienſchluſſes 
nicht abgelehnt werden, weil das Aufl A. ſich mit der Abſicht trägt, 
den zu erwartenden Antrag des geſetzlichen Vertreters — ein ſolcher 
Antrag lag bei der angefochtenen Entſch. noch nicht vor — nicht zu 
genehmigen. Es mag, um den Beteiligten Zeit, Mühe und Koſten 
zu ſparen, unter Umſtänden zweckmäßig ſein, die Beteiligten recht⸗ 
zeitig darauf hinzuweiſen, daß das Aufl A. Bedenken tragen werde, 
eine zum Zuſtandekommen des Familienſchluſſes erforderliche Ge⸗ 
nehmigung zu erteilen. Ein Beſchluß, wie der angefochtene, daß die 
Aufnahme des Familienſchluſſes abgelehnt werde, weil mit Sicherheit 
vorauszuſehen ſei, daß er die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung nicht finden werde, verſtößt aber gegen die leitenden Verfahrens⸗ 
grundſätze und mußte daher aufgehoben werden (vgl. dazu 8 184 
BGB.). 

II. Aus dem angefochtenen Beſchl. des Aufl A. war nicht zu 
erkennen, ob das Aufl A. den für dasſelbe bindenden RE. d. LU. 
f. Famchüt. Nr. 18 v. 24. April 1922 dabei beachtet hat, insbeſ. den 
Grundſatz, daß das von der Auflöſungsbehörde zu wahrende Inter⸗ 
eſſe Minderjähriger nicht ausſchließlich auf ein perſönliches und rein 
finanzielles Intereſſe abgeſtellt werden dürfe, ſondern daß auch das 
Familienintereſſe dabei berückſichtigt werden muſſe. Das LA. hatte 
dieſen Satz in der zit. Entſch. u. a. damit begründet, daß es ſich bei 
einem Familienſchluſſe nicht um Regelung der Rechte des Einzelnen 
handele, jedenfalls nicht in erſter Linie Im Vordergrunde ſtünde 


Rechtſprechung 


ſeiner ungünſtigen Vermögenslage entzogen und dem Oberamtmann hr 
als Pfleger übertragen worden. Das Fideikkommiß iſt überſchulbe 
und leidet unter Mangel an den notwendigen Betriebsmitteln de 
Fortführung der Wirtſchaft. Dem Pfleger find von einer Stelle e 
Darlehn von 25000 % und Hingabe ſonſtiger Werte in Ausſicht 
geſtellt. Die Darlehnshingabe iſt unter anderen von der Bedingung 
abhängig gemacht, daß eine Allodſchuld von 95 000 , die der Fides 
kommißbeſitzer bei der betreffenden Stelle hat, auf das Fideikommiß 
übernommen wird. Der Fideikommißkurator und der Pfleger des 
minderjährigen nächſten Folgeberechtigten haben die Annahme dieſes 
Angebots befürwortet. Der Fideikommißpfleger hat dem Au 20 
angekündigt, daß er die Aufnahme eines Familienſchluſſes, inhalts 
deſſen die erwähnte Allodſchuld des Fideikommißbeſitzers auf das 
Fideikommiß übernommen werden ſolle, beantragen werde. Da 
Aufl A. hat am 22. Jan. 1926 einen Beſchluß dahin gefaßt, daß di⸗ 
Aufnahme dieſes Famillenſchluſſes abgelehnt werde, weil mit Sicher 
heit vorauszuſehen ſei, daß ein ſolcher Familienſchluß, insbef. wegen 
der bereits beſtehenden ungünſtigen Vermögenslage des Fideikommiſſes, 
nicht die vormundſchaftsgerichrliche Genehmigung des Aufl A., 
mit Rückſicht auf die Minderjährigkeit der Anwärter — der minder“ 
jährigen Söhne des Fideikommißbeſitzers — erforderlich ſei, In 
den werde. . 
Gegen dieſen Beſchluß hat der Fideikommißbeſitzer Beſchwerb⸗ 
eingelegt, und der Kurator ſowie der Pfleger des nächſten Folgeberech 
tigten haben ſich der Beſchwerde angeſchloſſen. Der Beſchwerdefühter 
hat beantragt, den beabſichtigten Familienſchluß herbeizuführen. 
Die Veſchwerde nach 8 19 TES. und g 29 Zw AVO. ift begründe. 
Bei dem angekündigten Familienſchluß handelt es ſich um 
Maßnahmen der Vermögensverwaltung. Daher wäre ber beſtellte 
Fideikommißpfleger befugt, die Aufnahme eines ſolchen Familie 
ſchluſſes zu beantragen (vgl. Runderlaß v. 10. Juni 1919 — JM t. 
S. 321 Nr. 11 Abſ. 1 Ziff. 1 Satz 2). Der Fideikommißpfleger han 
im vorl. Fall den Antrag auf Aufnahme aber nur angekündigt, in⸗ 


vielmehr als Sinn und Inhalt eines Familienſchluſſes die Regelung 
des Familiengutes im Hinblick auf die ganze Familie. Es dürfe dahe 15 
auch von jedem Stimmberechtigten erwartet werden, daß er nicht Il 
perſönliches egoiſtiſches Intereſſe in den Vordergrund ſtelle, ene 
vielmehr unter Hintanſetzung feiner eigenen Intereſſen das Geſam 
intereſſe der Familie. Von dieſem Grundſatze müſſe auch die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Prüfung ausgehen. Ganz abgeſehen davon, 5 
es in allen Fällen noch zweifelhaft ſein könne, ob der nach jezige 
Verhältniſſen nächſtfolgende Berechtigte in Wirklichkeit dereinſt den 
nächſte Folger ſein werde. Jedenfalls dürfe das Vormundſchaftsgerich⸗ 
für ihn, wenn er noch minderjährig ſei, nicht einen anderen Maß 
ſtab anlegen, als wie ihn ein nicht ſein perſönliches Intereſſe vorne 
ſtellender, ſondern billigen Erwägungen eines echten Familienſiun 
folgender Volljähriger zur Grundlage feiner Entſchließungen machen 
würde. 

Der Zweifel, ob der Vertretene den Nachfolgefall erleben und 
ſukzedieren werde, trägt die Entſch. m. E. nicht. Eine pflichtwidrih 
Erklärung wird nicht pflichtgemäß, auch wenn fie bedingt abgegen 
wird und die Bedingung ausfällt. Im übrigen aber wird man 9 
zit. Entf. beiſtimmen können. iche 

Die darin ausgeſprochene freie Auffaſſung der vormundſchaftlich = 
Pflichten fteht, wie jeder Praktiker weiß, im Gegenſatze zu der bien 
üblichen. Auch für das Fideikommißrecht hebt Ramdohr, „ a 
Familienfideikommiß“ 252, 501, den Gegenſatz der wirtſchaftlichen 
Intereſſen des Mündels zu den Intereſſen der am FiderkonmitP 
beteiligten Geſamtfamilie hervor. Die übliche vom LA. mit Recht 5 
engherzig bezeichnete Auffaſſung iſt wohl darauf zurückzuführen, BL 
man in dem vom LA. vom Vormund geforderten Verhalten © 
Liberalität ſieht, die man an der Vorſchrift mißt, daß der Borg) 
in Vertretung des Mündels nicht ſchenken kann (8 1804 0 10 
Die Praxis aber hat ſchon in der Kriegszeit dieſe Vorſchrift 1 
ausgelegt, indem z. B. die Zeichnung von Kriegsanleihe durch 18 
münder, auch wenn ſie vom Standpunkt der Privatwirtſchaft nicht l 
Intereſſe des Mündels lag, von Gerichten und Zentralbehörden n 
nur für zuläſſig erklärt, ſondern empfohlen wurde (vgl. „Recht“ en; 
117/118 und „Dig.“ 1908, 1163/64 [Joſeff; dazu 1909, 
[Fuchs]; 1915, 886 [Hachenburg]; 1916, 466 [Ki pyj). 7 
man in der Hintanſetzung der eigenen Intereſſen des Mündels ges“ 
über dem Geſamtintereſſe der Familie eine Liberalität erblichen Kent 
ift zweifelhaft. Ebenſo wäre es zweifelhaft, ob eine ſolche Liberal 
als Erfüllung einer ſittlichen Pflicht angeſehen werden könnte 0g 
die Mot. zu § 1804 BGB. und RG. 70, 19 JW. 1908, 760% 5 
kommt darauf aber nicht an. Denn ein ſolches Verhalten des 1 
mundes fällt nicht unter den Begriff der Schenkung (vgl. Sta 
dinger, I 1a u. 2a zu 8 1516, Mot. IV, 1106 ff.). ten 

Wichtig iſt, ob ſich der Vormund bei einem ſolchen Verhee 
etwaigen Schadenserſatzanſprüchen des Vertretenen ausſetzt. aus 
iſt zu verneinen; denn der Vormund iſt dem Mündel für den 
einer Pflichtverletzung entſtehenden Schaden nur dann verantworten? 
wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt (5 1833 BGB.). Diele dr 
tung wird zwar weder durch die Genehmigung, noch durch einen * 
trag des Gerichts unbedingt ausgeſchloſſen (dazu Stauding 
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deſſen noch nicht geſtellt. Er iſt offenbar von ſeiner Einbringung da⸗ 
urch abgeſchreckt worden, daß das Aufl A. von vornherein in dem 
eſchl. v. 22. Jan. 1926 zu erkennen gegeben hat, daß es die Auf⸗ 
nahme eines Familienſchluſſes aus grundſätzlichen Erwägungen nicht 
Tür zuläſſig halte. Dadurch wird aber das dem Fideikommiß⸗ 
deſitzer geſetzlich zugeſtandene Recht, daß mittels Aufnahme eines 
denmilenſchluſſes über die zum Familiengut gehörenden Gegenſtände 
erfügt werden kann (8 8 Abſ. 1 Fam O.), grundſätzlich be⸗ 
Kinträchtigt. Auch der Fideikommißbeſitzer erſcheint hiernach zur 
eſchwerde berechtigt, wenngleich ihm zur Zeit die Vermögensverwal⸗ 
zung des Fideikommiſſes nicht zuſteht. In der Sache ſelbſt iſt das 
Verfahren des Aufl A. inſofern zu beanſtanden, als es die Entſch. über 
die Genehmigung der — noch gar nicht abgegebenen — Zuſtimmungs⸗ 
erklärung des Pflegers der minderjährigen Anwärter vorweggenom⸗ 
men hat. Dies erſcheint nicht zuläſſig. Zudem ſcheint das Aufl. 
auch von irrigen Grundſätzen für die Entſch. über dieſe Genehmigung 
ausgegangen zu fein. Im RE. des LA. Nr. 18 v. 24. April 1922 
iſt bereits ausgeführt, daß das von der Aufſichtsbehörde zu wah⸗ 
rende Intereſſe eines minderjährigen Anwärters nicht ausſchließlich 
daf ein perſönliches und rein finanzielles Intereſſe abgeſtellt werden 
ſich, ſondern daß auch das Familienintereſſe dabei berück⸗ 
Nötigt werden muß. Das vorl. Fideikommiß befindet ſich in ſehr 
ebrängter Lage, es ſteht unter Pflegſchaft und es droht die Zwangs⸗ 


—. 


Xen zu 81833). Aber da augenommen wird, daß, ſoweit es ſich 
5 Rechtsfragen handelt, der Vormund durch eine vorherige Aus⸗ 
9105 des Vormundſchaftsgerichts gedeckt wird (Warneyer zu 
88), fo gilt dies um fo mehr, wenn er ſich auf einen RE. ber 
delrſten Fideikommißbehörde berufen kann (vgl. auch Seelmann⸗ 
läſſel 151). Die Auffaſſung des LA. f. FamGüt. entſpricht den 
om Geſetzgeber verfolgten Zwecken der Auflöſung der Familien⸗ 
er; Denn bei engherziger Auffaſſung der Vormundſchaftspflichten 
däre eine dem Familienintereſſe entſprechende Auflöſung in vielen 
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verſteigerung. Solche Lagen erfordern außerordentliche Maßnahmen, 
und es läßt ſich ſehr wohl denken, daß die Übernahme einer Allod⸗ 
ſchuld des Beſitzers auf das Fideikommiß annehmbar iſt, wenn da⸗ 
durch die ſonſt nicht erhältlichen Mittel zur Fortführung der Wirt⸗ 
ſchaft des Fideikommiſſes gewonnen werden. Dies würde dann auch 
im Intereſſe der minderjährigen Anwärter des Fideikommiſſes lie⸗ 
gen. Hierzu hat das Aufl A. aber erſt nach Aufnahme des Familien⸗ 
ſchluſſes Stellung zu nehmen. Gegen ſeine Entſch. würde dann die 
Beſchwerde an das LA. zuläſſig ſein. Dieſes Rechtsmittels würden 
die Beteiligten durch das vom AuflA. beobachtete Verfahren ebenfalls 
beraubt werden. Aus dieſen Gründen war der angefochtene Beſchluß 
aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Beſchlußfaſſung zurück⸗ 
zuverweiſen. 
(LA f. Famchüt., Beſchl. v. 14. April 1928, LA 187,9.) 


Berichtigung. 

Der in JW. 1927, 2101 veröffentlichten Zuſammenſtellung von 
RaEntſch. iſt noch nachzutragen, daß die dort als unveröffentlicht 
bezeichnete Entſch. des RG. v. 26. Jan. 1927 in ZW. 1927, 1146 
unter Nr. 10 zur Wiedergabe gelangt iſt. 


Fällen unmöglich. Durch die Art der Zuſammenſetzung der Aufl. 
und LAufl A. iſt das privatwirtſchaftliche Intereſſe des Mündels 
offenbar ausreichend gewahrt. Dauach wird man dem zit. RE. und 
der Praxis des LA. zuſtimmen können. (Vgl. zu Vorſtehendem auch 
Kübler⸗Beutner, „Die Auflöſung der Familiengüter in Preu⸗ 
ßen“, Carl Heymanns Verlag 1927, welches Werk in dankenswerter 
Weiſe neben Geſetzen und Verordnungen die RE. und die in Einzel⸗ 
ſachen ergangenen Beſchlüſſe des LA.f. FamGüt. wiedergibt.) 
IR. Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


Aberſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


eine 
iſt au T 
15 8 167 BGB, Medlenburgifche Grundſchulden. Bei der Frage 
ſrüh em Beſtehen einer perſönlichen Forderung iſt auf die mit dem 
zu nen 1 5 1 n landläufige Auffaſſung Rückſicht 
1 25033 


„ e .oo 


und 9.242 86. Aufwertung ein 3 im Januar 1922 angebotenen 
. 250420 
gemei3,518, 276, 1826 BGB. Auch eine beſonders feierliche ernit- 


Fo a 

ebirſtange nicht; nur ſchuldhaft erregter Irrtum über die Form⸗ 
Roh. igkeit ſteht der Berufung auf den Formmangel Fe 

e e e ee ee einst a lee ‚nun Zune 2505 
Kurs 585 ff., 595 BGB. Miete oder Pacht von gewerblichen Räumen. 
Ss bat, self. BOB. Miete — Pacht. Muß zwichen dem 
nehmenberlafſungsvertrage und dem Vertrage, durch den der Über⸗ 
ſtände ei bie zur Fruchtziehung erforderlichen Einrichtungsgegen⸗ 
en üb N einem Dritten erwirbt, ein Zuſammenhang beftehen, um 
erlaſſungsvertrag als Pachtvertrag anſehen zu können? NG. 
250713 
Suben, 543, 469 BGB. Zum Begriffe der Pacht; wem das 
e gehört, iſt gleichgültig. Trotz Mitüberlaſſung von Wohn⸗ 


räumen liegt ein einheitlicher, dieſe mit umfaſſender Pachtvertrag 
vor, wenn ſie nur als Nebenſache in Betracht kommen. Teilkündi⸗ 
gung bei ſolch einheitlichem Pachtverhältnis geſtattet; Berechtigung 
des anderen Teiles, die Erſtreckung der Kündigung auf alle Räume zu 
derlangen !!!; 8063 
88 587, 446 BGB. Heuverpachtung iſt Kauf; Untergang der 
Wieſennutzung durch Hochwaſſer löſt keinen Pachtminderungsanſpru 
aus d Neuruppin A 2425353 
§ 885 BGB. Nur wenn die Gefahr einer Verwechſlung verſchie⸗ 
dener Schuldgründe beſteht, bedarf der Schuldgrund der Vormerkung 
zur Vermeidung der Nichtigkeit der Eintragung im Grundbuch, nicht 
alſo bei der Auflaſſungsvormerkung. 25329 
8 892 BGB. Die in $ 892 enthaltene Rückbeziehung des für den 
öffentlichen Glauben maßgeblichen Zeitpunktes kann nur auf den 
Fall der Unrichtigkeit des Grundbuchs im Zeitpunkt des Eintragungs⸗ 
antrags erſtreckt werden, nicht aber auf den Fall der Richtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit des Grundbuchs in jenem Zeitpunkt. RG. 250814 
§ 905 BGB. Der Eigentümer kann die Überquerung eines öffent⸗ 
lichen Weges durch eine Starkſtromleitung nicht verbieten. OG 
Hamm a Re 25335 
55 905, 1004 BGB. Der Grundſtückseigentümer kann das Über- 
ſpannen eines Grundſtücks durch eine Hochantenne verbieten. Maß⸗ 
gebend ift nicht das Jutereſſe des Eigentumsſtörers, ſondern des Eigen⸗ 
Faümer Abt e Frkſt a. M Bi ee 25362 
$ 986 BGB; 771 8 O.; 88 37 Nr. 5, 90, 93 ZwVG. Der 
Beſitz des Käufers an dem ihm vom Verkäufer übergebenen Grund⸗ 
ſtück ift ein die Veräußerung hinderndes Recht i. S. 9771 BRD. und 
ein der Verſteigerung entgegenſtehendes Recht 1. S. und mit der 
Tragweite des 837 Nr. 5 ZwVG. Jedoch kann der beſitzende 
Käufer auf Grund ſeines Beſitzes der Zwangsvollſtreckung auf Räu⸗ 
mung und Herausgabe ſeitens des Erſtehers auf Grund des Zuſchlages 
nicht mehr aus § 771 3PO. entgegentreten. R. 251018 
8 1115 BGB. Die Rückzahlungsentſchädigung, die von dem Dar⸗ 
lehnsnehmer für den Fall vorzeitiger Rückzahlung des Rentenbank⸗ 
kredits zu leiſten iſt, iſt eine Nebenleiſtung i. S. 3 1115 B05 B., die 
zur dinglichen Sicherheit der Eintragung in das Grundbuch bedarf. 
„% De see Kae 25257 
88 1438, 1439, 133 BGH. Altenteilsbeſtellung durch in allg. 
Guüͤtergemeinſchaft lebende Ehegatten. LG. Greifswald . . 25374 


Aufwertungsgeſetz. 


Die Zurücknahme der Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs 
durch den von dem Eigentümer befriedigten Glaubiger hat nicht die 
Wirkung, daß der Eigentümer die auf ihn übergegangene Eigentümer⸗ 
grundſchuld wieder verliert. LG. Hambur 25375 

85 AufwG. Für die Berechnung des Goldmarkbetrages einer 
durch Abtretung erworbenen, mittels Buchhypothek geſicherten Forde⸗ 
rung iſt der Zeitpunkt der Eintragung des Übergangs der Hypothek 
im Grundbuch maßgebend; die Vereinbarung eines davon abweichen⸗ 
den Stichtags hat Bedeutung nur zwiſchen den urſprünglich Beteiligten. 
e e eee 24961 

86 AufwG. Eine am 1. Okt. 1924 erworbene Hypothek genießt 
den in 6 Abſ. 2 bezeichneten Vorrang vor dem letzten Teile der vor⸗ 
ſtehenden Aufwertungshypotheken. KG. 25181 

87 Aufw6. Die Eintragung der Rangbefugnis ſteht nicht unter 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, ſo daß eine unrichtig ein⸗ 
getragene Befugnis nicht einen gutgläubigen Erwerb der Rangſtelle 
durch Dritte und eine zu niedrige Eintragung auch nicht den Verluſt 
des nicht eingetragenen Teils der Befugnis für den Eigentümer zu⸗ 
gunften des Erwerbers von Nachrechten ermöglicht. KG.. . . 25192 

87 AufwG. Für Beſtand, Höhe und Rangort des Rangvor⸗ 


j Br Sr Er Er er 
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mäßig geſtellt zu werden. Iſt er ziffernmäßig geſtellt, ſo kann er noch 
nach Ablauf der Antragsfriſt des S 12 Aufw®. erhöht werden. 9 955 
51 


816 AufwG. Die Friſt ift eine Ausſchlußfriſt; 5 207 BGB. 
kann keine Anwendung finden. AG. Bremen 3 
8 16 AufwG. Durch die Anmeldung bei einer örtlich unzuſtän⸗ 
digen Aufwertungsſtelle wird die Friſt nicht gewahrt. RG. 24992 
§ 20 Abſ. 2 AufwG.; 5892 BGB. Erwerb im Mai 1924; der 
Hypothekengläubiger hat Juni 1923 über „heutige Papiermark zum 
Kennt der Erwerber nur dieſe Quittung, 


Rich ganzufinnen ng 

§ 20 AufwG.; 8892 BGB. Die Vorſchriften über den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs kommen dem den Anteil des anderen 
Miteigentümers erwerbenden Miteigentümer dann nicht zugute, 
wenn die gelöſchte, aber der Aufwertung unterliegende Hypothek 
auf dem ganzen Grundſtück eingetragen war. K... 25214 

§ 20 Abi. 2 AufwG.; 8892 BGB. Wenn es ſich um die Ein⸗ 
tragung gelöſchter Hypotheken handelt, fo iſt der in $ 20 Abſ. 2 gemeinte 
Zeitpunkt für die Frage, ob dem Erwerber der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs zur Seite ſteht, nicht ausſchließlich maßgebend, viel⸗ 
mehr genügt es im Fall, wo die Hypothek ſchon im Zeitpunkt der 
Eintragung des Erwerbers gelöſcht war, daß die Löſchungsunterlagen 
zur Zeit der Vollendung des Rechtserwerbs vorliegen. RG. 25004 

§ 22 AufwG. Die Vorſchrift des $ 22 Abſ. 2 AufwG. kommt nicht 
zur Anwendung, wenn eine der Aufwertung nach $$ 14, 15 AufwG. 
unterliegende Fopother erſt nach dem Inkrafttreten des AufwG. 
auf Grund einer früher erteilten Löſchungsbewilligung zu Unrecht 


„ e en uhr 


fahren ausgeſetzt hat, zu einem Sühneverſuch nur auf übereinſtimmen⸗ 
den Antrag der Parteien verpflichtet. K. 25183 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aufwertungsnovelle 1927. 


8 16 Abſ. 1 AufwNov. v. 9. Juli 1927. Eine Nachholung der 
Anmeldung der Forderung i. S. § 16 Abſ. 1 der AufiwMov. iſt 1 
dann erforderlich, wenn eine Anmeldung überhaupt noch nicht 177 
gereicht war de LT. 2. AT NR ie 251 


Durchführungs verordnung vom 29. Nov. 1925. 


Art, 21 Abſ. 1 Satz 2 Durchf Vo. v. 29. Nov. 1925. Das Recht 
auf Abzug des Zwiſchenzinſes ſteht dem Schuldner auch dann zu, 18 3 
das Kapital infolge einer Verwirkungsklauſel vor dem 1. Jan. ! 2 
fällig wird . ae 250% 
Geſetz über den Geldentwertungdnnägleidh bei bebauten Grund- 

ſtücken vom 1. Juni 1926. 


8 7 Gef. über den Geldentwertungs ausgleich bei bebaute 
Grundſtütken v. 1. Juni 1926. Gegen die Feſtſetzung der Friedensmie, 
durch das MEAN. nach 8 7 iſt die Rechtsbeſchwerde unzuläſſig. 8375 
Göttingeenn. . e 


Berliner Wohnungsnotrecht. 


Die in 8 3 Abſ. 1 Berl Wohn Rotz. v. 30. Dez. 1924 vorgeſehene 
Friſt von zwei Wochen wird auch dadurch in Lauf geſetzt, daß der a m 
beſitzer vor dem Auszuge des Rauminhabers anzeigt, daß ein 5 
zu einem beſtimmten künftigen Termin von dem bisherigen Inhanef 
verlaſſen werden wird. Die Friſt läuft aber keinesfalls früher als 525 
Wochen feit dem Freiwerden des Raumes ab. KG. 25 


Preußiſche Pachtſchutzordnung. 
8 48 Prpechd.; 55 578591 8 PO. Gegen die Entſcheidung det 
Beſchwerdeſtelle über den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfa 
in Pachtſchutzſachen ift ein Rechtsmittel nicht gegeben. KG.. 2 


Genoſſenſchaftsgeſetz. 


89 87, 15 Gen®. Die Einhaltung der Verpflichtung zum weh 
in eine GmbH. oder zum Erwerb neuer Anteile kann nach de 


löſung der Genoſſenſchaft nicht mehr gefordert werden. RG. 2 147 


2. Verfahrensrecht. 


Zivilprozeßordnung. 


8 771 ZPO. Eine von dem Schuldner abgegebene, eidesſtattlich⸗ 
Verſicherung reicht zur Glaubhaftmachung des Rechtes des 1 
ſprechenden Dritten im allgemeinen nicht aus. Derjenige, der 11 
einem Dritten unerkennbar bleibendes Rechtsverhältnis ſchafft, 7 
Streitfalle zu deren völligen Aufklärung verpflichtet. OLG. 253% 


$ 771 8 b.; f 986 BGB.; 88 37 Nr. 5, 90, 93 Zw ch. Der Belt 
des Käufers an dem ihm vom Verkäufer übergebenen Grundſeite 
ein die Veräußerung hinderndes Recht i. S. 5 771 ZPO. und ein ie 
Verſteigerung entgegenſtehendes Recht i. S. und mit der Tragwend 
des $ 37 Nr. 5 Zw VG. Jedoch kann der beſitzende Kaufer auf Aru, 
ſeines Beſitzes der Zwangsvollſtreckung auf Räumung und Herausger 
ſeitens des Erſtehers auf Grund des Zuſchlages nicht mehr aus gs 
3PO. entgegentreten. MG ). 251 


Grundbuchordnung. 


88 71, 56 ff. G80. Da die Ausſtellung eines Bppothelenbrieſ 
fi) als eine Verfügung des Grundbuchamts darſtellt, jo kann weg 
eines behaupteten geſetzlichen Mangels in ſolcher Ausſtellung auch DE, 
Rechtsmittel der Beſchwerde und weiteren Beſchwerde i. S. 9 71 Gehen 
erhoben werden. In den von den Grundbuchämtern ausgeftel 5 
Hypothekenbriefen kann die nähere Bezeichnung der belaſteten n nde 
ſtücke durch die Bezugnahme auf die einſchlägige notarielle Urku, en? 
(Schuldbekenntnis mit Hypothekeubeſtellung), die mit dem Hypoth flert 
brief verbunden und zugleich als deſſen weſentlicher Beſtandteil er 2527 
wird, erſetzt werden. Bay Ob. 


Thüringiſches Gerichtskoſtengeſetz. 


8 51 Thür Kd. Die Gebühr für Eintragung einer Gef amt pol 
ift nach $ 51 Thürch KO. auch dann zu ermäßigen, wenn das Tine 
belaſtete höchſtwertige Grundſtück in einem anderen deutſchen Kaya 
liegt. OSG. Jenana˖gm 2 


B. 
Strafrecht. 


Strafgeſetzbuch. 


88 221, 222, 366 Ziff. 10 StBG. Verursachung des Todes eine 
Menſchen durch eine vorſätzliche oder fahrläſſige ſtrafbare Han 


56. Jahrg. 1927 Heft 44) 


einer beftimmten anderen Perſon, ohne daß mit Sicherheit feſtgeſtellt 
werden kann, welche von mehreren Begehungsmöglichkeiten zutrifft. 
JVP 251520 
ef $ 314 SGB. Fahrläſſige Überſchwemmung. Begriff der „ge- 

ahr dd de 2517 


Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr vom 5. Dez. 1925. 


& 8 10, 11 8D, über Kraftfahrzeugverkehr v. 5. Dez. 1925 in der 
Sajlung der VO. v. 28. Juli 1926 (RGXI. 425). Bei längerer Fahrt 
51 ſchmutzigen Straßen muß ſich der Wagenführer von Zeit zu Zeit 
In der ordnungsmäßigen Beſchaffenheit ſeines Fahrzeuges überzeugen. 

Dresden. 25342 


Viehſeuchengeſetz. 


Ya 17 Biff. 4 Sieyſeuchench. v. 26, Zunt 1909 (el 519); 88 20ff. 
usführungsvorſchriften dazu v. 7. Dez. 1911 (RGBl. 1912, 4). Der 
egriff „Beſitz“ i. S. $ 20 Ausführungsvorſchriften umfaßt den mittel⸗ 
Beſitz nicht mit. OSG. Dresden. 25359 


C. 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. 


0 5 Rubgd.; 5 1 GrErwStG. Beſteuerung der Abtretung von 
Aileen R. are el d 25397 

. 88 137, 138 Abſ. 1 Rabgd. a) Jedes Grundſtück hat einen ge- 
men Wert. b) Über die Feſtſtellung des gemeinen Wertes. o) Ding⸗ 
fü Vorkaufsrechte beeinfluffen nicht den gemeinen Wert eines Grund⸗ 
En Wohl aber können außergewöhnliche Mietverhältniſſe (auch 
dedbothekenbelaſtung) den Preis und damit den gemeinen Wert mit- 
ſiimmen. RS dd. N. eee 254511 
— $ 140 RuAbgd; $ 11 GrErwStcg. Die Vorſchrift des § 140 findet 
ei ch auf die GrErwet. Anwendung. Demgemäß iſt bei Bewertung 
es Grundſtücksbruchteils nicht zu berückſichtigen, daß Bruchteile für 
im allgemeinen ſchwerer verkäuflich ſind als das Grundſtück im 
ganzen. R 25425 


ine 


fees geſtundet, jo darf vom vereinbarten Barbetrage kein Abzug 
Sachleiſtungen. RES. 
der 


preis 
alz 


als 
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Geſetz ber Anderungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, 
Ländern und Gemeinden. 


Ban che 3 Nr. 5 Ref. v. 10. Aug. 1925 über Anderungen des Fi⸗ 
it bie nsgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden. Danach 
fahr e Erhebung von Chauſſee⸗ und ähnlichen Wegegeldern von Kraft⸗ 
rohe gen für die gewöhnliche Benützung öffentlicher Wege mit Aus⸗ 
der ne ſolcher für ſelbſtändige Verkehrsanlagen unzuläſſig. Begriff 

ſelbſtändigen Verkehrsanlagen. Bay db WWW. 25291 


Vermögens ſteuergeſetz. 


Nerdermetch. v. 10. Aug. 1925 (RG Bl. I 233. Die auf Grund des 
Verm etch. v. 10. Aug. 1925 (RG Bl. 1 233) von dem gebundenen 
Sowacgen erhobene Vermögensſteuer iſt eine Fideikommißſtammſchuld. 
ners eit ſie auf den gebundenen Teil des Vermögens des Steuerſchuld⸗ 
url, kann fie der Fideikommißbeſitzer mit Genehmigung der 
des ichtsbehörde ohne Zuſtimmung der Familie aus dem Stamme 
gun Vermögens entnehmen: die Auflichtsbehörde kann die Genehmi⸗ 
As 9 berfagen oder an Bedingungen, wie z. B. die Wie derherſtellung des 

die Steuer geminderten Stammes, knüpfen. PrLAfFamG. 2552! 


Einkommenſtenergeſetz. 


sn 9 11 Abſ. 2, 12 Abſ. 2 EintSt®. 1925. Die Beſtimmungen des 
er in bſ. 2 EinkStG. gehen bei Steuerpflichtigen, die für Einkünfte 
fert . De Abſ. 1 Nr. 1—3 bezeichneten Art regelmäßige Abſchlüſſe 
heran und mit dem nach § 12 Abſ. 1 ermittelten Gewinne zur Steuer 
vor Yogen werden, der Vorſchrift des $12 Abſ. 2 Satz 1 EinfSt®. 
als d. er auch für Pflichtige ohne ordnungsmäßige Buchführung, 
919 ‚en Einkommen bei Einkünften der genannten Art der nach 
nicht 1 ermittelte Gewinn gilt, iſt 8 12 Abſ. 2 Satz 1 inſoweit 
Sten anzuwenden, als der gleiche Vorgang bei einem buchführenden 

erpflichtigen mit Rückſicht auf die Grundſätze ordnungsmäßiger 


2559 


e nicht in der dort vorgeſehenen Weiſe zu behandeln wäre. 
NEL 2547 
88 12 Abſ. 1, 16 Abſ. 2, 3 u. 4, 19, 20, 104 ff., 107 EintSt®. 1925. 
Zu den Gegenſtänden des beweglichen Anlagekapitals können auch 
Spargelanlagen gehören. Bei ihnen find Abſetzungen gem. 8 16 
Abf. 2, 3 zuläſſig. Hat der Pächter eines Grundſtücks beſondere 1 55 
wendungen zur Verbeſſerung des Grund und Bodens zu machen, ſo 
ſind dieſe Aufwendungen durch Bewertung des Pachtrechts beim Be⸗ 
ſtandsvergleich unter Berückſichtigung der Abſetzung auf die Pachtzeit 
zu verteilen. Riß — 954714 
8 94 EinkstG. findet nur auf Kleinrentner Anwendung. Finch. 
Kaſſel . 25502 
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Grunderwerbsſteuergeſetz. 


81 GrErwStG.; 55 RAbgd. Beſteuerung der Abtretung von 
r ee neh nee 25391 

8 2 GrerwStG. Bruchteilseigentum an einem Bergwerk iſt kein 
unbeweglicher Bergwerksanteil i. ©. des $ 2 GrErwStG. RFH. 25402 

$ 3 GréErwStG. a) Der Senat hält an feiner Rſpr. 6, 334 feſt, 
daß $ 3 GrErwStG. nicht die grundbuchmäßige Eintragung des Eigen- 
tums an Grundſtücken vorausſetzt, ſondern wirtſchaftliches Eigentum 
i. S. des $ 80 Abſ. 1 RAbgO. genügt. b) Alle Anteile einer Perſonen⸗ 
vereinigung ſind nicht dadurch in einer Hand vereinigt, daß ſie von 
mehreren Geſellſchaften erworben werden, die wirtſchaftlich nur einer 
Geſellſchaft gehören. Wohl aber muß in ſolchen Fällen geprüft werden, 
ob nicht $5 RAbgO. Platz greift. N õW o. 25413 

88 4,5, 11,23 GréErwstG. Wird bei einem Schwarzverkaufe wegen 
unwirkſamer Auflaſſung auf Grund des GrVerkG. eine erneute Auf⸗ 
laſſung vorgenommen, ſo iſt der damit verbundene Eigentumsüber⸗ 
gang grunderwerbſteuerpflichtig. FG. beim LFin A. Düſſeldorf. 25501 

d 5 Abf. 4 Nr. 2, § 23 Abſ. 1b Nr. 4 GrErwStGö. Die Steuer ⸗ 
pflicht der Abtretung der Rechte aus einem Vertragsantrage fällt 
auch dann weg, wenn durch Annahme des Antrags ein Veräußerungs⸗ 
geſchäft zuſtande gekommen iſt, dieſes aber, ohne zum Eigentums⸗ 
übergange geführt zu haben, wieder aufgehoben wird und nicht mehr 
die Möglichkeit beſteht, z. B. wegen Friſtablaufs, daß die Abtretung 
der Rechte noch zu einem Eigentumsübergange führt. R§ĩH. 2541“ 

8 5 Abſ. 2 GrErwStG. Über die Art, wie der für die Steuer⸗ 
berechnung maßgebende Unterſchied des Wertes zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes und des Eigentumsüberganges feſtzuſtellen iſt. RH. 2543“ 

88 11, 12 GrérwStG.; 5 228 RAbgO. a) Die Ermittlungspflicht 
der Rechtsmitttelbehörden darf bei Schätzungen geringfügiger Werte 
nicht überſpannt werden. b) Bleibt bei geringen Objekten der Kauf⸗ 
preis nur verhältnismäßig wenig hinter dem zurück, was äußerſtenfalls 
als Grundſtückswert geſchätzt werden könnte, ſo dürfen Preis und Wert 
als übereinſtimmend behandelt und der Preis der Verſteuerung zu⸗ 
grunde gelegt werden. RF . 25428 

§ 11 GrErwetG.; 5 140 RAID. Die Vorſchrift des $ 140 
findet auch auf die GrErwSt. Anwendung. Demgemäß ift bei Be⸗ 
wertung eines Grundſtücksbruchteils nicht zu berüdjichtigen, daß Bruch⸗ 
teile für ſich im allgemeinen ſchwerer verkäuflich ſind als das Grund⸗ 
stung im danzen, Ra) ee ee: 25425 

8 12 GrErwSt. Der Grundſatz, daß der in feſter Summe im 
Vertrag angegebene Kaufpreis als Kaufpreis angeſehen werden muß 
und eine Vereinbarung über Belegung desſelben, jo durch Übernahme 
von geringverzinslichen oder unverzinslichen Hypotheken, keinen Ein⸗ 
fluß darauf beſitzt, kann nur bei gleichbleibendem Geldwert und nicht 
bei Hypotheken Platz greifen, die der Aufwertung unterliegen. Es 
enthält keinen Rechtsirrtum, wenn die Wertbemeſſung ſolcher Hypo⸗ 
ihefen ſich an die Anl. I der DurchfVO. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 
anlehnt. RFO. 25437 

8 15 GrérwStG. a) Die Anwendung des 8 15 ift nicht ausge⸗ 
ſchloſſen bei Veräußerung eines Grundſtücks von einer OffHG. an eine 
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ganz oder zum Teil perſonengleiche andere. — b) Berechnung der 
Sener nd dss, A no ec 25449 

85 24, 8 GrErwStG. Grundſtücksgeſchäfte unter Eheleuten. 
o 2545 0 


Körperſchaftsſteuergeſetz. 


88 10 Abſ. 1, 2a, 2 b, 13, 14 Nr. 3 KörpStG. v. 10. Aug. 1925. 
1. Vergütungen für Geſchäftsführer einer GmbH. als verſteckte Gewinn⸗ 
verteilung. 2. Auch verſteckte Gewinnausſchüttungen konnen nach 
9 10 Abſ. 2a KörpStG. als Mindeſteinkommen beſteuert werden. 
3. Von einer Anwendung des $ 10 Abf. 2a KörpS th. iſt in den erſten 
drei auf die Geltentwertungszeit folgenden Geſchäftsjahren regel⸗ 
mäßig abzuſehen. 4. Eine vertragliche Zuſicherung i. S. des 810 
Abf. 2b KörpStG. iſt jede bindende Vereinbarung, mag dieſe im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag oder in einem beſonderen Vertrage getroffen fein. 
Die Vereinbarung kann auch ſtillſchweigend in der Weiſe getroffen 
ſein, daß die durch Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung feſtgeſetzten 
Vergütungen ohne ausdrücklichen Vertrag tatſächlich gezahlt und von 
den Empfängern angenommen werden. R ))... 2049 


Verordunng über Vorausleiſtungen für die Wegeunterhaltung 
vom 25. Nov. 1923. 


Eine auf Grund der VO. über Vorausleiſtungen für die Wege⸗ 


unterhaltung v. 25. Nov. 1923 erlaſſene Abgabenordnung darf ſich 
nicht rückwirkende Kraft beilegen. PrO VG. 25501 
D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
1. Reid), 
Reichs verfaſſung. 


Das Freizligigfeits®. v. 1. Nov. 1862 iſt, ſoweit feine Beſtim⸗ 
mungen nicht durch Art. 111 in die Reichsverfaſſung aufgenommen 
wurden, in Geltung geblieben. 85 FreizugigkeitsG. iſt jedoch durch 
$30 BD. über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 erſetzt worden. 
Art. 10 bay. Zigeuner und Arbeitsſcheuench. v. 16. Juli 1926 ſteht 
nicht in Widerſpruch mit der RVerf. Eine Zuwiderhandlung gegen 
Art. 10 Xbf. 1 des letztgenannten Gef. ift nicht ſtrafbar. u 

25 
Reichs verſorgungs geſetz. 


§ 41 RVG. Iſt die Waiſenrente gem. § 41 RVG. infolge körper⸗ 
licher oder geiſtiger Gebrechen über die Vollendung des 18. Lebens- 
jahres hinaus gewährt worden und erſt ſpäter nach erlangter Erwerbs⸗ 
fähigkeit weggefallen, fo kann fie, wenn künftig wieder Erwerbsun⸗ 
fähigkeit eintritt, nicht wieder aufleben. RVGer.. . . . 25503 

§ 57 RVG. Eine Umanerkennung ohne Nachunterſuchung (3. dgl. 
EV, 24 Nr. 9) liegt dann nicht vor, wenn zwar ohne ärztliche Unterſuchung, 
aber auf Grund anderer Ermittelungen eine neue Schätzung der EM. 
ſtattgefunden hat. Mit dieſem Ermittelungsergebnis iſt bei einer Neu⸗ 
feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe gem. $ 57 RVG. der jetzt er⸗ 
hobene Befund zu vergleichen; auf eine frühere Unterſuchung 
dann nicht zurückgegriffen werden. RV Ger. 2 

§ 57 RBG. Die zweijährige Friſt des $ 57 Abſ. 2 Satz 1 RVG. 
gilt nicht für die Hinterbliebenenrente. RB Ger. 25501 

9 77 RVG. Das auf Grund 5 77 RVG. eingetragene Ver⸗ 
äußerungs⸗ und Belaſtungsverbot wirkt nicht gegenüber den dinglich 
Berechtigten, die z. 8. der Eintragung des Verbots aus $ 77 ſchon 
im Grundbuch eingetragen waren. K... 25311 


darf 
550% 


Offizierspenſionsgeſetz. 


Bei der Kürzung der Offtzierpenſion iſt das Wartegeld nicht als 
Zivilpenſion i. S. des $ 24 OP. zu behandeln. Hierin iſt durch die 
PAV. (v. 27. Okt. 1923 — RGBl. 1 999) eine Anderung nicht herbei⸗ 
geführt worden. Der vom III. Sen. in E. V, 164 Nr. 47 aufgeſtellte 
Grundſatz wird nicht aufrocht erhalten. RVGer. 625508 


Gewerbeordnung. 


§1 Abſ. 1 Gemd. Mit dem Grundſatz der Gewerbefreiheit ſteht 
eine Vorſchrift in Widerſpruch, ſoweit in derſelben der Beginn jeglichen 
Geſchäftsbetriels überhaupt auf öffentlichen Straßen und Plätzen, alſo 
die Zulaſſung zu einem ſolchen Gewerbebetrieb, von behördlicher Be⸗ 
willigung abhängig gemacht iſt. Bay ob. . 25293 


2. Preußen. 
Familiengüterverordnung. 


Bei der Auflöſung oder dem Erlöſchen eines Familienguts erwirbt 
jeder Anfallberechtigte die ihm geſetzlich oder ſtiftungsmäßig zugewieſe⸗ 
nen Beſtandteile des bisher gebundenen Vermögens unmittelbar kraft 
Geſetzes, ohne daß es einer beſonderen Rechtshandlung, wie Auflaſſung 
oder Übergabe, bedarf, wenn nach der geſamten Sachlage, insbeſ. dem 
Werte der Zuwendung die Zuweiſung als eine ſolche auf das ganze 
Vermögen oder auf einen Bruchteil desſelben, nicht aber nur als Zu⸗ 
wendung eines einzelnen, von dem Geſamtvermögen abzuſondernden 
Gegenſtandes anzuſehen it. Pr Af Fam). 2554 

§ 3 Fam d. in der Faſſung v. 30. Dez. 1920 (GS. S. 1921 
S. 77). „Anwärter“ ſind nur lebende Anwärter. Bereits erzeugte, 
aber noch nicht geborene Anwärter ſind daher von der Teilnahme an 
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einem Familienſchluß auf Grund der FamG O. ausgeſchloſſen. Dar, 
legung der Entſtehungsgeſchichte der den Kreis der bei einem Famition 
ſchluß auf Grund des frühern Rechts zuzuziehenden Familienmitglied 
beſtimmenden $$ 42, 44 II 4 ALR. PreAf Fam. 2000 
§ 8 Fam O.: 88 11, 29 ZWABD. Die Aufnahme eines Familien. 
ſchluſſes darf vom Auflöſungsamt nicht deshalb abgelehnt werden, wel 
es vorausſichtlich eine zu ihm erforderliche vormundſchaftsgerichtnen 
Genehmigung nicht erteilen wird. Bei der Entſcheidung Über * 
ſolche Genehmigung ift nicht nur das perſönliche Jutereſſe des De 
vormundeten, ſondern auch das Familienintereſſe zu berücſich En 
Pre AfFamG. 25 


Zwangsanflöſungs verordnung. 


8 5 wel Vd. Zu einer vor Bildung eines Waldgutes erfolgende. 
Verfügung über Grundſtücke, die zu einem zu nachhaltiger forſtma 5 
Bewirtſchaftung geeigneten Walde gehören, § 12 Abſ. 10 Zw. er 
19. Febr. 1920 — GS. S. 463), iſt eine Genehmigung der M5 
nicht erforderlich. Af am))... 2 2 

88 11, 29 3WABD.: 5 8 Fam VO. Die Aufnahme eines Familie m 
ſchluſſes darf vom Auflöſungsamt nicht deshalb abgelehnt werden, we 
es vorausſichtlich eine zu ihm erforderliche vormundſchaftsgericht e 
Genehmigung nicht erteilen wird. Bei der Entſcheidung über Der 
ſolche Genehmigung iſt nicht nur das perſönliche Intereſſe des 4 
vormundeten, ſondern auch das Familienintereſſe zu berückſt 95565 


§ 12 3wA Vd. Kann bei der Zwangsauflöſung eines Famitiengutt 
ein Waldgut nicht gebildet oder die Waldgutsbildung nicht genehm 
werden, ſo kann der Beſitzer nicht gezwungen werden, ſeine Zuſtimm 
zur Bildung eines Schutzforſtes zu geben. Pre Af amc). 20 


Waſſergeſetz vom 7. April 1919. 


Pr!Baffer®. v. 7. April 1919, Das Ciienbahnunternehmen ge, 
die bei Herſtellung einer Bahnlinie verlegten Waſſerlauſſteng 
nach denſelben Grundſätzen zu unterhalten, die für die Unterhalts 
verlegter öffentl. Wege gelten. ProV G. 250 


e 


Wegereinigungsgeſetz vom 1. Juli 1912. 


N En 
PrWegereinigG. v. 1. Juli 1912. Ein Beſchluß, den ein aach 
ausſchuß, Bezirksausſchuß oder Provinzialrat über die Frage, we 

Wege außerhalb der geſchloſſenen Ortslage als überwiegend wei 
inneren Verkehr der Ortſchaft dienend anzuſehen ſind, ohne tig, 
$1 Abſ. 2 vorgeſehenen Antrag der Ortspolizei faßt, iſt nicht n 
ſondern nur anfechtbar gemäß $ 126 PreVerwGG. PrOV G.. * 


Preußiſches Grundſtücksverkehrsgeſetz. 


eneh⸗ 


17 
migungspflichtig und durch die Genehmigung bedingt. »* u 


Friſt von 3 Wochen hat nicht die Folge, daß die Genehmigung atiuſe 
teilt gilt. Alle vor dem 4. Aug. 1925 abgeſchloſſenen Grundſtücksverke n 


Kabinettsorder vom 25. Sept. 1834. 
trag 


Prgtabd. v. 25. Sept. 1834. Die Behauptung, daß der Cg 
des eingezogenen Kloſtervermögens nicht zur Befriedigung der che, 
ſprüche der von dem früheren Kloſter unterhaltenen Kirchen ausre un 
iſt ein vom Bekl. zu beweiſender Einwand, Der Umfang der Ba wos 
beſtimmt ſich nach der Zeit der Anſpruchserhebung und danach, de, 
zu dieſer Zeit der Ertrag des eingezogenen Vermögens ſein wir. 
wenn es noch da wäre. Dies offenzulegen, iſt Pflicht des Fiskus, 51010 
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